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Vorwort. 


Syſtematiſche Bearbeitungen des preußiſchen Bergrechts ge- 
hören zu den Seltenheiten. Abgeſehen von kurzgefaßten Beiträgen 
zu Sammelwerken ſind nur zu nennen das unvollendet gebliebene 
Lehrbuch des gemeinen deutſchen Bergrechts von Achenbach (1871), 
das auch das preußiſche Bergrecht eingehend berückſichtigt, das Lehr⸗ 
buch des preußiſchen Bergrechts von Kloſtermann (1871), und der 
Leitfaden für das Studium des preußiſchen Bergrechts von Engels 
(1894). Dieſe Bücher ſind zurzeit veraltet. Für den Gebrauch 
im praktiſchen Leben erſcheint auch im allgemeinen der Kommentar 
als die geeignetere Form. Trotzdem hat der Verfaſſer einer An⸗ 
regung der Verlagsbuchhandlung und Wünſchen aus den Kreiſen 
der akademiſchen Hörer durch Ausarbeitung der vorliegenden „Grund— 
züge des preußiſchen Bergrechts“ nachkommen zu ſollen geglaubt, 
in der Abſicht, damit einerſeits eine Grundlage für den akademiſchen 
Unterricht und für die ſelbſtändige Fortſetzung des Studiums, ander- 
ſeits aber auch weiteren Kreiſen ein Mittel zu bieten, um ohne 
Störung durch Einzelheiten einen Überblick über die gegenwärtige 
Lage des preußiſchen Bergrechts zu gewinnen. 

Die Behandlung eines umfangreichen Rechtsgebietes in räumlich 
engen Grenzen ſchließt bekanntlich die Gefahr einer Austrocknung 
des Stoffes in ſich. Es iſt verſucht worden, dieſer Gefahr nach 
Möglichkeit zu entgehen, indem nicht darauf verzichtet worden iſt, 
die rechtsgeſchichtlichen und wirtſchaftlichen Beziehungen der einzelnen 
Rechtseinrichtungen mindeſtens anzudeuten und auch gelegentlich 
einen Blick auf das Bergrecht anderer Staaten zu werfen. Dafür 
iſt von einem näheren Eingehen auf Streitfragen nicht grund⸗ 
legender Bedeutung und von der Erwähnung aller nebenſächlichen 
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Meinungsverſchiedenheiten abgeſehen worden. Auch ſchien eine 
Einſchränkung der Verweiſungen auf die während der faſt fünfzig- 
jährigen Geltung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
ſehr umfangreich gewordene Literatur, Verwaltungspraxis und 
Rechtſprechung auf das Maß des Unentbehrlichen geboten. 

Das Buch will nicht Neues, ſondern nur Altes in einer neuen, 
für manche Zwecke vielleicht geeigneten Form bieten. 


Der Verfaſſer. 


DI. 


Abkürzungen. 


am angeführten Orte. 


Allgemeines Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 


24. 6. 1865. 
Abgeordnetenhaus. 
Abſatz. 
Ausführungsgeſetz. 


Allgemeines Landrecht für die Preußiſchen Staaten. 


anderer Meinung. 
Arbeitsordnung. 
Artikel. 
Ausführungsanweiſung. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 
Begründung. 
Bekanntmachung. 
Bergordnung. 
Bergpolizeiverordnung. 
Bundesrat. 

Deutſche Juriſtenzeitung. 


E. oder Entſch. = Entſcheidung. 


E. oder Erk. 


Erl. 
G. oder Geſ. 


Erkenntnis. 
Einführungsgeſetz. 
Entwurf. 

Erlaß. 

Geſetz. 


GBO. oder GO. — Reichsgrundbuchordnung. 
Gewerkſchaft a. R. = Gewerkſchaft alten Rechts. 
Gewerkſchaft n. R. Gewerkſchaft neuen Rechts. 


GewO. 
GS. 


Reichsgewerbeordnung. 
Geſetzſammlung. 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
Handelsgeſetzbuch. 
Herrenhaus. 
Handelsminiſter. 


Miniſterialblatt der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 


Juſtizminiſterialblatt. 
Inſtruktion. 
Knappſchaftsgeſetz. 
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KG. Kammergericht. 

KO. Konkursordnung. 

Kommb = Kommiſſionsbericht. 

LVG. —Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. 7. 1883. 

MinErl — Miniſterialerlaß. 

Mot — Motive. 

OBA. — Oberbergamt. 

OVG. — Oberverwaltungsgericht. 

Neid. — Rekursbeſcheid. 

RG. — Reichsgericht. 

RGBl. — Reichsgeſetzblatt. 

RA. — Reichsverſicherungsamt. 

RVO. —Reichsverſicherungsordnung. 

Stemp St. = Stempelſteuergeſetz. 

StGB. — Strafgeſetzbuch für das Deutſche Reich. 

StPO. — Strafprozeßordnung. 

Verf. — Verfügung. 

BD. — Verordnung. 

WG. — Waſſergeſetz. 

EB — Zeitſchrift für Bergrecht. 

ZPO. — Zivilprozeßordnung. 

ZuſtG. — Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Ver⸗ 
waltungsgerichtsbehörden vom 1. 8. 1883. 


3G. = Zwangsverſteigerungsgeſetz vom 24. 3. 1897. 


Arndt = ABG. nebſt kurzgefaßtem vollſtändigem Kommentar uſw. von Dr. 
Adolf Arndt, 7. Aufl. Leipzig 1911. 

Braſſert⸗Gottſchalk S Das ABG. mit Kommentar von Braſſert, 2. Aufl., 
bearbeitet von Dr. Hans Gottſchalk, Bonn 1913. 

Kloſtermann-Thielmann = ABG. mit Kommentar von Dr. R. Kloſter⸗ 
mann, 5. Aufl., bearbeitet von Dr. Max Fürſt, 6. Aufl., bearbeitet 
von Hans Thielmann, Berlin 1911. 

Schlüter-Henſe = ABG. für die Preußiſchen Staaten uſw., begonnen von 
Wilhelm Weſthoff und Wilhelm Schlüter, 3. Aufl., bearbeitet von 
Wilhelm Schlüter und Dr. Fritz Henſe, Berlin 1913. 
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J. Begriff des Vergrechts. 


Die Eigenart und die frühere Abgeſchloſſenheit des Bergbaues 
haben zu einer beſonderen Regelung ſeiner Rechtsverhältniſſe geführt. 
Bergrecht iſt die Geſamtheit der für den Bergbau geltenden 
e eee u. 5... 7 | 
Das Bergrecht iſt ein Sonderrecht. Nicht alle Rechtsſätze, 
die für den Bergbau gelten, gehören dem Bergrecht an, ſo z. B. 
nicht die Beſtimmungen des BGB. über den Dienſtvertrag, die 
zwar auf den Arbeitsvertrag der Bergarbeiter, daneben aber auch 
auf viele andere Arbeitsverträge Anwendung finden. Bergrecht⸗ 
licher Natur iſt nur ein Rechtsſatz, der eigens zur 9 Regelung berg⸗ 


baulicher Verhältniſſe beſtimmt iſt. 

Die Bergrechtsſätze eines Staates ſind regelmäßig in beſonderen 
Geſetzen (Bergordnungen, Berggeſetzen) vereinigt. Ob ein Rechts⸗ 
ſatz dem Bergrecht angehört, beſtimmt ſich aber nicht danach, ob 
er in einem Berggeſetz ſeine Stelle gefunden hat, ſondern nach 
jeinem Inhalt. So enthielt z. B. der § 2 ABG. (urſpr. Faſſ.), 
wonach an den Rechten des Staates bezüglich des Salzhandels 
nichts geändert werden ſollte, keinen Bergrechtsſatz, wogegen der 
Beſtimmung im § 154a Abſ. 2 der GewO. über die Be⸗ 
ſchäftigung von Arbeiterinnen unter Tage und auf Bergwerksan— 
lagen der bergrechtliche Charakter kaum abzuſprechen iſt. 

Die oben gegebene Begriffsbeſtimmung des Bergrechts bedarf 
zur weiteren Klarſtellung der näheren Beſtimmung des Begriffes 


Bergbau. unter eee e erfier Einie bie ebene 
und Gewinnung der nach Geſetz oder Gewohnheitsrecht dem 
Verfügungsrechte des Gründeigenkumers entzogenen fügungsrechte des Gründeigenkü 
Mineralien zu verſtehen. Die Aufſuchung und Gewinnung 


— 


dieſer Mineralien trägt regelmäßig einen bergtechniſchen 
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Charakter, jedoch iſt dieſer nicht begriffsweſentlich. Auch ein Tage- 
bau iſt unter Umſtänden Bergbau. 

Der Begriff des Bergbaues und demzufolge auch der des 
Bergrechts reicht aber nach deutſchrechtlicher Anſchauung in zwei⸗ 
facher Richtung weiter. 

Zunächſt iſt zum Bergbau auch die Bearbeitung zu rechnen, 
die der Bergbauberechtigte an den gewonnenen Mineralien vor⸗ 
nimmt, um ſie zum Abſatz geeignet zu machen. Allerdings 
iſt der Grundſatz des gemeinen deutſchen Bergrechts, daß zum 
Bergbau die ganze „Zugutemachung“ der Bergwerksmineralien 
gehöre, durch Beſtimmungen neuerer Landesgeſetze durchbrochen. 
In Preußen unterliegen ſeit 1861 nur noch Aufbereitungsan— 
ſtalten und ähnliche Anſtalten, wenn ſie vom Bergwerksbeſitzer 
ſelbſt betrieben werden, dem Bergrecht, während die Hütten deſſen 
Bereich entzogen und dem Gewerberecht zugewieſen ſind. 

Eine Ausdehnung des Begriffes Bergbau nach einer zweiten 
Richtung hat ſich mit praktiſcher Notwendigkeit daraus ergeben, 
daß die Aufſuchung und Gewinnung der dem Verfügungsrechte 
des Grundeigentümers unterliegenden Mineralien, wenn dieſe in 
größerer Teufe anſtehen, in betriebstechniſcher Hinſicht von dem 
Bergbau im engeren Sinne nicht zu unterſcheiden iſt und daher 
der Betrieb derartiger Mineralgewinnungen, die als Grund— 
eigentümerbergbau bezeichnet zu werden pflegen (Braunkohlen⸗ 
bergbau in den vormals ſächſiſchen Landesteilen, Kalibergbau in 
Hannover) im Sicherheitsintereſſe gleichen oder ähnlichen Geſetzes⸗ 
und Verwaltungsvorſchriften unterworfen werden müſſen wie der 
eigentliche Bergbau. Das Sonderrecht des Grundeigentümerberg— 
baues bildet nach allgemeiner Auffaſſung einen Teil des Bergrechts. 

Außerhalb des Bereiches des Bergbaues und des Bergrechts 
liegt dagegen der Abſatz der Bergwerkserzeugniſſe, abgeſehen 
davon, daß in Preußen Bergwerksbahnen, auch wenn ſie nur dem 
Abſatz der Bergwerkserzeugniſſe dienen, als Bergwerksanlagen 
gelten. Außerhalb des Bereiches des Bergrechts liegt daher 
ſeinem Hauptinhalte nach auch das Reichskaligeſetz vom 25. Mai 1910, 
da es nicht den Betrieb der Kaliſalzbergwerke, ſondern den Abſatz 
der Kaliſalze regelt. 

Die Feſtſtellung des Begriffes und der Grenzen des Berg— 
rechts hatte früher faſt nur wiſſenſchaftlichen Wert, hat aber 
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neuerdings mit Rückſicht auf das Verhältnis der Landes- zur 
Reichsgeſetzgebung erhebliche praktiſche Bedeutung erlangt (vgl. 
Abſchnitt V). 

Was die Stellung des Bergrechts im allgemeinen 


Rechtsſyſtem anlangt, jo gehört es teils dem Privatrecht, teils 


dem öffentlichen Recht an. Dieſer Doppelcharakter hat ſeinen 
Grund darin, daß das Bergrecht für das Gebiet des Bergbaues 

ſowohl die Verhältniſſe von Privatperſonen zueinander vom 

Standpunkt der Privatintereſſen als auch Verhältniſſe von Privat- 

perſonen zum Staate und zu öffentlichen Einrichtungen vom 

Standpunkte des allgemeinen Intereſſes aus zu ordnen hat. Von 

den Bergrechtseinrichtungen fallen einige (z. B. Erſatz von Berg- 
ſchäden) ganz in das Gebiet des Privatrechts, andere (4. B. Berg⸗ 
polizei) ganz in das Gebiet des öffentlichen Rechts, während eine 
dritte Gruppe (z. B. Mutung, Grundabtretung) einen gemiſchten 
Charakter hat. 


II. Vechtsgrundlagen des Bergbaues. 
Die Entſtehung des Rechtes zum Bergbau beſtimmt ſich nach 


der Lage des objektiven Bergrechts. Dieſes kann die den Gegen⸗ 
ſtand des Bergbaus bildenden Mineralien entweder 


a) dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers über⸗ 

laſſen, oder 2 5 

> dem em Staate vorbehalten, oder 

e) für frei erklären, was in der Re Regel mit der Beſtimmung 

geſchieht, daß der Finder das Recht zum Bergwerksbetriebe 

erwirbt (Berg baufreiheit). 

Bei der Wahl unter dieſen drei Möglichkeiten muß den Geſetz— 
geber das allgemeine Intereſſe leiten, das regelmäßig dahin geht, 
daß die im Erdinnern verborgenen Mineralſchätze aufgeſchloſſen 
und der Volkswirtſchaft zugeführt werden. Zur Erreichung dieſes 
Zieles iſt nach weitreichender Erfahrung die Trennung des 
Mineralgewinnungsrechts vom Grundeigentum d der gegebene Weg. 

Wenn das Bergbaurecht die Grundlage für eine ertrag- 
bringende Ausbeutung der Minerallagerſtätten werden ſoll, muß 
es in anderer Weiſe örtlich begrenzt werden, als das Grund— 
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ſtückseigentum. Die durch Rückſichten der Oberflächenbenutzung 
und Zufälligkeiten beſtimmten Grundſtücksgrenzen würden bei 
Übertragung auf die Bergbauberechtigungen deren zweck⸗ 
entſprechende Ausübung hindern. Das Bergbaurecht muß eine 
Ausdehnung und eine Art der Begrenzung haben, die eine Auf- 
ſchließung des Minerallagers nach bergtechniſchen und wirtſchaft— 
lichen Grundſätzen ermöglicht. Sodann bewirkt die Identität der 
Perſon des Grundeigentümers und des Bergbauberechtigten meiſt 
nicht eine Förderung des Bergbaues, der Unternehmungsſinn, 
Bereitwilligkeit zur Tragung eines finanziellen Riſikos und große 
Kapitalaufwendungen erfordert. Dieſe Gründe gegen die Ver— 
einigung des Bergbaurechts mit dem Grundeigentum fallen um 
ſo ſtärker ins Gewicht, je mehr der Grundbeſitz zerſplittert iſt. 
Sie können auch nicht durch den Hinweis darauf entkräftet werden, 
daß eine freiwillige Abtrennung des Mineralgewinnungsrechtes 
von dem Grundeigentum möglich und daher ein Bergbauunter⸗ 
nehmer in der Lage ſei, durch Vertrag mit dem Grundeigen— 
tümer oder durch Verträge mit einer größeren Zahl von Grund— 
eigentümern ein Bergbaufeld von angemeſſener Ausdehnung zu 
erwerben. Erfahrungsmäßig iſt der Grundeigentümer oft ent⸗ 
weder der Loslöſung einer Befugnis aus ſeinem Eigentumsrecht 
grundſätzlich abgeneigt oder dazu nur unter Bedingungen bereit, 
die den finanziellen Ertrag des Bergbauunternehmens in Frage 
ſtellen. Bei Zerſplitterung des Grundbeſitzes kann das Wider- 
ſtreben eines einzigen kleinen Grundbeſitzers die Entſtehung eines 
Bergwerksbetriebes von hohem wirtſchaftlichen Werte hindern. 
Die Fälle, in denen trotz des Beſtehens eines Verfügungsrechts 
des Grundeigentümers über beſtimmte Mineralien doch der Berg⸗ 
bau auf dieſe Mineralien auf eine hohe Stufe der Entwickelung 
gelangt iſt, ſind daher als Ausnahmen zu betrachten (Steinkohlen⸗ 
bergbau in England und Nordamerika, Kaliſalzbergbau in Hannover). 

Die Geſchichte der Bergrechtsentwickelung der meiſten Staaten 
wird von dem Grundſatze der rechtlichen Trennung der Berg⸗ 
werksmineralien vom Grundeigentum beherrſcht“), indem 
dieſe Mineralien teils dem Staat, in früherer Zeit dem Landes⸗ 


1) Daß dieſer Grundſatz auf einer naturrechtlichen Notwendigkeit beruhe, 
kann ebenſowenig behauptet werden, wie, daß das Bergregal und die Berg⸗ 
baufreiheit einen Eingriff in „geheiligte Rechte“ des Grundeigentümers enthielten. 


II. Rechtsgrundlagen des Bergbaues. 13 


herrn, zugewieſen werden, teils der Grun indſatz der Bergbaufreiheit 
aufgeſtellt wird. Hin und wieder findet f ſich ein Rechtszuſtand, 
der als eine Vermiſchung dieſer beiden Bergrechtsſyſteme erſcheint. 
Der modernen Rechts⸗ und Wirtſchaftsauffaſſung entſpricht am 
meiſten der Grundſatz der Bergbaufreiheit, der unter Ausſchluß 
von Bevorzugungen das freie Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte 
auslöſt. Keine weſentliche Anderung des Grundſatzes liegt darin, 
daß der Finder nicht mehr, wie nach älteſtem deutſchen Berg⸗ 
recht, das Bergbaurecht durch tatſächliche Aneignung der Fund⸗ 
grube, ſondern im Wege der Mutung und Verleihung erwirbt. 
ei en der Bergbaufreiheit ift der preußiſche Berg⸗ 
Hälfte des 19. Jahrhunderts zu hö üte 
elangt. Der Grundſatz der Bergbaufreiheit iſt im übrigen 
nicht neu. Er beherrſcht z. B. ſchon das Bergrecht des athenien- 
ſiſchen Silberbergbaues von Laurion und hat ſich bei Aufnahme 
des Goldbergbaues in Kalifornien aus dem Rechtsbewußtſein der 
Beteiligten heraus im Wege der Gewohnheitsrechtsbildung durck⸗ 
geſetzt. Trotzdem kann er keine abſolute Geltung beanſpruchen. 
Unter Umſtänden wird ein Vorbehaltsrecht des Staates an 
den Bergwerksmineralien der beſonderen Lage der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe beſſer entſprechen. So hat das mittelalterliche Berg⸗ 
regal der Landesherren, indem es deren Intereſſe an der Ent- 
wickelung der Bergbaues weckte, zu deſſen Gedeihen in mehreren 
Blüteperioden weſentlich beigetragen. Aber auch die neueſte, durch 
die Übermacht des Großkapitals beeinflußte Wirtſchaftsentwickelung 
hat dazu geführt, daß ſich aus der Bergbaufreiheit ſchwere 
Schädigungen der Volksintereſſen ergeben können. In Preußen 
und in anderen Staaten war daher die Geſetzgebung der letzten 
Jahre genötigt, die wichtigſten Mineralien (Steinkohlen, Salze) 
unter Durchbrechung des Grundſatzes der Bergbaufreiheit wieder 
dem Staate vorzubehalten. 

Auch ſoweit ein Recht des Staates an den Bergwerks- 
mineralien beſtanden hat und beſteht, wurde und wird der Berg— 
bau nicht immer vom Staate ſelbſt durch ſtaatliche Organe 
betrieben. Oft liegt es im eigenen Intereſſe des Staates, die 
Mineralgewinnung innerhalb beſtimmter Grenzen und mit ge— 
wiſſen Belaſtungen Privatperſonen zu überlaſſen. Das ſtaatliche 
Vorbehaltsrecht ſchließt alſo einen Privatbergbau nicht aus. In⸗ 
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deſſen hängt in dieſem Falle die Übertragung von Bergbaurechten 
an Private von dem durch ſtaatswirtſchaftliche Intereſſen be⸗ 
ſtimmten Ermeſſen der Staatsbehörden ab (Konzefj ions nsſyſtem de: des 
franzöſiſchen Rechts). Anderer Art iſt die Mitwir nig der Staats⸗ 
behörden bei Erwerb von Bergbaurechten unter der Herrſchaft der 
Bergbaufreiheit. Dieſe gewährt dem Finder des Minerals einen 
Rechtsanſpruch auf Bergwerksverleihung und die Tätigkeit der 
Staatsbehörden beſchränkt ſich im weſentlichen auf die Entſcheidung 
darüber, ob die geſetzlichen Vorausſetzungen dieſes Anſpruchs er- 
füllt ſind. 

Die Rechtsverhältniſſe an den Mineralien ſind, wenn 


dieſe dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers überlaſſen ſind, 


— — —— — — — 


einfach. Die Mineralien ſind in dieſem Falle als Teile des Grundſtücks 
Gegenſtand des Grundeigentums (vgl. § 905 > BGB.). Schwieriger 


iſt dagegen die juriſtiſche Konſtruktion, wenn die Mineralien dem 
Verfügungsrechte des Grundeigentümers entzogen ſind. Auf dem 
Gebiete des deutſchen und preußiſchen Bergrechts beſtehen drei 
verſchiedene Auffaſſungen. Nach der einen!) gehören die Mine- 
ralien auch in dieſem Falle als Bodenbeſtandteile (pars fundi) 
dem Grundeigentümer, nur darf dieſer nicht darüber verfügen. 
Das Grundſtück iſt durch die Beſchränkung in der Verfügung 
über die Mineralien gewiſſermaßen dinglich belaſtet. Nach der 
zweiten Anſicht?) gehören dieſe niemand, ſie ſind herrenlos (res 
nullius). Nach einer dritten Anſichts) gehören fie dem Staate, 
jedoch nach modernem Recht nicht mehr als fiskaliſche, ſondern 
als öffentliche Sachen, die zur Verfügung der Nation ſtehen. 
Der erſten Anſicht ſteht das Bedenken entgegen, daß ſie ſich 
auf einen Scheinbegriff — das inhaltloſe Recht des Grund— 
eigentümers an den Mineralien — ſtützt, während die Schwäche 
der zweiten und dritten Anſicht darin liegt, daß die Mineralien 
vor ihrer Trennung vom Grund und Boden keine ſelbſtändigen 
Sachen ſind, die Selbſtändigkeit ihnen daher nur mit Hilfe einer 
geſetzlichen Fiktion beigelegt werden kann. 


1) Achenbach, Oppenhoff, Braſſert, Weſthoff, Thielmann, Schlüter⸗ 
Henſe u. a. 

2) Kloſtermann, Sehling, Gottſchalk u. a. 

3) Arndt. 
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Für die Geſetzesanwendung iſt die Streitfrage) von geringer 
Bedeutung. Sie hat infolgedeſſen auch eine Klärung auf dem 
Wege der Rechtſprechung bisher nicht erfahren. Außer Zweifel 
ſteht, daß die Gewinnung der dem Verfügungsrechte des Grund- 
eigentümers entzogenen Mineralien ohne bergrechtlichen Titel, jet 
es, daß ſie der Grundeigentümer ſelbſt oder ein anderer vor⸗ 
nimmt, rechtswidrig iſt. Sie iſt in Preußen, da die allgemeinen 
Strafbeſtimmungen (Diebſtahl uſw.) den Fall nicht treffen, durch 
das Geſetz vom 26. März 1856 über die Beſtrafung unbefugter 
Gewinnung und Aneignung von Mineralien (GS. 203) unter 
beſondere Strafe geſtellt . 


III. Geſchichte des deutſchen Bergrechts ).“ 


Das preußiſche Bergrecht iſt nur einer der Zweige, die dem 
Stamme des deutſchen Bergrechts entſproſſen ſind. Zum Ber- 
ſtändnis des preußiſchen Bergrechts iſt daher die Kenntnis der 
Grundlinien der deutſchen Bergrechtsentwickelung erforderlich. 


1. Die Zeit des Gewohnheitsrechts. 
Die Grundlage der deutſchen Bergrechtsentwickelung iſt das 
Bergregal, das in der Ronkaliſchen Konſtitution?) Friedrich 


1) Die Mot. z. ABG. überlaſſen ihre Beantwortung der wiſſenſchaftlichen 
Forſchung. 

2) Nicht rechtswidrig iſt ſie, wenn ſie nur als Mittel zum Zwecke der 
Ausübung eines Bergbaurechts oder des Gewinnungsrechts des Grundeigen— 
tümers dient (Durchteufen eines Kohlenflözes in einem hinſichtlich der Kohle 
bergfreien Felde, um an die Lagerſtätte des verliehenen oder dem Grundeigen⸗ 
tümer gehörigen Minerals zu gelangen). 

3) Achenbach, Das gemeine deutſche Bergrecht uſw. 1871; Klofter- 
mann, Kommentar z. ABG., 4. Aufl., 1885, Einleitung; Arndt, Zur Geſchichte 
und Theorie des Bergregals und der Bergbaufreiheit; Schmoller, Die gejchicht- 
liche Entwickelung der Unternehmung, Schmollers Jahrbuch, Bd. 15, S. 669 ff.; 
Zycha, Das Recht des älteſten deutſchen Bergbaues bis ins 13. Jahrhundert, 
1899; Weſthoff, Geſchichte des deutſchen Bergrechts, Z. f. B. 50 27ff., 
230 ff.; Arndt, Z. f. B. 54 120ff. Weitere Literaturangaben bei Weſthoff 
Z. f. B. 50 32ff. 

4) Ein Beſchluß des auf den Ronkaliſchen Feldern verſammelten Reichstags. 
Die Konſtitution erlangte zunächſt nur für Italien Geſetzeskraft, wurde aber auch 
in Deutſchland anerkannt. Sie iſt auch in die libri feudorum aufgenommen. 
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Barbaroſſas von 1158 als Recht der deutſchen Könige geſetzlich 
jeſtgeſtellt worden iſt („Regalia sunt. .. argentariae 
piscationum et salinarum reditus“). Durch die Goldene Bulle 
Kaiſer Karls IV. von 1356 wurde das Bergregal auf die Kur⸗ 
fürſten übertragen, und ſeit dem Weſtfäliſchen Frieden von 1648 
ſtand es unbeſtritten allen Territorialherren zu. 


Ob durch die Ronkaliſche Konſtitution lediglich ein beſtehender 
Rechtszuſtand beſtätigt worden iſt oder ob in Deutſchland die 
Mineralien früher dem Grundeigentümer gehört und erſt die 
Hohenſtaufen das Bergregal beanſprucht und zur rechtlichen An⸗ 
erkennung gebracht haben, iſt nicht völlig aufgeklärt. Die Forſchungen 
hierüber ſind dadurch erſchwert, daß der älteſte, ſeit etwa dem 
7. Jahrhundert betriebene deutſche Bergbau meiſt in Gebirgen 
und anderen Gebieten ſtattfand, die Königsland waren, in 
denen daher der König auch als Grundherr das unbeſchränkte 
Verfügungsrecht hatte. Wahrſcheinlich iſt indeſſen die — beſonders 
von Arndt vertretene — Anſicht, daß das Bergregal in Deutſchland 
von jeher gegolten habe, richtig. Jedenfalls hat im deutſchen 
Recht ein allgemeiner Grundſatz, wonach das Eigentum an einem 
Grundſtück ſich auch auf die darunter in beliebiger Teufe an- 
ſtehenden Erze und Salze erſtreckte, kaum jemals beſtanden. Eine 
Stelle des Sachſenſpiegels, aus der dies hergeleitet worden iſt, 
läßt auch andere Deutungen zu!). 


Der Grun dinhalt des Bergregals war das volle Ver— 
fügungsrecht über die ihm unterliegenden Mineralien (Metalle 


1) Die vielumſtrittene Stelle im Art. 35 lautet: „§ 1. Al ſchat under 
der erde begraven deper den ein pluch ga, die hort to der Koningliken Gewalt. 
$ 2. Silver ne mut ok neman breken up enes anderen mannes gude ane des willen 
des de ſtat is; gift he's aver orlof, de vogedie is ſin darover.“ Anſcheinend 
bedeutet „ſchat“ nicht „thesaurus“, ſondern „Bergwerksſchatz“ und das „breken“ 
(brechen) des Silbers nicht deſſen bergmänniſche Gewinnung, ſondern eine Art 
Tagebau (Arndt). Dann iſt im $ 1 das Bergregal anerkannt, und 5 2 enthält 
eine Ausnahmebeſtimmung für beſondere Verhältniſſe, die ſich in ähnlicher Form 
auch im Goldberger Bergrecht für das um Goldberg unzweifelhaft als Tagebau 
betriebene Goldſuchen findet. 

Der Sachſenſpiegel iſt übrigens zu einer Zeit (1230) verfaßt, wo das 
Bergregal in den eigentlichen Bergbauvezirken unbeſtritten war. 
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und Salze) !). Die Regalherren nutzten aber ihr Regalrecht nur ſelten 
durch Aufnahme eines eigenen Bergbaues oder durch Verpachtung, 
vielmehr riefen ſie fremde Bergleute ins Land, überließen dieſen 
die Aufſuchung ertragreicher Erzgänge und ſtellten ihnen als Entgelt 
für den Fall eines Fundes die Beleihung mit dem Bergbaurecht 
innerhalb gewiſſer Grenzen in Ausſicht. Die Bergbauunternehmer 
trugen das finanzielle Wagnis des Schürfens und des Bergwerks— 
betriebes, wogegen das Intereſſe des Regalherrn dadurch gewahrt 
wurde, daß, abgeſehen von anderen Leiſtungen, ein Teil, in der 
Regel der zehnte Teil der Bergwerksausbeute (der „Zehnte“), an 
den Regalherrn abzuführen war. Eine ſolche „Freierklärung“ des 
Bergbaues für einen beſtimmten Bezirk brachte das Bergregal nicht 
in Fortfall, ſondern gab dieſem nur einen veränderten Inhalt. 
Insbeſondere nahm der Regalherr das Recht für ſich in Anſpruch, 
auf den Bergwerksbetrieb in privatrechtlicher und öffentlichrecht— 
licher Beziehung durch von ihm beſtellte Bergbehörden und Berg— 
gerichte eine weitgehende Einwirkung auszuüben. Immerhin 
bildeten die Freierklärungen des Bergbaues den Übergang zur 
Bergbaufreiheit. Obwohl dieſe in ihrer reinen Form erſt im 
19. Jahrhundert geſetzliche Anerkennung gefunden hat, beſtand 
ſie — behaftet mit den aus dem Bergregal fließenden Ein⸗ 
ſchränkungen — ſchon viele Jahrhunderte früher überall da, wo 
der Bergbau vom Regalherrn für frei erklärt worden war. „Berg⸗ 
baufreiheit“ war auch das Schlagwort, mit dem der Bergmann 
einen Widerſpruch des E gegen Schürfen und 
Bergbau zurückwies. 

Die geſchilderte Art der Entſtehung der Bergbaufreiheit aus 
dem Bergregal iſt auch mit der Anſicht vereinbar, daß das Berg— 
regal keine urſprüngliche Einrichtung des deutſchen Bergrechts 
darſtelle, ſondern erſt ſpäter entſtanden ſei und das frühere Ver⸗ 
fügungsrecht des Grundeigentümers über die Mineralien allmählich 
verdrängt habe. Allerdings haben die Anhänger dieſer Anſicht als 
zweite Möglichkeit in Betracht zu ziehen, daß die Bergbaufreiheit 
ſich ohne Durchgang durch das Bergregal in unmittelbarem Gegen— 


1) Zycha nimmt an, daß das Bergregal zunächſt nur zu dem Anſpruch 
auf den Zehnten vom Ertrage des Bergbaues berechtigt habe, alſo eine Art 
Beſteuerungsrecht geweſen ſei. 

Voelkel, Grundzüge des Bergrechts. 2 
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ſatz zu den Rechten der Grundeigentümer gebildet haben könnte. 
Achenbach hat eine ſolche Entwickelung angenommen und ſie aus 
den Rechtsverhältniſſen der altdeutſchen Markgenoſſenſchaften zu 
erklären verſucht. In dieſen beſtand ein Sondereigentum nur an 
Hof und Acker, während Wald, Weide, Wieſe uſw. als gemeine 
Mark (Almende) im gemeinſamen Beſitz der Markgenoſſen ſtanden. 
Beim Aufſuchen von Mineralien innerhalb dieſer gemeinen 
Marken ſollen ſich nun die Rechtsnormen entwickelt haben, die 
Grundlage der allgemeinen Bergbaufreiheit geworden ſind. Dieſe 
Theorie hat indeſſen keine Anhänger mehr. Abgeſehen von anderen 
Gegengründen, gibt ſie keine ausreichende Erklärung dafür, daß 
die Grundſätze der Bergbaufreiheit nicht nur im Bereiche der 
gemeinen Mark, ſondern auch gegenüber dem Sondereigentum 
Anwendung gefunden haben. 


Mit der Freierklärung des Bergbaues durch den Regalherrn 
war eine nähere Feſtſtellung der Rechtsverhältniſſe der Berg- 
leute — in der älteſten Zeit waren die Bergleute zugleich Berg⸗ 
bauunternehmer — gegenüber dem Regalherrn, gegenüber dem 
Grundeigentümer und untereinander nicht immer verbunden. Die 
Lage der Dinge führte daher mit innerer Notwendigkeit zur 
Bildung von Gewohnheitsrecht. In der Tat haben wohl in 
allen Bezirken des älteren deutſchen Bergbaues Berggewohnheits⸗ 
rechte beſtanden, die aus den natürlichen Rechtsanſchauungen der 
Bergbaukundigen herauswuchſen und durch die Weistümer der 
Berggerichte fortgebildet wurden. Einige dieſer Gewohnheits⸗ 
rechte ſind in ſchriftlichen Aufzeichnungen teils in deutſcher, teils 
in lateiniſcher Sprache überliefert. Hervorzuheben ſind: 


a) das Bergrecht von Trient, enthalten in einem Ver⸗ 
trage des Biſchofs Albrecht von Trient mit Silberbergleuten 
(silbrarii) deutſcher und welſcher Herkunft vom 24. März 
1185 und namentlich in einer von dem Biſchof Friedrich 
von Trient im Jahre 1208 veranlaßten, ſpäter zum 
Geſetz erhobenen Aufzeichnung der Tridentiner Bergwerks— 
gebräuche; 5 

b) das Iglauer Bergrecht, überliefert in mehreren Auf- 
zeichnungen, von denen die älteſte aus dem Jahre 1249 
ſtammt; 


III. Geſchichte des deutſchen Bergrechts. 19 


c) das Bergrecht des Harzes, feſtgeſtellt durch Übereinkunft 
der Gewerken von Goslar im Jahre 1271 unter dem Titel: 
„Jura et libertatis silvanorum“ h); | 

d) das Freiberger Bergrecht, erhalten in einer älteren 
Aufzeichnung aus dem Anfang und einer jüngeren aus der 
Mitte des 14. Jahrhunderts; 

e) das Schleſiſche Goldrecht, deſſen älteſte uns erhaltene 
Aufzeichnung im 14. Jahrhundert niedergeſchrieben iſt. 

Alle dieſe Gewohnheitsrechte?) zeigen eine enge Verwandt— 
ſchaft in den Grundgedanken und auch eine auffallende Über- 
einſtimmung in vielen äußerlichen Dingen. Die Grundgedanken, 
die am deutlichſten in den Iglauer Aufzeichnungen hervortreten, 
entſpringen der Vorſtellung einer durch Befugniſſe des Regalherrn 
(Zehntrecht, Berggerichtsbarkeit uſw.) eingeſchränkten Bergbau⸗ 
freiheit. Der Grundeigentümer kann dem Schürfen und dem 
Bergwerksbetrieb auf ſeinem Grundſtück grundſätzlich nicht wider⸗ 
ſprechen. Hier und da wird ihm eine Entſchädigung (Teil der 
Ausbeute, Zumeſſung eines eigenen Bergwerksfeldes uſw.) zu— 
geſprochen. Nur wenn der Bergbau in der Art eines Tagebaues 
betrieben wird (Goldbergbau in Schleſien), hat der Grundeigen— 
tümer ſtärkere Rechte. Die Bergbauberechtigung wird im Wege 
des Schürfens, Mutens und Verleihens erworben. Der erſte 
Finder einer Minerallagerſtätte hat das Erſtfinderrecht, das auf 
Verleihung eines Bergwerksfeldes in einer beſtimmten Ausdehnung 
gerichtet iſt. In den Beſtimmungen über die Rechtsverhältniſſe 
mehrerer Bergbautreibenden zueinander finden ſich die erſten An- 
fänge des Gewerkſchaftsrechts. 

Die große Ahnlichkeit der verſchiedenen Gewohnheitsrechte 
berechtigt zu dem Schluß, daß ſie alle einen gemeinſamen Ur— 
ſprung haben. Dies würde auch mit der geſchichtlich beglaubigten 
Tatſache im Einklang ſtehen, daß nach Freierklärung eines neuen 
Gebietes regelmäßig Bergleute aus älteren Bergbaubezirken herbei— 
gerufen wurden. Dieſe wandernden Bergleute haben wahrſchein— 


1) Die Bergleute des Harzes waren nicht nur montani, ſondern auch 
silvani (Waldwerken), da im Harz Berg- und Forſtwirtſchaft eng zuſammen⸗ 
hingen. 

2) Am wenigſten die jura et libertatis silvanorum, die das Ergeb- 
nis einer Son derentwickelung des ſpäteren Harzer Bergrechts zu ſein ſcheinen. 

2* 
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lich nicht nur ihre Bergbaukunſt, ſondern auch ihr Bergrecht nach 
der Stätte ihrer neuen Tätigkeit mitgebracht. In gleicher Weiſe 
ſind nachweisbar auch die ſchon aufgezeichneten Bergrechte weiter⸗ 
getragen worden, ſo das Tridentiner Bergrecht nach der Stadt 
Maſſa in Etrurien, das Iglauer Bergrecht nach den ungariſchen 
Bergſtädten Schemnitz, Göllnitz und Kremnitz. 

Beſteht über den gemeinſamen Urſprung des deutſchen Berg- 
rechts kein Zweifel, ſo gehen dagegen die Meinungen darüber 
weit auseinander, wo der Urſprung zu ſuchen iſt. Die Anſicht, 
daß das Bergrecht der lauriſchen Silberbergwerke über Dazien, 
Ungarn, Iglau nach Deutſchland eingedrungen ſei, iſt aufgegeben. 
Sie ſtützte ſich lediglich auf den Umſtand, daß auch das lauriſche 
Bergrecht von dem Grundſatz der Bergbaufreiheit beherrſcht war. 
Die Anſicht von Karſten, daß die ungariſche Bergſtadt Schemnitz 
Deutſchland ſeine Bergwerksgebräuche gegeben habe, erledigt ſich 
durch die neuerdings mit Sicherheit feſtgeſtellte Tatſache, daß das 
Schemnitzer Bergrecht im weſentlichen dem Iglauer entlehnt iſt. 
Auch die Anſicht, daß in Iglau die Wiege des deutſchen Berg— 
rechts geſtanden habe, dieſes alſo vorwiegend ſlawiſchen Urſprungs 
ſei, hat kaum noch Anhänger. Der Beweis dafür iſt weder der 
überragenden Stellung zu entnehmen, die das Iglauer Bergrecht 
gegenüber den anderen Aufzeichnungen einnahm, noch dem Um⸗ 
ſtande, daß die Aufzeichnung des Iglauer Gewohnheitsrechts, ab⸗ 
geſehen von den Tridentiner Bergwerksgebräuchen, die älteſte der 
uns überlieferten iſt. Aus dem Alter der Aufzeichnung iſt nicht 
ohne weiteres auf das Alter des aufgezeichneten Gewohnheits— 
rechts zu ſchließen!). Gegen die Annahme eines nichtdeutſchen 
Urſprungs des deutſchen Bergrechts ſpricht vor allem die große 
Zahl von Fachausdrücken aus der deutſchen Bergmannsſprache, 
die ſich in allen, auch den in lateiniſcher Sprache abgefaßten Auf⸗ 
zeichnungen, insbeſondere auch in der Iglauer, wiederfinden. 
Aller Wahrſcheinlichkeit nach iſt das deutſche Bergrecht dort ent- 
ſtanden, wo der älteſte deutſche Bergbau nach der Völkerwande— 
rung betrieben wurde, alſo in den Main- und Rheingegenden. 
Aus Franken ſind im 10. Jahrhundert Bergleute nach dem Harz, 
Harzer Bergleute ſind im 12. Jahrhundert nach Schleſien und 

1) Z. B. wird das in einer Aufzeichnung aus dem 14. Jahrhundert über⸗ 
lieferte Schleſiſche Goldrecht ſchon in der Kulmer Handfeſte von 1232 erwähnt. 


III. Geſchichte des deutſchen Bergrechts. 21 


nach dem Mansfeldſchen, ganz beſonders aber nach dem ſächſiſchen 
Erzgebirge und von dort weiter nach Böhmen, Mähren und 
Ungarn gezogen. Es liegt die Vermutung nahe, daß das Berg— 
recht denſelben Weg gewandert iſt wie die Bergleute, die Träger 
des Bergrechts. In der geſchloſſenen Zunft der deutſchen Berg⸗ 
leute werden ſich die Bergwerksgebräuche zunächſt durch mündliche 
Überlieferung, vielfach in der Form von Rechtsſprichwörtern, und 
durch Weistümer der Bergſchöffen fortgepflanzt haben. Ein 
dringendes Bedürfnis nach einer umfaſſenden ſchriftlichen Feſt⸗ 
ſtellung trat wohl erſt dann ein, als eine Berührung und Ver⸗ 
miſchung mit fremden Elementen ſtattfand. Daher kann es nicht 
auffallen, daß die älteſte und beſte Aufzeichnung des norddeutſchen 
Berggewohnheitsrechts in einem Bergbaubezirk ſtattfand, wo es 
der deutſche Bergmann mit einer Bevölkerung von fremder Art 
und Sitte zu tun bekam. Von Weſthoff wird die Anſicht ver— 
treten, daß der Urſprung des deutſchen Bergbaues in den deutſchen 
Alpenländern zu ſuchen ſei. Hierfür ſpricht, daß auch an 
einzelnen Stellen der deutſchen Alpen ein ſehr alter deutſcher 
Bergbau betrieben worden iſt und daß die Aufzeichnung der 
Tridentiner Bergwerksgebräuche die älteſte der bekannten Auf⸗ 
zeichnungen iſt. Dagegen aber läßt ſich geltend machen, daß eine 
Beteiligung ſächſiſcher oder fränkiſcher Bergleute an der Aufnahme 
des Tridentiner Silberbergbaues im 12. Jahrhundert nachgewieſen, 
indeſſen von einer Wanderung oder Rückwanderung Tiroler Berg- 
leute nach dem Harz, dem Erzgebirge oder Böhmen nichts be— 
kannt iſt. 

Was ſchließlich die Beziehungen des deutſchen zum römiſchen 
Bergrecht anlangt, ſo iſt zunächſt als unzweifelhaft feſtzuſtellen, 
daß die Rezeption des Juſtinianiſchen Rechts in Deutſchland ſich 
nicht auf die den Bergbau betreffenden Beſtimmungen erſtreckt 
hat. Eine andere Frage aber iſt, ob etwa die Rechtsregeln, die 
dem von den Römern vor der Völkerwanderung an mehreren 
Stellen Deutſchlands (Rhein⸗ und Maingegenden, Alpenländer) 
betriebenen Bergbau zugrunde gelegen haben, bei Aufnahme des 
Bergbaues durch die Deutſchen nach der Völkerwanderung das 
Gepräge des älteſten deutſchen Bergrechts beſtimmt haben. Es 
würde ſich dabei nicht um das Recht der Pandekten handeln, 
7 — Mineralien dem Grundeigentümer gehörten, 
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ſondern um das Bergrecht der römiſchen Kolonien. Aufſchluß 
über dieſes gibt die 1876 in Portugal aufgefundene lex metalli 
Vipascensis, die das Bergrecht des hiſpaniſchen Bergbaubezirks 
von Vipasca enthält. Danach gehörten die Erze nicht dem Grund⸗ 
eigentümer, ſondern dem römiſchen Staate!). Dieſer hatte aber 
den Bergbau nicht freigegeben, vielmehr ſtand es im Ermeſſen 
des procurator metallorum, Geſuchen von Privaten um Über⸗ 

laſſung von Bergbaufeldern gegen Zahlung eines angemeſſenen 
Entgelts zu entſprechen?). Dieſe Grundſätze, die auch für die 
römiſchen Kolonien in Germanien gegolten haben mögen, haben 
mit dem Konzeſſionsſyſtem des franzöſiſchen Rechts Ahnlichkeit, 
finden aber im deutſchen Rechte keine Fortſetzung. Nur die Aus⸗ 
ſcheidung der Mineralien aus dem Verfügungsrechte des Grund— 
eigentümers zugunſten des Staates kehrt im deutſchen Bergrecht 
wieder und verdankt ihre Anerkennung vielleicht zum Teil über⸗ 
lieferten Rechtsanſchauungen aus der Römerzeit. 


Mehrere Jahrhunderte lang nahm das Iglauer Bergrecht 
in Norddeutſchland eine überragende Stellung ein. Es erlangte 
nicht nur Geltung für ganz Böhmen und Mähren, ſondern drang 
auch nach Ungarn und Schleſien vor und beeinflußte in ſtarkem 
Maße die zweite Aufzeichnung ſeines eigenen Stammesrechts, des 
Freiberger Bergrechts. Der Iglauer Oberhof war nicht nur der 
höchſte Berggerichtshof in Böhmen, ſondern genoß auch weit über 
die böhmiſchen Grenzen hinaus unbedingte Autorität. 


2. Die Zeit der Bergordnungen. 


Der Übergang vom Gewohnheitsrecht zum Geſetzesrecht war 
zunächſt nur formeller Art und beſtand darin, daß Aufzeichnungen 
von Gewohnheitsrechten von dem Landesherrn mit Geſetzeskraft 
ausgeſtattet wurden. Das wichtigſte Beiſpiel dieſer Art iſt die 
von Wenzel II 1300/1305 für Böhmen erlaſſene Kuttenberger 
Bergordnung, die lediglich das von dem italieniſchen Juriſten 


1) Auch ſchon einige Konſtitutionen aus der ſpäteren Kaiſerzeit ſind mit 
dem Grundſatze der Pandekten nicht mehr in Einklang zu bringen. 

2) Eine weitere, erſt 1906 aufgefundene lex metallis dieta aus Vipasca 
ſcheint allerdings mehr Anklänge an die Bergbaufreiheit zu enthalten. 
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Goczius (Getius) von Orvieto in eine römiſch-juriſtiſche Form 
gegoſſene Iglauer Bergrecht wiedergibt. 

Erſt im 15. Jahrhundert beginnt, veranlaßt durch einen 
neuen Aufſchwung des Erzbergbaues, durch die Steigerung 
des finanziellen Intereſſes der Landesherrn am Bergbau und 
durch die Entwickelung eines juriſtiſch vorgebildeten, zum Negle- 
mentieren neigenden Beamtentums eine eigentliche Berggeſetz— 
gebung in Form des Erlaſſes landesherrlicher Bergordnungen. In 
der Regel wurden zunächſt für beſtimmte Bergbaubezirke Spezial⸗ 
bergordnungen erlaſſen, aus denen ſpäter allgemeine Berg⸗ 
ordnungen mit Geſetzeskraft für den ganzen Staat hervorgingen. 
Die Rechtsentwickelung in Oſterreich und Süddeutſchland geht 
einen anderen Weg als die in Norddeutſchland. 

Ausgangspunkt der öſterreichiſch-ſüddeutſchen Rechts— 
entwickelung iſt der unter dem Einfluß der Bergwerksgebräuche 
von Trient verfaßte „Schladminger Bergbrief“ von 1408, 
gewöhnlich nach dem Namen ſeines Verfaſſers, eines Bergrichters in 
Schladming, der „Eckelzain“ genannt. Sein Inhalt kehrt faſt 
wörtlich in der Rattenberger Bergordnung Herzogs Ludwig von 
Bayern von 1463 wieder, die die Hauptquelle aller anderen zahl⸗ 
reichen Sonderbergordnungen der öſterreichiſchen Alpenländer, der 
allgemeinen niederöſterreichiſchen Bergordnung Kaiſer Maximilians J. 
von 1517 und auch der älteren ſüddeutſchen Bergordnungen ge- 
weſen iſt. In Norddeutſchland hatte in dieſer Periode Sachſen 
die Führung auf dem Gebiete des Bergrechts. Hohes Anſehen 
erlangten die Schneeberger und die Sankt Annaberger 
Bergordnungen (die älteſte von 1477), aus denen ſpäter als 
Landesgeſetz die Kurſächſiſche Bergordnung Chriſtians I. vom 
12. Juni 1589 hervorging. Dieſe ſächſiſchen Bergordnungen ſind 
eine Fortbildung des Iglauer, bereits in die zweite Freiberger 
Aufzeichnung übergangenen Gewohnheitsrechts. In der neuen 
Geſtalt kehrte nunmehr das Bergrecht durch Vermittelung der 
erſten Joachimsthaler Bergordnung von 1518), die faſt wört— 
lich mit der Annaberger übereinſtimmt, wieder nach Böhmen 
zurück und verdrängte dort allmählich die das alte Iglauer Recht 


1) Erlaſſen von dem Grafen Stephan Schlick, Herrn von Joachimsthal 
in Böhmen, auf Grund eines ihm vom König Wladislaus erteilten Bergwerks⸗ 
pirivilegiums. 
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enthaltende Kuttenberger Bergordnung. Die Annaberger, die 
Joachimsthaler und die Kurſächſiſche Bergordnung ſind aber auch 
Bergrechtsquellen für das ganze übrige Norddeutſchland geworden. 
Teils mehr, teils weniger wortgetreu ſind ihnen nachgebildet die 
Schleſiſche Bergordnung Kaiſer Rudolfs II. von 1577, die Berg- 
ordnungen der thüringiſchen Staaten (3. B. die Eisleben⸗Mans⸗ 
feldiſche von 1673), die von den Herzögen von Braunſchweig— 
Lüneburg für den Harz erlaſſenen Bergordnungen von 1555 und 
1593 und alle weſtdeutſchen Bergordnungen (4. B. die Cleve⸗ 
Bergiſche von 1542, die Naſſau-Katzenellenbogiſche von 1559, 
die Kurkölniſche von 1669). Nachdem ſchon einige ältere ſüd— 
deutſche Bergordnungen (die Württembergiſche von 1597 und 
die Fränkiſche von 1619) nicht mehr dem „Eckelzain“ ſondern 
dem ſächſiſchen Bergrecht gefolgt waren, eroberte ſchließlich 1 
Jahrhunderte ſpäter das ſächſiſche Bergrecht Süddeutſchland faſt 
vollſtändig durch die nach ſächſiſchen Vorbilde geſtaltete große Berg⸗ 
ordnung des Kurfürſten Karl Theodor für Bayern und deſſen 
Nebenländer von 1784. 

Die materielle Fortentwickelung des Bergrechts während 
dieſer Periode iſt von geringer Bedeutung. Die Bergordnungen 
zeigen meiſt eine ſtarke Neigung zur kaſuiſtiſchen Regelung von 
Einzelheiten. Die Bergbaufreiheit kann gegenüber dem Beſtreben 
des Regalherrn, den Privatbergbau (den „gewerkſchaftlichen“ 
Bergbau) in bergtechniſcher und namentlich auch in wirtſchaftlicher 
Hinſicht zu bevormunden (Direktionsprinzip) nicht zur vollen 
Entfaltung kommen. 

Durch die Bergordnungen wurde das auf den alten Gewohn— 
heitsrechten beruhende gemeine deutſche Bergrecht nicht 
beſeitigt. Abgeſehen davon, daß ihm der Inhalt der Bergord— 
nungen zum großen Teil entnommen iſt, kam es überall zur An⸗ 
wendung, ſoweit in den Bergordnungen nicht ein anderes be- 
ſtimmt war. 


3. Die Zeit der neueren Verggeſetzgebung. 

Der Aufſchwung des Staats⸗ und Wirtſchaftslebens nach den 
Befreiungskriegen ſetzte auch der deutſchen Berggeſetzgebung neue 
Aufgaben und Ziele. Es galt vor allem, den Bergbau von der 
unerträglichen Steuerlaſt und dem alle großzügigen Betriebsmaß⸗ 


III. Geſchichte des deutſchen Bergrechts. 25 


nahmen hemmenden Druck des ſogenannten Direktionsprinzips zu 
befreien. 

Einen Vorſprung nach dieſen Richtungen hatten diejenigen 
linksrheiniſchen Landesteile erlangt, die zeitweilig mit Frankreich 
vereinigt geweſen waren. Die franzöſiſchen Berggeſetze von 1791 
und 1810, die in dieſen Landesteilen in Geltung getreten waren, 
und nach Beendigung der franzöſiſchen Herrſchaft beſtehen blieben, 
waren aus naturrechtlichen Anſchauungen hervorgegangen und 
gewährten dem Bergbau eine größere Bewegungsfreiheit, obwohl 
ihnen der Grundgedanke der deutſchen „Bergbaufreiheit“ fremd war. 
Es beſtand Schürffreiheit gegenüber dem Grundeigentümer, in— 
deſſen gab der Fund des Minerals keinen Anſpruch auf Bergwerks- 
verleihung, vielmehr ſtand die Erteilung der Bergwerkskonzeſſion 
im Ermeſſen der Staatsbehörden. War aber die Konzeſſion er- 
teilt, ſo war der Bergwerksbeſitzer in ſeinen Betriebsmaßnahmen 
freier geſtellt. Die Geltung franzöſiſchen Bergrechts in deutſchen 
Landen ſteigerte im übrigen noch erheblich die ohnehin in ſtärkſtem 
Maße vorhandene Rechtszerſplitterung. 

In Preußen bedurfte es jahrzehntelanger Arbeiten und 
Kämpfe, bis in dem Allgemeinen Berggeſetze für die 
Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865 die Bergbaufreiheit 
ſowohl über das veraltete Bergregal als auch über das franzöſiſche 
Konzeſſionsſyſtem den Sieg davontrug. 

Im Königreich Sachſen war es ſchon früher zum Erlaß 
eines Geſetzes auf neuer wirtſchaftlicher Grundlage gekommen. 
Dieſes Geſetz über den Regalbergbau vom 22. Mai 1851 trug 
indeſſen einen mehr vorbereitenden Charakter und bedurfte einer 
Ergänzung, als der darin nicht berückſichtigte Steinkohlenbergbau 
in Sachſen eine größere Bedeutung erlangte. Mit Rückſicht hier⸗ 
auf erging das Allgemeine Berggeſetz für das Königreich Sachſen 
vom 16. Juni 1868). 

Neben dem Preußiſchen und dem Sächſiſchen Allgemeinen 
Berggeſetze ſteht als ein drittes Geſetzgebungswerk umfaſſenden 
und ſelbſtändigen Charakters das noch heute geltende Oſter— 
reichiſche Allgemeine Berggeſetz vom 23. Mai 1854. 

1) Das Geſetz hat unter Berückſichtigung der dazu erlaſſenen zahlreichen 


Novellen eine neue einheitliche Faſſung erhalten durch Geſetz vom 31. Auguſt 1910 
3. f. B. 52 17, 186, 305. 
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Die meiſten deutſchen Bundesſtaaten haben das Bergrecht 
des preußiſchen ABG. in ihre Berggeſetze übernommen, ſo daß dies 
zurzeit mit mehr oder weniger erheblichen Abweichungen in 
dem größten Teile Deutſchlands gilt. Neben der großen preußiſchen 
ſtehen eine kleine ſächſiſche Bergrechtsgruppe (Königreich Sachſen, 
Sachſen⸗-Weimar, früher auch Schwarzburg-Sondershauſen) und 
eine dritte Gruppe, beſtehend aus ſolchen Staaten Mecklen⸗ 
burg, Reuß ä. L., Lippe, Hamburg, Bremen), die bisher mangels 
eines praktiſchen Bedürfniſſes von einer allgemeinen geſetzlichen 
Regelung des Bergrechts abgeſehen haben, wo daher, abgeſehen 
von Sonderbeſtimmungen, noch das gemeine Bergrecht gilt 
(gemeinrechtliche Gruppe). Die Fortentwickelung des Bergrechts in 
neuerer Zeit zeigt überall ungefähr die gleichen Richtungslinien. 

Das Streben nach vollſtändiger Vereinheitlichung des deutſchen 
Bergrechts durch Erlaß eines Reichsberggeſetzes hat bisher nicht 
zum Ziele geführt. Die Gründe, die für die Rechtseinheit 
auch auf bergrechtlichem Gebiete ſprechen, ſind in neuerer Zeit 
gegenüber politiſchen Erwägungen in den Hintergrund getreten. 
Die Einheitlichkeit der Rechtſprechung über bergrechtliche Fragen 
iſt im weſentlichen dadurch geſichert, daß die Verletzung der 
meiſten Berggeſetze, deren Geltungsbereich ſich nicht über den 
Bezirk eines Oberlandesgerichts hinaus erſtreckt, gemäß $ 6 EG. 
z. ZPO. als Reviſionsgrund anerkannt worden iſt, alſo faſt alle 
Berggeſetzvorſchriften als „reviſible Rechtsnormen“ anzuſehen ſind. 

Das Bergrecht der deutſchen Schutzgebiete!) iſt, nachdem zu⸗ 
nächſt für die einzelnen Gebiete beſondere Beſtimmungen erlaſſen 
worden waren, zurzeit einheitlich?) geregelt durch die Kaiſerl. 
Bergverordnung für Südweſtafrika vom 8. Auguſt 1905 und 
die damit faſt wörtlich übereinſtimmende Kaiſerl. Bergver⸗ 
ordnung für die afrikaniſchen und Südſeeſchutzgebiete mit Aus⸗ 
nahme von Deutſch-Südweſtafrika vom 27. Februar 19063). Das 
deutſche Kolonialbergrecht iſt aus dem preußiſchen Bergrecht hervor⸗ 
gegangen, weicht jedoch von dieſem in wichtigen Punkten ab, die 


1) Weſthoff, Z. f. B. 51, 217ff. 

2) Mit Ausſchluß von Kiautſchou, wo eine beſondere Verordnung vom 
16. Mai 1903 gilt. 

3) Z. f. B. 46 414, 48 1, Ausführungsbeſtimmungen: Z. f. B. 47 133, 
48 435, 50 307. 
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nach dem Vorbilde des engliſchen, öſterreichiſchen oder franzöſiſchen 
Bergrechts geregelt ſind. 
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1. Die Zeit vor dem Allgemeinen Verggeſetz. 


Das erſte bedeutende Berggeſetz in Preußen iſt die von 
Friedrich Wilhelm I. am 18. Juli 1737 erlaſſene „Renovierte 
Bergordnung für die Cleviſchen und die angehörenden Lande, 
beſonders die Grafſchaft Mark“. Nach den eigenen Angaben 
ihres Verfaſſers, des Bergrats Decker aus Wettin, iſt auch dieſe 
Bergordnung, wie die meiſten jener Zeit, ſtark beeinflußt durch 
das ſächſiſche und das dieſem nachgebildete braunſchweig⸗-lüne⸗ 
burgiſche Bergrecht. Neu und ſelbſtändig iſt indeſſen die Regelung 
der Rechtsverhältniſſe des in der Grafſchaft Mark ſchon damals 
nicht unbeträchtlichen Bergbaues auf Steinkohlen, die nicht, wie in 
Sachſen, dem Grundeigentümer überlaſſen, ſondern als Gegen— 
ſtand des Bergregals und der Bergbaufreiheit angeſehen wurden. 

Eine umfaſſende Neuregelung des Bergrechts für den größten 
Teil der Monarchie hat unter Friedrich dem Großen ſtattgefunden. 
Die „renovierte“ Bergordnung von 1737 wurde erſetzt durch die 
„Revidierte Bergordnung für das Herzogtum Cleve, 
Fürſtentum Mörs und die Grafſchaft Mark“ vom 
29. April 1766, die entſprechend den wirtſchaftlichen Anſchauungen 
der Zeit Friedrichs des Großen dem ſog. Direktionsprinzip in 
weiteſtem Maße Geltung verſchaffte. Die Gewerkſchaften wurden 
der Verwaltung ihres Bergwerkseigentums faſt vollſtändig entſetzt 
und der Betrieb und der Haushalt der Gruben unter Leitung 
des Bergamts den von dieſem angeſtellten und ihm allein ver⸗ 
antwortlichen Schichtmeiſtern und Steigern übertragen. Das 
Bergamt beſtimmte über Erhebung von Zubuße und Verteilung 
von Ausbeute, ſetzte auch die Preiſe der Bergwerksprodukte feſt'). 


1) Weſthoff Z. f. B. 50 248ff., 492 ff. 

2) Nach der Inſtruktion für das Bergamt Wetter von 1783 ſollten neue 
Steinkohlenbergwerke nicht in Betrieb geſetzt werden, ſolange nicht ein Kohlen⸗ 
mangel einträte. 
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Nach dem Muſter der Cleve-Märkiſchen wurden ferner 
erlaſſen die „Revidierte Bergordnung für das ſouveräne 
Herzogtum Schleſien und die Grafſchaft Glatz“ vom 5. Juni 
1769 und die „Revidierte Bergordnung für das Herzog— 
tum Magdeburg, Fürſtentum Halberſtadt, die Grafſchaften 
Mansfeld, Hohenſtein und Reinſtein, auch inkorporierte Herrſchaften“ 
vom 7. Dezember 1772. Die drei revidierten Bergordnungen 
Friedrich des Großen ſtimmen in den weſentlichen Vorſchriften 
überein und weichen nur in wenigen Punkten voneinander ab 
(Gegenſtände des Bergregals, Feldesgröße, Kuxeinteilung, Be⸗ 
nennung der Bergbehörden uſw.). 

Eine ſyſtematiſche, erſchöpfende und der neueren Geſetzes— 
technik entſprechende Behandlung hat ſodann das geſamte preußiſche 
Bergrecht in dem am 1. Juni 1794 in Kraft getretenen All- 
gemeinen Landrecht für die Preußiſchen Staaten (II, 16, 
Abſchn. 4 „Vom Bergregal“) gefunden. Einen wichtigen 
Merkſtein auf dem Entwickelungswege des preußiſchen Bergrechts 
bildet indeſſen das ALR. nicht, einerſeits weil der Abſchnitt 
„Vom Bergregal“ wenige ſachliche Neuerungen gegenüber den 
revidierten Bergordnungen brachte, insbeſondere an dem Direftiong- 
prinzip feſthielt, anderſeits weil für den größten Teil der 
Monarchie die drei Bergordnungen als Provinzialgeſetze prinzi⸗ 
pales Recht blieben. 

Die hiernach nicht beſeitigte Rechtszerſplitterung wurde weiter 
verſtärkt durch die Erweiterungen des Staatsgebietes. Hierbei 
wurde in bezug auf das Bergrecht nicht gleichmäßig verfahren, 
vielmehr bald in die neu erworbenen Landesteile das Bergrecht 
der Provinz, der ſie hinzutraten, eingeführt, bald das beſtehende 
fremde Bergrecht unberührt gelaſſen. Das letztere Verfahren 
wurde insbeſondere angewendet bei Einverleibung der links⸗ 
rheiniſchen Landesteile, die eine Zeitlang unter franzöſiſcher 
Herrſchaft geſtanden hatten und wo während dieſer Zeit die 
franzöſiſchen Berggeſetze vom 28. Juli 1791 und vom 21. April 
1810 Geltung erlangt hatten. 

Nachdem durch die Stein-Hardenbergſche Geſetzgebung der 
Grundſatz der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit zur Anerkennung 
gelangt war, war auch das Direktionsprinzip gegenüber dem 
Bergbau nicht mehr haltbar. Ferner war Vorausſetzung für 
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deſſen geſunde Weiterentwickelung die Befreiung von den ihn 
ſchwer belaſtenden, unverhältnismäßig hohen Abgaben !). Ver⸗ 
einheitlichung des preußiſchen Bergrechts und Befreiung des Berg— 
baues von der ſtaatlichen Bevormundung ſowie von dem über— 
mäßigen Steuerdruck waren die wichtigſten Ziele der Bergrechts— 
reform des 19. Jahrhunderts. 


Die Neubearbeitung des Bergrechts wurde im Zu— 
ſammenhang mit der 1826 begonnenen allgemeinen Geſetzes— 
reviſion in Angriff genommen, jedoch, nachdem die Reviſions— 
kommiſſion einen erſten — im Druck nicht erſchienenen — Ent— 
wurf eines gemeinen preußiſchen Bergrechts aufgeſtellt hatte, zur 
abgeſonderten Bearbeitung einer Sonderkommiſſion überwieſen. 
Aus dieſer Sonderkommiſſion, unter deren Mitgliedern der Ge— 
heime Oberbergrat Karſten beſonders hervortrat, ging der erſte 
gedruckte Entwurf eines gemeinen preußiſchen Bergrechts hervor 
(1833), der nach Begutachtung durch die Landesjuſtizkollegien, 
die Oberpräſidenten der bergbaulichen Provinzen und einzelne 
Bergbeamte in einigen Punkten abgeändert und 1835 als revi⸗ 
dierter (zweiter gedruckter) Entwurf dem Staatsminiſterium von 
neuem vorgelegt wurde. Der Grundgedanke der drei erſten Ent- 
würfe, die Beſeitigung des Direktionsprinzips, fand aber weder 
im Staatsminiſterium noch bei den von dieſem zu einer Außerung 
veranlaßten Oberbergämtern Beifall. Infolgedeſſen wurde Karſten 
mit der Ausarbeitung eines neuen Entwurfs beauftragt. Dieſer 
dritte gedruckte Entwurf (1841) ſowie der nach Anhörung der 
Stände der Bergwerksprovinzen auf Grund der Beratungen einer 
Sonderkommiſſion aufgeſtellte vierte Entwurf (1846) ſind von 
der geſunden Richtungslinie abgewichen und zu dem Direktions— 
prinzip in der landrechtlichen Form wieder zurückgekehrt. Da 
deſſen Einführung in die linksrheiniſchen Landesteile untunlich 
war, ſollten dieſe von der einheitlichen Regelung des Bergrechts 
ausgeſchloſſen bleiben. Die Strömungen des Jahres 1848 gaben 
der Reform wieder eine andere Richtung. Der damalige Handels- 
miniſter Milde berief eine aus Bergbeamten und Bergbau— 


1) Dieſe betrugen nach einer von dem damaligen Bergamtsdirektor in 
Wetter, dem ſpäteren Staatsminiſter Freiherrn vom Stein, aufgeſtellten 
Schätzung 22 v. H. des Bruttowerts der Produktion. 
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treibenden beſtehende Kommiſſion!), aus deren Beratungen der 
fünfte gedruckte Entwurf hervorging, der ſodann von einer 
Beamtenkommiſſion noch einmal durchberaten und mit den von 
dieſer vorgeſchlagenen Abänderungen als ſechſter gedruckter Ent- 
wurf 1850 den Kammern zur Beſchlußfaſſung vorgelegt wurde. 
Der fünfte und ſechſte Entwurf nehmen die für die Bergrechts⸗ 
reform von vornherein leitend geweſenen Gedanken wieder auf, 
wollen das Bergrecht für das ganze Staatsgebiet regeln, das 
Direktionsprinzip beſeitigen und die Bergwerksſteuern auf eine 
angemeſſene Höhe zurückführen. Auffallend iſt die ſtarke Ein⸗ 
wirkung des franzöſiſchen Bergrechts, die ſoweit geht, daß an 
Stelle der Bergbaufreiheit das franzöſiſche Konzeſſionsſyſtem 
treten ſollte. 

Dieſer letzte Entwurf iſt in der Sitzungsperiode des Land— 
tags von 1850/51 nicht zur Erledigung gebracht und in den 
folgenden Sitzungsperioden von der Staatsregierung nicht von 
neuem vorgelegt worden. Die allgemeine Bergrechtsreform 
wurde als vorläufig mißlungen aufgegeben und zur Befriedigung 
der dringendſten Anforderungen ein anderer Weg beſchritten, 
nämlich die Regelung der beſonders abänderungsbedürftigen Ge— 
biete des Bergrechts durch Einzelgeſetze. 

Ein Vorläufer dieſer Einzelgeſetze aus älterer Zeit iſt das 
Geſetz über die Verleihung des Bergeigentums auf 
Flözen vom 1. Juli 1821, wodurch dem Bergwerksfeld des 
Steinkohlenbergbaues ein größerer Umfang gegeben und die Er— 
ſtreckung des Geviertfeldes bis in die ewige Teufe feſtgeſtellt 
wurde. Nach dem Mißlingen der allgemeinen Bergrechtsreform 
ergingen zunächſt das Geſetz über die Beſteuerung der 
Bergwerke vom 12. Mai 1851, wodurch der Zehnte (die in 
Höhe des zehnten Teils des Bruttowerts der geförderten Berg— 
werksprodukte an den Staat zu entrichtende Abgabe) auf den 
Zwanzigſten herabgeſetzt, und das Geſetz über die Verhält— 
niſſe der Miteigentümer eines Bergwerks (ſog. Mit- 
eigentümergeſetzz von demſelben Tage, wodurch die Selbſtver— 
waltung der Gewerkſchaften begründet und damit das Direktions⸗ 


1) Von den Mitgliedern ſind die Berghauptleute von Dechen und v. Oeyn⸗ 
hauſen, die Bergwerksbeſitzer Harkort, Franz Haniel, Vopelius, außerdem der 
Juſtizrat Heintzmann zu nennen. 
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prinzip faſt vollſtändig aufgegeben wurde. Die Gewerkſchaften 
erhielten eigene Organe, auf die die meiſten der bisher von den 
Bergbehörden in Gewerkſchaftsangelegenheiten ausgeübten Befug⸗ 
niſſe (Wahl der Grubenbeamten, Annahme und Entlaſſung der 
Bergarbeiter, Verkauf der Bergwerkserzeugniſſe, Ausſchreibung der 
Betriebsgelder) übergingen. Nur hinſichtlich der Arbeiterverhält— 
niſſe, insbeſondere der Lohnfeſtſetzung, blieb den Bergbehörden 
eine weitgehende Einwirkung vorbehalten. Es folgte das Geſetz 
über die Vereinigung der Berg-, Hütten- und Salinen— 
arbeiter in Knappſchaften vom 10. April 1854, das mit 
Rückſicht auf die den Gewerkſchaften eingeräumte Selbſtändigkeit 
eine Sicherſtellung der Bergarbeiter gegen die Wechſelfälle ihres 
Berufes bezweckte und zu dieſem Zwecke die von altersher be- 
ſtehende Einrichtung der Knappſchaftsvereine zu einer Zwangs— 
einrichtung erhob. Das Geſetz über die Beſtrafung un— 
befugter Gewinnung oder Aneignung von Mineralien 
vom 26. März 1856 iſt noch jetzt neben dem Allgemeinen Berg⸗ 
geſetz in Kraft. Das weitere Geſetz über die Beaufſichtigung 
des Bergbaues durch die Bergbehörden und das Ver— 
hältnis der Berg- und Hüttenarbeiter vom 21. Mai 1860 
beſeitigte den letzten Reſt des — im § 1 auch ausdrücklich auf⸗ 
gehobenen — Direktionsprinzips, indem es die Vertragſchließung 
zwiſchen den Arbeitern und Arbeitgebern der freien Vereinbarung 
überließ und die Befugniſſe der Bergbehörden im weſentlichen 
auf die Ausübung der Bergpolizei beſchränkte. Zwei die Berg— 
werksabgaben betreffenden Geſetze vom 22. Mai 1861 und 
vom 20. Okt. 1862 brachten eine weitere Ermäßigung der Berg— 
werksabgaben auf 2 v. H. des Bruttoertrages (davon 1 v. H. Auf- 
ſichtsſteuer). Die Organiſation der Bergbehörden wurde vereinfacht 
durch das Geſetz über die Kompetenz der Oberbergämter 
(ſog. Kompetenzgeſetz)z vom 10. Juni 1861, das die Bergämter, 
deren Hauptaufgaben mit Beſeitigung des Direktionsprinzips in 
Fortfall gekommen waren, aufhob und das Hüttenweſen aus dem 
Bereiche der Zuſtändigkeit der Bergbehörden und überhaupt dem 
Bereiche des Bergrechts ausſchied. Endlich erging noch das 
— neben dem ABG. in Kraft gebliebene — Geſetz wegen Ber- 
waltung der Bergbauhilfskaſſen vom 5. Juni 1863, wodurch 
die Leitung dieſer bis dahin von den Bergbehörden verwalteten 
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Kaſſen korporativen, aus den Bergwerksbeſitzern gebildeten Ver- 
bänden übertragen wurde. 


2. Das Allgemeine Berggeſetz vom 24. Juni 1865). 

Nachdem die dringendſten und wichtigſten Fragen der Berg⸗ 
rechtsreform durch Einzelgeſetze eine befriedigende Löſung ge— 
funden hatten, trat der Gedanke der Vereinheitlichung des 
preußiſchen Bergrechts wieder in den Vordergrund. Die Rechts⸗ 
zerſplitterung war nach wie vor unerträglich und durch die Einzel⸗ 
geſetze, die nur zum Teil auch für die linksrheiniſchen Landesteile 
galten, ſogar noch geſteigert worden. Es gab in Preußen mehr 
als 50 verſchiedene Bergrechtsgebiete. Im übrigen harrten trotz 
der regen Geſetzgebungstätigkeit des letzten Jahrzehnts doch noch 
einige Punkte der Neuregelung (Beſeitigung von Regalrechten, 
Gewerkſchaftsrecht, Bergpolizei, Vergrößerung der Bergwerksfelder). 

Der Handelsminiſter von der Heydt beauftragte im Jahre 1861 
den damaligen Oberbergrat Braſſert in Bonn mit der Abfaſſung 
eines neuen Berggeſetzes. Der von Braſſert aufgeſtellte „Vor⸗ 
läufige Entwurf“ wurde mit den Motiven 1862 veröffentlicht und, 
nachdem dazu von Behörden, Handelskammern, bergmänniſchen 
Vereinen uſw. zahlreiche Gutachten abgegeben worden waren, 
von einer aus Beamten des Handelsminiſteriums und des Juſtiz⸗ 
miniſteriums zuſammengeſetzten, unter dem Vorſitz des neuen 
Handelsminiſters Grafen von Itzenplitz und des Oberberghaupt⸗ 
manns Krug von Nidda tagenden Kommiſſion beraten. Aus dieſen 
Beratungen ging der „Entwurf eines Allgemeinen Berggeſetzes 
für die Preußiſchen Staaten“ hervor, der dem Landtage zur ver⸗ 
faſſungsmäßigen Beſchlußfaſſung vorgelegt und von beiden 
Häuſern ohne weſentliche Anderungen angenommen wurde. Das 
Geſetz wurde am 24. Juni 1865 vom Könige vollzogen und trat 
mit dem 1. Okt. 1865 in Kraft ). 

1) Kommentare: Oppenhoff, Berlin 1870; Braſſert, neubearbeitet 
von Gottſchalk, 2. Aufl., Bonn 1913; Kloſtermann, 5. Aufl., herausgegeben 
von Fürſt, 6. Aufl., neubearbeitet von Thielmann, Berlin 1911; Arndt, 
7. Aufl., Leipzig 1911; Weſthoff-Schlüter, neubearbeitet von Schlüter- 
Henſe, Berlin 1913. — Materialien: Hahn, Berlin 1865. 

2) In die 1866 neu erworbenen Landesteile iſt das ABG. durch be⸗ 


ſondere Geſetze und Verordnungen, zum Teil unter Aufrechterhaltung beſtehender 
Beſonderheiten, eingeführt. Vgl. im einzelnen Schlüter-Henſe, S. 2f. 
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Das ABG. iſt ein Geſetzgebungswerk erſten Ranges, das 
aus einer genauen Kenntnis und richtigen Würdigung der Wirt- 
ſchaftsverhältniſſe jener Zeit hervorgegangen und den geeigneten 
Rechtsboden für den außerordentlichen Aufſchwung des preußiſchen 
Bergbaues während der letzten Jahrzehnte gebildet hat. In 
geſetzestechniſcher Hinſicht tritt das erfolgreiche Streben hervor, 
durch eine gedrungene Geſtaltung des Stoffes und eine allgemein 
verſtändliche, entbehrliche Fachausdrücke vermeidende Geſetzesſprache 
der Praxis die unmittelbare Anwendung des Geſetzes zu er— 
leichtern. 


Die älteren Rechtsquellen, aus denen das ABG. ſeinen In⸗ 
halt ſchöpft, ſind einerſeits das rechtsrheiniſche preußiſche Berg⸗ 
recht, das ſeinen Urſprung in dem gemeinen deutſchen Bergrecht 
hatte, anderſeits das linksrheiniſche franzöſiſche Recht. Das ABG. 
iſt deutſchrechtlichen Charakters mit einem — ſtellenweiſe nicht 
unbedeutenden — franzöſiſchrechtlichen Einſchlag. 


Die Grundzüge des ABG. ſind folgende: 


—————— ͤ 6ͤ66ä— —- —[—ſ—U6ñů—r en nn 
a) Das ABG. ſteht unter dem Zeichen der Bergbaufreiheit. 


Jedermann kann im Wege des Schürfens und Mutens Berg- 
werkseigentum erlangen. Der Fund ſchafft bei Erfüllung 
der ſonſtigen geſetzlich feſtgeſtellten Vorausſetzungen einen 
Anſpruch auf Bergwerksverleihung. 

Die Bergbaufreiheit beſchränkt die Rechte des Staates gegen⸗ 
über dem Bergbau auf die Wahrnehmung des öffentlichen 
Intereſſes. Der Inbegriff der danach dem Staate ver— 
bliebenen Befugniſſe (Bergpolizei, Mitwirkung beim Erwerb 
von Bergwerkseigentum, bei der Grundabtretung uſw.) pflegt 
als Ber ghoheit bezeichnet zu werden. 

Ein Bergregal beſteht nicht mehr. Damit ſind auch 
die letzten „Schlacken“, die trotz der Freierklärung des Berg— 
baues durch die Regalherren als Ausflüſſe des Regalrechts 
der Bergbaufreiheit noch anhafteten, beſeitigt. Als ſolche 
kamen in Preußen auch nach Aufgabe des Direktionsprinzips 
noch in Betracht: 


a) die Befugnis des Staates, Felder von beliebigem Um⸗ 
fang ohne Erfüllung der geſetzlichen Bedingungen des 
Voelkel, Grundzüge des Bergrechts. 3 


= 


34 


Grundzüge des preußiſchen Bergrechts. 


Fundes und der Mutung für den fiskaliſchen Bergwerks 
betrieb vorzubehalten (Feldesreſervation) !), 

s) die Befugnis zur Verleihung von Bergwerksfeldern von 
beliebigem Umfang ohne Beachtung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über Form und Ausdehnung der Felder (Spezial⸗ 
und Diſtriktsverleihung), 

7) die Befugnis zur Übertragung des Bergregals an andere 
Perſonen. 

c) Der Kreis der verleihbaren Mineralien iſt im weſentlichen 
auf ſolche eingeſchränkt, deren Verleihbarkeit vom volks- 
wirtſchaftlichen Standpunkt aus gerechtfertigt erſcheint. Die 
Kohlen bleiben (im Gegenſatz zum ſächſiſchen Recht) bergfrei. 

d) Als Geſellſchaftsform für den Bergwerksbetrieb wird die 
alte deutſchrechtliche, dem franzöſiſchen Bergrecht unbekannte 
Gewerkſchaft beibehalten, jedoch den neuen Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſen entſprechend umgeſtaltet (Gewerkſchaft neuen 
Rechts). 

e) Aufrechterhalten wird das ſowohl im deutſchen wie im fran- 
zöſiſchen Recht anerkannte Recht des Bergbauunternehmers 
auf Grundabtretung und deſſen Pflicht zum Erſatz des 
Bergſchadens. Bei Regelung des Verhältniſſes zwiſchen 
Bergbau und Grundeigentum im einzelnen ſind deutſch⸗ 
rechtliche und franzöſiſchrechtliche Grundſätze miteinander 
verſchmolzen. 

f) Das Bergarbeiterrecht und das Knappſchaftsweſen 
ſind im Anſchluß an den Rechtszuſtand rechts des Rheins 
geregelt. 


1) Die vom Staate vor dem ABG. durch Feldesreſervation erworbenen 


Bergbaurechte (Oberſchleſien, Staßfurt, Wettin uſw.) ſind beſtehen geblieben. 
Sie ſind jetzt im weſentlichen nach den für das Bergwerkseigentum geltenden 
Regeln zu behandeln. 


Reſervate ähnlicher Art ſind: 

a) das Recht des Staates zum Bergbau auf alle von dem Verfügungsrechte 
des Grundeigentümers ausgeſchloſſenen Mineralien im Oberharz (Art. 16 
EV. für Hannover); 

b) das dem preußiſchen Fiskus und dem ſchaumburgiſchen Fürſtenhauſe 
zuſtehende Recht auf die Steinkohlen in der Grafſchaft Schaumburg. 
(Art. 16 EV. für Heſſen). 
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g) Zahlreiche Rechtseinrichtungen, die früher im Bergbau eine 
bedeutende Rolle geſpielt hatten (Freikuxe, Mitbaurecht, 
Erbſtollengerechtigkeit uſw.), ſind als veraltet aufgegeben. 


Was das Verhältnis des ABG. zu dem früheren Recht an⸗ 
langt, ſo iſt das frühere objektive Bergrecht nach dem Grundſatz 
lex posterior derogat legi priori und nach der ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung in § 244 außer Kraft geſetzt. Ausgenommen ſind nur 
Geſetze über Gegenſtände, auf die ſich das ABG. nicht bezieht. 
In Geltung geblieben ſind daher nur: 

a) das Geſetz über die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder 
Aneignung von Mineralien vom 26. März 1856; 

b) das Geſetz über die Verwaltung der Bergbauhilfskaſſen vom 
5. Juni 1863 ($ 245 Abſ. 1); 

c) die Bergwerksſteuergeſetze vom 22. Mai 1861 und 20. Okt. 
1862 ($ 245 Abſ. 2), die jedoch zurzeit nur noch formell 
in Kraft ſtehen, da durch das Geſetz wegen Aufhebung 
direkter Staatsſteuern vom 14. Juli 1893 die Bergwerks- 
ſteuern außer Hebung geſetzt ſind. 

Nicht durch das ABG. aufgehoben ſind die früher ent⸗ 
ſtandenen ſubjektiven Rechte (Bergbauberechtigungen, auch wenn 
ſie auf Mineralien verliehen ſind, die nach dem ABG. bergfrei 
ſind, Privatbergregale, Erbſtollenrechte uſw.). Die Grundlage und 
der Inhalt ſolcher Berechtigungen ſind nach dem früheren Recht zu 
beurteilen, das aus dieſem Grunde in der Praxis und Recht- 
ſprechung immer noch häufig anzuwenden iſt. Der Betrieb des 
Bergbaues auf Grund einer Berechtigung des älteren Rechts 
unterliegt aber den nach dem ABG. für den Bergwerksbetrieb 
geltenden Vorſchriften, und zwar auch dann, wenn das Mineral 
nicht mehr zu den bergfreien gehört ($ 222). 


3. Die Novellengeſetzgebung. 
Die Weiterentwickelung des preußiſchen Bergrechts bewegt 
ſich vorzugsweiſe nach drei Richtungen: 

a) Verſtärkung des Arbeiterſchutzes; 
b) Ausgeſtaltung des Knappſchaftsweſens; 
c) Beſchränkung der Bergbaufreiheit hinſichtlich der Steinkohlen 

und Salze. 

3. 
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Eine wichtige Neuerung iſt ferner die Einführung einer 
Rechtskontrolle gegenüber Entſcheidungen der Bergbehörden. 
Das Bergarbeiterrecht betreffen folgende drei Novellen: 

a) Die Nov. vom 24. Juni 1892 überträgt im weſentlichen 

die Grundſätze der Novelle zur Gewerbeordnung vom 
1. Juni 1891 (des Arbeiterſchutzgeſetzes) auf den Bergbau. 
Vor allem wird der Zwang zum Erlaß von Arbeits⸗ 
ordnungen, die eine klare Regelung der Einzelheiten des 
Arbeitsverhältniſſes enthalten müſſen, geſchaffen. 

b) Die Nov. vom 14. Juli 1905 fordert die Bildung 
ſtändiger Arbeiterausſchüſſe auf den Bergwerken, trifft Be— 
ſtimmungen über die Regelung der Arbeitszeit einſchließlich 
der Seilfahrt und das Über- und Nebenſchichtenweſen im 
Steinkohlenbergbau und ſchafft das „Wagennullen“ ab. 

Eine weitergehende Bedeutung hat die Novelle inſofern, 
als ſie zum erſtenmal Entſcheidungen des Oberbergamts 
einer Rechtskontrolle im Verwaltungsſtreitverfahren unter⸗ 
wirft und zu dieſem Zwecke beſondere Bergverwaltungs— 
gerichte (Bergausſchüſſe) ſchafft. 

Die Nov. vom 28. Juli 1909 ſteht in ihrem erſten Teile 
mit dem Arbeiterſchutze nur in einem mittelbaren Zuſammen— 
hang. Sie ſtellt zur Beſeitigung entſtandener Zweifel 
und Mißſtände die Grenzen der Verantwortung der Auf— 
ſichtsperſonen, der dieſen übergeordneten Perſonen und des 
Bergwerksbeſitzers ſelbſt feſt. Die weſentlichſte Neuerung 
auf dem Gebiete des Bergarbeiterrechts beſteht in der Ein— 
führung einer Kontrolle der Betriebsſicherheit der Gruben 
durch Sicherheitsmänner, die von den Arbeitern zu wählen 
ſind. Ferner werden noch im Anſchluß an die GewO. die 
privatrechtlichen Verhältniſſe der Grubenbeamten näher aus⸗ 
geſtaltet. Endlich wird den Bergbehörden als ein begut- 
achtendes Organ für bergbauliche Fragen die Bergbau⸗ 
deputation zur Seite geſtellt. 

Die beiden „Knappſchaftsnovellen“ vom 19. Juni 1906 
und vom 3. Juni 1912 bezwecken eine Fortentwickelung des Knapp⸗ 
ſchaftsrechts, und zwar vorzugsweiſe in der durch die Arbeiter— 
verſicherung des Deutſchen Reiches gewieſenen Richtung (vgl. S. 217). 
Der das Knappſchaftsrecht enthaltende ſiebente Titel des ABG. 


C 
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iſt als beſonderes „Knappſchaftsgeſetz“ vom 17. Juni 1912 aus 
dem ABG. ausgeſchieden. 

Die Einſchränkung der Bergbaufreiheit hinſichtlich 
der Steinkohle und der Salze wurde durch das Geſ. vom 
5. Juli 1905 (lex Gampp eingeleitet, das vorläufig auf die Dauer 
von längſtens zwei Jahren eine Mutungsſperre für die genannten 
Mineralien anordnete. An Stelle dieſes Übergangsgeſetzes trat ſodann 
die Nov. vom 18. Juni 1907, die die Salze und im größten Teile 
des Staates auch die Steinkohle einem Vorbehaltsrecht des 
Staates mit der Maßgabe unterwarf, daß der Staat das Recht 
zur Aufſuchung und Gewinnung der Salze anderen Perſonen 
übertragen kann, das Recht zur Aufſuchung und Gewinnung der 
Steinkohle nach Ausſcheidung einer beſtimmten Zahl von Feldern 
für den fiskaliſchen Betrieb an andere Perſonen übertragen ſoll. 
Die Ordnung der Übertragung des Rechts zur Aufſuchung und 
Gewinnung der Steinkohle iſt einem beſonderen, bisher nicht er— 
laſſenen Geſetze vorbehalten (§ 2 Abſ. 4 AG.). Durch die Nov. 
vom 18. Juni 1907 wurden ferner wichtige Neuerungen auf 
dem Gebiete des Mutungs- und Verleihungsweſens zur Ver— 
hütung der auf dieſem Gebiete vorgekommenen Mißbräuche ge⸗ 
troffen, auch auf dieſem Gebiete für einzelne Fälle das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren eingeführt und die bergpolizeiliche Zu— 
ſtändigkeit gegenüber den Schürfarbeiten außer Zweifel geſtellt. 

Außer den vorerwähnten drei Gruppen von Novellen ſind noch 
folgende Abänderungsgeſetze mit Geltung für das ganze Staats- 
gebiet!) erlaſſen worden, die verſchiedene Gegenſtände betreffen: 

a) Das Geſetz, betr. Abänderung des $ 235 des ABG., vom 
9. April 1873, wodurch die Umwandlung von Gewerk— 
ſchaften alten Rechts in ſolche neueren Rechts näher geregelt 
und erleichtert wurde; 

b) In dieſem Zuſammenhang iſt auch der Art. 37 des AG. z. 
BGB. zu erwähnen, wo die mit Rückſicht auf die Ein— 
führung des BGB. erforderlichen Abänderungen des 
ABG. getroffen ſind. Durch Art. 37 iſt insbeſondere das 
materielle Liegenſchaftsrecht des BGB. auf das Bergwerks⸗ 
eigentum ausgedehnt; 


1) Die Novellen, die nur für Teile des Staatsgebietes gelten, find im 
Abſchn. XXI erwähnt. 
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c) Die Nov. vom 7. Juli 1902 (Art. J) milderte Härten des 
Bergſchadenrechts gegenüber dem Grundbeſitz und führte 
insbeſondere die ſolidariſcheHaftbarkeit bei Bergſchäden ein; 

d) Durch Geſ. vom 6. Juni 1904 wurden die Arbeiten zur 
Aufſuchung und Gewinnung des Erdöls der bergpolizeilichen 
Aufſicht unterſtellt; 

e) Das Geſetz über den Bergwerksbetrieb ausländiſcher 
juriſtiſcher Perſonen und den Geſchäftsbetrieb außer- 
preußiſcher Gewerkſchaften vom 23. Juni 1909 unter- 
warf ausländiſche juriſtiſche Perſonen und außerpreußiſche 
Gewerkſchaften einer Genehmigungspflicht für den Erwerb 
von Bergwerkseigentum uſw. 

Das Gefüge des ABG. iſt durch die zahlreichen Novellen 
ſtark gelockert. Die unverändert gebliebenen urſprünglichen Be⸗ 
ſtimmungen ſind zum Teil gegenüber den Fortſchritten der Berg— 
technik, des Wirtſchaftslebens und des Rechts in den faſt 
50 Jahren ſeit Erlaß des Geſetzes zurückgeblieben. Trotzdem 
bildet das ABG. auch jetzt noch einen geſunden Rechtsboden für 
die Fortentwickelung des preußiſchen Bergbaues. 


V. Derhältnis zum allgemeinen Landesrecht und zum 
Neichsrecht. 

Das ABG. hat den Kreis des Bergrechts enger gezogen, 
als die älteren Berggeſetze. Es regelt nicht alle Verhältniſſe, die 
beim Bergbau entſtehen, ſondern nur das Bergrecht im eigent— 
lichen Sinne, alſo „diejenigen Gegenſtände, welche wegen der 
eigentümlichen Natur des Bergbaues und ſeiner beſonderen Be— 
dürfniſſe eine von dem allgemeinen Recht abweichende Behandlung 
erheiſchen“ (Mot.). Das Bergrecht findet daher ſeine notwendige 
Ergänzung in dem allgemeinen privaten und öffent— 
lichen Recht. Soweit bergrechtliche Vorſchriften beſtehen, gehen 
ſie den allgemeinen Rechtsvorſchriften vor, auch wenn dieſe 
jünger ſind. Soweit aber bergrechtliche Vorſchriften nicht vor— 
handen ſind, findet das allgemeine Recht ergänzende Anwendung, 
ohne daß es einer ausdrücklichen Verweiſung darauf bedarf). 

1) Dieſer Grundſatz gilt ſelbſtverſtändlich nicht, wenn das allgemeine Geſetz 


ausdrücklich feine Geltung für den Bergbau ausſchließt (vgl. $ 54 des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874). 
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Der privatrechtliche Hintergrund des ABG. war bei 
deſſen Inkrafttreten kein einheitlicher, da Preußen in drei große 
Zivilrechtsgebiete (AL R., Gemeines Recht, Code Napoleon) zerfiel. 
Mit der Vereinheitlichung des bürgerlichen Rechts des Deutſchen 
Reichs durch das am 1. Jan. 1900 in Kraft getretene BGB. iſt 
dieſes mit ſeinen Nebengeſetzen in die Stellung der vorbezeichneten 
Landesgeſetze zum Bergrecht eingerückt (Art. 4 EG. z. BGB.). 
Nur ſoweit das ABG. Verweiſungen auf landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften in dem Sinne enthält, daß gerade dieſe Vorſchriften ohne 
Rückſicht auf eine Anderung der allgemeinen Geſetze gelten ſollen 
(„unechte Verweiſung“), ſind die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
gewiſſermaßen als Beſtandteile des Bergrechts, für deſſen Gebiet 
in Kraft geblieben. Da das ABG. in enger Fühlung mit den 
Rechtsbegriffen des ALR. ſtand, ſo hat die Einführung des nach 
manchen Richtungen abweichenden Rechtsſyſtems des BGB. das 
Geſamtbild des für bergbauliche Verhältniſſe geltenden Rechts 
ſtark verſchoben. In den am meiſten hervortretenden Punkten 
iſt Übereinſtimmung hergeſtellt durch die Art. 37, 38, 39 AG. 
3. BGB.! ). 

Eine unmittelbare Einwirkung auf das Bergrecht hat aber 
das BGB. nicht ausgeübt. Zwar gehen nach Art. 2 der Reichs⸗ 
verfaſſung die Reichsgeſetze den Landesgeſetzen vor und treten 
nach Art. 55 EG. z. BGB. die privatrechtlichen Vorſchriften der 
Landesgeſetze grundſätzlich außer Kraft. Im Art. 67 Abſ. 1 EG. 
z. BGB. iſt aber beſtimmt, daß die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften, welche dem Bergrecht angehören, unberührt 
bleiben. Nach Art. 3, 218 a. a. O. können durch Landesgeſetz 
auch neue bergrechtliche Vorſchriften erlaſſen und beſtehende ab- 
geändert werden. Dieſe Zuſtändigkeit iſt eine unbeſchränkte, ſo 
daß die Landesgeſetzgebung auf dem ihr vorbehaltenen Gebiete 
auch durch allgemeine Vorſchriften des BGB. nicht eingeengt iſt. 

An Stelle des BGB. oder neben dieſem kommen, ſoweit 
der Bergbau in das handelsrechtliche Gebiet übergreift, als Er— 
gänzung des Bergrechts die Beſtimmungen des HGB. vom 10. Mai 
1897 in Betracht. Kaufmann im Sinne des HGB. ($ 1 Abſ. 1) 
iſt, wer ein Handelsgewerbe betreibt. Nun iſt allerdings der Berg⸗ 


1) Vgl. auch Art. 22 AG. z. BGB., Art. 15 ff. AG. z. ZIG, Art. 22 ff. AG. 
z. GBO. 
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werksbetrieb an ſich kein Handelsgewerbe). Als Handelsgewerbe 
gilt nach $ 1 HGB. — abgeſehen von anderen, hier nicht in 
Betracht kommenden Fällen — die Anſchaffung und Weiter- 
veräußerung von beweglichen Sachen (Waren). Der Berg⸗ 
werksbeſitzer ſchafft aber die Bergwerksprodukte nicht an, ſondern 
produziert fie, daher iſt auch ihre Veräußerung nicht eine Weiter- 
veräußerung. Nach § 2 HGB. kann aber auch ein anderes ge- 
werbliches Unternehmen, wenn es nach Art und Umfang einen 
in kaufmänniſcher Weiſe eingerichteten Geſchäftsbetrieb erfordert 
— dies wird bei bergbaulichen Unternehmen regelmäßig der Fall 
ſein —, den Charakter eines Handelsgewerbes dadurch annehmen, 
daß die Firma des Unternehmens in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragen wird. Die Eintragung herbeizuführen, iſt der Unternehmer 
verpflichtet. Hiernach ſind die Beſitzer betriebener Bergwerke ſo⸗ 
weit ſie nicht als Aktiengeſellſchaften oder ſonſtige Handelsgeſell— 
ſchaften „Mußkaufleute“ im Sinne des § 1 HGB. ſind, faſt durch⸗ 
gängig „Sollkaufleute“ im Sinne des § 2 HGB.?) Daraus folgt, 
daß die Vorſchriften des HGB. über Firmen, Handelsbücher, 
Handelsregiſter, Prokura uſw. auf ſie Anwendung finden. Es 
folgt ferner daraus, daß die von den Bergwerksbeſitzern inner- 
halb ihres Betriebes abgeſchloſſenen Geſchäfte regelmäßig als 
(„akzeſſoriſche“) Handelsgeſchäfte anzuſehen ſind und als ſolche den 
Beſtimmungen des HGB. unterliegen (Rechtsform des Geſchäfts, 
Höhe der Zinſen uſw.). 

Die Zuſtändigkeit der Reichsgeſetzgebung auf dem 
privatrechtlichen Gebiete des Bergrechts folgt unzweifelhaft daraus, 
daß ſie nach Art. 4 RV. das bürgerliche Recht umfaßt. Ob ſie 
ſich auch auf den öffentlichrechtlichen Teil des Bergrechts erſtreckt, 
iſt beſtrittene) und hängt, da im Art. 4 a. a. O. nicht der Berg⸗ 
bau, wohl aber der Gewerbebetrieb unter den Gegenſtänden der 
Reichsgeſetzgebung aufgeführt iſt, davon ab, ob der Bergbau als 
Gewerbebetrieb im Sinne des Art. 4 anzuſehen iſt. Weder die 

1 Daß die Bergwerksinduſtrie trotzdem in den Handelskammern vertreten 
iſt, beruht darauf, daß dieſe Vertretungen nicht nur des Handels, ſondern auch 
des Gewerbes ſind. 

2) Nur auf die Gewerkſchaften alten Rechts findet $ 2 HGB. keine An- 
wendung (Art. 5 EG. z. HGB.). Der Bergfiskus iſt berechtigt, aber nicht ver⸗ 
pflichtet, ſich in das Handelsregiſter eintragen zu laſſen ($ 36 HGB.). 

3) Vgl. Arndt, Dig. 1897, S. 309 ff.; Wahle, 3. f. B. 42 83ff. 
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Bejahung noch die Verneinung dieſer Frage iſt aus $ 6 RG. 
zu entnehmen, wo (in Übereinſtimmung mit $ 6 der Preuß. 
GewO. von 1845) beſtimmt iſt, daß auf das Bergweſen die Ge— 
werbeordnung nur inſoweit Anwendung findet, als ſie ausdrückliche 
Beſtimmungen darüber enthält. Dieſer Vorſchrift kann ſowohl die 
Auffaſſung, daß der Bergbau zwar als ein Gewerbe anzuſehen, aber 
zweckmäßig nur einzelnen gewerberechtlichen Beſtimmungen zu unter- 
werfen ſei, als auch die Auffaſſung zugrunde liegen, daß der Berg— 
bau zwar kein Gewerbe, aber doch ein einem ſolchen verwandter 
Betrieb ſei und aus dieſem Grunde das Verhältnis der Gewerbe— 
ordnung zu dieſem Betriebe — wie auch zu den anderen im 
§ 6 a. a. O. aufgeführten Betrieben, die ohne Zweifel nicht alle 
Gewerbe ſind — der Klarſtellung bedürfe. Einzelne Stellen in den 
Motiven zu den preußiſchen und deutſchen Gewerbegeſetzen ſcheinen 
jedoch darauf hinzudeuten, daß nach der bei Erlaß der RV. gebräuch⸗ 
lichen Ausdrucksweiſe der geſetzgebenden Organe „Gewerbebetrieb“ 
in einem weiteren, auch den Bergbau umfaſſenden Sinne ver- 
ſtanden wurde. Jedenfalls iſt in der Folgezeit gegenüber den 
zahlreichen Beſtimmungen ſtark bergrechtlichen Charakters, die in 
den Novellen zur GewO. enthalten ſind, die Frage der Ver- 
faſſungsmäßigkeit nicht aufgeworfen worden. 

Die Einwirkung der Arbeiterverſicherungsgeſetzgebung des 
Deutſchen Reiches auf das Knappſchaftsweſen iſt in Abſchn. XIX 
erörtert. 


VI. Die Bergbehörden und das Verfahren in Bergſachen . 
1. Bergbehörden. 

Die Eigenart des Bergbaues erfordert für deſſen ſtaatliche 
Beaufſichtigung beſondere Fachbeamte oder Fachbehörden. 
Während in einzelnen Staaten, z. B. in Frankreich, den Behörden 
der allgemeinen Staatsverwaltung bergmänniſch vorgebildete Hilfs- 
kräfte in vorwiegend beratender Stellung angegliedert ſind, haben 
in Deutſchland ſeit älteſter Zeit ſelbſtändige Bergbehörden beſtanden 
(gestaldiones?) in Trient, urburer?) in Iglau, magistri montium 

1) ABG. 8. Titel (88 187 bis 195), $ 3b, $ 197. 


2) gestaldio — Richter. 
3) Von urbure — Ertrag, Zehnt. 
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im Erzgebirge, Waſſermeiſter in Goldberg, ſpäter Bergmeiſter, 
Zehntner, Bergrichter, Berggeſchworene uſw.). Die Tätigkeit der 
älteren Bergbehörden erſtreckte ſich entſprechend der Mehrzahl 
dieſer Bezeichnungen in erſter Linie auf die Ausübung der Berg⸗ 
gerichtsbarkeit und die Abgabenerhebung. Hierzu traten unter der 
Einwirkung des Direktionsprinzips zahlreiche Geſchäfte, die ſich 
aus der bergtechniſchen und wirtſchaftlichen Oberleitung des Berg— 
baues ergaben. 25 

Für die jetzt beſtehenden preußiſchen Bergbehörden kommen 
dieſe Aufgaben nicht mehr in Betracht, da die Erhebung der 
ſtaatlichen Bergwerksſteuer fortgefallen, die Gerichtsbarkeit in Berg⸗ 
ſachen und die Führung der Bergwerksgrundbücher') an die Ge⸗ 
richte übergegangen und das Direktionsprinzip aufgegeben iſt. 
Die Wirkſamkeit der Bergbehörden beſteht zurzeit hauptſächlich in 
der Ausübung der Befugniſſe, die einen Ausfluß der Berghoheit 
des Staates (vgl. S. 33) bilden. Außerdem iſt ihr Geſchäftskreis 
auf Nebengebiete (Gewerbeordnung, Arbeiterverſicherung) aus⸗ 
gedehnt. 

Die urſprüngliche Gliederung der preußiſchen Bergbehörden 
in drei Inſtanzen iſt, nachdem zeitweiſe eine viergliedrige Organi⸗ 
ſation — Revierbeamter oder Geſchworener, Bergamt, Ober— 
bergamt, Miniſter — beſtanden hatte, mit der Aufhebung der 
Bergämter durch das ſog. Kompetenzgeſetz von 1861 wieder⸗ 
hergeſtellt worden. Die oberſte Leitung der Bergverwaltung lag 
bis 1808 bei einer Abteilung des Generaldirektoriums. Nach 
Einrichtung der Miniſterien hat die Miniſterialabteilung für das 
Berg-, Hütten- und Salinenweſen zeitweiſe dem Miniſterium des 
Innern, zeitweiſe dem Finanzminiſterium, ſeit Errichtung des 
Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten (1848) 
dieſem angehört. Demgemäß nennt das ABG. als oberſte Berg⸗ 
behörde den Handelsminiſter. Bei Teilung des genannten 
Miniſteriums (1878/79) wurde die Zuſtändigkeit in Bergſachen 
zunächſt dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten, durch Allerh. Erl. 
vom 17. Febr. 1890 aber dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
übertragen. 


1) Wegen Aufhebung der Berghypothekenkommiſſionen vgl. $ 246 ABG. 
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Nach dem ABG. ſind Bergbehörden die Re vierbeamten), 
die Oberbergämter und der Handelsminiſter. Die Bezirke 
der Revierbeamten werden vom Handelsminiſter, die Bezirke 
der Oberbergämter durch Königliche Verordnung feſtgeſtellt. Zur⸗ 
zeit beſtehen fünf Oberbergämter, und zwar (abgejehen von kleinen 
Grenzabweichungen) a) das Oberbergamt in Breslau für Schleſien, 
Poſen, Weſt⸗ und Oſtpreußen, b) das Oberbergamt in Halle a. S. 
für Sachſen, Brandenburg und Pommern, c) das Oberbergamt in 
Clausthal für Hannover, ausſchließlich der Regierungsbezirke 
Osnabrück und Aurich, Schleswig⸗Holſtein und den Regierungs⸗ 
bezirk Kaſſel, d) das Oberbergamt in Dortmund für den größten 
Teil von Weſtfalen, Teile der Rheinprovinz (Kreiſe Rees, Duis⸗ 
burg, Mülheim a. Ruhr, Eſſen und zum Teil Düſſeldorf, Mettmann, 
Elberfeld, Barmen) und die Regierungsbezirke Osnabrück und Aurich, 
e) das Oberbergamt in Bonn für den größten Teil der Rheinprovinz, 
den ſüdlichen Teil von Weſtfalen, den Regierungsbezirk Wiesbaden 
und die Hohenzollernſchen Lande. 


Die Revierbeamten)), die den Titel „Bergmeiſter“ (ſpäter 
„Bergrat“) führen, ſind Einzelbeamte, denen, ſoweit nötig, zur 
Unterſtützung Hilfskräfte (Berginſpektoren, Bergaſſeſſoren, ſeit 1899 
auch Einfahrer?), letztere für den jog. bergpolizeilichen Kleindienſt) 
beigegeben ſind. Sie bilden die erſte Inſtanz in allen nach dem 
ABG. der „Bergbehörde“ obliegenden Geſchäften, ſoweit dieſe 
nicht, wie die Bergwerksverleihung, die Enteignung, die Knappſchafts⸗ 
aufſicht, der Erlaß von Bergpolizeiverordnungen und andere Ent— 
ſcheidungen von größerer Bedeutung, ausdrücklich dem Oberbergamt 
übertragen ſind. Die Haupttätigkeit des Revierbeamten liegt auf 
dem Gebiet der Bergpolizei und Gewerbepolizei. Er hat gegen⸗ 
über den ſeiner bergpolizeilichen Aufſicht unterliegenden Anlagen 
die Rechte und Pflichten eines Gewerbeaufſichtsbeamten ($ 189 
Abſ. 2 ABG., $ 139b GewO .). Er iſt ferner Hilfsbeamter der 


1) In der Praxis iſt die Bezeichnung „Bergrevierbeamter“ üblich. 

2) Für die Geſchäftstätigkeit der Revierbeamten find von den Oberberg⸗ 
ämtern bald nach dem Inkrafttreten des ABG. Dienſtinſtruktionen erlaſſen 
worden, die jetzt zum Teil veraltet ſind. 

3) Über die rechtliche Stellung der — vorwiegend für den Steinkohlen⸗ 
bergbau beſtellten — Einfahrer vgl. Z. f. B. 40 407. 
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Staatsanwaltſchaft ($ 153 GVG.!)) und hat als ſolcher ſtrafbare 
Handlungen in ſeinem Aufſichtsbereich zu erforſchen. 

Die Oberbergämter) ſind kollegial organiſiert. Sie be- 
ſtehen aus einem Berghauptmann (Oberbergamtsdirektor), deſſen 
Stellvertreter w(mit dem Rang der Oberregierungsräte) und weiteren 
bergtechniſchen und rechtskundigen Mitgliedern (Oberbergräten). 
Sie ſind, abgeſehen von den Fällen, in denen ſie als erſte Inſtanz 
tätig werden, die Aufſichts- und Rekursinſtanz für die Revier⸗ 
beamten. Sie ſind Provinzialbehörden und haben in ihrem 
Geſchäftsbereich die geſetzlichen Befugniſſe und Verpflichtungen 
der Regierungen?) ($ 189 Abſ. 6). Den Oberbergämtern (mit 
Ausnahme von Breslau) ſind Knappſchaftsoberverſicherungsämter 
angegliedert (vgl. Abſchn. XIX). 

Die oberſte Inſtanz in Bergſachen iſt der Miniſter für 
Handel und Gewerbe. An der Spitze der Miniſterialabteilung, 
in der die Bergſachen bearbeitet werden (Bergabteilung), ſteht als 
Miniſterialdirektor der Oberberghauptmann“). 


Aus dem außerhalb des Bergrechts liegenden Geſchäftskreis 
der Bergbehörden iſt hervorzuheben, daß für den Bereich des 
Bergbaues der Revierbeamte als „untere Verwaltungsbehörde“ 
und „Ortspolizeibehörde“, das Oberbergamt als „höhere Ver⸗ 
waltungsbehörde“ und der Handelsminiſter als „oberſte Verwaltungs⸗ 
behörde“ im Sinne der GewO., der RVO. und des Gewerbe— 


gerichtsgeſetzes gilt’). 


1) Verf. d. JM. u. M. d. J. vom 15. Sept. 1879, Z. f. B. 21 4. 

2) Für den Geſchäftsgang der Oberbergämter gelten, ſoweit anwendbar, 
die Regierungsinſtruktion vom 23. Okt. 1817 (GS. S. 248) und die KO. vom 
31. Dez. 1825 (GS. 1826, S. 5). Außerdem beſteht eine nicht veröffent⸗ 
lichte Geſchäftsordnung vom 15. Sept. 1888, deren Gültigkeit aber, ſoweit ſie 
der Regierungsinſtr. widerſpricht, zweifelhaft iſt. 

3) Die Eigenſchaft der Oberbergämter als Provinzialbehörden iſt namentlich 
von Bedeutung für das Diſziplinarverfahren, das Defektenverfahren, die Er⸗ 
hebung des Konflikts und Kompetenzkonflikts, die Penſionierung von Beamten, 
den Erlaß exekutiviſcher Strafbefehle, das Verwaltungszwangsverfahren, die 
Vertretung des Bergfiskus im Prozeß. 

4) Unter dem Handelsminiſter ſtehen auch die Bergakademien in Berlin 
und Clausthal und die Geologiſche Landesanſtalt in Berlin. 

5) Vgl. die ausführliche Aufzählung aller Befugniſſe der Bergbehörden 
bei Schlüter⸗Henſe S. 466ff. a 
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Als begutachtendes Organ für bergtechniſche, bergpolizeiliche 
und ſonſtige das Gebiet des Bergbaues berührende Fragen ſteht 
dem Handelsminiſter die durch die Nov. vom 28. Juli 1909 ein⸗ 
geführte Bergbaudeputation ($ 194 b) zur Seite. Der Handels⸗ 
miniſter regelt die Zuſammenſetzung und die Geſchäftsführung 
dieſer Deputation. Sie beſteht aus einem ernannten Vorſitzenden 
und 30 Mitgliedern, die teils ernannt, teils aus den Kreiſen 
der Bergwerksbeſitzer, Werksbeamten und Bergarbeiter gewählt 
werden!). 

Eine begutachtende Stellung nehmen auch die durch die Nov. 
vom 14. Juli 1905 den Oberbergämtern beigegebenen Geſund— 
heitsbeiräte ($ 197) ein. Der Geſundheitsbeirat iſt vom Ober- 
bergamt vor dem Erlaß von bergpolizeilichen Beſtimmungen zu 
hören, die die Dauer, den Beginn und das Ende der täglichen 
Arbeitszeit der Bergarbeiter betreffen. Er beſteht aus dem Berg⸗ 
hauptmann als Vorſitzenden und vier Beiſitzern, die vom Pro⸗ 
vinzialausſchuß der Provinz, in der ſich der Sitz des Oberberg⸗ 
amts befindet, zu gleichen Teilen aus der Zahl der Bergwerks- 
beſitzer oder ihrer Stellvertreter und der Zahl der aus den 
Arbeitern gewählten Knappſchaftsälteſten auszuwählen ſind. An 
den Verhandlungen des Geſundheitsbeirats nimmt auch ein vom 
Oberbergamte zu berufender Knappſchaftsarzt mit beratender 
Stimme teil. 

Nicht als Bergbehörden im Sinne des ABG. ſind die zur 
Verwaltung der fiskaliſchen Bergwerke, Hütten und Salinen 
beſtellten Behörden anzuſehen (Bergwerksdirektionen, Berg⸗ 
inſpektionen, Hüttenämter, Salzämter). Die Bergpolizei auf den 
fiskaliſchen Bergwerken wird nicht mehr, wie bis 1. Januar 1893, 
von den Direktoren dieſer Werke, ſondern von den Revierbeamten 
ausgeübt. Auch ſonſt nehmen dieſe Anlagen in bergrechtlicher 
Hinſicht eine Ausnahmeſtellung nicht ein (vgl. § 1a). 

Die Trennung der fiskaliſchen von der regiminalen Berg- 
verwaltung iſt aber bisher nur in der unterſten Inſtanz durch⸗ 
geführt. In der Mittel- und Zentralinſtanz beſtand von altersher 
eine Vereinigung der beiden Verwaltungszweige inſofern, als die 
fiskaliſchen Werksverwaltungen der Aufſicht der Oberbergämter 


I) MinErl. vom 13. Dezember 1910, Z. f. B. 52 167. 
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und der oberſten Leitung des Handelsminiſters unterſtanden. 
Hierbei iſt es auch in der Miniſterialinſtanz verblieben, während 
das Oberbergamt als Mittelinſtanz der fiskaliſchen Bergverwaltung 
dadurch zum Teil ausgeſchaltet worden iſt, daß im Verwaltungs⸗ 
wege die Bergwerksdirektionen (in Saarbrücken, Zabrze und Ned- 
linghauſen) ſowie der Direktor der Oberharzer Berg- und Hütten⸗ 
werke dem Handelsminiſter unmittelbar unterſtellt worden find"). 
Gegenüber dieſen fiskaliſchen Behörden ſind den Oberbergämtern 
nur diejenigen Befugniſſe verblieben, welche, weil fie kraft Ge- 
ſetzes den „Provinzialbehörden“ vorbehalten find, von der Über— 
tragung ausgeſchloſſen waren. Für die von der Organiſations⸗ 
änderung nicht betroffenen fiskaliſchen Werksverwaltungen iſt das 
Oberbergamt nach wie vor zweite Inſtanz ). 


2. Verfahren der Bergbehörden. 

Das Verfahren der Bergbehörden iſt, abgeſehen von den 
unten bezeichneten Ausnahmefällen, das einfache Verwaltungs— 
verfahren. Gegen Entſcheidungen des Revierbeamten iſt regel⸗ 
mäßig der Rekurs an das Oberbergamt, gegen deſſen Entſcheidungen 
regelmäßig der Rekurs an den Handelsmmiſter zuläſſig (§ 191). Die 
Rekursfriſt beträgt vier Wochen. Sie beginnt mit dem Ablauf 
des Tages, an dem die Entſcheidung zugeſtellt oder ſonſt bekannt⸗ 
gemacht worden iſt (8 192 Abſ. 1) 9). Wenn der Rekurs ſich gegen 
Entſcheidungen richtet, zu denen nach dem ABG. ein Beſchluß 
des Oberbergamts erforderlich iſt, oder die zwiſchen ſtreitenden 
Parteien ergehen, ſo muß er bei der Inſtanz, deren Entſcheidung 
angefochten wird ($ 193 Ab. 2), in anderen Fällen kann er auch 
bei der Rekursinſtanz eingelegt werden. Eine Begründung des 
Rekurſes iſt nicht vorgeſchrieben. Iſt eine Gegenpartei vorhanden, 
ſo wird ihr die Rekursſchrift zur Beantwortung binnen vier 


1) Unmittelbar dem Handelsminiſter (Bergabteilung) unterſtehen auch die 
Bernſteinwerke in Königsberg und die für den Betrieb des der „fiskaliſch⸗ 
ſtädtiſchen Sozietät“ (/ Fiskus, 1/ Stadt Berlin) gehörigen Kalkſteinbruchs bei 
Rüdersdorf. 

2) Für die Verwaltung der Staatswerke im Bereiche der Berg⸗, Hütten⸗ 
und Salinenverwaltung gilt die (vielfach abgeänderte) miniſterielle Zuſtändig⸗ 
keitsordnung vom 31. März 1904. 

3) Wegen Berechnung der Friſten vgl. 88 187, 188, 193 BGB., wegen 
Berechnung der Monatsfriſten auch $ 242 ABG. 
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Wochen, vom Ablaufe des Tages der Zuſtellung ab, mitgeteilt. 
Die Einlegung des Rekurſes hat, ſoweit nicht das Gegenteil aus- 
drücklich beſtimmt iſt (z. B. § 201 Abſ. 2) oder aus der Natur 
der Sache folgt (Rekurs gegen Beanſtandung des Betriebsplans), 
aufſchiebende Wirkung. 

Abweichungen von dieſem regelmäßigen Inſtanzenzuge in 
Bergſachen beſtehen, ſoweit gegen Entſcheidungen der Berg— 
behörden das Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Bergausſchuß 
(dgl. unten Ziff. 3) oder (in Knappſchaftsſachen) die Beſchwerde an 
das Oberſchiedsgericht in Knappſchaftsangelegenheiten oder (z. B. 
wegen der Entſchädigung bei der Enteignung) die Klage im 
ordentlichen Rechtswege ſtattfindet. 

Auch regelt ſich das Verfahren nach vorſtehenden Grund— 
ſätzen nur, ſoweit die Bergbehörden im Bereiche des Berggeſetzes 
in Tätigkeit treten. Sind ihnen auf anderen Gebieten beſondere 
Verrichtungen überwieſen, ſo kommen in erſter Linie die für 
dieſe Gebiete erlaſſenen geſetzlichen Beſtimmungen zur Anwendung. 
So richtet ſich z. B. das Verfahren und der Inſtanzenzug bei 
der Konzeſſionierung von Dampfkeſſeln und Triebwerken ($ 59) 
nach den $$ 16ff. RGO. (Rekursfriſt 14 Tage). 

An keine Friſt und Form iſt die allgemeine Dienſtbeſchwerde 
(wegen Verzögerung von Amtsverrichtungen uſw.) gebunden, ebenjo- 
wenig die Anrufung der oberen Inſtanz, ſoweit dieſe berechtigt 
und verpflichtet iſt, aus Gründen des öffentlichen Intereſſes Maß— 
nahmen der unteren Inſtanz (z. B. in Bergpolizeiangelegenheiten) 
herbeizuführen, abzuändern oder aufzuheben. 


Ein allgemeines Zwangsmittel zur Durchführung von An- 
ordnungen der Bergbehörden iſt die den Oberbergämtern (nicht 
den Revierbeamten) zuſtehende Befugnis, Zwangsſtrafbefehle bis 
zur Höhe von 300 M. oder vier Wochen Gefängnis zu erlaſſen.“) 
Weitere Zwangsmittel haben die Bergbehörden auf dem Gebiete 
der Bergpolizei (vgl. S. 189). 

Die Einziehung der in Bergſachen erwachſenen Koſten (und 
Strafgelder) geſchieht im Wege des Verwaltungszwangsver⸗ 


1) $ 190 Abſ. 6 ABG., $ 48 VO. wegen verbeſſerter Einrichtung der 
Provinzial⸗ uſw. Behörden vom 26. Dez. 1808 (GS. 1806-10, S. 464). Vgl. 
auch $ 65 Abſ. 1 Kn. 
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fahrens!) ($ 194). Da den Bergbehörden beſondere Voll⸗ 
ziehungsbeamte nicht beigegeben ſind, erfolgt die zwangsweiſe 
Beitreibung durch Vermittelung von Behörden der allgemeinen 
Staatsverwaltung. 


3. Vergausſchüſſe und Verwaltungsſtreitverfahren. 

Das in den letzten Jahrzehnten auf faſt allen Gebieten des Rechts⸗ 
lebens hervorgetretene Streben, die Entſcheidungen der Ver— 
waltungsbehörden einer Rechtskontrolle durch unabhängige Gerichte 
zu unterwerfen, hat auch das Bergrecht ergriffen. Für beſtimmte 
Fälle iſt ein Verwaltungsſtreitverfahren eingeführt, und hierdurch 
iſt die Schaffung von beſonderen, mit techniſcher Sachkenntnis 
ausgeſtatteten Bergverwaltungsgerichten erforderlich geworden. 
Die durch die Nov. vom 14. Juli 1905 begründete Zuſtändigkeit des 
Bezirksausſchuſſes für gewiſſe dem Bergarbeiterrecht angehörende 
Streitſachen politiſchen Charakters iſt durch die Nov. vom 28. Juli 
1909 wieder beſeitigt. 

Bei jedem Oberbergamte beſteht für deſſen Bezirk ein Berg— 
ausſchuß als erſte Inſtanz des Verwaltungsſtreitverfahrens. Der 
Bergausſchuß beſteht aus Abteilungen. Für jede Provinz, in der 
innerhalb des Oberbergamtsbezirks Bergbau umgeht, beſteht eine 
Abteilung, die ſich aus dem Berghauptmann oder deſſen Gtell- 
vertreter als Vorſitzendem und ſechs Mitgliedern zuſammenſetzt. 
Zwei dieſer Mitglieder werden aus den Mitgliedern des Ober— 
bergamts auf die Dauer ihres Hauptamtes durch den Miniſter 
für Handel und Gewerbe ernannt. Die vier anderen Mitglieder 
werden für jede Abteilung aus den zum Provinziallandtage wähl- 
baren Einwohnern der Provinz, für welche die Abteilung beſteht, 
durch den Provinzialausſchuß gewählt. Eines dieſer Mitglieder 
muß einem Oberlandesgerichte der Provinz angehören. Nicht 
wählbar ſind ſtaatliche Bergbeamte und einige höhere Verwaltungs— 
beamte. Neben den Mitgliedern werden zwei Stellvertreter er— 
nannt und vier Stellvertreter gewählt?). Die gegenwärtige Ein- 

) VO., betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen, vom 15. November 1899 (GS. 545) und vom 18. März 1904 
(85. 36) nebſt Ausführungsbeſtimmungen. 

2) § 194 a ABG.; $$ 11, 12, 32 bis 34 LG.; Geſchäftsregulativ, betr. 
den Geſchäftsgang, und das Verfahren der Bergausſchüſſe vom 8. Dezember 1905, 
3. f. B. 47 145. 
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richtung der Bergausſchüſſe iſt als eine vollkommene nicht an⸗ 
zuſehen. Im Gegenſatz zum Bezirksausſchuß, der ſonſt als Vor⸗ 
bild gedient hat, fehlt den ernannten Mitgliedern des Berg⸗ 
ausſchuſſes die richterliche Unabhängigkeit. Ein Bedenken liegt 
ferner darin, daß, obwohl der Bergausſchuß Entſcheidungen 
des Oberbergamts nachzuprüfen hat, der Berghauptmann und 
zwei Oberbergamtsmitglieder bei den Entſcheidungen des Berg— 
ausſchuſſes mitwirken. Hieraus ergeben ſich prozeſſuale Schwierig- 
keiten. Insbeſondere darf der Berghauptmann, wenn er ſelbſt 
den Vorſitz im Bergausſchuß übernehmen will, in den Sachen, 
die vor dem Bergausſchuß verhandelt werden ſollen, keine Prozeß— 
handlungen für das Oberbergamt vornehmen!). 

Die Zuſtändigkeit der Bergausſchüſſe iſt zurzeit lücken⸗ 
haft. Die Frage, welche Entſcheidungen der Bergbehörden zweck— 
mäßig einer Verwaltungsrechtskontrolle zu unterwerfen ſind, iſt vom 
Geſetzgeber bisher noch nicht für das geſamte Bergrecht, ſondern nur 
im Rahmen der Nov. vom 14. Juli 1905, v. 18. Juni 1907 und 
v. 28. Juli 1909, alſo für beſchränkte Gebiete geprüft worden. Die 
einzelnen Fälle, in denen das Verwaltungsſtreitverfahren zuge- 
laſſen iſt, ſtehen infolgedeſſen ſyſtemlos nebeneinander. Es ſind 
folgende Fälle: 

a) aus dem Mutungsrecht: § 15 Abſ. 1 Nr. 1 (Fündigkeit), 
§ 27 Abſ. 4 (Feldesform), Art. XI Nov. vom 18. Juni 1907 
(Verleihung von Zwiſchenfeldern), 

b) aus dem Bergarbeiterrecht: § 80k Abſ. 1 (Gültigkeit 
der Wahlen der Sicherheitsmänner und Arbeiterausſchuß⸗ 
mitglieder), $ 80 f Abſ. 2 (Auflöſung des Arbeiteraus⸗ 
ſchuſſes) und 

c) aus dem Bergpolizeirecht: $ 75 Abſ. 2 (Nichtanerkennung 
und Aberkennung der Befähigung von Aufſichtsperſonen, 
Entſcheidungen nach § 197 Abſ. 1 (Arbeitszeit). 

Der allgemeine Grundſatz der Anfechtbarkeit polizeilicher Ver⸗ 
fügungen im Verwaltungsrechtswege iſt bisher auf das Gebiet der 
Bergpolizei nicht ausgedehnt. 

Die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren iſt binnen 
zwei Wochen von der Zuſtellung der angefochtenen Entſcheidung 


1) OVG. 14. April 1910, Z. f. B. 51 635. 
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an zu erheben. Sie iſt gegen die Behörde, die dieſe Entſcheidung 
erlaſſen hat, alſo im Falle des § 75 Abſ. 2 gegen den Revier⸗ 
beamten, ſonſt gegen das Oberbergamt zu richten. Die für das 
Verwaltungsſtreitverfaͤhren vor den allgemeinen Verwaltungs⸗ 
gerichten geltenden Vorſchriften!) kommen zur Anwendung. Ins⸗ 
beſondere ſchließt die Erhebung der Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren die Einlegung des Rekurſes aus. Sie hat, wenn nicht 
ein anderes beſtimmt iſt, aufſchiebende Wirkung. 

Gegen die Urteile der Bergausſchüſſe findet — mit einer 
Ausnahme ($ 75 Abſ. 2) — als weiteres Rechtsmittel die Reviſion 
an das Oberverwaltungsgericht ſtatt. Sie kann nur auf Nicht- 
anwendung oder unrichtige Anwendung des Rechts oder weſent⸗ 
liche Mängel des Verfahrens geſtützt werden. Die Anmeldung 
und Rechtfertigung hat binnen zwei Wochen von der Zuſtellung 
der Entſcheidung an beim Bergausſchuſſe zu erfolgen. 


4. Bergbeamte. 

Die Ausbildung und Prüfung für den höheren Staatsdienſt 
in der Bergverwaltung regelt ſich nach den Vorſchriften vom 
18. Sept. 1897 (3. f. B., H.⸗ u. S.⸗Weſen 45 96). Die An⸗ 
nahme als Bergbaubefliſſener ſetzt den Erwerb des Zeugniſſes der 
Reife auf einem Gymnaſium, einem Realgymnaſium oder einer 
Oberrealſchule voraus. Die Ausbildung?), die von den Oberberg- 
ämtern überwacht wird ($ 190 Abſ. 4), zerfällt in 

a) eine einjährige praktiſche Lehrzeit, 
b) ein dreijähriges akademiſches Studium, 
e) eine dreijährige Beſchäftigung als Bergreferendar. 

Vor Zulaſſung zu der letztgenannten Beſchäftigung iſt die 
Bergreferendarprüfung, nach Abſchluß der Beſchäftigung als Berg⸗ 
referendar die Bergaſſeſſorprüfung abzulegen. Nach deren Be⸗ 
ſtehen erfolgt die Ernennung zum Bergaſſeſſor, womit die Be⸗ 
fähigung zur Anſtellung als Revierbeamter oder als techniſches 
Mitglied der höheren Bergbehörden erworben wird. Die bei 
dieſen angeſtellten juriſtiſchen Beamten müſſen die Fähigkeit zum 
Richteramte beſitzen. 

1) 88 50—114 LG. 

2) Der Bergwerksbeſitzer muß den mit Fahrſcheinen des OBA. ver⸗ 
ſehenen Perſonen, die ſich dem Bergfache gewidmet haben, zum Zweck ihrer 
Ausbildung die Befahrung und Beſichtigung des Werkes geſtatten ($ 78). 
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Die Bergbeamten unterliegen den allgemeinen, für Ver⸗ 
waltungsbeamte geltenden Beſtimmungen ), insbeſondere auch den 
Beſchränkungen des Gef. vom 10. Juni 1874 über die Beteiligung 
der Staatsbeamten bei der Gründung und Verwaltung von 
Aktien⸗, Kommandit⸗ und Bergwerksgeſellſchaften (GS. 244). 
Für den Erwerb von Bergwerkseigentum und Bergwerksanteilen, 
der zur Zeit der Geltung des Direktionsprinzips den Bergbeamten 
völlig verboten war, gilt jetzt die Sonderbeſtimmung des $ 195 
ABG., wonach die Bergbeamten des Staates, deren Frauen und 
unter väterlicher Gewalt ſtehenden Kinder, im Verwaltungsbezirke 
der erſteren?) Bergwerke und Kuxe durch Mutung überhaupt 
nicht, durch andere Rechtsgeſchäfte unter Lebenden nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Handelsminiſters erwerben können. Unbeſchränkt 
iſt der Erwerb von Todeswegen ſowie auch der Erwerb kraft 
Geſetzes (Eingehung einer gütergemeinſchaftlichen Ehe). Die Be⸗ 
ſchränkung findet keine Anwendung auf konz. Markſcheider, weil 
dieſe nicht Beamte ſind, auf penſionierte Bergbeamte, weil dieſe 
keinen Verwaltungsbezirk haben, ſowie (ſtreitig) auf fiskaliſche 
Bergbeamte, weil das ABG. ſich nicht auf die Rechtsverhältniſſe 
der fiskaliſchen Bergbehörden und Bergbeamten erſtreckt. Auf 
den Erwerb von Aktien und Anteilen einer G. m. b. H. erſtreckt 
ſich das Verbot nicht. 


Die Nichtbeachtung des Verbots hat nicht nur diſziplinare 
Folgen, ſondern bewirkt auch Nichtigkeit der Mutung oder des 
ſonſtigen Rechtsgeſchäfts. Iſt indeſſen die Bergwerksverleihung 
trotz Nichtigkeit der Mutung erfolgt, ſo kann ſie zwar von Dritten 
angefochten, von der Verleihungsbehörde ſelbſt aber ebenſowenig 
wie eine Bergwerksverleihung auf eine aus anderen Gründen 
ungültige Mutung zurückgenommen werden. Iſt ein anderes 
Rechtsgeſchäft verbotswidrig zuſtande gekommen und deshalb 
nichtig, ſo kann trotzdem das erworbene formale Eigentum dem 
gutgläubigen Dritten gegenüber eine unanfechtbare Grundlage zu 
rechtsgültigem Erwerbe werden ($ 892 BGB.). 


) Die Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit ift in $ 3b ABG. nach einer 
beſonderen Richtung ausdrücklich feſtgeſtellt. 


2) Der Verwaltungsbezirk der Behörde, bei der ein Bergbeamter angeſtellt 
iſt, iſt auch als deſſen Verwaltungsbezirk anzuſehen. 
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5. Markſcheider. 

Die Markſcheider ſind, ſoweit ihnen nicht beſondere 
Beamtenſtellen übertragen find (Oberbergamtsmarkſcheider, Mark⸗ 
ſcheider fiskaliſcher Werke), nicht Bergbeamte, ſondern Gewerbe— 
treibende, die zur Ausübung ihres Gewerbes einer ſtaatlichen 
Konzeſſion bedürfen C 34 Abſ. 3 Gew.). Sie find in Aus⸗ 
übung ihres Gewerbes als mit öffentlichem Glauben verſehene 
Perſonen im Sinne des § 415 ZPO. anzuſehen. Die Kon⸗ 
zeſſion wird nach vorangegangener Feſtſtellung der Befähigung 
des Bewerbers vom Oberbergamte für das ganze Staatsgebiet 
erteilt. Das Oberbergamt führt auch eine fortlaufende Aufſicht 
(nicht diſziplinaren Charakters) über die Markſcheider (durch die 
Oberbergamtsmarkſcheider) und kann die Konzeſſion wieder ent- 
ziehen (§ 190 Abſ. 2, 3). Die Rechtsverhältniſſe der Mark⸗ 
ſcheider regeln ſich teils nach den Beſtimmungen der Gewerbe— 
ordnung, teils nach Vorſchriften des Handelsminiſters“) und 
der Oberbergämter. Insbeſondere gelten die Grundſätze der 
GewO. ($$ 40, 47, 53, 54, 72), daß die Konzeſſion nicht auf 
Zeit erteilt und nur unter beſtimmten Vorausſetzungen zurück⸗ 
genommen werden kann, daß über die Zuläſſigkeit einer Stell. 
vertretung die konzeſſionierende Behörde von Fall zu Fall zu 
entſcheiden hat und daß bindende Gebührentaxen nicht ſtatthaft 
ſind ). Über die Zuläſſigkeit der Heranziehung von Gehilfen bei 
Ausführung der nach dem ABG. von dem Markſcheider aus⸗ 
zuführenden Arbeiten können der Handelsminiſter und die Ober⸗ 
bergämter Beſtimmung treffen. Der Betrieb des Markſcheider— 
gewerbes ohne Konzeſſion ſowie die Abweichung von den in der 
Konzeſſion enthaltenen Bedingungen iſt nach $ 147 Gew. ſtraf⸗ 
bar. Ob ein Verſtoß gegen die Vorſchriften der Markſcheider⸗ 
ordnung auch eine Abweichung von den Konzeſſionsbedingungen 
enthält, beſtimmt ſich nach dem Inhalte der Konzeſſionsurkunde. 


1) Zurzeit gelten noch die zum Teil veralteten „Allg. Vorſchriften für die 
Markſcheider im Preuß. Staate“ vom 21. Dez. 1871 (2. f. B. 13 2) mit 
Nachträgen, insbeſondere dem Nachtrag vom 2. Juli 1900 (3. f. B. 42 16), 
betr. das Verfahren bei der Konzeſſionsentziehung. 

2) Die Gebührenordnung für Markſcheider vom 22. Okt. 1894 und 13. Sept. 
1895 iſt nach ihrer eigenen Angabe nur als „Grundlage für die dem freien 
Übereinkommen überlaſſene Bezahlung der Markſcheiderarbeiten“ aufzufaſſen. 
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VII. Die Sergwerksmineralien. 


Gegenſtand des Bergregals waren nach der Goldenen 
Bulle Karls IV. (1356) ſämtliche Metalle und das Salz („auri et 
argenti fodinae atque minerae stanni, cupri, ferri, plumbi et 
alterius cuiuscunque generis metalli ac etiam salis“). Die 
Goldene Bulle bildete in dieſer Hinſicht die Grundlage des ge— 
meinen deutſchen Bergrechts. Auch die Bergbaufreiheit und das 
Bergwerkseigentum konnten ſich nur auf Mineralien erſtrecken, die 
kraft des Bergregalrechts dem Verfügungsrechte des Grund— 
eigentümers entzogen waren. 

In der Folgezeit wurden aber durch die Bergordnungen der 
einzelnen Territorien zahlreiche landesrechtliche Abweichungen 
von der gemeinrechtlichen Regel geſchaffen. In Böhmen hatte 
der Widerſtand der Grundherren gegen das Bergregal den Erfolg, 
daß ihnen die niederen Metalle als Gegenſtand der Grund— 
herrlichkeit überlaſſen wurden, (Böhmiſche Bergwerksvergleiche 
von 1534 und 1575); in Schleſien behaupteten die Grundeigen⸗ 
tümer das von ihnen beanſpruchte Recht auf die Eiſenerze. 
Häufiger iſt jedoch eine Erweiterung des Kreiſes der dem Berg— 
bau freigegebenen Mineralien feſtzuſtellen, vielfach ſogar eine 
Überſchreitung des durch vernünftige Erwägungen gebotenen 
Maßes ohne jede Rückſicht auf die entgegenſtehenden Intereſſen 
des Grundeigentümers, dem „ſtellenweiſe kaum mehr als die 
Ackerkrume unbeſtritten zur freien Benutzung übrig blieb“ (Achen— 
bach). Nach einigen Bergordnungen unterlagen dem Bergregal 
nicht nur alle Metalle und das Salz, ſondern auch Schwerſpat, 
Flußſpat, Schiefer, Sandſtein, Kalkſtein, Marmor, Alabaſter, 
Feuerſtein, Porzellan-, Walker⸗ und Farbenerde, Ocker, Laſur, 
Zinnober, Kreide, Berggrün, Alaun, Vitriol, die Edelſteine, die 
Mineralquellen uſw. Eine verſchiedene Stellung nahm die Berg⸗ 
geſetzgebung der deutſchen Staaten gegenüber der Steinkohle ein, 
als deren hohe wirtſchaftliche Bedeutung im 18. Jahrhundert er- 
kannt wurde. Während in Preußen durch die renov. Cleve-Märkiſche 
Bergordnung von 1737 die Steinkohle (welche Bezeichnung 
damals die Braunkohle in ſich ſchloß) zum Gegenſtand des Berg— 
regals erklärt wurde, beließen die kurſächſiſchen Bergordnungen 
die Kohle dem Grundeigentümer. 
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Schon die rev. Bergordnungen Friedrichs des Großen und 
das ALR. zogen den Kreis der bergfreien Mineralien enger. 
Das ABG. hat weiter eine Anzahl vorher teils allgemein, teils 
in einzelnen Landesteilen verleihbarer Mineralien (Edelſteine, Erd⸗ 
pech, Salpeter, Flußſpat, Raſeneiſenerze) ausgeſchieden und den 
Umfang der Bergbaufreiheit auf das durch volkswirtſchaftliche 
Intereſſe gerechtfertigte Maß zurückgeführt. Nach § 1 ſind nur 
die folgenden Mineralien, die damals 99 v. H. des Wertes ſämt⸗ 
licher Bergwerkserzeugniſſe des preußiſchen Staates darſtellten, 
dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers entzogen: 

„Gold, Silber, Queckſilber, Eiſen mit Ausnahme 

der Raſeneiſenerze, Blei, Kupfer, Zinn, Zink, 
Kobalt, Nickel, Arſenik, Mangan, Antimon 
und Schwefel, gediegen und als Erze; 

Alaun und Vitriolerze; 

Steinkohle, Braunkohle und Graphit; 

Steinſalz nebſt den mit demſelben auf der nämlichen Lager⸗ 

ſtätte vorkommenden Salzen und die Solquellen“. 


Durch die Nov. vom 18. Juni 1907 ſind die Worte „Stein⸗ 
ſalz nebſt den mit demſelben uſw.“ erſetzt worden durch „Stein— 
ſalz, Kali-, Magneſia- und Borſalze nebſt den mit dieſen 
Salzen auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden 
Salzen und die Solquellen )“. 

Die in § 1 aufgeführten Mineralien ſind nicht von gleicher 
wirtſchaftlicher Bedeutung, z. B. werden Queckſilber, Zinn, Kobalt, 
Antimon, Graphit in Preußen überhaupt nicht oder doch nur in 
ganz geringen Mengen gewonnen. Dieſe Mineralien geringerer 
Bedeutung ſind nur deshalb ebenfalls der Bergbaufreiheit unter⸗ 
worfen, weil ſie mit den Hauptmineralien zuſammen vorzukommen 
pflegen und ihre Ausſcheidung Störungen des Bergwerksbetriebes 
und Rechtsunſicherheit zur Folge haben würde. 

Die Aufzählung im § 1 ſoll eine erſchöpfende ſein 
(Enumerationsprinzip). Es fehlt eine Generalklauſel, wie ſie 
ſich nach dem Vorbilde der Goldenen Bulle („et alterius cuius- 


1) Die anderen Bundesſtaaten beſtimmen zum Teil den Kreis der berg⸗ 
freien Mineralien etwas anders (vgl. die Zuſammenſtellung bei Braſſert⸗ 
Gottſchalk S. 24, 25). 


VII. Die Bergwerksmineralien. 55 


cunque generis metalli«) im Sächſiſchen und im Oſterreichiſchen 
Berggeſetz findet. Dem Grundeigentümer überlaſſen ſind daher 
manche wertvolle Metalle, z. B. Platin, Wolfram, Kadmium, 
Wismut, Selen, Molybdän, ferner Phosphorit und Strontianit, 
die in neuerer Zeit eine größere wirtſchaftliche Bedeutung erlangt 
haben, ſowie auch das neuentdeckte Radium)“. Das Berggeſetz hat 
das „Enumerationsprinzip“ gewählt, um „eine feſte und leicht 
erkennbare Grenze zwiſchen den Hoheitsrechten des Staates und den 
Rechten des Grundeigentümers zu ziehen“ (Mot.). Ein Nachteil dieſes 
Grundſatzes liegt darin, daß der Kreis der verleihbaren Mineralien 
dauernd ein geſchloſſener bleibt und ſich nicht entſprechend der 
Fortentwickelung der induſtriellen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
ſelbſttätig verengert oder erweitert. Alaun- und Vitriolerze ſind 
3. B. auch jetzt noch verleihbar, obwohl eine Darſtellung von 
Alaun und Vitriol aus Alaun- und Vitriolerzen bei dem gegen⸗ 
wärtigen Stande der chemiſchen Induſtrie kaum in Frage kommt. 


Die Metalle ſind bergfrei, ſowohl wenn ſie gediegen als 
auch wenn ſie in Form von Erzen gefunden werden. „Erz“ iſt 
eine in der Natur vorkommende chemiſche Verbindung bon tech- 
niſch verwendbaren mit techniſch nicht verwendbaren Stoffen. 
Um einem Mineral den Charakter als Golderz, Silbererz uſw. zu 
geben, iſt aber ein gewiſſer Mindeſtgehalt an Gold, Silber uſw. 
erforderlich. Das Mineral muß nach dem Stande der Technik 
zur Herſtellung von Gold, Silber uſw. verwendbar ſein. Ein 
Mineral kann im übrigen zugleich Golderz, Silbererz uſw. ſein. 


Die im § 1 aufgeführten Mineralien ſind bergfrei nur unter 
der Vorausſetzung, daß ſie ſich auf ihrer natürlichen Ab— 
lagerung befinden. Unerheblich iſt, ob es ſich vom Standpunkte 
der Geologie um eine primäre oder ſekundäre Lagerſtätte handelt). 
Iſt aber das Mineral einmal gewonnen (ſei es auch durch einen 
vorgeſchichtlichen Bergbau), ſo tritt es durch eine ſpätere Preis⸗ 


1) Das Radium unterlag im Königreich Sachſen entſprechend der elausula 
generalis zunächſt der Bergbaufreiheit. Es iſt jedoch im Intereſſe einer ge⸗ 
regelten Verwertung des wertvollen Stoffes durch beſonderes Geſetz dem Staate 
vorbehalten worden. 

2) Das in Flüſſen auf ſekundärer Lagerſtätte vorkommende Waſchgold iſt 
in Preußen verleihbar (ftreitig). In Bayern und Baden iſt es ausdrücklich von 
der Bergbaufreiheit ausgeſchloſſen. 
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gabe nicht wieder unter das Bergrecht. Von dieſem Grundſatz 
beſteht nur eine Ausnahme, inſofern als nach § 54 Abſ. 2 das 
Aufſuchungs⸗ und Gewinnungsrecht des Bergwerkseigentümers fich 
auch auf die innerhalb ſeines Feldes befindlichen Halden eines 
früheren Bergbaues (d. h. wirkliche Bergwerkshalden, nicht Hütten⸗ 
oder Wäſchehalden) erſtreckt. Grundlage einer Mutung können 
aber die — nicht mehr auf ihrer natürlichen Ablagerung befind⸗ 
lichen — Haldenmineralien nicht ſein. 

Für die Frage, ob eine Mineralablagerung dem Verfügungs⸗ 
rechte des Grundeigentümers entzogen iſt, iſt es gleichgültig, in 
welcher Teufe ſie ſich befindet). Ferner iſt ohne Belang, in 
welcher Menge das Mineral anſteht. Die Beſtimmung im $ 15, 
wonach das Mineral bei der amtlichen Unterſuchung des Fundes 
im Mutungsverfahren in einer gewiſſen Menge und Beſchaffen⸗ 
heit nachgewieſen ſein muß, iſt nur für die Rechtsgültigkeit einer 
Mutung, nicht aber für die Frage ausſchlaggebend, ob auch Ab- 
lagerungen von geringer Menge (3. B. Kohlenflöze von wenigen 
Zentimetern Mächtigkeit) dem Verfügungsrechte des Grundeigen- 
tümers entzogen ſind und im verliehenen Felde dem Bergwerks⸗ 
eigentum unterliegen (ftreitig). Die Beſchaffenheit des Minerals 
muß aber derart ſein, daß es nach der oben angegebenen Regel 
als eines der im § 1 aufgeführten angeſehen werden kann. 
Endlich ſei noch hervorgehoben, daß der Ausſchluß des Verfügungs⸗ 
rechts des Grundeigentümers nicht etwa nur die Verwendung 
zu bergmänniſchen Zwecken, ſondern jede Verfügung über das 
Mineral betrifft. Der Grundeigentümer darf z. B. Solquellen, 
die bergrechtlich als ſolche anzuſehen find (vgl. unten), nicht nur 
nicht zur Kochſalzdarſtellung ſondern auch nicht zu Badezwecken 
verwenden. 

Der § 1 ABO. gilt nicht ausnahmslos für alle preußiſchen 
Landesteile. Eine Erweiterung des Kreiſes der bergfreien 
Mineralien beſteht: N 

1. im vorm. Herzogtum Naſſau, wo auch der (dort meiſt 
bergmänniſch gewonnene) Dachichiefer?), und 


1) Das franzöſiſche Berggeſetz von 1791 überließ alle Mineralien bis 100 
Fuß Teufe dem Grundeigentümer. Dieſer Gedanke iſt aber ſchon in dem Geſ. 
von 1810 als praktiſch undurchführbar aufgegeben. 

2) EV. für Naſſau Art. II. 
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2. in der vorm. Herrſchaft Schmalkalden, wo auch der (dort 
in engem Zuſammenhange mit Eiſenerzen auftretende) 
Schwerſpat)) 

dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers entzogen iſt. 

Dagegen geht in folgenden Landesteilen das Recht des 
Grundeigentümers weiter: 

1. Im größten Teile der Provinz Weſtpreußen und in 
einigen anſtoßenden pommerſchen Kreiſen iſt der durch das weſt⸗ 
preußiſche Provinzialrecht begründete Rechtszuſtand aufrechterhalten. 
Nach § 210 ABG. find dort nur das „Steinſalz“ (unbedenklich zu 
ergänzen iſt: „nebſt den mit demſelben auf der nämlichen Lager⸗ 
ſtätte vorkommenden Salzen“) und die Solquellen den berggeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen unterworfen (jetzt dem Staate vorbehalten). 
Alle anderen Mineralien unterliegen dem Verfügungsrechte des 
Grundeigentümers. 

2. Die Eiſenerze waren nicht überall Gegenſtand des 
Bergregals und find auch nach dem ABG. (F 211, 211a) dem 
Grundeigentümer verblieben im vorm. Herzogtum Schleſien und 
der Grafſchaft Glatz (d. h. in der Provinz Schleſien ausſchl. der 
Oberlauſitz und im Kreiſe Schwiebus), in Neuvorpommern und 
der Inſel Rügen ſowie in den Hohenzollernſchen Landen. 

3. Die Stein- und Braunkohlen unterliegen dem Ver⸗ 
fügungsrechte des Grundeigentümers in dem ſog. Mandats— 
bezirk, d. h. in der Ober- und Niederlauſitz und einigen anderen 
vormals kurſächſiſchen Landesteilen (Geſ. v. 22. Februar 1869) 
und im vorm. Fürſtentum Calenberg einſchl. der Grafſchaft 
Spiegelberg (Art. 12 der EV. für Hannover vom 8. Mai 1867). 

4. In der Provinz Hannover ſind durch Art. II der EV. 
vom 8. Mai 1867 dem Verfügungsrechte der Grundeigentümer 
überlaſſen worden das Steinſalz nebſt den mit demſelben 
auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden Salzen und 
die Solquellen. Dieſes Sonderrecht der Hannoverſchen Grund— 
eigentümer, das in der Geſchichte der Kaliinduſtrie eine bedeutende, 
bei ſeiner Einführung nicht vorhergeſehene Rolle geſpielt hat, rührt 
daher, daß im vorm. Königreich Hannover die durch die Goldene 
Bulle begründete Regalität der Salze und Solquellen in ſpäterer 


1) EV. für Kurheſſen Art. XV. 
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Zeit in Zweifel gezogen worden war. Die Hannoverſche Staats⸗ 
regierung hatte in einzelnen Fällen ein Recht des Grundeigen⸗ 
tümers zur Salzgewinnung anerkannt, wogegen die Gerichte im 
allgemeinen an dem Grundſatz der Regalität feſthielten. Die 
EV. hat dieſe Rechtsunſicherheit beſeitigt, und zwar, entgegen dem 
Vorſchlage der zur Beratung der EV. eingeſetzten, aus Vertretern 
der Provinz zuſammengeſetzten Kommiſſion, zugunſten der Grund⸗ 
eigentümer. 

Im einzelnen iſt über die im $ 1 aufgezählten Mineralien 
folgendes zu bemerken: 


1. Die Raſeneiſenerze ſind dem Grundeigentümer belaſſen, 
weil ihre Gewinnung keine bergmänniſchen Kenntniſſe und Ver⸗ 
anſtaltungen erfordert, dagegen einen unmittelbaren Eingriff in 
die Benutzung der Erdoberfläche erforderlich macht, auch der 
Grundeigentümer durch ſein eigenes landwirtſchaftliches Intereſſe 
darauf hingewieſen iſt, für die Beſeitigung und Verwertung zu 
ſorgen (Mot.). 

2. Manganerze haben in der Regel auch einen größeren 
oder geringeren Gehalt an Eiſen. Die Frage, ob Manganerz oder 
Eiſenerz, iſt namentlich in Schleſien von praktiſcher Bedeutung, 
wo die Eiſenerze dem Grundeigentümer gehören, die Manganerze 
aber nicht. Für die Entſcheidung kommt folgendes in Betracht. 
Die Manganerze fanden früher nur wegen ihres Sauerſtoffgehaltes 
Verwendung, beſonders zur Herſtellung von Chlor. In neuerer 
Zeit wird dagegen aus den Manganerzen das Metall in Legierung 
(Ferromangan) dargeſtellt. Erze, die ſich hierzu eignen, ſind daher 
verleihbar, auch wenn ſie nicht zur Sauerſtofferzeugung dienen 
können. Dagegen ſind manganhaltige Eiſenerze, die beim Hoc)- 
ofenbetriebe benutzt werden, nicht zu den Manganerzen zu rechnen, 
ſofern ihr Gehalt an Mangan für eine ſelbſtändige techniſche 
Verwendung nicht ausreicht!). 

3. Der Unterſchied zwiſchen Steinkohle und Braunkohle 
hat beſondere praktiſche Bedeutung erlangt, ſeitdem die Steinkohle 
in den meiſten Landesteilen dem Staate vorbehalten iſt. Das 
weſentliche Unterſcheidungsmerkmal liegt nicht in der Farbe, auch 
nicht in der Heizkraft, auch nicht in der chemiſchen Zuſammen⸗ 


1) RekB. v. 1884 und 1887, Z. f. B. 25 281 und 28 406. 
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ſetzung, ſondern in der phyſikaliſchen Beſchaffenheit und den 
geologiſchen Altersverhältniſſen. Jenſeits des Tertiärs gibt es keine 
Braunkohle). Der Torf iſt etwas von der Braunkohle Ver⸗ 
ſchiedenes und unterliegt dem Verfügungsrechte. des Grundeigen⸗ 
tümers. Anthrazit iſt eine durch beſondere Heizkraft aus⸗ 
gezeichnete Steinkohle. 

4. Daß im § 1 ABG. urſpr. Faſſ. im Anſchluß an das 
Steinſalz „die mit demſelben auf der nämlichen Lagerſtätte vor⸗ 
kommenden Salze“ erwähnt werden, erklärt ſich daraus, daß 
Ende der 50er Jahre die über dem Steinſalz abgelagerten Kali- 
Magneſia- und Borſalze (Karnallit, Sylvinit, Kieſerit, Kainit 
uſw.) bekannt geworden waren. Nach der Faſſung des ABG. ſind 
aber dieſe „Abraumſalze“ oder „beibrechenden Salze“, deren hoher 
wirtſchaftlicher Wert damals noch nicht erkannt war, nicht zu 
ſelbſtändigen Gegenſtänden des Bergwerkseigentums erhoben, 
ſondern für Zubehörungen des Steinſalzes erklärt worden. Eine 
Mutung oder Bergwerksverleihung auf die beibrechenden Salze 
allein war nicht zuläſſig. Bei der Fundesfeſtſtellung ſpielten die 
beibrechenden Salze keine Rolle, die Bergwerksverleihung auf 
Steinſalz ſchloß die beibrechenden Salze, mochten ſie in der Ver⸗ 
leihungsurkunde ausdrücklich erwähnt ſein oder nicht, in ſich. 

Seit der Nov. v. 18. Juni 1907 find die Kali-, Magneſia⸗ 
und Borſalze entſprechend ihrer ſelbſtändigen wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung vom Steinſalz rechtlich losgelöſt, doch läßt die Faſſung 
des Geſetzes zweifelhaft, ob Kali-, Magnejia- und Borſalze als berg⸗ 
rechtliche Einheit gedacht ſind und zuſammen Gegenſtand der Berg— 
werksverleihung werden ſollen, oder ob jede der drei Salzarten 
für ſich einen ſelbſtändigen Gegenſtand der Bergwerksverleihung 
darſtellt (was ſehr unzweckmäßig wäre). Weitere Zweifel ſind 
dadurch herbeigeführt, daß das Abgeordnetenhaus die in der 
Regierungsvorlage als nunmehr überflüſſig weggelaſſenen Worte 
„nebſt den mit dieſen Salzen auf der nämlichen Lagerſtätte vor⸗ 
kommenden Salzen“ wiedereingefügt hat, um das Recht zur 
Mitgewinnung von Jod- und Bromſalzen ſicherzuſtellen. Es iſt 
nicht klar, ob die bezeichneten Worte nur zu den Kali⸗, Magneſia⸗ 
und Borſalzen“ oder auch zum „Steinſalz“ in Beziehung ſtehen. 


1) RekB. v. 9. Juni 1908, Z. f. B. 50 130. 
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Näher liegt, das letztere anzunehmen. Im übrigen haben 
dieſe Fragen im Hinblick auf das jetzt beſtehende ſtaatliche Vor⸗ 
behaltsrecht an allen Salzen nur ein geringes praktiſches Intereſſe. 

5. Solquellen (ſonſt auch Salzquellen genannt, in den 
mittelalterlichen Rechtsquellen unter Salz oder Salzerz inbegriffen) 
ſind Quellen, die mit Rückſicht auf ihren Gehalt an Chlornatrium 
zur Darſtellung von Kochſalz verwertbar find‘). In der Regel 
wird hierfür ein Chlornatriumgehalt von 4 bis 5 v. H. für aus⸗ 
reichend erachtet. Solquellen mit geringerem Chlornatriumgehalt, 
die ſich zwar für Badezwecke, aber nicht zur Kochſalzdarſtellung 
eignen, unterliegen dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers. 

Obwohl Solquellen ihren Urſprung regelmäßig in einer 
Lagerſtätte feſten Salzes haben, gelten ſie doch rechtlich neben 
dieſen als ein beſonderes Mineralvorkommen. Salze und Sol⸗ 
quellen können in einem und demſelben Felde abgeſondert Gegen⸗ 
ſtand verſchiedener Bergbauberechtigungen ſein?). Dieſe rechtliche 
Trennung des engen natürlichen Zuſammenhanges kann zu 
Kolliſionen führen, insbeſondere dann, wenn das Salzlager durch 
natürliche oder künſtliche Waſſerzuflüſſe ausgelaugt wird und das 
mit Salz geſättigte Waſſer ſodann als Solquelle zutage tritt. 
Das Salzlager künſtlich auszulaugen, iſt der Eigentümer des Sol⸗ 
quellenbergwerks jedenfalls nicht berechtigt. Anders liegt aber der 
Fall, wenn das Salzlager mit einem Bohrloch erreicht iſt und 
auf dieſem Wege ein natürlicher Waſſerzufluß ſtattfindet, der das 
Salzlager auflöſt. Seit der Nov. vom 18. Juni 1907 wirkt der 
Entſtehung derartiger Kolliſionen die Beſtimmung im § 2 Abſ. 1 
entgegen, wonach die mit den Salzen auf der nämlichen Lager⸗ 
ſtätte vorkommenden?) Solquellen ebenſo wie die Salze dem 
Staate vorbehalten find. Über den Begriff des „Zuſammenvor⸗ 
kommens auf der nämlichen Lagerſtätte“ ſind allerdings Zweifel 
möglich. 


1) Durch das Waſſergeſetz vom 7. April 1913 (vgl, $ 396) iſt an den 
Rechtsverhältniſſen der Solquellen nichts geändert. 

2) RG. 2. Febr. 1883 (3. f. B. 24 122. 

3) Der RegEntw. der Nov. wollte Solquellen überhaupt dem Staate vor⸗ 
behalten. Im AbgH. wurde demgegenüber geltend gemacht, daß die meiſten 
weſtfäliſchen Mineralwaſſerquellen nicht auf derſelben Lagerſtätte mit feſten 
Salzen vorkämen. 


VIII. Das Schürfen, 61 


Nicht im § 1 genannt und niemals Gegenſtand des Berg⸗ 
regals geweſen iſt der Bernſtein. Wenn dieſer in Oſt⸗ und 
Weſtpreußen für „ein vorbehaltenes Eigentum des Staates“ 
erklärt iſt, in Oſtpreußen allgemein, „ohne Rückſicht darauf, ob er 
in der Oſtſee oder am Strande derſelben, ſowie im Friſchen und 
Kuriſchen Haff gefunden wird oder im Binnenlande vorkommt“, 
in Weſtpreußen nur, „ſoweit er in der Oſtſee gefiſcht oder am Strande 
gefunden wird“, ſo handelt es ſich dabei um einen Ausfluß der 
Rechte des Staates an dem Meeresufer ($ 80 ASR. II, 15). 
Der im Binnenlande vorkommende Bernſtein unterliegt, abgeſehen 
von Oſtpreußen, dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers. 


VIII. Das Schürfen'!). 
1. Allgemeines und Schürfpolizei. 


Schürfen?) iſt das Aufſuchen der vom Verfügungsrechte des 
Grundeigentümers ausgeſchloſſenen Mineralien auf ihren natürlichen 
Ablagerungen ($ 3). 

Unweſentlich iſt die äußere Form der Schürfarbeiten. 
Neben die Schürfgräben, Schürfſtollen, Schürfſchächte uſw. der 
älteren Zeit iſt als moderne Form des Schürfens die Tiefbohrung 
getreten. Geſchürft werden kann aber auch in der Weiſe, daß 
von verliehenen Grubengebäuden aus unter Tage Bohrungen, 
Strecken uſw. über die Feldesgrenzen hinaus getrieben werden). 

Gegenſtand des Schürfens können nur die vom Ver— 
fügungsrechte des Grundeigentümers ausgeſchloſſenen Mineralien 
ſein. Unterliegt eines der im § 1 ABG. bezeichneten Mineralien 


1) Wegen Beſtrafung der unbefugten Bernſteingewinnung vgl. Geſ. vom 
22. Febr. 1867 (3. f. B. 9, 39). 

f 2) ABG. §s 3 bis 10 (2. Tit. 1. Abſchn.), 152. Weſthoff, Bergbau 

und Grundbeſitz, Bd. II, S. 359 ff. 

3) Schürfen (althochdeutſch „scurkan““) = aufritzen, aufſchneiden. Der 
Wortſtamm findet ſich auch in „ſcharf“ und „Schorf“. 

4) Das öſterreichiſche Bergrecht hat dafür die Bezeichnung „Hoffnungs⸗ 
ſchläge“. So lange eine Strecke dieſer Art die Feldesgrenze noch nicht über⸗ 
ſchritten hat, wird damit auch noch nicht geſchürft. Es handelt ſich um eine 
Maßregel des Bergwerksbetriebes, die das Schürfen vorbereitet. RekB. vom 
2. Februar 1907, Z. f. B. 48 410. 
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in einem Landesteile dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers 
(Kaliſalze in Hannover, Kohlen im Mandatsgebiet), ſo iſt dort das 
Aufſuchen dieſes Minerals nicht als Schürfen im bergrechtlichen 
Sinne anzuſehen. 

Die geſetzliche Begriffsbeſtimmung des Schürfens iſt im übrigen 
entſprechend der unverkennbaren Abſicht des Geſetzes dahin zu er- 
gänzen, daß das Aufſuchen der Mineralien die Erlangung des 
Bergwerkseigentums zum Zweck haben muß. Der Mineralien⸗ 
ſammler ſchürft nicht. Auch nicht der Bergwerkseigentümer, der 
innerhalb ſeines Feldes das verliehene Mineral an neuen Stellen 
ſucht. Auch nicht der Muter, der nach gemachtem Funde vor 
der Verleihung noch weitere Arbeiten zur Aufſchließung der Lager⸗ 
ſtätte vornimmt. Solche „Verſuchsarbeiten“ des Muters unter⸗ 
liegen indeſſen den gleichen Vorſchriften wie die Schürfarbeiten 
(8 21). 

Das Schürfen wird im älteren deutſchen Bergrecht und 
vielfach auch in neueren Geſetzen) zum Bergbau gerechnet. Es 
gehört unzweifelhaft zum Bergweſen im Sinne des $ 6 Gewd. 
Auch ſind Schürfbetriebe „bergbauliche Anlagen“ im Sinne des 
Gewerbegerichtsgeſetzes. Im ABG. dagegen erſcheint das Schürfen 
als Vorbereitung zum eigentlichen Bergbau, worauf die für dieſen 
geltenden Beſtimmungen nicht ohne weiteres Anwendung finden, 
3. B. nicht das Gewerkſchaftsrecht, das Bergarbeiterrecht, die 
Knappſchaftspflicht. Zweifelhaft war früher auch die Zuſtändig⸗ 
keit der Bergbehörden zur Ausübung der allgemeinen polizeilichen 
Aufſicht über das Schürfen. Das KG. vertrat den Standpunkt, 
daß die Bergbehörden nur über die Zuläſſigkeit der Schürfarbeiten 
zu entſcheiden hätten (58 4, 10). Da die fortſchreitende, mit Er- 
höhung der Betriebsgefahr verbundene Entwickelung der Bohr⸗ 
technik die fortlaufende Beaufſichtigung durch eine fachkundige 
Behörde notwendig machte, iſt durch die Nov. vom 18. Juni 1907 
die Zuſtändigkeit der Bergbehörden außer Zweifel geſtellt worden. 
Nach SS 3a, 59 ABG. n. Faſſ. finden die Vorſchriften über die 
Bergbehörden und die im 9. Titel enthaltenen allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Bergpolizei ſowie die Vorſchriften über Dampf- 


1) Nicht im Reichshaftpflichtgeſetz Z. f. B. 21 349). 
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keſſel und Triebwerke auf das Schürfen entſprechende Anwendung. 
Nicht ohne weiteres gelten die beſonderen bergpolizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Verpflichtung zur Anzeige vom Beginn des 
Betriebes, über den Betriebsplan, das Grubenbild und die Aufſichts⸗ 
perſonen. Indeſſen können dieſe Vorſchriften (§ 67 bis 70, 72 
bis 77) durch Polizeiverordnung des Oberbergamts mit den aus 
der Sachlage ſich ergebenden Anderungen auf Schürfarbeiten aus⸗ 
gedehnt werden. Die meiſten Oberbergämter haben auf Grund 
des § 3a derartige Polizeiverordnungen erlaſſen. 

Indem das ABG. ($ 3) beſtimmt, daß das Schürfen jeder⸗ 
mann geſtattet ſei, bringt es den Grundſatz der Schürffreiheit 
zum Ausdruck, die in der Bergbaufreiheit enthalten iſt. Durch 
die Nov. vom 18. Juni 1907 iſt indeſſen dieſer Grundſatz inſofern 
durchbrochen, als das Schürfen auf die dem Staate vorbehaltenen 
Mineralien (Steinkohlen und Salze) nur dem Staate und den 
von dieſem ermächtigten Perſonen geſtattet iſt. Abgeſehen von 
dieſem Falle, bedarf es zur Vornahme von Schürfarbeiten nicht 
einer ſtaatlichen Erlaubnis. Die Einrichtung des amtlichen 
Schürfſcheins, deſſen Ausſtellung nach früherem preußiſchen 
Recht Vorausſetzung des rechtmäßigen Schürfens war, allerdings 
der Regel nach von jedem gefordert werden konnte, iſt vom ABG. 
als entbehrliche Kontrollmaßregel aufgegeben. Danach iſt aber 
der Schürfer auch nicht in der Lage, innerhalb eines beſtimmten 
Gebietes für eine beſtimmte Zeit eine ausſchließliche Schürf— 
berechtigung (wie ſie in den geſchloſſenen „Schürffeldern“ des 
ſächſiſchen, den „Freiſchürfen“ des öſterreichiſchen Bergrechts beſteht) 
zu erwerben, vielmehr iſt er allen Wechſelfällen des ſchrankenloſen 
Schürf⸗ und Mutungswettbewerbs preisgegeben ). 

Von der Schürffreiheit beſtehen örtliche Ausnahmen. Das 
Schürfen iſt (im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung) 
auf öffentlichen Plätzen, Straßen und Eiſenbahnen ſowie (im 
Intereſſe der Schonung des religiöſen Gefühls) auf Friedhöfen 
unbedingt, auf anderen Grundſtücken dann verboten, wenn nach 
der Entſcheidung der Bergbehörde überwiegende Gründe des öffent⸗ 
lichen Intereſſes (Schutz von Heilquellen, Waſſerverſorgungs⸗ 
anlagen uſw.) entgegenſtehen ($ 4 Abſ. 1, 2). Ferner ſind Schürf⸗ 


1) Vgl. S. 82ff. 
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arbeiten, die, was an ſich zuläſſig iſt, in Feldern fremder Berg⸗ 
werke auf noch nicht verliehene Mineralien betrieben werden, von 
der Bergbehörde zu unterſagen, wenn dadurch die Sicherheit der 
Baue oder der ungeſtörte Betrieb des Bergwerks bedroht wird 
(§ 10 Abſ. 2). Dieſe Schürfverbote treffen, da fie ihren Grund 
im öffentlichen Intereſſe haben, auch den Fall, daß ein Grund— 
eigentümer auf ſeinem eigenen Grundſtücke ſchürfen will. Die 
Unterſagung der Schürfarbeiten kann in allen Fällen auch nach 
Beginn der Schürfarbeiten ſtattfinden, ohne daß für den Schürfer 
ein Schadenserſatzanſpruch entſteht, auch kann der Schürfer, wenn 
es das Sicherheitsintereſſe erfordert, angehalten werden, auf ſeine 
Koſten den früheren Zuſtand wiederherzuſtellen (3. B. das Schürf- 
bohrloch zu verdichten ?). 


2. Verhältnis des Schürfers zum Grundbeſttzer. 

In der Richtung gegen den Grundbeſitzer äußert ſich die 
Schürffreiheit dadurch, daß dieſer grundſätzlich das Schürfen, ſo— 
weit es geſetzlich und polizeilich zuläſſig iſt, auf ſeinem Grund und 
Boden gegen Entſchädigung zu geſtatten hat. Der Schürfer 
darf zwar nicht eigenmächtig mit der Ausführung von Schürfarbeiten 
auf fremdem Grund und Boden beginnen, ſondern muß vorher 
zu deſſen Benutzung die Erlaubnis des Grundbeſitzers nachſuchen. 
Der Grundbeſitzer iſt aber verpflichtet, die Erlaubnis zu erteilen 
und kann dazu, wenn er ſich weigert, in einem amtlichen Zwangs⸗ 
verfahren angehalten werden, ſofern nicht die Ausnahmebeſtimmung 
des § 4 Abſ. 3 Platz greift. Nach dieſer darf unter Gebäuden 
und in einem Umkreiſe um dieſe bis zu 60 m, in Gärten und 
in eingefriedigten Hofräumen nicht geſchürft werden, es ſei denn, 
daß der Grundbeſitzer ſeine ausdrückliche Einwilligung hierzu erteilt 
hat. Dieſe Ausnahmebeſtimmung, die an das Verbot des Schürfens 
unter „Tiſch, Bett und Feuerſtatt“ in den alten Bergordnungen 
erinnert, ſoll verhindern, daß der Grundbeſitzer in dem ruhigen 


1) Verboten iſt ferner in Schleswig⸗Holſtein nach Art. II EG. vom 
12. März 1869 das Schürfen auf See- und Flußdeichen und in deren Nähe. 
Beſchränkungen nicht bergrechtlicher Art ergeben ſich aus $ 367 Nr. 12 BGB., 
§ 29 Feld⸗ u. Forſtpolizeigeſ. vom 1. April 1880 und für Feſtungsrayons aus 
dem ſog. Reichsrayongeſ. vom 21. Dez. 1871. 

2) RG. 17. Dez. 1898; Z. f. B. 40 S. 230. 
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Genuſſe ſeines Beſitztums geſtört und beläſtigt wird. Was ihre 
Auslegung im einzelnen anlangt, ſo beſteht Einverſtändnis darüber: 


a) daß unter „Gebäuden“ nicht nur Wohngebäude, ſondern 
auch unbewohnte Fabrikgebäude, Lagerhäuſer uſw. zu ver⸗ 
ſtehen ſind; 

b) daß ein Park nicht als „Garten“ anzuſehen iſt; 

c) daß, wenn das Gebäude dem A, der Umkreis von 60 m 
dem B gehört, weder A noch B dem Schürfen in dem 
Umkreiſe widerſprechen kann, A nicht, weil kein Eingriff in 
ſeine Rechte ſtattfindet, B nicht, weil er kein berechtigtes 
Intereſſe an dem Ausſchluß der Schürfarbeiten hat; 

d) daß die bloße Abſicht, ein Gebäude zu errichten oder einen 
Hofraum einzufriedigen, zur Anwendung des § 4 Abſ. 3 
nicht genügt, vielmehr das Gebäude oder die Einfriedigung 
ſpäteſtens zu der Zeit vorhanden ſein müſſen, wo die Er- 
laubnis zum Schürfen nachgeſucht wird. 

Aus anderen privaten Gründen kann der Grundbeſitzer die 
Erlaubnis, zu ſchürfen, nicht verweigern. Insbeſondere iſt un- 
erheblich, ob die Schürfarbeiten Erfolg verſprechen und ob etwa 
ein anderes Grundſtück dazu beſſer geeignet wäre. Es liegt im 
freien Ermeſſen des Schürfers, ob und wo er ſein Schürfrecht 
ausüben will, nur das Verbot der Schikane ($ 226 BGB.) findet 
ſelbſtverſtändlich auch auf ihn Anwendung. Will der Grundbeſitzer 
ſelbſt auf ſeinem Grundſtück ſchürfen und ſind fremde Schürf- 
arbeiten hiermit tatſächlich nicht vereinbar, ſo wird der fremde 
Schürfer gegenüber dem gleich ſtarken Schürfrechte des Grund— 
eigentümers zurückſtehen müſſen, vorausgeſetzt, daß die Schürf- 
abſicht des Grundbeſitzers bereits eine beſtimmte, äußerlich erkenn⸗ 
bare Geſtalt angenommen hat. 

Werden Schürfarbeiten ohne ausdrückliche Erlaubnis des 
Grundbeſitzers ausgeführt, ſo kann ſie dieſer im Rechtswege ver— 
hindern, es ſei denn, daß von Bergwerksanlagen aus in ſolcher 
Tiefe geſchürft wird, daß der Grundbeſitzer an der Ausſchließung 
des Schürfens kein Intereſſe hat ($ 905 BGB.). Als Grund— 
beſitzer können der Eigentümer des Grundſtücks, der Nutzungs⸗ 
berechtigte oder auch beide in Betracht kommen, je nachdem, in 
weſſen Rechte die Schürfarbeiten ihrer Art nach eingreifen. 


Voelkel, Grundzüge des Bergrechts. » 
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Das Zwangsverfahren zur Abtretung des für die Ausführung 
der Schürfarbeiten erforderlichen Grund und Bodens) entſpricht, 
abgeſehen von einigen Vereinfachungen, dem Zwangsverfahren 
zur Grundabtretung für bergbauliche Zwecke. Auch das ent⸗ 
ſtehende Rechtsverhältnis iſt im weſentlichen das gleiche. 


Außer dem durch die Benutzung eines fremden Grundſtücks zu. 
Schürfzwecken dem Grundbeſitzer entſtehenden Schaden, der mangels. 
einer gütlichen Einigung in dem vorbezeichneten Zwangsverfahren. 
feſtzuſtellen iſt, können durch Schürfarbeiten noch weitere Be⸗ 
ſchädigungen des Grundeigentümers herbeigeführt werden (z. B. 
dadurch, daß dem Nachbargrundſtück das Waſſer entzogen wird). 
In ſolchen Fällen trifft den Schürfer nach § 152 eine Schaden— 
erſatzpflicht, die der Pflicht des Bergwerkseigentümers zum Erfah. 
des Bergſchadens (8$ 148 bis 151) entſpricht. 


3. Verhältnis des Schürfers zum Bergwerks beſitzer. 


Da eine Bergwerksverleihung nach dem ABG. nur die rechts⸗ 
gültig gemuteten, nicht alle verleihbaren Mineralien zum Gegen⸗ 
ſtande hat, ſo bleibt innerhalb des Feldes eines verliehenen Berg⸗ 
werks die Schürffreiheit hinſichtlich der nicht verliehenen Mineralien 
beſtehen ($ 10 Abſ. 1). Schürfen darf ſowohl der Bergwerkseigen— 
tümer ſelbſt, als auch, vorbehaltlich eines Mutungsvorrechts des Berg⸗ 
werkseigentümers ($ 55), jeder andere, ohne daß dieſer zur Einholung. 
der Erlaubnis des Bergwerkseigentümers oder auch nur zu einer 
Anzeige an dieſen verpflichtet wäre. Indeſſen iſt es (vgl. oben 
unter 1) Sache der Bergbehörde, Schürfarbeiten, die die Sicher⸗ 
heit der Baue oder den ungeſtörten Betrieb des Bergwerks be— 
drohen, zu unterſagen. Dem Bergwerksbeſitzer ſteht es frei, ein: 
ſolches Verbot bei der Bergbehörde zu beantragen, dagegen kann 
er nicht die Einſtellung des Schürfbetriebes im Rechtswege er⸗ 
zwingen. Auch kann er Erſatz eines dem Bergwerke durch das 
Schürfen zugefügten Schadens nur unter dem Geſichtspunkt des 
Schadenerſatzes bei unerlaubten Handlungen (§ 823 ff. BGB.) 
verlangen. Die demgemäß etwa zu leistende Entſchädigung ift- 
vom Schürfer, auf Verlangen ſchon vor Beginn der Schürf- 


1) Vgl. des näheren S. 139. 
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arbeiten, ſicherzuſtellen. Im Streitfalle ſetzt das Oberbergamt 
die Höhe der Kaution feſt (§ 10 Abſ. 3, 4). 


4. Rechte an den geförderten Mineralien. 

Die beim Schürfen geförderten Mineralien können ſein: 

a) Mineralien, die dem Verfügungsrechte des Grundeigen— 
tümers unterliegen, 

b) Mineralien, auf die ein Recht bergrechtlichen Charakters 
(Bergwerkseigentum, Mutungsrecht, Staatsvorbehalt uſw.) 
beſteht, 

c) Mineralien, die weder dem Verfügungsrechte des Grund- 
eigentümers, noch einem Rechte der zu b bezeichneten Art 
unterliegen. 

Über die Mineralien zu e kann der Schürfer verfügen, ohne 
Rückſicht darauf, inwieweit ſie Ziel des Schürfens waren ($ 11). 
Über die Mineralien zu a und b enthält das ABG. keine näheren 
Vorſchriften. Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen iſt anzunehmen, 
daß der Schürfer ſie dem Berechtigten herauszugeben hat. Ob 
er Erſatz der Förderkoſten verlangen kann, iſt ſtreitig. 


IX. Mutung und Bergwerksverleihung ). 
1. Allgemeines. 


Mutung!?) iſt der Antrag auf Bergwerksverleihung 
($ 12). Entſpricht die Mutung den geſetzlichen Erforderniſſen, jo 
begründet ſie einen Anſpruch auf Verleihung des Bergwerks— 
eigentums in einem beſtimmten Felde ($ 22). Außer dieſem gegen 
den Staat gerichteten öffentlich-rechtlichen Anſpruch ſchafft 
aber die gültige Mutung noch ein privates Recht des Inhalts, 
daß der Fundpunkt und das geſetzmäßig begehrte Feld zugunſten 
des Muters aus dem Bergfreien ausſcheidet und ſpäteren Mutungen 
gegenüber geſchloſſen wirds). Dieſes Recht wirkt gegen jeden 
Dritten, iſt alſo ein abſolutes (nicht dingliches) Recht. Bei Erlaß 
des ABG. war der Rechtsweg für die Verfolgung öffentlich⸗ 


1) ABG. $$ 12 bis 38 (2. Tit. 2. Abſchn.), 55. 
2) Muten — verlangen, begehren. 
3) RG. 14. April 1888, Z. f. B. 29 404. 
5* 
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rechtlicher Anſprüche nicht gegeben. Daher war der Muter im 
Falle der Nichtanerkennung ſeines öffentlich-rechtlichen Anſpruchs 
durch die Staatsbehörde darauf beſchränkt, ſeinen privatrechtlichen 
Anſpruch gegenüber einem etwaigen Wettbewerber im ordent⸗ 
lichen Rechtswege geltend zu machen ($ 23). Die Gerichts⸗ 
entſcheidung im Zivilprozeß wirkte indeſſen auf die Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörden über den öffentlich-rechtlichen Anſpruch 
zurück. Dieſe mußte mit der rechtskräftigen Gerichtsentſcheidung 
in Einklang gebracht werden. Dieſe Grundſätze gelten auch jetzt 
noch. Sie ſind aber dadurch durchbrochen, daß die Nov. vom 
18. Juni 1907 für beſtimmte Fälle die unmittelbare Verfolgung 
des öffentlich-rechtlichen Anſpruchs im Verwaltungsſtreitverfahren 
zugelaſſen hat. 

Das Recht aus der Mutung iſt veräußerlich!) und vererblich. 
Es kann Gegenſtand eines Kaufvertrages ſein. 


2. Gang des Mutungs verfahrens. 

Die Annahme der Mutung iſt von den dafür in erſter 
Linie zuſtändigen Oberbergämtern auf Grund der ihnen durch 
§ 12 Abſ. 1 gegebenen Ermächtigung allgemein den Bergrevier— 
beamten übertragen. Die Mutung iſt daher an den Berg— 
revierbeamten zu richten, in deſſen Revier der Fundpunkt liegt. 
Das weitere Verfahren geſtaltet ſich derart, daß den Bergrevier— 
beamten die „Inſtruktion“ der Mutung, die Entſcheidung dagegen 
grundſätzlich dem Oberbergamt zuſteht. 

Die Mutung iſt ſchriftlich?) oder zu Protokoll einzulegen 
($ 13). Im erſteren Falle ſollen zwei gleichlautende Exemplare 
eingereicht werden, von denen das eine für die Akten der Berg- 
behörde, das zweite für Privatzwecke des Muters beſtimmt iſt. 
Bei Einlegung zu Protokoll wird das zweite Exemplar von Amts⸗ 
wegen auf Koſten des Muters hergeſtellt, was auch geſchehen 


) Die Übertragung unterliegt einem Stempel von ½ /. Tarifſt. 32 c. 
PrStempStGG. vom 30. Juni 1909. 

2) Die Einlegung auf telegraphiſchem Wege iſt nicht mehr zuläſſig, da 
nach $ 126 BGB. zur Beobachtung der Schriftform die eigenhändige Namens- 
unterſchrift gehört. (Oder bedarf nach § 14 ABG. als einer bergrechtlichen 
Sondervorſchrift die Mutung überhaupt nicht der Namensunterſchrift, fondern 
nur der Angabe des Namens des Muters ?) 
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kann, wenn der Muter zunächſt nur ein Mutungsexemplar ein⸗ 
reicht. Jedes Exemplar wird mit Tag und Stunde des Ein— 
gangs (der „Präſentation“) verſehen und ſodann eines der Muter 
zurückgegeben“). Die Erlangung des früheren Eingangsvermerks 
(„Präſentatum“) iſt beim Mutungswettbewerbe von größter Be— 
deutung. Zur Beſeitigung von Zweifeln iſt eine AllgVf. des 
Handelsminiſters vom 20. Juli 1866 (Z. f. B. 7 536) ergangen, 
die in der Hauptſache folgendes beſtimmt: 

a) Die Annahme und Präſentation der Mutungen darf nur 
im Amtsgebäude und nur während der Dienſtſtunden er- 
folgen. 

b) Die mit derſelben Poſt eingehenden Mutungen ſind als gleich— 
zeitig eingegangen zu präſentieren, die mit verſchiedenen 
Poſten eingegangenen dagegen nach Maßgabe der Zeit des 
Eingangs geſondert zu halten. 

In der Mutungsſchrift müſſen angegeben fein ($ 14 Abſ. 1): 

a) der Name und Wohnort des Muters, 

b) das gemutete Mineral, 

c) der Fundpunkt, 

d) der dem Bergwerke beizulegende Name. 


Der Bergrevierbeamte trägt die Mutung in das Mutungs⸗ 
regiſter ein und prüft, ob ſie die vorgeſchriebenen Angaben eant⸗ 
hält. Fehlt die eine oder andere, ſo hat der Muter dem Mangel 
auf Aufforderung innerhalb einer Woche abzuhelfen?) Geſchieht 
dies nicht, jo iſt die Mutung von Anfang an ungültig ($ 14 
Abi. 2). Zur Feſtſtellung dieſer Rechtsfolge bedarf es nach An- 
nahme der Praxis nicht eines Beſchluſſes des Oberbergamts, viel- 
mehr löſcht der Bergrevierbeamte ohne weiteres die Mutung im 
Mutungsregiſter und gibt dem Muter hiervon Kenntnis. 

Entſpricht die Mutung den formellen Erforderniſſen, ſo 
nimmt der Revierbeamte unter Zuziehung des Muters an Ort 
und Stelle die Beſichtigung des Fundes vor. Handelt es ſich 
um einen Bohrfund, ſo wird das Mineral in Gegenwart des 


1) Zu dem auf dieſes geſetzten Eingangsvermerk, einem „amtlichen Zeugnis 
in Privatſachen“, ſind nach Tarifſt. 77 des PrStempStG. vom 30. Juni 1909 
3 M. Stempel zu verwenden. Die Mutung als ſolche iſt ſtempelfrei. 

2) Ob eine fehlende Vollmacht innerhalb der gleichen oder einer vom 
Revierbeamten zu beſtimmenden Friſt beizubringen iſt, iſt ſtreitig. 
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Bergrevierbeamten aus dem Bohrloch zutage gefördert. Die 
Niederſchrift der Verhandlung in dem Fundunterſuchungstermin 
wird vom Revierbeamten in der Regel unter Beifügung einer 
amtlichen Fundprobe und einer gutachtlichen Außerung dem Ober⸗ 
bergamt vorgelegt. f 
Das Oberbergamt veranlaßt erforderlichenfalls eine chemiſche 
Analyſe der Fundgrube. Erweiſt ſich nach dem Ergebnis der Analyſe 
oder aus anderen Gründen der Fund als nicht verleihungsfähig 
($ 15 Abſ. 1 Ziff. 1), jo weiſt das Oberbergamt ohne Fortſetzung 
des Verfahrens die Mutung als von Anfang an ungültig zurück. 


Anderenfalls bleibt die Feldesſtreckung abzuwarten. Der 
Antrag auf Bergwerksverleihung wird nämlich erſt dadurch voll- 
ſtändig, daß der Muter die Lage und Größe des begehrten Feldes 
angibt. Dieſe Erklärung braucht, da der Muter Zeit haben muß, 
um ſich, ev. durch Verſuchsarbeiten (§ 21), über das Verhalten 
der Lagerſtätte und die zweckmäßigſte Art der Feldesſtreckung zu 
unterrichten, nicht ſchon bei Einlegung der Mutung abgegeben zu 
werden, vielmehr hat der Muter dazu eine Friſt von ſechs Mo— 
naten!) vom Eingange der Mutung ab. Innerhalb dieſer Friſt 
hat der Muter dem Bergrevierbeamten die Lage und Größe des 
Feldes in Quadratmetern?) anzugeben und einen Situationsriß 
einzureichen, auf dem der Fundpunkt, die Feldesgrenzen, die zur 
Orientierung erforderlichen Tagesgegenſtände und der Meridian 
angegeben ſein müſſen. Der Riß muß von einem konzeſſionierten 
Markſcheider oder Landmeſſer in dem von dem Oberbergamt bor- 
geſchriebenen Maßſtabe?) angefertigt fein. Er ſoll in zwei Exem⸗ 
plaren eingereicht, das zweite kann jedoch auch bei der Bergbehörde 
auf Koſten des Muters angefertigt werden ( 17, 18). Wird 


1) Vor der Nov. vom 18. Juni 1907 ſechs Wochen. 

2) Düurch die Nov. vom 18. Juni 1907 iſt überall das frühere Lachtermaß 
durch das Metermaß erſetzt. 

3) Der Maßſtab iſt von den Oberbergämtern verſchieden, von Clausthal auf 
1:6250, von Halle auf 16400, von Bonn für die, Siegerländer Felder“ auf 12000, 
für die anderen Felder auf 1: 10 000, von Breslau und Dortmund auf 1:10 000 
feſtgeſetzt. In den Bezirken der beiden letzten Oberbergämter ſind gewiſſe Feldes⸗ 
teile noch beſonders im Maßſtabe 1: 2000 darzuſtellen. Zum Teil wird auch 
Anſchluß des Fundpunktes und der Feldeseckpunkte an das Netz der trigono- 
metriſchen Landesvermeſſung des preußiſchen Staates (Landesdreiecksnetz) ver⸗ 
langt. 
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die für die Feldesſtreckung vorgeſchriebene Friſt verſäumt, ſo iſt 
die Mutung von Anfang an ungültig. Auch in dieſem Falle wird 
die Mutung ohne weiteres vom Bergrevierbeamten im Mutungs⸗ 
regiſter gelöſcht. 

Geht der Situationsriß rechtzeitig ein, ſo wird das begehrte 
Feld vom Bergrevierbeamten unverzüglich auf die Mutungs⸗ 
überſichtskarte ($ 20) aufgetragen. Dieſe liegt in den Dienſt⸗ 
räumen des Bergrevierbeamten während der Dienſtſtunden zur 
öffentlichen Einſicht aus. Sie ſoll jedermann Gelegenheit bieten, 
ſich über die jeweilige Lage der Berechtſamsverhältniſſe zu 
unterrichten. Iſt eine Mutung endgültig zurückgewieſen, ſo wird 
auch ihr Feld auf der Mutungsüberſichtskarte gelöſcht. 

Die markſcheideriſche Prüfung des Situationsriſſes 
erfolgt regelmäßig beim Oberbergamt durch die Oberbergamts⸗ 
markſcheider. Mängel des Situationsriſſes bewirken nicht ohne 
weiteres die Ungültigkeit der Mutung. Das Oberbergamt kann 
ſowohl ſelbſt bei der Verleihung den Situationsriß berichtigen und 
vervollſtändigen ($ 33), als auch den Muter zur Beſeitigung der 
Mängel auffordern. Erſt wenn der Muter die hierfür geſtellten 
Friſten verſäumt, wird die Mutung von Anfang an ungültig und 
im Mutungsregiſter gelöſcht ($ 18 Abſ. 4). 

Nach Prüfung der Riſſe iſt vom Bergrevierbeamten, „ſobald 
es die Sachlage geſtattet“ ), der ſog. Schlußtermin anzuberaumen, 
in dem der Muter ſeine Schlußerklärung über die Größe und 
Begrenzung des Feldes ſowie über etwaige Einſprüche und kolli⸗ 
dierende Anſprüche Dritter abzugeben hat ($ 29). Der Termin 
ſoll dem Muter Gelegenheit geben, unter Berückſichtigung der bei 
Auftragung des Feldes auf die Mutungsüberſichtskarte feſtgeſtellten 
Kolliſionen ſowie der Ergebniſſe der amtlichen Prüfung des 
Situationsriſſes ſein Feldesbegehren entſprechend einzuſchränken. 
Außerdem dient der Termin, falls eine Kolliſion beſteht, der Er⸗ 
örterung des Streitfalls zwiſchen den Beteiligten. Zu dem Ter⸗ 
mine werden außer dem Muter, über deſſen Mutung verhandelt 
werden ſoll — dieſer hat auf eine 14 tägige Ladungsfriſt An⸗ 
ſpruch —, geladen: 

1) Dieſe Worte ſind eine Neuerung der Nov. vom 18. Juni 1907, ver⸗ 


anlaßt durch den früheren Mißbrauch, den Schlußtermin auf Wunſch des 
Muters beliebig weit hinauszuſchieben. 
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a) Muter, deren Rechte nach Lage ihrer Fundpunkte oder 
Felder mit dem begehrten Felde kollidieren oder in Kolliſion 
geraten können, 

b) die Vertreter der durch das begehrte Feld ganz oder teil 
weiſe überdeckten und der benachbarten Bergwerke. 

In der Praxis erfolgt die Ladung dieſer Perſonen auch, wenn 
ihre Mutung oder Bergwerksberechtigung ſich auf ein anderes 
Mineral erſtreckt als die ſchwebende Mutung. Das Nicht- 
erſcheinen im Termin, ſei es des Muters, ſei es der anderen 
Geladenen, hat lediglich zur Folge, daß von der Bergbehörde 
nach Lage der Anträge und Verhandlungen entſchieden wird. 
Einſprüche gegen die Verleihung können im übrigen auch ſchon 
vor dem Schlußtermin erhoben werden. 

Nach Abhaltung des Schlußtermins hat das Oberbergamt 
zu der Frage der Bergwerksverleihung Stellung zu nehmen. 
Liegen weder Einſprüche!) noch Kolliſionen mit Rechten Dritter 
vor und erſcheinen die Anträge des Muters in vollem Umfange 
geſetzlich begründet, ſo wird ohne weiteres die Verleihungs— 
urkun de ausgefertigt ($ 30). Andernfalls entſcheidet das 
Oberbergamt über die Erteilung oder Verſagung der Ver— 
leihung durch einen Beſchluß. Die Ausfertigung der Ver⸗ 
leihungsurkunde kann in dieſem Falle erſt ſtattfinden, wenn der 
Beſchluß nicht rechtzeitig angefochten oder das Anfechtungsverfahren 
erledigt iſt ($ 31, vgl. das Nähere S. 84ff.). 

Mit der Zuſtellung der Verleihungsurkunde ), die 
beſtimmte Angaben, insbeſondere über Namen, Lage und 
Größe des Bergwerks, das verliehene Mineral und die Perſon 
des Berechtigten, enthalten muß und mit dem beglaubigten 
Situationsriß zu verbinden iſt ($$ 33, 34), an den Muter ent- 
ſteht das Bergwerkseigentum. Nicht weſentlich für die Ent— 
ſtehung iſt die Eintragung im Grundbuche. Um Bewirkung dieſer 
hat das Oberbergamt das Grundbuchamt unter Mitteilung einer 
beglaubigten Abſchrift der Verleihungsurkunde zu erſuchen (Art. 23 


1) Einſprüche, die ſich auf nicht bergrechtliche Titel, z. B. einen ſog. De⸗ 
markationsvertrag, ſtützen, bleiben im Mutungsverfahren außer Betracht. 

2) Zur Verleihungsurkunde iſt ein Stempel von 500 M. zu verwenden, 
der bei geringerem Werte des Bergwerkseigentums auf 100 M. ermäßigt werden 
kann. Tarifſt. 68 des PrStempSt®. vom 30. Juni 1909. 
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AG. z. GBO.). Die Verleihungsurkunde iſt binnen ſechs Wochen im 
Regierungsamtsblatte zu veröffentlichen. Mit der Veröffentlichung 
beginnt der Lauf einer dreimonatigen Anfechtungsfriſt, während 
deren der Situationsriß beim Vergrevierbeamten zur Einſicht für 
jedermann auszulegen iſt ($$ 35, 37). 

Die Koſten des Verleihungsverfahrens hat mit Ausſchluß der 
durch unbegründete Einſprüche entſtandenen der Muter zu tragen. 


3. Tündigkeit und Feldesfreiheit. 

Die ſachlichen Vorausſetzungen der Gültigkeit einer 
Mutung ſind Fündigkeit! und Feldesfreiheit. 

Eine Mutung iſt fündig, wenn das gemutete Mineral „an 
dem angegebenen Fundpunkte auf ſeiner natürlichen Ablagerung ?) 
entdeckt worden iſt und bei der amtlichen Unterſuchung in ſolcher 
Menge und Beſchaffenheit nachgewieſen wird, daß eine zur wirt— 
ſchaftlichen Verwertung führende bergmänniſche Gewinnung des 
Minerals möglich erſcheint“ (§ 15 Abſ. 1 Z. 1). 

Das ABG. fordert im Gegenſatz zum gemeinen deutſchen 
Bergrechte nicht die Entblößung der Lagerſtätte in einem größeren, 
die Beſitznahme ermöglichenden Umfange, ſondern nur die Ent- 
deckung des Minerals an einem „Fund punkte“. Es können 
alſo auf einer Lagerſtätte mehrere Fundpunkte liegen und dieſe 
zum Gegenſtande mehrerer Mutungen gemacht werden. Anderer- 
ſeits muß der Fundpunkt eine gewiſſe Selbſtändigkeit haben. 
Daher kann nicht eine normale Fundſtelle, z. B. der Querſchnitt 
eines Bohrloches, eines Schürfſchachtes oder einer Schürfſtrecke, in 
mehrere Fundpunkte zerlegt werden. Der Fundpunkt iſt nicht 
ein Punkt im mathematiſchen Sinne. Der Auflöſung einer Fund- 
ſtelle in mehrere Fundpunkte ſteht übrigens ſeit der Nov. vom 
18. Juni 1907 auch die Vorſchrift über den Mindeſtabſtand des 
Fundpunktes von den Feldesgrenzen entgegen ($ 27 Abſ. 2). Sit 
der Fund durch eine Tiefbohrung gemacht, jo gehört zur Be— 

1) Die Ausnahmebeſtimmung ($ 16 ABG. urſpr. Faſſ.), wonach das 
Mineralvorkommen eines verlaſſenen Bergwerks ohne erneuten Fundesnachweis 
zum Gegenſtand einer Mutung gemacht werden konnte, iſt durch die Nov. vom 
18. Juni 1907 beſeitigt. 

2) Wegen des Begriffs der natürlichen Ablagerung vgl. S. 55f. Die be⸗ 


trügeriſche Herſtellung von Funden wird als intellektuelle Urkundenfälſchung 
($ 271 StGB.) beſtraft. 
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zeichnung des Fundpunktes die Angabe der Teufe. Mit einer 
Tiefbohrung können nacheinander verſchiedene Fundpunkte des⸗ 
ſelben Minerals erreicht, dagegen können dieſe nicht gleichzeitig 
zur Grundlage verſchiedener Mutungen gemacht werden. Dies 
wäre mit dem Grundſatz über die Erſtreckung des Bergwerkseigen⸗ 
tums von der Tagesoberfläche bis zur ewigen Teufe nicht vereinbar. 

Ob der Fund durch Schürfarbeiten oder zufällig, ob er durch 
geſetzlich zuläſſige oder verbotswidrige Schürfarbeiten, ob er von 
dem Muter ſelbſt oder von einem anderen gemacht worden iſt, 
iſt für die Gültigkeit der Mutung ohne Belang. 

Weſentlich iſt dagegen, daß der Fund vor Einlegung der 
Mutung gemacht iſt und daß er an dem in der Mutung an- 
gegebenen Fundpunkte amtlich nachgewieſen wird. Die Ein- 
legung einer Mutung in der Erwartung, in nächſter Zeit einen 
Fund zu machen, ein Verfahren, wodurch im Falle eines 
Mutungswettbewerbs eine ungerechtfertigte Benachteiligung des 
Mitbewerbers eintreten würde, iſt unzuläſſig. Auch genügt nicht 
der Nachweis des Minerals an einer Stelle in der Nähe des an⸗ 
gegebenen Fundpunktes. 

Nach dem Wortlaute des ABG. urſpr. Faſſ. genügte zur 
Verleihung der Nachweis des Vorhandenſeins des Minerals am 
Fundpunkte. Danach war die Verleihung zwar dann zu ver— 
ſagen, wenn das nachgewieſene Mineral überhaupt nicht als 
ein Mineral im Sinne des $ 1 ABG. anzuſehen war (wenn 
3. B. ein als Golderz gemutetes Mineral nur geringe Goldſpuren 
enthielt und daher zur Herſtellung von Gold techniſch nicht ver— 
wendbar war), dagegen fehlte eine beſtimmte geſetzliche Grund⸗ 
lage für die Berückſichtigung der Abbauwürdigkeit des Minerals. 
Aus der Begründung des ABG. ergibt ſich, daß es den Gtand- 
punkt des ALR. und des franzöſiſchen Bergrechts, wonach die 
Feſtſtellung der wirtſchaftlichen Bauwürdigkeit Vorausſetzung der 
Verleihung einer Bergbauberechtigung war, aufgeben wollte, und 
zwar einerſeits im Intereſſe der Förderung der Bergbauluſt, 
anderſeits, um die Bergbehörde von der weittragenden Verant- 
wortung für eine richtige Beurteilung der im Zeitpunkte der 
Bergwerksverleihung ſchwer zu überſehenden Bauwürdigkeit zu 
entlaſten. Weiter wird aber in der Begründung ausgeführt, daß 
zu unterſcheiden ſei zwiſchen der „relativen oder ökonomiſchen“ 
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und der „abſoluten“ Bauwürdigkeit und daß die Forderung des 
Nachweiſes der letzteren mit dem Geſetz im Einklang ſtehe. In 
Anlehnung an dieſe Stelle der Geſetzesbegründung hatte ſich in 
der Praxis und Rechtſprechung der Grundſatz herausgebildet, daß 
die abſolute Bauwürdigkeit, d. h. eine ſolche Beſchaffenheit des 
Fundes zu fordern ſei, die „vernünftigerweiſe die Möglichkeit 
einer bergmänniſchen Gewinnung annehmen laſſe“. Dieſer 
Grundſatz hat durch die Nov. vom 18. Juni 1907 geſetzliche An⸗ 
erkennung in der Form erlangt, daß das Mineral „in ſolcher 
Menge und Beſchaffenheit“ nachgewieſen ſein müſſe, „daß eine 
zur wirtſchaftlichen Verwertung führende bergmänniſche Gewinnung 
möglich“ erſcheine ($ 15 Abſ. 1 Z. 1). Hierdurch iſt nicht etwa das Er⸗ 
fordernis der relativen oder ökonomiſchen Bauwürdigkeit eingeführt, 
indeſſen iſt zu beachten, daß in den Worten „wirtſchaftliche Ver⸗ 
wertung“ ebenſo wie in dem früher üblichen Ausdruck „vernünftiger⸗ 
weiſe“ ein wirtſchaftliches Moment liegt. „Wirtſchaftliche Verwertung“ 
bedeutet nicht Verwendung zu Wirtſchaftszwecken, ſondern eine 
wirtſchaftlich lohnende Verwendung. Eine ſolche braucht nicht 
ſicher, auch nicht wahrſcheinlich, dagegen muß ſie möglich, alſo 
nicht von vornherein ausgeſchloſſen ſein. Hiernach kann, obwohl 
im Geſetz ausdrücklich nur die Menge und Beſchaffenheit des 
Mineralvorkommens erwähnt ſind, doch auch mittelbar deſſen 
Teufe ins Gewicht fallen!) (z. B. bei einem Braunkohlenflöz von 
geringer Mächtigkeit). 

Zur Führung des Fundesnachweiſes dient der von dem 
Bergrevierbeamten abzuhaltende Fundesbeſichtigungstermin, 
deſſen Ergebnis vom Oberbergamt frei zu würdigen iſt. Die 
Fündigkeit iſt grundſätzlich dadurch bedingt, daß der Nachweis in 
dieſem Termin geführt wird, und zwar durch den Augenſchein. 
Andere Beweismittel (Zeugen, Bohrtabellen) ſowie eine Beweis⸗ 
führung nach Abhaltung des Termins (Kontrollbohrung) können 
nur zugelaſſen werden, wenn der Nachweis durch den Augenſchein 
durch außerhalb des Willens des Muters liegende Umſtände (Zu⸗ 
ſammenbruch des Bohrloches uſw.) vereitelt worden iſt. Keines⸗ 
falls kann der Fundesnachweis dadurch erſetzt werden, daß durch 
geologiſche Schlußfolgerungen das Vorkommen des Minerals am 


) A. M. OVG. 26. Okt. 1911 (8. f. B. 53 392), dagegen Voelkel, 
3. f. B. 53 348, 
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Fundpunkte wahrſcheinlich gemacht wird. Dieſe Grundſätze gelten 
auch für die Beurteilung des Mutungsanſpruchs im zivilgericht⸗ 
lichen und verwaltungsgerichtlichen Verfahren. Spätere Auf⸗ 
ſchlüſſe können zwar den im Fundesbeſichtigungstermine geführten 
Nachweis unterſtützen, nicht aber ihn erſetzen. 

Feldesfreiheit iſt vorhanden, wenn keine beſſeren Rechte 
auf den Fund entgegenſtehen ($ 15 Abſ. 1 Z. 2), demnach der 
Fund im freien Felde (im Bergfreien) liegt. Die innere Not- 
wendigkeit der Feldesfreiheit zur Gültigkeit einer Mutung liegt 
darin, daß die Bergwerksverleihung nicht mehr, wie nach älterem 
Recht, „unbeſchadet der Rechte Dritter“ erfolgt. Beſſere Rechte 
auf den Fund beſtehen: 

a) wenn der Fundpunkt in einem auf dasſelbe Mineral ver- 
liehenen Bergwerksfelde liegt; 

b) wenn auf denſelben Fund eine andere ſtärkere Mutung ein- 
gelegt iſt oder der Fundpunkt im Felde einer auf dasſelbe 
Mineral gerichteten ſtärkeren Mutung liegt; 

c) wenn der Fund in einem Gebiete liegt, in dem ein 
aus der Zeit der Bergregalität ſtammendes Ausſchließungs⸗ 
recht (ius excludendi alios) beſteht (vgl. S. 251). 


Das Bergwerkseigentum und das ſtärkere Mutungsrecht ſind 
auch dann der Mutung entgegenſtehende beſſere Rechte, wenn 
ſie dem Muter ſelbſt zuſtehen ). 

Ausſchlaggebend für die Entſcheidung iſt in allen Fällen, ob 
das beſſere Recht zur Zeit der Einlegung der Mutung 
beſtanden hat. Im Falle der Kolliſion mit dem Felde einer 
anderen Mutung iſt indeſſen zu berückſichtigen, daß die Wirkung 
der friſtzeitigen und geſetzmäßigen Feldesſtreckung auf den Zeit- 
punkt der Mutungseinlegung zurückbezogen wird, die Schließung 
des Feldes gegen andere Mutungen alſo rückwirkend ſchon mit 
dieſem Zeitpunkt eintritt ($ 19 Abſ. 2, 3). Die Frage, ob eine 
ſolche Kolliſion vorliegt, bleibt demnach, wenn die Entfernung der 
Fundpunkte ein gewiſſes Maß nicht überſteigt, bis zur endgültigen 
Streckung des Feldes der Nachbarmutung in der Schwebe. Iſt 


1) Das iſt durch die Nov. vom 18. Juni 1907 außer Zweifel geſtellt 
(durch Streichung des Wortes „dritter“ hinter „beſſere Rechte“ in § 15 Abſ. 1 
Nr. 2). 
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dieſe die ſtärkere, ſo kann die Streckung ihres Feldes nachträglich 
die Feldesunfreiheit des anderen Fundpunktes und damit die Un⸗ 
gültigkeit der darauf eingelegten Mutung herbeiführen. Anderſeits 
aber kann, da die Feldesſchließung nur während der Dauer der 
Gültigkeit der Mutung wirkſam iſt (§ 19 Abſ. 2), auch der Fall 
eintreten, daß die zur Zeit der Einlegung der Mutung A tat- 
ſächlich beſtehende Überdeckung ihres Fundpunktes durch das Feld 
der Mutung B für die Entſcheidung bedeutungslos wird. Dies 
iſt nicht der Fall, wenn auf die rechtsgültige Mutung B ver⸗ 
zichtet wird, denn der Verzicht hat regelmäßig keine rückwirkende 
Kraft. Dagegen iſt es der Fall, wenn die Mutung B aus einem 
der geſetzlich feſtgeſtellten Gründe, insbeſondere wegen nichtrecht⸗ 
zeitiger Einreichung des Situationsriſſes, für von Anfang an 
ungültig erklärt wird. Die Mutung wird in dieſem Falle nicht, 
wie beim Verzicht, ex nunc, ſondern ex tune rechtsunwirkſam. 


4. Mutungsvorrechte. 

Eine Mutungskolliſion kann in der Weiſe ſtattfinden, daß 
mehrere Mutungen auf den gleichen Fund eingelegt ſind, oder 
daß der Fundpunkt der einen in dem Felde der anderen liegt, 
oder daß die Mutungsfelder ſich zum Teil überdecken. Im letzten 
Falle handelt es ſich nicht um die Gültigkeit der einen oder der 
anderen Mutung, ſondern nur darum, welchem Muter der über- 
deckte Feldesteil zuzuſprechen iſt. 

Von zwei kollidierenden Mutungen iſt grundſätzlich 
diejenige die ſtärkere, die den früheren Eingangsvermerk 
der Bergbehörde trägt C 25) ). Ausnahmen von dieſem 
Grundſatze bilden die Mutungsvorrechte aus § 24 und aus 
§ 55 ABG. 

Im $ 24 lebt mit beſchränkter Geltung die Rechtsanſchauung 
des gemeinen deutſchen Bergrechts fort, wonach das entſcheidende 
Gewicht nicht auf das Alter der Mutung, ſondern auf das Alter 
des Fundes zu legen iſt (Erſtfinderrecht, Alter im Felde). Auch 
nach § 24 wird unter Umſtänden mit dem Zeitpunkte des Fundes 
ein Finderrecht erworben, das der Mutung des Finders, auch 


1) Bei gleichzeitiger Einlegung zweier Mutungen, von denen keine ein 
Vorrecht hat, müſſen die Muter gemeinſame Sache machen (ſo Mot. z. ABG., 
vgl. auch $ 741 BGB.). 2 


4 
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wenn ſie jünger iſt, den Vorzug gibt. Es ſteht jedoch nicht 
jedem Finder, ſondern nur dem zu, der den Fund auf eigenem 
Grund und Boden, in ſeinem eigenen Grubengebäude (nicht 
Grubenfelde) oder durch geſetzmäßig (88 3 bis 10) unternommene 
Schürfarbeiten gemacht hat. Ausgeſchloſſen ſind alſo Funde auf 
Grund geſetzwidriger Schürfarbeiten, und zufällige Funde, ſofern 
dieſe nicht auf eigenem Grund und Boden oder im eigenen 
Grubengebäude gemacht ſind. Da geſetzwidrige Schürfarbeiten 
und zufällige Funde ſelten ſind, müßte eigentlich das Finderrecht 
in der Praxis eine bedeutende Rolle ſpielen. In Wirklichkeit 
iſt dies aber deshalb nicht der Fall, weil regelmäßig die Ein⸗ 
legung der Mutung unmittelbar der Entdeckung des Minerals 
folgt, demnach der Erſtfinder faſt immer auch Erſtmuter iſt. Sehr 
zweifelhaft iſt die Frage, ob bei Kolliſion mehrerer aus $ 24 
bevorrechteter Mutungen das Alter der Mutung oder das 
Alter des Fundes entſcheidet. Nach § 24 hat der Finder das 
Vorrecht „vor anderen, nach dem Zeitpunkte ſeines Fundes ein- 
gelegten Mutungen“. Es kommt darauf an, ob unter „anderen 
Mutungen“ auch bevorrechtete Mutungen zu verſtehen ſind. Das 
RG. hat dieſe ſehr zweifelhafte Frage in Anlehnung an den 
früheren 3 entgegen der Anſicht der Bergbehörden 
bejaht '). 

Das Finderrecht aus $ 24 iſt innerhalb einer Woche nach 
dem Funde durch Einlegung einer ſelbſtändigen Mutung geltend 
zu machen. Geſchieht dies nicht, ſo erliſcht das Recht. Das 
ABG. hat dieſe zeitliche Begrenzung im Gegenſatz zu dem 
älteren Recht eingeführt, um zu verhindern, daß die Sache zum 
Nachteil anderer Muter auf ungewiſſe Zeit in der Schwebe ge— 
halten wird. Iſt die mit dem Finderrecht verbundene Mutung 
friſtzeitig eingelegt, ſo hat der Finder das Vorrecht vor anderen 
nach dem Zeitpunkte ſeines Fundes — auf denſelben Fund oder 
einen anderen Fund — eingelegten Mutungen. Die Einlegung 
der Mutung wird auf den Zeitpunkt des Fundes zurückbezogen. 


Ein Vorrecht zum Muten hat zweitens der Bergwerks— 
eigentümer auf die verleihbaren, ihm aber noch nicht verliehenen 
Mineralien, die innerhalb ſeines Bergwerksfeldes mit den 


1) Entſch. v. 24. April 1901 3. f. B. 42 480; a. M. RekB. Z. f. B. 40 99. 
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ihm verliehenen Mineralien zuſammen vorkommen 
($ 55). Der Zuſammenhang muß ein ſolcher ſein, daß die 
Mineralien nach der — in dieſem Punkt der richterlichen Nach- 
prüfung nicht unterliegenden — Entſcheidung des Oberbergamtes 
aus bergtechniſchen oder bergpolizeilichen Gründen ge— 
meinſchaftlich gewonnen werden müſſen. Die Gewährung 
dieſes Mutungsvorrechts an den Bergwerkseigentümer rechtfertigt 
ſich dadurch, daß das Beſtehen verſchiedener Rechte an den zu- 
ſammen vorkommenden Mineralien in der Regel zu Streitigkeiten 
und Betriebsſchwierigkeiten führt. Der Zuſammenhang muß 
innerhalb des Bergwerksfeldes nachgewieſen ſein, es genügt aber, 
wenn er an einem Punkte nachgewieſen wird. 

Legt ein Dritter Mutung auf Mineralien ein, die dem 
Mutungsvorrecht des Bergwerkseigentümers unterliegen, ſo wird 
dieſem die Mutung von der Bergbehörde mitgeteilt. Dies gilt 
ſowohl, wenn der Fundpunkt in dem Bergwerksfelde liegt, als auch 
wenn nur das Mutungsfeld in dieſes hineingeſtreckt it. Legt der 
Bergwerkseigentümer vor Ablauf von vier Wochen nach Empfang 
dieſer Mitteilung ſelbſt Mutung auf das gemutete Mineral ein, 
ſo geht dieſe Mutung, ihre Gültigkeit in formeller und materieller 
Hinſicht vorausgeſetzt, obwohl ſie die jüngere iſt, der anderen 
Mutung (auch wenn dieſe nach $ 24 bevorrechtet iſt) vor. Im 
übrigen kann ſie ſowohl auf den fremden Fund, wenn dieſer 
innerhalb des Bergwerksfeldes gemacht iſt, als auch auf einen 
anderen Fund innerhalb dieſes Feldes geſtützt werden. Wird die 
Friſt verſäumt, ſo erliſcht das Vorrecht. 

Das Vorrecht des Bergwerkseigentümers erſtreckt ſich nur bis 
an die Grenzen des Bergwerksfeldes. Streckt er das Feld der 
auf Grund des § 55 eingelegten Mutung über die Grenzen des Berg— 
werksfeldes hinaus, ſo wird dadurch zwar die Mutung nicht ungültig, 
indeſſen hat ſie außerhalb dieſer Grenzen kein Vorrecht und iſt 
daher inſoweit im Falle einer Kolliſion nach den allgemeinen 
Grundſätzen zu behandeln. Sit das Feld des Bergwerks— 
eigentümers ein Längenfeld (vgl. S. 240), ſo ſind die Grenzen des 
Längenfeldes auch die Grenzen des Mutungsvorrechts und ſie 
können auch die Grenzen des neuen Bergwerksfeldes werden. 
Dies iſt der einzige Fall, in dem nach dem ABG. die Verleihung 
eines Längenfeldes zuläſſig iſt. 
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5. Celdesſtreckung. 

Es iſt ein allgemeiner bergrechtlicher Grundſatz, daß das 
Recht zum Bergbau mit einer beſtimmten räumlichen Begrenzung 
übertragen wird. Die Begrenzung kann ſich unmittelbar aus 
dem Geſetz ergeben!), ſie kann von der Beſtimmung der Berg- 
behörde?), ſie kann aber auch von der Entſchließung des Muters 
abhängen. Das preußiſche Bergrecht hat den dritten Weg gewählt 
der am meiſten mit dem Grundſatz der Bergbaufreiheit im Ein- 
klang ſteht. Indeſſen haben die Regeln über die Art der Be⸗ 
grenzung des Feldes und über den dem Ermeſſen des Muters 
zu gewährenden Spielraum gewechſelt. Während nach früherem 
Recht das Bergwerksfeld ſich dem Fallen und Steigen der 
Lagerſtätte anſchloß (vgl. S. 240) wird nach dem ABG. ($ 26) 
des Bergwerkseigentum regelmäßig für Felder verliehen, die von 
geraden Linien an der Oberfläche?) und von ſenkrechten 
Ebenen in die ewige Teufe begrenzt wird. Nur ſoweit die 
Ortlichkeit eine ſolche Begrenzung nicht geſtattet, werden Aus⸗ 
nahmen zugelaſſen, z. B. um den unmittelbaren Anſchluß an 
Landesgrenzen, Flüſſe, ſchon vorhandene Längenfelder uſw. zu 
ermöglichen. Die Bedeutung der „ewigen Teufe“ liegt im 
weſentlichen darin, daß das Bergwerkseigentum nicht nur die 
Lagerſtätte, in der der Fundpunkt liegt, ſondern auch alle 
anderen Lagerſtätten desſelben Minerals innerhalb der ſenkrechten 
Begrenzungsebenen mitergreift. 

Dem Feldesbegehren des Muters iſt eine Schranke dadurch 
geſetzt ($ 17), daß das Bergwerksfeld einen Umfang von 
2 200 000 qm) nicht überſchreiten darf. Eine örtliche Ab— 

) In einigen BO. der früheſten Zeit war als Bergwerksfeld ein Kreis 
um den Fundpunkt mit einem feſtſtehenden Halbmeſſer beſtimmt. 

2) So nach franz. Bergrecht. 

3) Der Flächeninhalt wird nach der horizontalen Projektion in Quadrat- 
metern feſtgeſtellt. Das Bergwerksfeld ſelbſt iſt aber keine Fläche, ſondern ein Raum. 

4) Vor der Nov. vom 18. Juni 1907: 2189000 qm = 500000 
Quadratlachter. Ein preuß. Maximalfeld bietet für die wirtſchaftliche Ausnutzung 
größerer Bergwerksanlagen, insbeſondere beim Steinkohlenbergbau, nicht immer 
eine ausreichende Grundlage. Der Unternehmer iſt dann darauf angewieſen, 
mehrere zuſammenliegende Bergwerke zu erwerben und eventuell zu konſolidieren. 
In Bayern beträgt die Maximalgröße des Steinkohlenfeldes 800 ha. Dagegen 
ſind die öſterreichiſchen Bergwerksfelder noch kleiner als die preußiſchen. 
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weichung gilt für die Kreiſe Siegen und Olpe im Regierungs⸗ 
bezirk Arnsberg und die Kreiſe Altenkirchen und Neuwied im 
Regierungsbezirk Coblenz, wo zur Vermeidung von Störungen 
der beſtehenden Berechtſamsverhältniſſe (Längenfelder) die Maxi⸗ 
malfeldesgröße auf nur ½0 der normalen S 110000 qm feſt⸗ 
geſetzt iſt!). 

Der Fundpunkt muß innerhalb des verlangten Feldes 
liegen. Sein Mindeſtabſtand von der Feldesgrenze iſt durch die 
Nov. vom 18. Juni 1907 auf 100 m, der Höchſtabſtand auf 
2000 m feſtgeſetzt)). Die Abſtände werden auf dem kürzeſten 
Wege durch das Feld gemeſſen ($ 27 Abſ. 2). 

Das Bergwerksfeld muß in ſich zuſammenhängen. Auch 
dürfen nicht freibleibende Flächen von dem Feld umſchloſſen 
werden ($ 27 Abſ. 3), da ein ſolches Verfahren entweder auf Um⸗ 
gehung der Geſetzesbeſtimmungen über die Maximalfeldesgröße 
abzielt oder Mineralablagerungen zum Schaden des Volksver⸗ 
mögens dem Abbau entzieht. Endlich muß die Feldesform nach 
der Entſcheidung des Oberbergamts zum Bergwerksbetriebe 
geeignet ſein ($ 27 Abſ. 4). Dies iſt nicht der Fall, wenn, um 
die Feldeslänge möglichſt zu ſteigern oder Feldesſperren herbei- 
zuführen, dem Feld oder einzelnen Feldesteilen die Form ſchmaler 
Streifen, in denen ein Bergbau nicht möglich ift („Sperrbalken“, 
„Kegelbahnen“), gegeben wird. Allen dieſen Vorſchriften muß das 
Feld jeder einzelnen Mutung als ſolches genügen, ohne daß es 
auf eine etwa beabſichtigte Konſolidation ankäme. Im übrigen 
bleibt es dem Muter überlaſſen, wie er das Feld ſeiner Mutung 
ſtrecken will?). Auch ſind Abweichungen von den Vorſchriften über 
den Abſtand des Fundpunktes und die Form des Feldes zuläſſig, 
wenn ſie durch beſondere, vom Willen des Muters unabhängige 
Umſtände (Landesgrenzen, Feldesgrenzen uſw.) gerechtfertigt 
werden ($ 27 Abſ. 5). Der Grundſatz, daß das Feld in ſich zu— 
ſammenhängen und den Fundpunkt in ſich einſchließen muß, 
erleidet aber keine Ausnahme. 


1) Ebenſo bei Einführung des ABG. in Hannover für den Eiſenſteinberg⸗ 
bau im Bezirke des ehemaligen Berg- und Forſtamtes Clausthal. 

2) Für die Felder in den Kreiſen Siegen uſw. auf 25 m bzw. 500 m. 

3) Das Feld kann auch in mehreren Oberbergamtsbezirken liegen. 
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Der Fall der Kolliſion zweier Mutungsfelder iſt nach 
dem Grundſatze zu beurteilen, daß das Feld einer geſetzlich 
begehrten Mutung für die Dauer ihrer Gültigkeit nicht nur gegen⸗ 
über fremden Funden ſondern auch gegenüber fremden Feldes⸗ 
ſtreckungen geſchloſſen iſt ($ 19 Abſ. 2). Die Feldesſtreckung der 
ſtärkeren Mutung — das iſt in der Regel die ältere — geht alſo 
vor. Sie hindert jedoch die Feldesſtreckung der ſchwächeren nur, 
wenn ſie zur Zeit der Feldesſtreckung dieſer noch beſtanden 
hat. Ausſchlaggebend iſt alſo in dieſem Falle nicht der Zeitpunkt 
der Einlegung, ſondern der Zeitpunkt der Streckung des Feldes 
der ſchwächeren Mutung y. 


Begehrt der Muter ein Feld, das über die Maximalgröße 
hinausgeht oder ſonſt den geſetzlichen Vorſchriften nicht entſpricht, 
ſo wird dadurch die Mutung nicht ungültig und der Fundpunkt 
nicht bergfrei?). Dieſe Folge tritt (ohne rückwirkende Kraft) erſt 
ein, wenn die Entſcheidung, durch die die Mutung wegen unzu⸗ 
läſſiger Feldesſtreckung zurückgewieſen wird, Rechtskraft erlangt. 
Der Muter kann in manchen Fällen, namentlich bei Streckung 
eines zu großen Feldes, die Zurückweiſung dadurch abwenden, 
daß er das Feldesbegehren einſchränkt. Die Grenzen der erſten 
Feldesſtreckung ſind nur inſofern unabänderlich, als der Muter 
darüber hinaus kein Feld begehren kann. Dagegen kann er inner⸗ 
halb der auf dem Situationsriſſe angegebenen Grenzen die Lage 
und Größe des Feldes abändern ($ 19 Abſ. 1). Ihm hierzu 
Gelegenheit zu geben, iſt einer der Zwecke des Schlußtermins. 
Das ungeſetzmäßig begehrte Feld (mit Ausnahme des Fundpunktes) 
iſt aber nicht gegen Mutungen Dritter geſchloſſen. Dieſe Wirkung 
tritt erſt mit dem Zeitpunkte der Zurückführung des Feldes auf 
das geſetzliche Maß oder eine geſetzliche Form ein. 

Während der ihm zur Streckung des Feldes geſetzlich gewährten 
Friſt beherrſcht der Muter, da er ſein Feld vom Fundpunkt aus 
nach jeder beliebigen Richtung ſtrecken kann, einen „Schlagkr , 


1) Wegen der Überdeckung des Fundpunktes einer anderen Mutung vgl. 
S. 76f. 

2) RG. 27. Febr. 1904 Z. f. B. 45 218. Ergibt ſich ſchon aus der Lage 
des Fundpunktes zu anderen Feldesgrenzen uſw. die Unmöglichkeit einer geſetz⸗ 
mäßigen Feldesſtreckung, ſo wird die Mutung als von Anfang an ungültig 
gelten müſſen. 
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deſſen Mittelpunkt der Fundpunkt iſt und deſſen Halbmeſſer 
der größtmöglichen Längenausdehnung des Feldes gleichkommt. 
Dieſe ergab ſich daraus, daß vor der Nov. vom 18. Juni 1907 
zwei Punkte der Begrenzung des Feldes nicht über 2000 Lachter 
— 4184,8 m voneinander entfernt liegen durften. Macht ein an⸗ 
derer innerhalb des Schlagkreiſes vor Ablauf der Feldesſtreckungs⸗ 
friſt einen Fund, ſo kann der erſte Muter ſein Feld derart ſtrecken, 
daß der Fundpunkt des anderen überdeckt und die darauf ein— 
gelegte Mutung von Anfang an ungültig wird. Die Herrſchaft 
des Muters über den Schlagkreis kann in der Regel nur dadurch 
gebrochen werden, daß innerhalb des Schlagkreiſes zwei neue 
Funde gemacht werden, die ſo weit auseinander liegen, daß ſie 
nicht zugleich mit einem Mutungsfeld überdeckt werden können. 
Das Verhältnis verwickelt ſich, wenn mehrere Schlagkreiſe inein⸗ 
ander greifen. 

Aus dieſer Rechtslage hat ſich in der Praxis oft eine rück— 
ſichtsloſe und argliſtige Mutungskonkurrenz mit un— 
erwünſchten Begleiterſcheinungen ergeben. Daß dieſe in ſo ſtarkem 
Maße in Erſcheinung treten konnte, beruht aber im weſentlichen 
darauf, daß es gelang, der Beſtimmung des ABG., wonach das 
Feld innerhalb der verhältnismäßig kurzen Friſt von ſechs Wochen 
geſtreckt werden mußte, die praktiſche Bedeutung zu entziehen. 
Nach der Rechtſprechung des RG.) iſt es zuläſſig, auf 
eine Mutung zu verzichten und gleichzeitig auf den dieſer zu⸗ 
grunde liegenden Fund von neuem Mutung einzulegen. Dies 
Verfahren wurde in weitgehendſtem Maße derart angewendet, 
daß der Verzicht und die Neumutung unmittelbar vor Ablauf der 
ſechswöchigen Feldesſtreckungsfriſt erklärt, hierdurch jedesmal eine 
neue Friſt von ſechs Wochen gewonnen und die Herrſchaft über 
den Schlagkreis auf unbegrenzte Zeit verlängert wurde. Durch 
die Nov. vom 18. Juni 1907 iſt dieſem Mißbrauch ein Riegel 
vorgeſchoben. Zwar iſt die Erneuerung einer Mutung durch Ver- 
zicht und Wiedereinlegung nach wie vor zuläſſig. Auch iſt die 
neue, auf denſelben Fund eingelegte Mutung, wie früher, nicht 
als eine Fortſetzung der früheren, ſondern als rechtlich ſelbſtändig 
anzuſehen. Die — von ſechs Wochen auf ſechs Monate ver- 


1) Z. f. B. 37 107, 235; 52 512. 
6* 
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längerte — Friſt für die Feldesſtreckung läuft aber nicht, wie früher, 
von dem Eingang der neuen, ſondern von dem Eingang der zuerſt 
auf den Fund eingelegten Mutung. Nach Ablauf der ſechs 
Monate von dieſem Zeitpunkt ab kann auf denſelben Fund!) 
keine neue Mutung mehr eingelegt werden?) ($ 19a). 


Ebenſo wie zeitlich iſt durch die Nov. vom 18. Juni 1907 auch 
örtlich die Wirkſamkeit des Schlagkreiſes eingeſchränkt. 
An Stelle der Vorſchrift, wonach zwei Punkte der Feldesbegrenzung 
nicht über 4184,8 m voneinander entfernt fein durften, iſt die 
Beſtimmung getreten, daß der Fundpunkt von keinem Punkte 
der Feldesgrenze weiter als 2000 m entfernt fein darf ($ 27 Abſ. 2). 
Hierdurch hat ſich der Halbmeſſer des Schlagkreiſes um etwa die 
Hälfte und deſſen Umfang von etwa 25 Maxpimalfeldern auf etwa 
6 Maximalfelder verringert. 


Endlich iſt die Nov. vom 18. Juni 1907 noch dem Miß— 
brauch entgegengetreten, der darin beſtand, daß der Muter, der 
den Fundpunkt einer anderen Mutung überdeckt und dieſe damit 
ungültig gemacht hatte, ſpäter auf ſeine eigene Mutung verzichtete, 
zugleich aber nicht nur auf ſeinen eigenen Fund, ſondern auch 
auf den durch den Verzicht wieder freigewordenen fremden Fund 
für ſich Mutung einlegte. Ein nach Überdeckung freigewordener 
Fund kann jetzt nur noch von dem erſten Muter oder mit deſſen 
Einwilligung zum Gegenſtand einer neuen Mutung gemacht 
werden ($ 15 Abi. 2). 


6. Berhtsmittel in Mutungsſachen. 


Die Rechtsbehelfe gegen die Entſcheidungen der Oberberg⸗ 
ämter in Mutungsſachen ſind der Rekurs an den Handelsminiſter 
(vgl. S. 46f.), die zivilgerichtliche Klage und nach der Nov. 
vom 18. Juni 1907 in gewiſſen Fällen die Klage des Muterss) 
im Verwaltungsſtreitverfahren beim Bergausſchuß. 


1) Oder auf einen anderen in demſelben Bohrloch oder Schürfſchacht auf⸗ 
geſchloſſenen Fund. 

2) Iſt die frühere Mutung infolge Nichteinhaltung der Feldesſtreckungs⸗ 
friſt von Anfang an ungültig geworden, ſo gilt das gleiche. 

3) Der Mutungsgegner iſt auf die beiden anderen Rechtsmittel beſchränkt. 
E. d. OVG. vom 21. Oktober 1912, Z. f. B. 54 278ff. 
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Im ordentlichen Rechtswege kann der Anſpruch aus der 
Mutung nur gegen den verfolgt werden, der dem Muter die 
Behauptung eines beſſeren Rechts entgegenſetzt, ſei es im Wege 
des Einſpruchs innerhalb des Mutungsverfahrens, ſei es ſpäter 
durch Inanſpruchnahme des Mutungsgegenſtands (desſelben Fundes 
oder desſelben Feldes)! ). Für die Zuläſſigkeit der Klage iſt es nicht von 
Belang, ob die Mutung wegen des entgegenſtehenden Rechtes oder aus 
anderen Gründen zurückgewieſen worden iſt. Auch iſt der Richter bei 
ſeiner Entſcheidung nicht auf die Beurteilung des beanſpruchten 
beſſeren Rechtes beſchränkt, vielmehr hat er auch über den 
Mutungsanſpruch als ſolchen auf Grund ſelbſtändiger Prüfung der 
geſetzlichen Vorausſetzungen zu entſcheiden?). Die Klage des der 
Verleihung Widerſprechenden richtet ſich gegen den Muter. Die 
Ausfertigung der Verleihungsurkunde ſchließt die Anfechtung der 
Verleihung nicht aus. 

Die Klageerhebungs) iſt je nach Lage der Umſtände an ver⸗ 
ſchiedene Friſten gebunden, und zwar 

a) wenn es ſich um Einſprüche oder Anſprüche handelt, die 
vom OA. abgewieſen worden find, an eine Ausſchlußfriſt 
von drei Monaten von der Zuſtellung des Beſchluſſes oder, 

wenn Rekurs eingelegt iſt, des Rekursbeſcheides ab (§ 31); 

b) wenn gegen die Verleihung ein Vorzugsrecht geltend gemacht 
wird, über das nicht bereits im Verleihungsverfahren ver⸗ 
handelt und entſchieden iſt, an eine Ausſchlußfriſt von drei 

Monaten nach Bekanntmachung der Verleihung ( 35, 36); 

c) in allen übrigen Fällen an die allgemeine dreißigjährige 

Verjährungsfriſt. ö 

Was den Inhalt des Gerichtsurteils anlangt, ſo kann es 
nicht auf Aufhebung der Entſcheidung des Oberbergamtes, ſondern 
nur auf Feſtſtellung des beſſeren Rechtes des Klägers lauten. Das 
Oberbergamt hat aber den Inhalt des Gerichtsurteils der Verleihung 
zugrunde zu legen oder, wenn die Verleihungsurkunde ſchon aus⸗ 
gefertigt iſt, dieſe entſprechend aufzuheben oder abzuändern. 


1) Der beſondere Fall des Art. 10 der Nov. vom 18. Juni 1907 (Ordent⸗ 
licher Rechtsweg gegen den Bergfiskus bei Mutungen auf Grund der lex 
Gamp) iſt kaum noch praktiſch. 

2) RG. 10. Juli 1907, Z. f. B. 48 537. 

3) Dinglicher Gerichtsſtand? So RG, Z. f. B. 29 403. 
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Die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren iſt nur in 
zwei beſtimmten Fällen gegeben ($ 192a Abſ. 2): 

a) wenn die Entſcheidung des OBA. auf Grund des § 15 

Ubi. 1 Ziff. 1 (Fündigkeit), 

b) wenn ſie auf Grund des § 27 Abſ. 4 (Eignung des Feldes 
zum Bergwerksbetriebe) ergangen iſt. 

Sit aber aus einem dieſer beiden Geſichtspunkte das Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren zuläſſig und eingeleitet, ſo unterliegt der 
Beurteilung und Entſcheidung durch die Verwaltungsgerichte nicht 
nur die Anwendung der vorbezeichneten Geſetzesbeſtimmungen, 
ſondern grundſätzlich der Mutungsſtreit in ſeinem ganzen Umfange. 

Die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren iſt gegen das Ober⸗ 
bergamt zu richten und innerhalb zwei Wochen von der Zuſtellung 
der Entſcheidung ab beim Bergausſchuſſe zu erheben. Gegen 
deſſen Entſcheidung findet die Reviſion an das Oberverwaltungs— 
gericht ſtatt. 

Was das Verhältnis der Rechtsmittel zueinander 
anlangt, ſo ſchließt die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren den 
Rekurs aus (vgl. $ 194 Abſ. 7 ABG., § 50 Abſ. 2 LVG.). Da⸗ 
gegen kann der Beſchreitung des ordentlichen Rechtsweges die 
Erhebung des Rekurſes vorausgehen. Iſt Rekurs eingelegt, ſo iſt 
vor Erhebung der Zivilklage der Rekursbeſcheid abzuwarten. 
Zweifelhaft iſt das Verhältnis des ordentlichen Rechtsweges zum 
Verwaltungsſtreit verfahren. Es wird anzunehmen ſein, daß nach 
Abſicht des Geſetzgebers die beiden Verfahren weder nebeneinander 
noch nacheinander zuläſſig ſein ſollen. 

Aus dieſer Geſtaltung der Rechtsmittel ergibt ſich für die 
Rechtswirkſamkeit der Verleihung folgendes: 

Die Entſcheidung des OBA., durch die gegenüber erhobenen 
Einſprüchen die Verleihung beſchloſſen wird, hat noch nicht die 
volle Wirkung der Verleihung. Die Ausfertigung der Verleihungs⸗ 
urkunde iſt daher bis zum Ablauf der dreimonatigen Anfechtungs⸗ 
friſt des $ 31 und, wenn die Erhebung der Klage innerhalb dieſer 
Friſt nachgewieſen wird, bis zur rechtskräftigen Entſcheidung des 
Rechtsſtreits auszuſetzen. 

Durch die Ausfertigung und Zuſtellung der Verleihungs— 
urkunde wird, mag eine Vorentſcheidung vorangegangen ſein oder 
nicht, zwar das Bergwerkseigentum erworben, aber nicht unbedingt, 
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ſondern unter der auflöſenden Bedingung, daß die Verleihung 
nicht innerhalb der dreimonatigen Friſt nach der Bekanntmachung 
($ 35) auf Grund eines Vorzugsrechts (ſtärkeren Mutungsrechts) 
mit Erfolg angefochten wird. Tritt dieſe Bedingung ein, ſo hat 
das OBA. die Verleihung aufzuheben oder abzuändern und das 
Grundbuchamt um Schließung des Grundbuchblattes oder Ein— 
tragung der entſprechenden Anderung zu erſuchen. Das gleiche 
gilt, wenn ſchon die Vorentſcheidung über die Verleihung friſtzeitig 
mit Erfolg angefochten worden iſt, das OBA. aber hiervon keine 
Kenntnis erhalten und infolgedeſſen nach drei Monaten die Ver⸗ 
leihungsurkunde ausgefertigt hat. Die Schließung des Grundbuch— 
blattes hat in dieſem Fall ohne Rückſicht auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuches auch das Erlöſchen der von Dritten in— 
zwiſchen an dem Bergwerk erworbenen Rechte zur Folge ). 

Iſt die Verleihung rechtskräftig geworden, ſo iſt das ver— 
liehene Bergwerkseigentum unbedingt und unanfechtbar. 
Es kann daher nicht etwa ein ſpäterer dasſelbe Feld begehrender 
Muter die Verleihung mit der Behauptung anfechten, daß ſie durch 
eine Täuſchung der Bergbehörde über den Fund herbeigeführt worden 
ſei oder daß es ſonſt der Mutung an den geſetzlichen Erforder— 
niſſen gefehlt habe). Auch das OBA. ift nicht befugt, eine 
Verleihungsurkunde auf Grund der nachträglichen Feſtſtellung von 
Irrtümern über die Gültigkeit der Mutung oder die Zuſtändigkeit 
wieder aufzuheben). 


Ausnahmen von dem Grundſatz der Unanfechtbarkeit beſtehen 
nur inſofern, als durch die Verleihung nach $ 36 Abſ. 2 nicht die 
Rechte eines älteren Bergwerkseigentümers und nach allgemeiner 
Meinung auch nicht die Rechte des Grundeigentümers betroffen 
werden können. Iſt z. B. ein Feld verliehen worden, das ein 
älteres, auf dasſelbe Mineral verliehenes Feld teilweiſe überdeckt, 
ſo kann der ältere Bergwerkseigentümer, iſt ein nicht verleihbares 
Mineral verliehen worden, ſo kann der Grundeigentümer die 
rechtskräftige Verleihung noch innerhalb der dreißigjährigen Ver⸗ 


1) Inwieweit fie gegenüber einer Anderung der Verleihung in Wirkſamkeit 
bleiben, iſt zweifelhaft. 

2) RG., Z. f. B. 23 107. 

3) RekB., Z. f. B. 37 242. 
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jährungsfriſt anfechten. Der Bergwerkseigentümer hat aber dieſes 
Recht nicht, wenn er, was die faſt ausnahmsloſe Regel bildet, 
bereits im Mutungsverfahren auf Grund ſeines älteren Rechts 
Einſpruch erhoben hat. In dieſem Falle läuft auch ihm gegen- 
über die dreimonatige Anfechtungsfriſt des $ 31 Abi. 2. 

Der hiernach praktiſch faſt ausnahmsloſe Grundſatz der Un⸗ 
antaſtbarkeit des verliehenen Bergwerkseigentums ſtärkt 
den bergbaulichen Realkredit und bedeutet einen weſentlichen 
Fortſchritt gegenüber der im früheren Bergrecht üblichen Ver⸗ 
leihung „unbeſchadet älterer Rechte“. 


X. Bergwerks eigentum“). 
1. Erwerb. 

Das Bergwerkseigentum wird durch die Verleihung begründet, 
ſowie durch Konſolidation, Teilung von Grubenfeldern oder Aus— 
tauſch von Feldesteilen erworben ($ 50 Abſ. 1). Es entſteht in 
dieſen Fällen des eigenſtändigen (originären) Erwerbs mit der 
Zuſtellung der Verleihungs- oder Beſtätigungsurkunde. Die Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch hat nur eine berichtigende, nicht rechts— 
begründende Bedeutung. Der abgeleitete Erwerb vollzieht ſich 
durch Auflaſſung des Bergwerkseigentums vor dem Grundbuchamt 
und Eintragung des Erwerbers im Grundbuch. 

Ausländiſche juriſtiſche Perſonen bedürfen zum Erwerbe von 
Bergwerkseigentum der Genehmigung des Königs, Gewerkſchaften, 
die in einem anderen Bundesſtaat ihren Sitz haben, der Ge— 
nehmigung der zuſtändigen Miniſter ?). 


2. Weſen und Inhalt. Bergwerksbeſitz. 

Nach § 54 Abſ. 1 ABG. hat der Bergwerkseigentümer „die 
ausſchließliche Befugnis, nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes das in der Verleihungsurkunde benannte Mineral in ſeinem 
Felde aufzuſuchen und zu gewinnen, ſowie alle hierzu erforder⸗ 
lichen Vorrichtungen unter und über Tage zu treffen“. Das 


1) ABG. 88 50 bis 64 (3. Tit. 1. Abſchn.). 
2) Geſ. vom 23. Mai 1909, GS. 619, und AusfV. vom 11. Dez. 1909, 
GS. 797. 
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Bergwerkseigentum iſt hiernach nicht eine beſondere Art des Sach— 
eigentums. Der Bergwerkseigentümer iſt weder Eigentümer der 
Lagerſtätte!) noch der darin befindlichen Mineralien. Das Berg⸗ 
werkseigentum iſt auch nicht ein dingliches Recht an den Grund— 
ſtücken, unter denen ſich die verliehenen Mineralien befinden. 
Es iſt ein — von allen Rechtsarten des allgemeinen bürgerlichen 
Rechts verſchiedenes — Recht zum Bergbau, das ſich in der 
Hauptſache auf die Aneignung der verliehenen Mine— 
ralien richtet und beſtimmte, dieſem Hauptzwecke 
dienende Nebenbefugniſſe in ſich ſchließt ). Dieſe Begriffs- 
beſtimmung des Bergwerkseigentums iſt mit jeder der verſchiedenen 
Auffaſſungen über den Rechtscharakter der Mineralien (pars fundi? 
res nullius? Staatseigentum?) vereinbar. Dieſer Charakter ändert 
ſich nicht mit der Bergwerksverleihung, ſondern erſt mit der Ge⸗ 
winnung. 2 a 

Das Bergwerkseigentum enthält wie das Schürfrecht das 
Recht zur Aufſuchung, außerdem aber auch das Recht zur Ge⸗ 
winnung?) der Mineralien. Die Aufſuchung durch den Bergwerks— 
eigentümer (zur weiteren Aufſchließung des Bergwerksfeldes) unter⸗ 
liegt nicht den Geſetzesvorſchriften über das Schürfen, ſondern den 
Geſetzesvorſchriften über den Bergwerksbetrieb (z. B. dem Betriebs- 
planzwang). 

Das Aufſuchungs⸗ und Gewinnungsrecht erſtreckt ſich nicht 
auf eine beſtimmte Lagerſtätte, ſondern auf alle in der Ber- 
leihungsurkunde benannten Mineralien, ſoweit ſich dieſe innerhalb 
des Bergwerksfeldes auf ihrer natürlichen Ablagerung (vgl. S. 55f.) 
oder in alten Bergwerkshalden (vgl. S. 56, 112) befinden. 


1) Er darf z. B. eine beim Bergbau entdeckte Tropfſteinhöhle zwar zu 
Betriebszwecken verwenden, nicht aber in anderer Weiſe (durch Erhebung eines 
Eintrittsgeldes von den Beſuchern) ausbeuten. RG. 27. Okt. 1891, 8. f. B. 
33 135. 

2) Vgl. auch RG. 21. April 1906; Z. f. B. 48 117. 

3) Die gewonnenen Mineralien find Früchte oder Nutzungen des Bergwerks- 
eigentums im Sinne der $$ 99 Abſ. 2, 100 BGB. Die Überlaſſung der Ge⸗ 
winnung an einen Dritten gegen Entgelt iſt daher in der Regel als Pachtvertrag 
anzuſehen ($ 581 BGB.). Es kann aber auch ein Nießbrauch am Bergwerks- 
eigentum beſtellt werden (vgl. $ 1038 BGB.). Dem Nießbraucher ſtehen nicht 
nur die Zinſen der Ausbeute, ſondern die Ausbeute ſelbſt zu (jetzt 88 1030, 
1068 BGB., früher zweifelhaft). 
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Das Recht des Bergwerkseigentümers ſchließt die Aufſuchung 
und Gewinnung der verliehenen Mineralien durch andere aus. 
Als Rechtsbehelfe gegen unberechtigte Eingriffe (Auf— 
ſuchung oder Gewinnung von Mineralien, Errichtung von Berg⸗ 
werksanlagen) hat er die Abwehrklage (negatoriſche Klage) auf 
Unterlaſſung des Eingriffs ($ 1004 BGB.), einen perſönlichen 
Anſpruch auf Herausgabe der gewonnenen Mineralien, ſoweit dieſe 
noch vorhanden ſind, aus dem Geſichtspunkte der ungerechtfertigten 
Bereicherung ($ 812 BGB.), und wenn der rechtswidrige Eingriff 
vorſätzlich oder fahrläſſig begangen iſt, auch Anſpruch auf Schaden- 
erſatz ($ 823 BGB.). Dagegen kann der Bergwerkseigentümer 
die von einem anderen rechtswidrig gewonnenen Mineralien nicht 
vindizieren, da durch die rechtswidrige Aneignung zwar nicht der 
Aneigner ($ 958 BGB.) aber auch nicht der Bergwerkseigentümer 
Eigentümer der Mineralien wird. 

Strafrechtlichen Schutz gewähren dem Bergwerkseigen— 
tümer nicht die Beſtimmungen des RStGB. über Diebſtahl und 
Unterſchlagung. Gegenſtand dieſer Vergehen iſt eine fremde be- 
wegliche Sache. Eine ſolche iſt aber im Augenblicke der An⸗ 
eignung noch nicht vorhanden, mag man die Mineralien bis dahin 
als herrenloſe Sachen oder als Beſtandteile des Grundſtücks an⸗ 
ſehen. Der ſtrafrechtliche Schutz liegt vielmehr in dem Geſetz 
über die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von 
Mineralien vom 26. März 1856 (GS. S. 203), das den, der 
anjtehende !) Mineralien’) unbefugt in der Abſicht wegnimmt, ſie 
ſich zuzueignen, mit Geldſtrafe bis zu 150 M. oder mit Gefängnis 
bis zu 6 Wochen und, falls die Gewinnung mittelſt bergbaulicher 
Anlagen ſtattfindet, mit Geldſtrafe bis zu 1500 M. oder Ge— 
fängnis bis zu 6 Monaten bedroht. Auch ſchon die Errichtung 
bergbaulicher Anlagen zum Zwecke unbefugter Mineralgewinnung 
iſt ſtrafbar (Geldſtrafe bis 600 M. oder Gefängnis bis zu 


1) Aneignung ſchon gewonnener Mineralien iſt Diebſtahl oder Unter- 
ſchlagung. Über den Haldenkohlendiebſtahl vgl. Z. f. B. 44 348. 

2) Die Gewinnung verleihbarer, aber noch nicht verliehener Mineralien 
ſteht ſtrafrechtlich der Gewinnung verliehener Mineralien gleich. Dagegen iſt die 
rechtswidrige Aneignung dem Grundeigentümerbergbau unterliegender Mineralien 
nicht nach dem Gef. vom 26. März 1856, ſondern nach $ 370 Ziff. 2 RStGB. 
(Geldſtrafe bis 150 M. oder Haft) ſtrafbar. 
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3 Monaten). Die Strafbarkeit nach dieſen Strafvorſchriften ſetzt 
das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit ($ 59 RStGB.) voraus. Die 
Überſchreitung der Grenzen des Grubenfeldes iſt aber auch für 
den Fall der bloßen Fahrläſſigkeit ſtrafbar (Geldſtrafe bis zu 
150 M. oder Gefängnis bis zu 6 Wochen). 

Der Bergwerkseigentümer iſt befugt, alle zur Aufſuchung und 
Gewinnung des Minerals erforderlichen Vorrichtungen unter 
Tage zu treffen. Dieſe Befugnis iſt ihrer Natur nach nicht auf 
die Minerallagerſtätte beſchränkt, ſondern auch auf Benutzung des 
in erſter Linie dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unter- 
liegenden Teiles des Erdkörpers unter der Tagesoberfläche ge— 
richtet. Das Bergwerkseigentum wirkt in dieſer Hinſicht als eine 
geſetzliche Beſchränkung des Grundeigentums. Der Bergwerks— 
eigentümer darf insbeſondere das Grundſtück durchfahren, um zu 
der Minerallagerſtätte zu gelangen (Ausrichtungsarbeiten) und aus 
dieſer heraus Strecken treiben, um andere Ablagerungen zu er— 
reichen. Er kann von dem Grundeigentümer nicht gezwungen 
werden, wegen der Gefahr ſchädlicher Einwirkungen auf Gebäude 
oder Tagesgegenſtände den Bergbau unter dieſen zu unterlaſſen. 
Der Grundeigentümer iſt vielmehr auf die Geltendmachung des 
Schadenerſatzanſpruchs aus § 148 ABG. beſchränkt. Nur vom 
bergpolizeilichen Standpunkt aus, alſo wenn gemeinſchädliche Ein- 
wirkungen auf die Tagesoberfläche zu befürchten ſind, kann die 
Ausübung des Bergwerkseigentums, die „nach den Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes“ zu erfolgen hat, eingeſchränkt werden. 

Der Bergwerkseigentümer hat ferner die Befugnis, auch über 
Tage die zur Aufſuchung und Gewinnung des Minerals erforder- 
lichen Verrichtungen zu treffen. Die Ausübung der Befugnis 
ſetzt aber, abgeſehen von der Beobachtung der polizeilichen (in 
dieſem Falle nicht nur bergpolizeilichen) Vorſchriften die Einhaltung 
eines beſtimmten Verfahrens für den Fall voraus, daß die Be⸗ 
nutzung fremder Grundſtücke erforderlich wird ($$ 64, 135ff.). 

Gegenſtand des Beſitzes im Sinne des allgemeinen Zivilrechts 
können ſowohl die Bergwerksanlagen als auch, da das BGB. den 
Begriff des Rechtsbeſitzes für die der Landesgeſetzgebung vor— 
behaltenen Materien nicht ausſchließt, das Bergwerkseigentum 
ſein. Der im ABG. häufig wiederkehrende Begriff „Berg— 
werksbeſitzer“ hat indeſſen mit dem allgemeinen zivilrechtlichen 
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Beſitzbegriff nichts zu tun, iſt vielmehr ein ſpezifiſch bergrechtlicher. 
„Bergwerksbeſitzer“ iſt, wie in ſtändiger Praxis angenommen 
wird!), jeder, der ein Bergwerk für eigene Rechnung betreibt. An 
dieſer Begriffsbeſtimmung wird mit der Maßgabe feſtzuhalten ſein, 
daß an Stelle von „für eigene Rechnung“ geſetzt wird „kraft 
eigenen Rechts“, wodurch der Abſicht des Geſetzes entſprechend 
neben dem Nießbraucher, Pächter uſw. auch der Konkursverwalter, 
der Zwangsverwalter und der Teſtamentsvollſtrecker getroffen 
werden würden. 


3. Gleichſtellung mit den Grundſtücken. 

Das Bergwerkseigentum war eine unbewegliche Sache im 
Sinne des ALR. Der gleiche Rechtsgedanke kommt in der neueren 
Geſetzgebung, die Rechte nicht zu den Sachen rechnet, in der 
Form zum Ausdruck, daß das Bergwerkseigentum — nach dem 
reichsgeſetzlichen Vorbilde des Erbbaurechts — in weſentlichen Be- 
ziehungen den Grundſtücken rechtlich gleich geſtellt iſt. Auf 
das Bergwerkseigentum finden Anwendung: 

a) die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des BGB. 
($ 50 Abi. 2 ABG. i. d. F. d. Art. 37 AG. z. BGB.), 

b) die für den Erwerb des Eigentums und die Anſprüche aus 
dem Eigentum an Grundſtücken geltenden Vorſchriften des 
BGB. ($ 50 Abſ. 3 a. a. O.), 

) die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften der Grund⸗ 

Ne (Art. 22 AG. z. GBO.), 

d) die Beſtimmungen über die Zwangsvollſtreckung in das un⸗ 
bewegliche Vermögen ($$ 864, 870 3PO.), 

e) die Beſtimmungen über die freiwillige gerichtliche Ver⸗ 
ſteigerung von Grundſtücken (Art. 76 des preuß. Geſ. über 
die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 21. Sept. 1899), 

f) die Beſtimmungen der ZPO. ($ 24) über den dinglichen 
Gerichtsſtand. 

Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 

Zu a und b. Die in Betracht kommenden Vorſchriften ge⸗ 
hören zum größten Teile dem Sachenrecht an l(insbeſ. $$ 873 bis 
902, 925, 926, 985-1007). Aus der Anwendung der § 873, 


1) RekB. vom 4. Juli 1894, Z. f. B. 36 126. Voelkel, Z. f. B. 51 405, 
anſcheinend a. M. RG., Z. f. B. 51 159ff. 
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925 ergibt ſich, daß zur Übertragung und Belaſtung des Berg— 
werkseigentums regelmäßig die Einigung der Beteiligten über den 
Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung der Rechts- 
änderung in das Grundbuch erforderlich iſt, und daß bei Über— 
tragung des Bergwerkseigentums die Einigung (Auflaſſung) bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamt er⸗ 
klärt werden muß. Hervorzuheben iſt ferner, daß das Bergwerks— 
eigentum mit denſelben dinglichen Rechten belaſtet werden kann 
wie ein Grundſtück (Grunddienſtbarkeit, beſchränkte perſönliche 
Dienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Reallaſt, Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenſchuld). Eine Grunddienſtbarkeit kann auch zugunſten eines 
Bergwerks beſtellt werden. Auf Grundſtücke ſich beziehende Vor⸗ 
ſchriften finden ſich im übrigen auch ſowohl in dem Recht der 
Schuldverhältniſſe (vgl. z. B. die Formvorſchrift für Veräußerungs⸗ 
verträge im $ 313) wie im Familien- und Erbrecht (Erwerb bei 
Gütergemeinſchaft und durch Erbgang). 

Die Vorſchriften des BGB. finden aber keine Anwendung, 
ſoweit ji) aus dem ABG. ein anderes ergibt ($ 50 Abſ. 2, 3 
AG.). Aus dieſem Grunde gelten für das Bergwerkseigentum 
3. B. nicht die Vorſchriften des BGB. ($ 890) über die Ber- 
einigung mehrerer Grundſtücke, denn die Vereinigung mehrerer 
Bergwerke (Konſolidation) iſt im ABG. abweichend geordnet. 
Außerdem ſcheiden diejenigen Vorſchriften des BGB. aus, die ihrem 
Inhalte nach nur auf Sachen, nicht aber auf Rechte anwendbar 
erſcheinen, deren Anwendung auf das Bergwerkseigentum daher 
widerſinnig wäre. Nicht für anwendbar erklärt ſind die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. über den Inhalt und über den Verluſt des 
Eigentums an Grundſtücken ($$ 905— 924, 927, 928). Auch be⸗ 
ſteht keine allgemeine Beſtimmung, wonach die Vorſchriften des 
preußiſchen Rechts über Grundſtücke auf das Bergwerkseigentum 
anzuwenden wären. Eine Sonderbeſtimmung dieſer Art findet ſich 
in Art. 22 AG. z. GBO., aber nicht im AG. z. BGB. 

Zu c). Für die im Bezirk eines Grundbuchamtes belegenen 
Bergwerke wird ein beſonderes Grundbuch geführt, deſſen Ein- 
richtung im weſentlichen mit der der Grundbücher für Grund- 
ſtücke übereinſtimmt. Eine Abweichung beſteht inſofern, als in 

1) Art. 23 bis 26 AG. z. GBO.; Allg. Verf. d. JuſtMin. vom 20. Nov. 1908; 
IM Bl. S. 349ff. 
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die Aufſchrift des einzelnen Grundbuchblattes eine Beſchreibung 
des Bergwerks aufzunehmen iſt, die den weſentlichen Inhalt der 
Verleihungsurkunde oder des ſonſtigen Berechtigungstitels angibt. 
Ferner iſt für Bergwerke mit unbeweglichen Kuxen ein beſonderes 
Grundbuchformular vorgeſchrieben. 

Die in den Fällen der Verleihung des Bergwerkeigentums, 
der Konſolidation, der Feldesteilung, des Austauſches von Feldes⸗ 
teilen und der Abänderung der Verleihungsurkunde erforderlichen 
Eintragungen und die Schließung des Grundbuchblattes im Falle 
der Aufhebung des Bergwerkseigentums nimmt das Grundbuchamt 
auf Erſuchen des OBA. vor. Das Erſuchen iſt in einem ordnungs⸗ 
mäßig unterſchriebenen und mit Siegel oder Stempel verſehenen 
Schreiben) unter Mitteilung der Verleihungsurkunde (in be⸗ 
glaubigter Abſchrift), des beſtätigten Konſolidations⸗, Teilungs⸗ oder 
Austauſchaktes, des Berichtigungs- oder Aufhebungsbeſchluſſes (in 
Ausfertigung) zu ſtellen. Die Mitteilung des Situationsriſſes iſt 
nicht vorgeſchrieben?). Das Erſuchen darf nicht allgemein auf 
„Vornahme der erforderlichen Eintragungen“ gerichtet werden, 
ſondern muß die vorzunehmenden Eintragungen beſtimmt bezeichnen ). 
Iſt das Erſuchen an ſich ordnungsmäßig, ſo hat ihm das Grund⸗ 
buchamt zu entſprechen, ohne in eine Nachprüfung der vorange⸗ 
gangenen Entſcheidung des OBA. einzutreten ). 

Dem Bergwerke können im Grundbuch auch Grundſtücke als 
Beſtandteile zugeſchrieben werden. Wird das Bergwerkseigentum 
aufgehoben, ſo werden ſie wieder ſelbſtändig und erhalten ein 
eigenes Grundbuchblatt. 

Zu d. Die Zwangsverſteigerung und Zwangsver— 
waltung eines Bergwerkseigentums richtet ſich im allgemeinen 
nach den gleichen Regeln wie die Zwangsverſteigerung und Zwangs⸗ 
verwaltung eines Grundſtücks?). Von den wenigen Sonder— 
vorſchriften ſind folgende hervorzuheben. 

aa) Die Anſprüche der Bergleute und Betriebsbeamten auf Lohn 
und andere Bezüge gewähren wegen der laufenden und der 


1) Art. 9 Abſ. 1 GBO. 

2) KG. vom 22. Febr. 1906; Z. f. B. 47 459f. 

3) KG. vom 6. Dez. 1887; 8. f. B. 29 51. Wegen Behandlung der 
Hypothekenbriefe uſw. vgl. Art. 26 AG. z. GBO. 

4) § 2 EG. z. 3B G., Art. 15 bis 22 AG. z. ZVG. 
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aus dem letzten Jahre rückſtändigen Beträge ein Vorrecht 
auf Befriedigung in der zweiten Klaſſe. 

bb) Die vom Bergwerksbeſitzer zu zahlenden Knappſchaftsbeiträge!) 
gelten als „gemeine Laſten“ des Bergwerks und gewähren, 
ſoweit ſie laufen und aus den letzten zwei Jahren rückſtändig 
ſind, ein Vorrecht auf Befriedigung in der dritten Klaſſe. 

cc) Dem Antrag auf Zwangsverſteigerung oder Zwangsver— 
waltung iſt eine oberbergamtlich, gerichtlich oder notariell be- 
glaubigte Abſchrift der Verleihungsurkunde des Bergwerks beizu⸗ 
fügen. Die Vorlegung des Situationsriſſes iſt nicht erforderlich. 

dd) Die Beſchlagnahme im Zwangsverſteigerungsverfahren um— 
faßt nicht die bereits gewonnenen Mineralien. 

ee) Die Terminsbeſtimmung muß beſtimmte Angaben über das 
zu verſteigernde Bergwerk enthalten. 

Die Zwangsverſteigerung eines Bergwerks findet übrigens 
nicht nur als Maßregel der Zwangsvollſtreckung ſtatt. Sie kann 
auch auf Grund des ABG. im Falle der Aufhebung des Berg— 
werkseigentums ſtattfinden. Für dieſen Fall gelten einige weitere 
Sondervorſchriften?). Insbeſondere finden die allgemeinen Vor— 
ſchriften über das geringſte Gebot keine Anwendung. Das Meift- 
gebot iſt in ſeinem ganzen Betrage durch Zahlung zu berichtigen. 

Zu f. Für Klagen, durch die das Bergwerkseigentum geltend 
gemacht wird, iſt das Gericht ausſchließlich zuſtändig, in deſſen 
Bezirk das Bergwerk belegen if. In dem dinglichen Gerichts- 
ſtande können auch perſönliche Klagen, die ſich gegen den Berg— 
werkseigentümer oder Bergwerksbeſitzer als ſolchen richten, erhoben 
werden (§ 24, 26 ZPO.). 


4. Aufbereitungsanſtalten, Salinen und andere Mebenbetriebe. 

Mit dem Bergwerke pflegen Betriebsanlagen verbunden zu 
ſein, die zwar nicht als Bergwerksanlagen im eigentlichen Sinne 
gelten können aber doch dem Bergwerksbetrieb unmittelbar oder 
mittelbar dienen. Es handelt ſich darum, inwieweit ſolche An— 
lagen als Zubehörungen oder Beſtandteile des Bergwerks anzuſehen 
und nach den für den Bergwerksbetrieb geltenden Beſtimmungen 
zu beurteilen ſind. 


1) Nicht die Beiträge zur Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft. 
2) Art. 23 bis 27 AG. z. GBO. 
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Von den zur Verarbeitung der Bergwerkserzeugniſſe dienenden 
Anlagen ſcheiden von vornherein die Hütten aus, die ſchon durch 
das ſogen. Kompetenzgeſetz vom 10. Juni 1861 dem Bereiche des 
Bergrechts entzogen worden ſind. Dagegen ſind unzweifelhaft als 
Zubehörungen der Bergwerke anzuſehen die im ABG. mehrfach!) 
ausdrücklich neben den Bergwerken erwähnten Aufbereitungs- 
anſtalten (ſofern ſie vom Bergwerksbeſitzer ſelbſt betrieben werden). 
Der Begriff der Aufbereitung iſt auf dem Gebiete des Erzberg⸗ 
baues entſtanden (Erzwäſchen, Läutertrommeln, Hammerwerke, 
Pochwerke uſw.), ſpäter auch auf den Kohlenbergbau übertragen 
worden (Kohlenſeparation, Kohlenwäſchen uſw.). Ein Minerl. 
vom 21. Febr. 1876) ſtellt den früher ſchwankenden Begriff dahin feſt, 
daß unter Aufbereitungsanſtalten ſolche Anlagen zu verſtehen ſind, 
durch welche die Bergwerksprodukte auf mechaniſchem Wege 
gereinigt, zerkleinert und im Gehalt an nutzbaren Teilen konzen⸗ 
triert werden. Der Gegenſatz wurde in Anſtalten gefunden, wo 
ein chemiſcher Prozeß ſtattfindet. Dieſe begriffliche Unterſcheidung 
wurde aber dem Bedürfniſſe der Praxis nicht ganz gerecht. Auch 
gewiſſe Anſtalten, deren Verfahren zur Verarbeitung der Berg— 
werkserzeugniſſe als ein rein mechaniſches kaum bezeichnet werden 
kann, z. B. Koksanſtalten und Brikettfabriken, ſtehen in ſo engem 
örtlichen und wirtſchaftlichen Zuſammenhange mit dem eigentlichen 
Bergwerksbetriebe, daß eine rechtliche Loslöſung von dieſem zu 
ſchweren Mißſtänden führen würde. Die Praxis verſuchte zunächſt, 
den Begriff der Aufbereitungsanſtalt auch auf ſolche Anſtalten 
anzuwenden. Da dies aber mit der oben wiedergegebenen Begriffs— 
beſtimmung kaum vereinbar iſt, entwickelte ſich allmählich der 
Begriff der zum Bergwerke „zugehörigen Betriebsanſtalten“, 
die ebenſo wie die Aufbereitungsanſtalten als Teile des Bergwerks 
im weiteren Sinne gelten und nach bergrechtlichen Regeln behandelt 
werden. Der neue Begriff erhielt eine Stütze durch die Knapp⸗ 
ſchaftsnovelle vom 19. Juni 1906), die den Begriff in das Geſetz 
einführt. Als zum Bergwerke zugehörige Betriebsanſtalten werden 
zurzeit angeſehen: die Koksanſtalten (einſchließlich der Gasver⸗ 


1) 88 58, 59, 196 Abſ. 3 ABG. § 1 KnG., vgl. auch 88 105 b, 154a GewO. 
2, . f. B . 
3) $ 165 dieſer Nov., jetzt $ 1 Kn. 
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dichtungsanſtalten und Benzolreinigungsanlagen), die Röſtöfen der 
Eiſenſteingruben, die Glühöfen der Zinkerzbergwerke, die Brikett⸗ 
fabriken, die Teerſchwälereien') (dieſe nur in bergpolizeilicher 
Hinſicht) — ſtets unter der Vorausſetzung, daß dieſe Anſtalten vom 
Bergwerkseigentümer ſelbſt am Gewinnungsorte betrieben werden —, 
dagegen nicht die Hütten, die Kalifabriken, die Paraffin⸗ und 
Solarölfabriken, die Ringofenziegeleien. 

Als Zubehörungen des Bergwerks werden aber nicht nur 
Anſtalten zur Verarbeitung der Bergwerkserzeugniſſe, ſondern auch 
Anſtalten angeſehen, die in anderer Weiſe dem Bergwerksbetriebe 
dienen, z. B. Grubenbahnen und mit dem Bergwerke verbundene 
Werkſtätten zur Herſtellung der beim Bergbau erforderlichen Gerät⸗ 
ſchaften und Materialien (Grubenſchmieden, Zimmerwerkſtätten). 


Die Rechtsfolgen des Charakters einer Anlage als Auf— 
bereitungsanſtalt oder zum Bergwerke zugehöriger Betriebsanſtalt 
liegen namentlich auf dem Gebiete der Bergpolizei, des berg⸗ 
baulichen Enteignungsrechts, des Bergarbeiterrechts und des Knapp⸗ 
ſchaftsrechts. Auf knappſchaftlichem Gebiete iſt noch weitergehend 
Vorſorge dafür getroffen, daß auch die Arbeiter von Gewerbs— 
anlagen, die zwar nicht zum Bergwerke gehören, aber doch damit 
verbunden ſind, Mitglieder des Knappſchaftsvereins werden können. 
Auch iſt bei Trennung des Hüttenweſens vom Bergweſen das 
Knappſchaftsverhältnis der damals vorhandenen Hütten bis zur 
freiwilligen Löſung durch die Beteiligten aufrecht erhalten worden ). 


Salinen im Sinne der §§ 196, 165 ABG., § 154 a GewO. 
find Anlagen, die von dem Eigentümer eines Solquellen- oder 
Salzbergwerks zur Herſtellung von Siedeſalz aus der natürlichen 
oder der durch Auflöſung des Steinſalzes gewonnenen künſt⸗ 
lichen Sole betrieben werden, nebſt den dazu gehörenden 
Lagerungs- und Verpackungsräumen. Die Herſtellung von Siede⸗ 
ſalz aus den Mutterlaugen der Chlorkaliumfabriken iſt nicht Salinen⸗ 
betrieb. Auch ſind nicht Teile der Saline im eigentlichen Sinne 
die Anlagen zur Gewinnung und Förderung der Sole (das Sol— 
quellenbergwerf), die im § 135 erwähnten Solbehälter und Sol⸗ 


1) Eine Schamottebrennerei auf einem verliehenen Tonerdebergwerk iſt 
ebenſo beurteilt worden. ; 
2) Vgl. jetzt $ 1 Abſ. 3 Kn. 
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leitungen und die Gradierwerke (dieſe gelten als Aufbereitungs⸗ 
anſtalten) ). Auf die Salinen im eigentlichen Sinne finden das 
Bergpolizeirecht und das Knappſchaftsrecht und trotz des Fehlens 
einer ausdrücklichen Geſetzesbeſtimmung wohl auch das Berg— 
arbeiterrecht, aber nicht das Enteignungsrecht Anwendung. 

Die Ausdehnung der bergpolizeilichen Aufſicht auf bergbauliche 
Nebenbetriebe darf nicht in Widerſpruch zum Reichsgewerbe— 
recht treten. Das iſt aber auch nach der gegenwärtigen Lage der 
Sache nicht der Fall. Die Aufbereitungsanſtalten und Salinen 
rechnet die GewO. ausdrücklich dem Bergweſen zu. Unter den nach 
§ 16 GewO. genehmigungspflichtigen Anlagen ſind allerdings die 
Anlagen zur Bereitung von Steinkohlenteer, Braunkohlenteer und 
Koks, ſofern ſie außerhalb des Gewinnungsortes des Minerals 
errichtet werden, ſowie die Röſtöfen aufgeführt. Die Beſchränkung 
der Genehmigungspflicht auf Teerſchwälereien und Koksanſtalten 
außerhalb des Gewinnungsorts deckt ſich aber damit, daß nur am 
Gewinnungsorte befindliche Anlagen dieſer Art als zum Bergwerk 
zugehörige Betriebsanſtalten angeſehen zu werden pflegen. Hin⸗ 
ſichtlich der Röſtöfen fehlt zwar eine ſolche Beſchränkung. Indeſſen 
beſteht auch bei dieſen kein Widerſpruch der preußiſchen Praxis 
zum Reichsrecht. Daraus, daß die Röſtöfen gewerbepolizeilich 
vom Bezirksausſchuß zu konzeſſionieren ſind, folgt nicht, daß 
die Gewerbepolizeibehörde auch die fortlaufende Betriebsaufſicht 
zu führen hätte. Die Tätigkeit der Konzeſſionierungsbehörde 
erreicht mit der Genehmigung ihr Ende. Das Reichsgewerberecht 
hindert alſo nicht, daß alsdann die Bergbehörde eintritt. 

Die Zuſtändigkeitsverhältniſſe hinſichtlich der bergbaulichen 
Nebenbetriebe ſind etwas unſicher. Der Gedanke einer geſetzlichen 
Regelung iſt mehrfach aufgetaucht, aber nicht zur Verwirklichung 
gelangt. 

5. Hilfsban?). 

Beim Bergwerksbetriebe kann aus Gründen verſchiedener 
Art das Bedürfnis eintreten, bergbauliche Anlagen außer— 
halb der Grenzen des Grubenfeldes Gilfsbaue) auszu⸗ 


1) Der Sprachgebrauch der Praxis und mehrere Bergpolizeiverordnungen 
kennt allerdings Salinen in einem weiteren, die bezeichneten Anlagen mit⸗ 
umfaſſenden Sinne. 

2) 88 60 bis 63 ABG. 
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führen. Im älteren deutſchen Bergrecht wurde dieſem Bedürfnis 
zum Teil durch die Einrichtung der Erbſtollen genügt. Im übrigen 
wurde das Recht, im freien Felde Hilfsbaue anzulegen, ſtillſchweigend 
vorausgeſetzt, während die Anlage von Hilfsbauen im fremden 
Felde von der Genehmigung des Bergamts abhing. Dieſe Ge— 
nehmigung konnte ſich nach dem ALR. auch auf die Mitbenutzung 
fremder Schächte, Stollen und Strecken gegen Vergütung erſtrecken. 

Das ABG. hat das Hilfsbaurecht in Anlehnung teils an das 
ältere deutſche, teils an das franzöſiſche Bergrecht neu geregelt. 
Hilfsbau iſt eine von dem Bergwerkseigentümer außer— 
halb ſeines Feldes zum Zwecke der Mineralgewinnung 
in dieſem Felde ausgeführte Anlage, die einen Teil des 
Grubengebäudes bildet. Anlagen im eigenen Felde ſind 
daher, auch wenn ſie Hilfszwecken dienen, doch nicht Hilfsbaue im 
Rechtsſinne. Da ferner die Anlage des Hilfsbaues eine Tätigkeit 
des Berechtigten vorausgeſetzt, können (im Gegenſatz zum früheren 
preußiſchen ſowie auch zum geltenden ſächſiſchen Recht) fremde 
Grubenbaue nicht als Hilfsbaue in Anſpruch genommen werden, 
auch iſt ein im Intereſſe eines anderen Bergwerks ſtehengelaſſener 
Sicherheitspfeiler kein Hilfsbau. Da ſich der Begriff des Hilfsbaus 
nach den Motiven auf „Stollen, Schächte und ähnliche bergbau— 
liche Anſtalten“, alſo Teile des Grubengebäudes beſchränkt, fallen 
darunter nicht Tagesanlagen, wie Wege, Kanäle, Eiſenbahnen, 
Waſſerläufe. Die Anlegung ſolcher ſetzt den Erwerb eines 
Nutzungsrechts an der Tagesoberfläche nach Maßgabe der §§ 135ff. 
voraus. 

Zur Anlegung von Hilfsbauen iſt der Bergwerkseigentümer 
(nicht der Bergwerksbeſitzer als ſolcher) ſowohl im freien, wie im 
fremden ) Felde berechtigt, im freien Felde ohne jede Einſchränkung, 
im fremden Felde nur unter zwei Vorausſetzungen, der poſitiven, 
daß der Hilfsbau die Waſſer⸗ oder Wetterlöſung oder den vorteil— 
hafteren Betrieb des eigenen Bergwerks bezweckt und der nega— 
tiven, daß der Betrieb des fremden Bergwerks weder geſtört noch 
gefährdet wird ($ 60). Der Hilfsbau braucht hiernach nicht not- 
wendig oder unentbehrlich zu ſein, es genügt, wenn er durch 
Verkürzung der Grubenwege oder auf andere Weiſe eine (für den 


1 Zweifelhaft iſt, ob der Vorbehalt für den Staat ($ 2 = 1, $ 3) auch 
ohne Bergwerksverleihung die Feldesfreiheit ausſchließt. 
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Grubenhaushalt ins Gewicht fallende) Koſtenerſparnis herbeiführt. 
Hinſichtlich der zweiten, negativen Vorausſetzung hat ſich in der 
Praxis der Grundſatz herausgebildet, daß ein künftiger Bergwerks⸗ 
betrieb in dem fremden Bergwerke nur in Betracht kommt, ſofern 
er über das Stadium der bloßen Möglichkeit oder Wahrſchein⸗ 
lichkeit hinausgelangt iſt und wenigſtens bereits im Projekt eine 
beſtimmt erkennbare Geſtalt gewonnen hat. 

Der Hilfsbau im freien Felde iſt, auch wenn der Grund— 
eigentümer Widerſpruch erhebt, nicht von einer ſtaatlichen Ge- 
nehmigung abhängig. Dagegen iſt der Hilfsbau im fremden 
Felde, wenn der andere Bergwerkseigentümer ſeine Verpflichtung 
beſtreitet, nicht zuläſſig, bis durch Entſcheidung des Ober— 
bergamtes die Verpflichtung zur Geſtattung des Hilfsbaus feſt⸗ 
geſtellt iſt ($ 61). Die Entſcheidung, die ihrer Natur nach faſt 
ausſchließlich auf bergtechniſchem Gebiete liegt, kann mit dem 
Rekurs, aber nicht im Rechtswege angefochten werden. Sie hat 
nur die Verpflichtung zur Geſtattung des Hilfsbaus zu bejahen 
oder zu verneinen und, wenn nötig, den Umfang und die Richtung 
der auszuführenden Anlagen und die dabei zum Schutze des be⸗ 
laſteten Bergwerks zu treffenden Vorkehrungen feſtzuſtellen. Im 
übrigen ergeben ſich die Rechtsbeziehungen zwiſchen den beteiligten 
Bergwerkseigentümern aus dem Geſetze ſelbſt ($$ 62, 63). Ent⸗ 
ſtehen hierüber Streitigkeiten, ſo ſteht dafür nur der ordentliche 
Rechtsweg offen, ebenſo wie in dem Falle, daß der Hilfsbau ohne 
Feſtſtellung des Hilfsbaurechts durch das Oberbergamt und ohne 
Zuſtimmung des anderen Bergwerkseigentümers angelegt wird. 

Das Hilfsbaurecht iſt ein mit dem Bergwerkseigentum untrenn⸗ 
bar verbundenes Recht. Der Hilfsbau galt früher als „Zubehör“, 
es gilt jetzt) als „Beſtandteil“ des berechtigten Bergwerks. 
Er erlangt gegenüber dem verpflichteten Bergwerke durch Beſitz— 
ergreifung dinglichen Charakter. Die Eintragung in das Grund⸗ 
buch iſt zuläſſig, aber, wenn der Hilfsbauberechtigte den Beſitz er⸗ 
langt hat, nicht zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs erforderlich. Bei der Zwangsverſteigerung des 
verpflichteten Bergwerks bleibt das Hilfsbaurecht beſtehen, auch 
wenn es bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots nicht berück⸗ 


1) $ 60 Abſ. 3 i. d. F. d. Art. 37 AG. z. BGB. 
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ſichtigt iſt). Ein Anſpruch auf Entgelt für die Geſtattung des 
Hilfsbaus beſteht nicht. Dagegen hat der Hilfsbauberechtigte für 
allen Schaden, der dem belaſteten Bergwerke durch ſeine Anlage 
zugefügt wird, vollſtändige Entſchädigung zu leiſten ($ 62), und 
zwar ſowohl für unmittelbar ſchädigende Einwirkungen als auch 
für den mittelbaren Schaden, der z. B. dadurch entſtehen kann, 
daß der Hilfsbaupflichtige zur Sicherung des Hilfsbaus einen 
Kohlenpfeiler ſtehen laſſen muß. Die Schadenserſatzpflicht in 
dieſem Fall entſpricht alſo der Pflicht des Bergwerkseigentümers 
zum Erſatze des dem Grundeigentum zugefügten Schadens ($ 148) 
und bildet eine Ausnahme von dem Grundſatz, daß zwiſchen 
Bergwerkseigentümern eine Schadenerſatzpflicht nur im Falle des 
Verſchuldens beſteht. 

Bergfreie Mineralien, die zur Ausführung eines Hilfs— 
baus im freien Felde gewonnen werden müſſen, unterliegen 
dem Gewinnungsrechte des Hilfsbauberechtigten. Dieſer darf auch 
bei Ausführung eines Hilfsbaues im fremden Felde fremde Mine- 
ralien gewinnen, indeſſen iſt er verpflichtet, ſie dem darauf be⸗ 
rechtigten Bergwerkseigentümer auf deſſen Verlangen unentgeltlich 
herauszugeben .($ 63). Der Hilfsbauberechtigte erwirbt aber zu⸗ 
nächſt das Eigentum an den Mineralien. Die Pflicht zur Heraus⸗ 
gabe iſt rein obligatoriſcher Natur und entſpringt unmittelbar aus 
dem Geſetz?). Einen Anſpruch auf Erſatz der Gewinnungs⸗ und 
Förderungskoſten hat im Gegenſatz zu den Fällen der § 56, 57 
(vgl. S. 114f. und S. 140) der Hilfsbauberechtigte nicht, was ſich 
daraus rechtfertigt, daß der Hilfsbau einen Eingriff in ein fremdes 
Recht ohne Entgelt darſtellt. Für Streitigkeiten der Beteiligten iſt 
der ordentliche Rechtsweg gegeben. In der Rechtſprechungs) ſind 
folgende Grundſätze anerkannt: Der Antrag auf Herausgabe muß 
geſtellt werden, ſo lange der Gewinnende noch im Beſitze der 
Mineralien iſt. Hat er ſie ſchon auf die Halde geſtürzt, ſo kann 
er den Beliehenen auf die Gewinnung aus der Halde verweiſen. 
Hat er ſie bereits veräußert oder verwendet, ſo iſt ihr Wert nach 
Abzug der Gewinnungs⸗ und Förderungskoſten zu erſetzen. 


1) Vgl. 8 60 Abſ. 3 Satz 2 ABG., Art. 6 Abſ. 1 AG. z. ZVG. 

2) A. M. Lohmann (Glückauf 1910), der Geſchäftsführung ohne Auftrag 
annimmt. 

3) RG. 28. Juni 1895, Z. f. B. 37 218. 
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XI. Ronſolidation. Feldesteilung. Austauſch von 
Teldesteilen ). 


Im Intereſſe eines vorteilhafteren Bergwerksbetriebes kann 
eine Anderung der zwiſchen mehreren Bergbauberechtigungen be— 
ſtehenden Grenzen geboten erſcheinen. Insbeſondere weckt die 
verhältnismäßig geringe Größe eines preußiſchen Maximalfeldes 
oft den Gedanken, durch Vereinigung mehrerer Felder einen 
größeren Spielraum für bergtechniſche Maßnahmen und eine 
ſtärkere Grundlage für den Realkredit zu gewinnen. Verände⸗ 
rungen der Feldesgrenzen können aber nicht dem freien Belieben 
der Beteiligten überlaſſen bleiben, einerſeits weil die Feldes— 
grenzen auch die natürlichen Baugrenzen ſind, die einer ſicher— 
heitspolizeilichen Überwachung unterliegen müſſen Markſcheide⸗ 
ſicherheitspfeiler), anderſeits, weil die Rechte der an den Berg⸗ 
werken dinglich Berechtigten berührt werden. Die Konſolidation, 
die Feldesteilung und der Austauſch von Feldesteilen ſind daher 
nach dem ABG. an ein beſtimmtes Verfahren gebunden und 
bedürfen der Beſtätigung des Oberbergamtes. 


1. Bonfolidation. 

Konſolidation) iſt die Vereinigung zweier oder meh— 
rerer Bergwerke (nicht Mutungen) zu einem einheitlichen 
Ganzen. Sie bewirkt, daß an Stelle der einzelnen Bergwerke 
ein neues Bergwerk, an Stelle der einzelnen Bergbauberech- 
tigungen eine neue Bergbauberechtigung tritt kkonſtitutive 
Wirkung). 

Das Rechtsſubjekt bleibt das gleiche, wenn die verſchiedenen 
Bergwerke in einer Hand ſind. Iſt das nicht der Fall, ſo hängt 
von der Vereinbarung der Beteiligten ab, ob einer von dieſen 
ausſcheidet oder ein neues Rechtsſubjekt (Gewerkſchaft n. R.) 
entſteht. 

Eine Vereinigung mehrerer Bergwerke auf dem durch § 890 
für die Vereinigung von Grundſtücken zugelaſſenen Wege (Ein- 
tragung mehrerer Bergwerke als e in Bergwerk oder Zuſchreibung 
des einen zu dem anderen Bergwerk im Grundbuch) iſt unzu⸗ 


1) §§ 41 bis 49 (2. Tit. 5. Abſchn.), 51 ABG. 
2) Im Oſterr. Berggeſetz „Zuſammenſchlagung“ genannt. 
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läſſig. Der durch dieſes Verfahren herbeigeführte Rechtszuſtand, 
der darin beſteht, daß die einzelnen Grundſtücke auch nach der 
Vereinigung ſelbſtändige Objekte für die dingliche Belaſtung und 
die Zwangsverſteigerung, alſo reale Teile des Ganzen bleiben, 
kann für Bergwerke nicht eintreten. 

Von der Konſolidation verſchieden iſt die tatſächliche Ver— 
einigung mehrerer Bergwerke zu einem einheitlichen Verwaltungs⸗ 
objekt. Hierdurch wird die rechtliche Selbſtändigkeit der einzelnen 
Bergwerke nicht aufgehoben, doch wird es für zuläſſig erachtet, 
ſie hinſichtlich des Betriebes, der Verwaltung und der Statiſtik 
als eine einheitliche Anlage zu behandeln). 

Konſolidiert werden können nur Bergwerke, deren Felder 
aneinander grenzen. Geviertfelder müſſen an der Tagesoberfläche 
aneinander grenzen, bei Längenfeldern genügt es, wenn ſie ſich 
in einer tieferen Sohle berühren. Die Konſolidation von Geviert— 
feldern mit Längenfeldern iſt ebenſowenig ausgeſchloſſen, wie die 
Konſolidation von Bergwerken, die auf verſchiedene Mineralien 
verliehen ſind. Im letzteren Falle bleiben indeſſen für den Um⸗ 
fang des Gewinnungsrechts an den verſchiedenen Mineralien die 
bisherigen Feldesgrenzen maßgebend. Der Gegenſtand des neuen 
Bergwerkseigentums iſt alſo nicht innerhalb des ganzen Bergbau- 
feldes ein einheitlicher. 

Die Konſolidation wird herbeigeführt durch eine Willens— 
erklärung des Bergwerkseigentümers oder der Bergwerkseigen— 
tümer (Konſolidationsakt), die aber erſt mit der Beſtätigung 
durch das OBA. Wirkſamkeit erlangt. Der Konſolidationsakt 
iſt, wenn die Einzelbergwerke einer natürlichen oder juriſtiſchen 
Perſon gehören oder im Miteigentum ſtehen, eine einſeitige Er— 
klärung — die bei Mitbeteiligten die Form eines „Beſchluſſes“ 
($ 42 Ziff. 1) haben kann —, wenn verſchiedene Bergwerks⸗ 
eigentümer ihre Bergwerke konſolidieren, ein dinglicher Vertrag. 
Ob der Vertreter einer juriſtiſchen Perſon zur Abgabe der Er— 
klärung berechtigt iſt, beſtimmt ſich nach Geſetz und Satzung. Der 
Repräſentant einer Gewerkſchaft muß dazu, wenn nicht die 
Satzung ein anderes beſtimmt, von der Gewerkenverſammlung mit 
Dreiviertelmehrheit beſonders bevollmächtigt ſein (§ 119 Abſ. 2, 


I) MinErl. vom 3. Dez. 1890; Z. f. B. 32 266. 
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120, 114). Der Konſolidationsakt muß (ſeinem Inhalte, nicht 
bloß den Unterſchriften nach) notariell oder gerichtlich beglaubigt 
ſein. Weitere formelle Er forderniſſe ſind ein von einem 
konz. Markſcheider oder einem Landmeſſer in zwei Exemplaren 
angefertigter Situationsriß des ganzen Feldes und die Angabe 
eines Namens für das konſ. Bergwerk ($ 42). 


Grenzen die Bergwerksfelder aneinander, ſind die vor— 
bezeichneten Formvorſchriften erfüllt, ſtehen Gründe des öffent⸗ 
lichen Intereſſes der Konſolidation nicht entgegen und iſt keines 
der Bergwerke mit dinglichen Rechten belaſtet!), jo wird die Kon⸗ 
ſolidation ohne weiteres vom OBA. beſtätigt ($ 49). Beſtehen 
dingliche Rechte an einem Bergwerk, ſo muß zur Wahrung 
dieſer Rechte und ev. Regelung ihres Überganges auf das neue 
Bergwerk der Beſtätigung ein weiteres Verfahren voraus- 
gehen, das ſich verſchieden geſtaltet, je nachdem 

a) das durch die Konſolidation entſtehende Bergwerk nur als 

Ganzes mit Hypotheken und anderen dinglichen Rechten 

belaſtet werden kann ($ 43), 

b) oder auch eine Belaſtung einzelner ideeller Teile 

möglich iſt (§ 44). 

Der Fall a bildet mit Rückſicht auf $ 98 ABG., § 1114 
BGB. die Regel. Der Fall b ſetzt voraus, daß entweder eine 
Gewerkſchaft a. R. Eigentümerin des konſ. Bergwerks wird 
oder an dieſem ein Miteigentum (Gemeinſchaft nach Bruch⸗ 
teilen) eintritt. Die Vereinbarung eines Miteigentumsverhält⸗ 
niſſes ſteht den Beteiligten frei, eine Gewerkſchaft a. R. kann 
aber nach dem Inkrafttreten des ABG. nicht mehr neu entſtehen. 
Auch wenn eine Gewerkſchaft a. R. mit einem Alleineigentümer, 
mit einer Gewerkſchaft n. R. oder mit einer anderen Gewerk— 
ſchaft a. R. konſolidiert, entſteht eine Gewerkſchaft n. R. Es 
bleibt alſo für die Anwendung der §§ 44ff., abgeſehen von dem 
Falle des Miteigentums, nur der Fall übrig, daß eine Gewerk⸗ 
ſchaft a. R. mehrere ihr gehörige Bergwerke konſolidiert!). 


1) Dies iſt aus dem Grundbuch allein nicht zu erſehen, weil darin nicht 
alle Realrechte, z. B. nicht die Freikuxe eingetragen ſind. 

2) Weſthoff (Gewerkſchaftsrecht) nimmt an, daß auch in dieſem Falle eine 
Gewerkſchaft n. R. entſteht. 
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In dem Regelfalle des 8 43 muß, wenn auf den einzelnen 
Bergwerken oder auch nur auf einem von dieſen Hypotheken oder 
andere dingliche Rechte haften, außer dem Konſolidationsakt eine 
mit den dinglich Berechtigten vereinbarte Beſtimmung (in notarieller 
oder gerichtlicher Form) darüber beigebracht werden, daß und in 
welcher Reihenfolge die dinglichen Rechte auf das konſ. Berg⸗ 
werk als Ganzes übergehen ſollen. Ohne Einverſtändnis der dinglich 
Berechtigten kann alſo die Konſolidation nicht ſtattfinden. 


Dagegen kann im Falle des $ 44 die Konſolidation auch 
wider den Willen der dinglich Berechtigten durchgeführt werden. 
Dieſe erleiden, da ihre Rechte auf den dem belaſteten Einzel⸗ 
bergwerk entſprechenden ideellen Teil des konſ. Bergwerks über⸗ 
gehen ($ 48), regelmäßig keinen Nachteil, vorausgeſetzt, daß das 
Anteilsverhältnis, mit dem das Einzelbergwerk in das konſ. Berg— 
werk eintritt, richtig bemeſſen iſt. Die im Konſolidationsakte ge⸗ 
troffene Beſtimmung des Anteilsverhältniſſes kann daher von den 
dinglich Berechtigten angefochten werden. Sie wird nebſt dem 
weſentlichen Inhalt des Konſolidationsaktes vom OBA. den aus 
dem Grundbuche erſichtlichen dinglich Berechtigten, ſoweit dieſe 
nicht bereits ihr Einverſtändnis ausdrücklich erklärt haben, mit⸗ 
geteilt und außerdem in jedem Falle durch das Regierungsamtsblatt 
bekanntgemacht. Die dinglich Berechtigten können binnen drei 
Monaten nach der Bekanntmachung entweder gegen die Beſtim⸗ 
mung des Anteilsverhältniſſes (nicht gegen die Konſolidation ſelbſt) 
im Wege der gerichtlichen Klage, die gegen den Eigentümer des 
belaſteten Einzelbergwerks zu richten iſt, Einſpruch erheben oder 
Befriedigung vor der Verfallzeit verlangen. Iſt dieſe Befriedigung 
der Natur des Anſpruchs nach ausgeſchloſſen, wie z. B. bei Freikuxen, 
jo iſt nur das Einſpruchsrecht gegeben (§ 45 bis 48). 

Der Beſtätigungsurkunde!) werden die Verleihungs⸗ 
urkunden der einzelnen Bergwerke und ein Exemplar des Situations⸗ 
riſſes des konſ. Bergwerks beigefügt. Mit der Zuſtellung der Be— 
ſtätigungsurkunde an den Eigentümer des konſ. Bergwerks wird 
die Konſolidation rechtswirkſam?). Zugleich mit der Beſtätigung 


1) Stempel: 300 M., bei einem Werte unter 10000 M. nur 30 M. 
Tarifſt. 33 des PrStempStG. vom 30. Juni 1909. 


2) KG., 22. Febr. 1906, Z. f. B. 47 460. 


106 Grundzüge des preußifchen Bergrechts. 


hat aber das OBA. das Grundbuchamt unter Mitteilung einer 
Ausfertigung des beſtätigten Konſolidationsaktes um die Bewirkung 
der erforderlichen Eintragungen zu erſuchen. Für das neu ent⸗ 
ſtandene Bergwerk wird unter Schließung der Grundbuchblätter 
der Einzelbergwerke ein neues Grundbuchblatt angelegt (Art. 23, 
26 AG. z. GBO.) 


2. Teldesteilung. 


Bei der realen Teilung eines Bergwerks in ſelbſtändige 
Felder (§ 51) geht ein Rechtsobjekt mit der daran beſtehenden 
Bergbauberechtigung unter und es entſtehen neue Rechts- 
objekte und neue Bergbauberechtigungen. Das Rechts— 
ſubjekt bleibt aber immer dasſelbe!). Auch die dinglichen Rechte 
an dem geteilten Bergwerke gehen grundſätzlich unter Aufrecht- 
erhaltung ihrer Rangordnung als Geſamtrechte auf die Teil- 
bergwerke über. 

Die Teilung iſt eine räumliche, nicht eine inhaltliche, daher 
kann z. B. nicht ein Zink- und Bleierzbergwerk in ein Zinkerz⸗ 
bergwerk und ein Bleierzbergwerk geteilt werden. Weſentlich ver— 
ſchieden von der Feldesteilung iſt der Verzicht auf einen Feldes⸗ 
teil (vgl. S. 110). Ein konſ. Bergwerk kann ſowohl unter 
Wiederherſtellung der Feldesgrenzen der früheren Einzelbergwerke 
als auch in anderer Weiſe geteilt werden. 

Der Feldesteilungsakt iſt eine einſeitige — in notarieller 
oder gerichtlicher Form abzugebende — Erklärung des Bergwerks- 
eigentümers. Außerdem bedarf es eines Situationsriſſes in je 
zwei Exemplaren für jedes Teilbergwerk und der Angabe der den 
Teilbergwerken beizulegenden Namen. 

Auch durch die Feldesteilung können die dinglichen Rechte 
an dem Bergwerk beeinträchtigt werden, da die Teile nicht 
immer zuſammen ebenſoviel wert ſind, wie das Ganze. Von den 
den dinglich Berechtigten bei der Konſolidation wahlweiſe zuſtehenden 
Rechten kommt hier der Einſpruch gegen das Anteilsverhältnis nicht 
in Frage, dagegen gibt ihnen das Geſetz auch bei der Feldes— 
teilung den Anſpruch auf Befriedigung vor der Verfallzeit, ſoweit 
dies die Natur des Anſpruchs geſtattet. Der Anſpruch iſt binnen 


1) Auch wenn eine Gerwerkſchaft a. R. ihr Feld teilt. Nach Anſicht 
anderer entſtehen in dieſem Falle Gewerkſchaften n. R. 
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drei Monaten nach der Bekanntmachung, die in gleicher Weiſe, 
wie bei der Konſolidation, ſtattfindet, geltend zu machen. Die 
Beſtätigung!) der Feldesteilung iſt, wenn dinglich Berechtigte 
vorhanden ſind, bis zur Erledigung ihrer Anſprüche auszuſetzen. 
Sie iſt zu verſagen, wenn der Feldesteilung überwiegende öffent- 
liche, z. B. bergpolizeiliche, Intereſſen entgegenſtehen. Die Feldes⸗ 
teilung wird durch Zuſtellung der Beſtätigungsurkunde, die für 
jedes Teilbergwerk beſonders auszufertigen iſt (mit Situationsriß) 
rechtswirkſam. 

Zugleich mit der BeſtätigQung hat das OBA. das Grund— 
buchamt um Bewirkung der erforderlichen Eintragungen zu er— 
ſuchen. Das Grundbuchblatt des bisherigen Bergwerks wird ge— 
ſchloſſen, für die Teilbergwerke werden neue Grundbuchblätter an- 
gelegt. 


3. Teldesaustauſch. 


Ein Austauſch von Feldesteilen ($ 51) iſt, da jedes Berg— 
werksfeld in ſich zuſammenhängen muß, nur zwiſchen aneinander 
grenzenden Bergwerken und nur in der Weiſe zuläſſig, daß jedes 
Tauſchſtück in Zuſammenhang mit dem Felde des Bergwerks tritt, 
deſſen Beſtand es hinzutreten ſoll. Wird nicht Feld gegen Feld 
getauſcht, ſondern Feld gegen Geld abgetreten, jo liegt kein Feldes— 
austauſch vor. Soll ein Feldesteil ohne Austauſch mit einem 
angrenzenden Bergwerke vereinigt werden, ſo muß zunächſt eine 
Feldesteilung und dann eine Konſolidation ſtattfinden. In der 
Praxis wird indeſſen für ſolche Fälle die Vereinigung der Feldes— 
teilung mit der Konſolidation in einem Akte zugelaſſen. 

Durch den Austauſch wird der abgetrennte Feldesteil von ſeiner 
bisherigen dinglichen Belaſtung befreit, er tritt aber unter die 
dingliche Belaſtung des Bergwerkes, deſſen Beſtandteil er wird. 
Sonſt finden die Vorſchriften über die Feldesteilung entſprechende 
Anwendung, abgeſehen davon, daß zweifelhaft iſt, ob beim Aus⸗ 
tauſche neue Grundbuchblätter für die beteiligten Bergwerke an- 
zulegen ſind. 


1) Stempel zur Beſtätigungsurkunde: 3 M. Tarifſt. „Ausfertigungen“ des 
Pr. StempStG. i 
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XII. Aufhebung des Bergwerkseigentums ). 
1. Aufhebung im Zwangswege. 

Nach älterem deutſchen und preußiſchen Bergrecht konnte aus 
verſchiedenen Gründen (Nichtbetrieb, Nichtzahlung des Rezeßgeldes, 
Raubbau uſw.) die „Freifahrung“ eines Bergwerks ſtattfinden. 
Die ſtets vorhandene Gefahr der Aufhebung des Bergwerkseigentums 
auf dieſem Wege nahm dieſem die Sicherheit und beeinträchtigte 
die Rechte der Realgläubiger, damit aber auch den Realkredit 
des Bergbaues. Das ABG. hat in dieſer Hinſicht Wandel ge- 
ſchaffen, indem es die Entziehung des Bergwerkseigentums auf 
einen Fall beſchränkt und ein Verfahren zur Sicherung der ding- 
lich Berechtigten eingeführt hat. 

Das Bergwerkseigentum kann entzogen werden, wenn der 
Pflicht zum Betriebe des Bergwerks nicht genügt wird. 
Eine ſolche Zwangspflicht beſteht aber nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß der Unterlaſſung oder Einſtellung des Be— 
triebes nach der Entſcheidung des OBA. überwiegende Gründe 
des öffentlichen Intereſſes entgegenſtehen. Als Beiſpiele 
ſolcher Gründe führen die Mot. (S. 61) die Fälle an, daß die 
öffentliche Sicherheit gefährdet wird oder die allgemeinen Be— 
dürfniſſe der Verbraucher leiden. Außerdem wird an den Fall 
zu denken ſein, daß durch die Einſtellung eines Bergwerks für die 
Bergarbeiter oder die Betriebsgemeinden eine Notlage eintritt. 

Iſt die Vorausſetzung des Betriebszwanges gegeben, ſo 
kann das OBA. den Bergwerkseigentümer nach vorangegangener 
Vernehmung zur Inbetriebſetzung des Bergwerks oder zur Fort— 
ſetzung des unterbrochenen Betriebes binnen einer Friſt von 
ſechs Monaten auffordern. Wird die Aufforderung nicht be— 
folgt, ſo beſchließt das OBA. die Einleitung des Verfahrens 
zur Entziehung des Bergwerkseigentums. Der Berg- 
werkseigentümer kann dieſen Beſchluß binnen vier Wochen durch 
gerichtliche Klage anfechten. Die Klage kann indeſſen, da die 
Entſcheidung über das Vorliegen überwiegender Gründe des öffent⸗ 
lichen Intereſſes grundſätzlich den Gerichten entzogen iſt, nur auf 
privatrechtliche Einwendungen, etwa darauf, daß die Zuſtellung 
des Beſchluſſes nicht ordnungsmäßig, daß der Betrieb tatſächlich 


1) ABG. § 65 und 6. Titel (88 156 bis 164). 
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eröffnet ſei uſw., geſtützt werden. Iſt vom Bergwerkseigentümer 
nicht rechtzeitig Einſpruch erhoben oder iſt dieſer rechtskräftig ver⸗ 
worfen, ſo wird der Einleitungsbeſchluß den aus dem Grundbuch 
erſichtlichen dinglich Berechtigten zugeſtellt und im Regierungs- 
amtsblatte bekanntgemacht. Binnen drei Monaten kann nunmehr 
jeder dinglich Berechtigte die Zwangsverſteigerung!) des Berg⸗ 
werks beantragen, um die Befriedigung ſeines Anſpruchs aus dem 
Verſteigerungserlös zu erlangen. Auch der Bergwerkseigentümer 
kann innerhalb der gleichen Friſt die Zwangsverſteigerung bean⸗ 
tragen. Wird die Zwangsverſteigerung von keiner Seite beantragt 
oder bleibt ſie ergebnislos, ſo wird das Bergwerkseigentum durch 
Beſchluß des OBA. aufgehoben, womit zugleich die dinglichen 
Rechte an dem Bergwerk erlöſchen. Das OBA. erſucht das Grund⸗ 
buchamt unter Mitteilung einer Ausfertigung des Aufhebungs⸗ 
beſchluſſes um Schließung des über das Bergwerk geführten 
Grundbuchblattes. Die eingetragenen Belaſtungen ſind von Amts 
wegen zu löſchen (Art. 23 AG. z. GBO .). 

Dies Verfahren iſt bisher noch niemals zur Anwendung 
gelangt. Abgeſehen davon, daß die Feſtſtellung der Vorausſetzung 
ſeiner Zuläſſigkeit ſchwierig iſt, nimmt ſeine Durchführung ſehr 
viel Zeit in Anſpruch, während deren durch Maßnahmen des 
Bergwerkseigentümers auf dem ſtilliegenden Bergwerk der praf- 
tiſche Erfolg vereitelt werden kann. Sodann hat das Verfahren 
keine rechtliche Wirkung gegenüber dem Erwerber in der Zwangs⸗ 
verſteigerung, der nur durch Einleitung eines neuen Verfahrens 
zur Aufnahme des Betriebes angehalten werden kann. Endlich 
dient die Aufhebung des Bergwerkseigentums dem öffentlichen 
Intereſſe nicht, wenn dieſes auf Inbetriebſetzung des Bergwerks 
gerichtet iſt. Der gegenwärtige Rechtszuſtand ift daher unbe— 
friedigend nach doppelter Richtung. Erſtens hat der Mangel eines 
wirkſamen Betriebszwanges in Verbindung mit dem Fehlen einer 
Feldesſteuer dazu geführt, daß in Preußen ſehr viele wertloſe 
oder faſt wertloſe Bergbauberechtigungen beſtehen. Zweitens be- 
ſteht keine rechtliche Möglichkeit, der Stillegung ertragbringender 
Werke aus ſyndikatlichen oder ſonſtigen wirtſchaftlichen Gründen 
von Staatswegen im Intereſſe der Arbeiter und Gemeinden 


1) Vgl. S. 94 f. 
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wirkſam entgegenzutreten. Aus dem zweiten Geſichtspunkte heraus 
iſt mit Rückſicht auf beſtimmte Vorgänge im rheiniſch-weſtfäliſchen 
Bergbaubezirk im Jahre 1904 dem Landtag ein Geſetzentwurf 
vorgelegt worden, durch den das Verfahren zweckmäßiger und 
wirkſamer geſtaltet werden ſollte. Der Geſetzentwurf iſt aber 
ſpäter zurückgezogen worden. 


2. Verzicht. 

Neben der „Freifahrung“ oder „Freierklärung“ durch die 
Bergbehörde ſtand im älteren Recht als zweite Aufhebungsart des 
Bergwerkseigentums die „Auflaſſung“, d. h. die freiwillige Auf— 
gabe des Bergwerkseigentums durch den Bergwerkseigentümer. 

Auch nach dem ABG. kann die Aufhebung des Bergwerks— 
eigentums durch freie Entſchließung des Bergwerkseigentümers 
herbeigeführt werden, jedoch nicht auf dem Wege der bloßen Dere— 
liktion, auch nicht — da die Beſtimmungen des BGB. über den 
Verluſt des Eigentums an Grundſtücken auf das Bergwerks— 
eigentum keine Anwendung finden (vgl. $ 50 ABG.) — auf dem 
Wege des $ 928 BGB. (Verzicht gegenüber dem Grundbuchamt), 
ſondern nur auf dem Wege der (formloſen) Verzichterklärung 
gegenüber der Bergbehörde. In dieſem Falle findet im 
Intereſſe der dinglich Berechtigten das gleiche Verfahren ſtatt, wie 
bei der zwangsweiſen Aufhebung des Bergwerkseigentums nach 
Erlaß des Beſchluſſes über Einleitung des Zwangsverfahrens, ab⸗ 
geſehen davon, daß der Bergwerkseigentümer ſelbſt die Zwangs⸗ 
verſteigerung nicht beantragen kann. An Stelle des Einleitungs⸗ 
beſchluſſes tritt die Verzichterklärung. Der Verzicht auf einzelne 
Feldesteile wird ebenſo behandelt wie der Verzicht auf das Berg— 
werkseigentum. 

Die Aufhebung des Bergwerkseigentums wird vom OBA. 
abgelehnt werden können, wenn überwiegende Gründe des öffent⸗ 
lichen Intereſſes entgegenſtehen. In der Praxis!) iſt von dieſer 
Ablehnungsbefugnis Gebrauch gemacht worden, wenn auf einen 
Feldesteil verzichtet wurde, um den Fundpunkt oder einen ſonſtigen 
Aufſchlußpunkt, der ſich darin befand und durch den Verzicht frei 
werden ſollte, zur Einlegung einer neuen Mutung zu benutzen. 


1) RekB. Z. f. B. 16 526; 18 141. 
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Es iſt nicht zu bezweifeln, daß ein ſolches Verfahren des Berg⸗ 
werkseigentümers auf eine Umgehung der Beſtimmungen über 
die Maximalgröße der Bergwerksfelder hinausläuft, indeſſen iſt 
fraglich, ob nicht dieſe Erwägung auch zur Zurückweiſung der auf 
den freigewordenen Fundpunkt oder Aufſchlußpunkt eingelegten 
Mutung führen müßte und daher richtiger dem neuen Mutungs⸗ 
verfahren vorbehalten bliebe. 


3. Rechtsverhültniſſe nach Auf hebung des Bergwerkseigentums. 


Die Aufhebung des Bergwerkseigentums wird wirkſam mit 
dem Eintritt der Rechtskraft des — durch Rekurs mit auf- 
ſchiebender Wirkung anfechtbaren — Aufhebungsbeſchluſſes, nicht 
erſt mit der Schließung des Grundbuchblattes. 

Nach Aufhebung des Bergwerkseigentums bilden die beſtehen 
bleibenden Schächte, Stollen, Strecken uſw. nicht mehr ein 
Bergwerk im Rechtsſinne; ſie unterliegen fortan der Verfügung des 
Grundeigentümers ). Die noch nicht abgebauten Mineralien 
fallen ins Bergfreie und können unter denſelben Vorausſetzungen 
und in denſelben Formen zum Gegenſtand einer neuen Mutung 
gemacht werden, wie Mineralien, die immer bergfrei geweſen ſind. 
Das ABG. ($ 16) erleichterte Mutungen auf das Mineralvorkommen 
eines verlaſſenen, noch nicht gänzlich abgebauten Bergwerks da- 
durch, daß zu ihrer Gültigkeit neue Aufſchlüſſe nicht verlangt 
wurden. Dieſe Beſtimmung iſt aber durch die Nov. vom 18. Juni 
1907 als entbehrlich und unzweckmäßig beſeitigt. 

Mit der Aufhebung des Bergwerkseigentums erlöſchen zugleich 
die Rechte, die einen Ausfluß des Bergwerkseigentums bilden 
und daher für ſich allein nicht beſtehen können (Hilfsbaurecht, 
Nutzungsrecht an enteigneten Grundſtücken), dagegen nicht die 
ſonſtigen Rechte an den Beſtandteilen und dem Zubehör des 
Bergwerks. 

Die im Grundbuche dem Bergwerke zugeſchriebenen 
Grundſtücke erhalten ihre Selbſtändigkeit wieder und werden mit 
allen Belaſtungen, die auf dem Bergwerk oder auf ihnen ſelbſt 
ſchon vor der Zuſchreibung hafteten, in das über die Grundſtücke 


1) Fallen ſie ſpäter in ein neu verliehenes Bergwerksfeld, ſo iſt anzunehmen, 
daß ſie der neue Bergwerkseigentümer benutzen darf. 
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ihres Bezirks geführte Grundbuch übertragen (Art. 25 Abſ. 3 
AG. z. GBO.) 

An den Schachtgebäuden, den Maſchinen, der Gruben- 
mauerung, der Grubenzimmerung uſw. lebt ebenfalls das 
zivilrechtliche Eigentum des bisherigen Bergwerkseigentümers 
wieder auf. Die Beſtimmung im § 260 des öſterr. Berggeſ., wonach 
die Gruben- und Tagebaue, die Grubenmauerung uſw. ins Freie 
fallen und zuſammen mit der Bergbauberechtigung weiter ver⸗ 
liehen werden können, iſt dem preußiſchen Bergrecht unbekannt. 
Die feſte Verbindung der vorbezeichneten Anlagen mit fremdem 
Grund und Boden ändert auch nach Aufhebung des Bergwerks— 
eigentümers nichts an den Eigentumsverhältniſſen ($ 95 BGB.), 
jedoch iſt der Grundeigentümer nunmehr, da er nicht mehr unter 
dem Zwange des Bergbaurechts ſteht, berechtigt, die Beſeitigung 
der Anlagen zu verlangen, inſoweit er ein Intereſſe an der Be— 
ſeitigung hat ($ 905 BGB.). Das Recht des Bergwerkseigen⸗ 
tümers auf Wegnahme der fraglichen Vorrichtungen und das Recht 
des Grundeigentümers, von dem Bergwerkseigentümer die Weg⸗ 
nahme zu verlangen, ſind indeſſen im Sicherheitsintereſſe einer 
Beſchränkung unterworfen. Nach $ 163 darf der Bergwerks- 
eigentümer die Zimmerung und Mauerung des Grubengebäudes 
nur inſoweit wegnehmen, als nach der Entſcheidung der Berg— 
behörde nicht polizeiliche Gründe entgegenſtehen. 

Die Aufhebung des Bergwerkseigentums hat für den Berg- 
werkseigentümer auch nicht ohne weiteres den Verluſt des Eigen⸗ 
tums an den von ihm gewonnenen, aber wegen zu geringen 
Gehaltes oder aus anderen Gründen auf die Halde geſtürzten 
Mineralien zur Folge. Vorausſetzung hierfür iſt allerdings, 
daß er das Eigentum daran nicht bereits aufgegeben hat und auch 
nicht aufgeben will. Fällt indeſſen die Halde ſpäter in das Feld 
eines auf dasſelbe Mineral neuverliehenen Bergwerks, ſo werden 
nach $ 54 Abſ. 2 die Haldenmineralien Gegenſtand des Auf⸗ 
ſuchungs⸗ und Gewinnungsrechts des neuen Bergwerkseigen⸗ 
tümers. 

Nicht berührt werden durch die Aufhebung des Bergwerks⸗ 
eigentums die gegen den Bergwerkseigentümer als ſolchen 
bereits entſtandenen perſönlichen Forderungen, z. B. Berg⸗ 
ſchadenforderungen. Für ſchädigende Wirkungen des Bergwerks⸗ 
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betriebes, die erſt nach Aufhebung des Bergwerkseigentums ein⸗ 
treten, haftet dagegen der Bergwerkseigentümer nicht. 

Auch die Zuſtändigkeit der Bergpolizei erreicht mit der 
Aufhebung des Bergwerkseigentums ihr Ende. Entſteht nachher eine 
auf den früheren Bergwerksbetrieb zurückzuführende Gefahr für 
die Sicherheit der Tagesoberfläche, ſo kann deren Beſeitigung 
nicht von der Bergpolizei dem früheren Bergwerkseigentümer, 
ſondern nur von der allgemeinen Polizei dem Grundeigentümer 
aufgegeben werden. Ebenſo kann nur die allgemeine Polizei 
einſchreiten, wenn etwa der Grundeigentümer trotz des bei Auf- 
hebung des Bergwerkseigentums ergangenen Verbotes der Berg— 
behörde zur Wegnahme der Grubenmauerung und Gruben— 
zimmerung ſchreiten ſollte. 


XIII. Rechtsverhültniſſe zwiſchen Bergwerken. 
1. Allgemeines. 

Der Betrieb eines Bergwerks kann Einwirkungen auf den 
Betrieb eines anderen Bergwerks ausüben. Sind dieſe Ein- 
wirkungen ſchädigender Art, ſo kommen nicht die Beſtimmungen 
über den Schadenserſatz bei Schädigung des Grundeigentums 
durch den Bergbau (§§ 148 ff. ABG.) zur Anwendung, es ſei denn, 
daß es ſich um Schädigung der dem Bergwerksbetriebe dienenden 
Grundſtücke oder des Grundeigentümerbergbaues handelt. Ab— 
geſehen von dieſen Fällen richtet ſich die Schadenhaftung nach 
dem ſog. Verſchuldungsprinzip ($ 823 BGB.). Einen Rechts⸗ 
anſpruch auf Unterlaſſung der ſchädigenden Einwirkungen hat der - 
andere Bergwerkseigentümer in der Regel nicht. 

Dagegen kann es im bergpolizeilichen Intereſſe liegen, 
daß derartige Einwirkungen unterbleiben. Im allgemeinen iſt Ab— 
geſchloſſenheit des Bergwerksbetriebes in ſich Vorausſetzung der 
Betriebsſicherheit. Hierauf beruht die bergpolizeiliche Vorſchrift, 
daß an den Markſcheiden der Bergwerke regelmäßig Sicherheits⸗ 
pfeiler ſtehen zu laſſen ſind. Da dieſe nicht immer einen voll- 
kommenen Schutz gewähren, iſt der Fall nicht ausgeſchloſſen, daß 
dem einen Bergwerk polizeiliche Auflagen gemacht werden, um 
Gefahren für die Sicherheit des anderen Bergwerks abzuwenden. 

Voelkel, Grundzüge des Bergrechts. 8 
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Dies iſt aber nur dann zuläſſig, wenn der gleiche Zweck durch 
Maßnahmen gegenüber dem gefährdeten Bergwerk ſelbſt nicht zu 
erreichen iſt. Über die Frage des Schadenserſatzes in ſolchen 
Fällen vgl. S. 195. 

Entſprechend iſt in polizeilicher Hinſicht der Fall zu 
beurteilen, daß das Recht zur Gewinnung verſchiedener 
Mineralien innerhalb desſelben Feldes verſchiedenen 
Bergwerkseigentümern zuſteht. In dieſem Fall iſt eine Ab⸗ 
ſchließung der mehreren Bergwerksbetriebe gegeneinander regel⸗ 
mäßig durch die Natur der Sache ausgeſchloſſen. Falls nicht eine 
Einigung über einen gemeinſchaftlichen Betrieb, insbeſondere eine 
gemeinſchaftliche Waſſerhaltung und Wetterführung ſtattfindet, wird 
daher im Sicherheitsintereſſe regelmäßig nur ein Bergwerksbetrieb⸗ 
polizeilich zugelaſſen werden können. Der Vorrang wird dem— 
jenigen zuzuſprechen ſein, welcher zuerſt den Betriebsplan einreicht, 
vorausgeſetzt, daß damit eine ernſtliche Betriebsabſicht verbunden iſt. 

Im Falle der Überdeckung mehrerer auf verſchiedene Mineralien 
verliehener Felder entſteht aber noch die weitere, privatrechtliche 
Frage, ob und inwieweit der eine Bergwerkseigentümer bei Ge⸗ 
winnung ſeines Minerals Eingriffe in die Ablagerungen des anderen 
Minerals vornehmen darf. Das ABG. ($ 56) regelt dieſe Frage 
nur für den Fall, daß die verſchiedenen Mineralien in einem 
ſolchen Zuſammenhange vorkommen, daß ſie aus berg— 
techniſchen oder bergpolizeilichen (nicht aus wirtſchaftlichen) 
Gründen gemeinſchaftlich gewonnen werden müſſen 
(„beibrechende Mineralien“). Ob der Zuſammenhang ein ſolcher 
iſt, entſcheidet das OBA. Iſt der Zuſammenhang für ein 
Feld oder einen Feldesteil feſtgeſtellt, ſo hat jeder Berg— 
werkseigentümer das Recht, darin bei einer planmäßigen 
Gewinnung ſeines Minerals auch dasjenige des anderen 
mitzugewinnen. Aus dem Recht, es mitzugewinnen, folgt aber 
nicht die Pflicht hierzu, auch dann nicht, wenn etwa durch 
die Gewinnung des einen Minerals die ſpätere Gewinnung des 
anderen unmöglich wird (abgeſehen von dem Falle der Schikane 
und dem Falle, daß die Mitgewinnung aus bergpolizeilichen 
Gründen geboten iſt). Übt der Bergwerkseigentümer das Mit— 
gewinnungsrecht aus, ſo hat er die mitgewonnenen Mineralien 
dem anderen Bergwerkseigentümer auf deſſen Verlangen heraus- 
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zugeben. Das Rechtsverhältnis iſt das gleiche, wie beim Hilfsbau 
im fremden Felde (vgl. S. 101), nur iſt hier der andere Berg⸗ 
werkseigentümer verpflichtet, die Gewinnungs- und Förderungs⸗ 
koſten zu erſtatten. Streitigkeiten zwiſchen den Beteiligten ſind 
von den ordentlichen Gerichten zu entſcheiden, für die indeſſen 
der Beſchluß des OBA. über die Art des Zuſammenvorkommens 
maßgebend iſt. 

Iſt ein Zuſammenhang der vorbezeichneten Art nicht feſt⸗ 
geſtellt, ſo iſt eine Mitgewinnung des fremden Minerals im all⸗ 
gemeinen als eine unbefugte, nach dem Geſ. vom 26. März 1856 
ſtrafbare Mineralgewinnung anzuſehen. Jedoch iſt hiervon der 
Fall auszunehmen, daß dem einen Bergwerkseigentümer die Ge- 
winnung ſeines Minerals ohne Mitgewinnung des fremden nicht 
möglich iſt, ein Fall, der auch eintreten kann, ohne daß ein enger 
Zuſammenhang beſteht (Durchteufen eines Braunkohlenflözes, um 
an das Salzlager zu gelangen!). Auch in dieſem im ABG. nicht 
geregelten Falle werden nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen ein 
Anſpruch auf Herausgabe der mitgewonnenen Mineralien und ein 
Gegenanſpruch auf Erſatz der Gewinnungs- und Förderungskoſten 
anzuerkennen ſein. 


2. Vermeſſen der Bergwerksfelder ?). 


Die Vermeſſung der Bergwerksfelder hat an praktiſcher 
Bedeutung dadurch verloren, daß die Mutungsſituationsriſſe 
zuverläſſiger geworden ſind. Werden die Eckpunkte des Feldes an 
das Landesdreiecksnetz angeſchloſſen (vgl. S. 70 Anm. 3), ſo laſſen ſich 
die Feldesgrenzen jederzeit mit Sicherheit beſtimmen, auch wenn ſie 
nicht im Wege der Vermeſſung auf die Erdoberfläche übertragen 
und dort oder in dem Bergwerk ſelbſt durch beſondere Zeichen 
(Lochſteine, Markſcheiderſtufen) kenntlich gemacht ſind. 

Dagegen ſpielte in früherer Zeit das Vermeſſen eine große 
Rolle, um ſo mehr, als die Lage von Längenfeldern aus dem Riß 
überhaupt nicht vollſtändig zu erſehen war (vgl. S. 240), vielmehr 
bei der Vermeſſung in der Regel nur der Fundpunkt feſtſtand 
und der Beliehene erſt bei der Vermeſſung ſelbſt ſich endgültig 


1) RekB. 7. Mai 1912; Z. f. B. 53 425. 
2) §§ 39, 40 ABG. 
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darüber zu erklären hatte, ob und inwieweit er die Fundgrube 
und die Maßen nach der einen oder nach der anderen Richtung 
des Streichens vermeſſen haben wollte. Nach gemeinem deutſchen 
Bergrecht beſtand für den Bergwerkseigentümer, da die genaue 
Feſtſtellung der Feldesgrenzen auch im Intereſſe der Betriebs⸗ 
aufſicht lag, ein Zwang, das Bergwerk vermeſſen zu laſſen. Es 
wurden zwei Arten von Vermeſſung unterſchieden: „Das Über⸗ 
ſchlagen (Vermeſſen mit der verlorenen Schnur)“ und das „Erb— 
bereiten (erbliche Vermeſſenh“. Während das erſtere nur eine 
informatoriſche Bedeutung hatte, ſtand das Erbbereiten der Rechts— 
wirkung nach einer Grenzregulierung gleich, d. h. die durch Ber- 
meſſung feſtgeſtellte und durch Lochſteine gekennzeichnete Grenze 
konnte nicht ſpäter als mit dem Situationsriß nicht übereinſtimmend 
angefochten werden. 

Das ABG. hat ſowohl den Zwang zur Vermeſſung 
als auch die rechtsbegründende Wirkung des Ver— 
meſſungsaktes beſeitigt. Es bleibt dem Ermeſſen des Berg— 
werkseigentümers überlaſſen, die amtliche Vermeſſung der Feldes⸗ 
grenzen ſeines eigenen oder eines benachbarten Bergwerks oder 
auch nur einzelner Grenzteile auf ſeine Koſten zu beantragen. 
Geſchieht dies, ſo hat die Vermeſſung und Verlochſteinung durch 
einen konz. Markſcheider oder Landmeſſer unter Leitung des Berg— 
revierbeamten und unter Zuziehung der Feldesnachbarn ſtattzu— 
finden, jedoch hat die feſtgeſtellte Grenze nur die Vermutung 
der Richtigkeit für ſich, die durch Führung des Gegenbeweiſes 
entkräftet werden kann. Bleibt bei der Vermeſſung die Lage der 
Grenze zwiſchen den Beteiligten ſtreitig, ſo haben über die Zu— 
gehörigkeit des ſtreitigen Feldesteils zu dem einen oder dem. 
anderen Bergwerke nicht die Bergbehörden, ſondern die ordent— 
lichen Gerichte zu entſcheiden. 

Die Ausführung der Vermeſſung richtet ſich nach den 
Regeln der Markſcheidekunſt (Feldmeßkunſt). Handelt es ſich um 
ein Geviertfeld, ſo werden an den Eckpunkten des Feldes Lochſteine 
eingeſenkt, die mit dem Namen des Bergwerkes und fortlaufenden 
Zahlen bezeichnet ſind. Die Lochſteine ſtehen unter dem Schutze 
des § 274 Nr. 2 StGB. (Urkundenfälſchung). Schwieriger iſt die 
Vermeſſung der Längenfelder (vgl. ©. 240), da es ſich hierbei nicht 
bloß um die Übertragung rißlich feſtſtehender Grenzen auf die 
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Erdoberfläche handelt, vielmehr dem eigentlichen Vermeſſungs— 
geſchäft die Ermittelung des Streichens und des Einfallens der 
Lagerſtätte vorauszugehen hat!). 

Die Vermeſſung iſt ohne einen Eingriff in die Rechte der 
Beſitzer der Grundſtücke, auf denen Lochſteine zu ſetzen ſind, 
nicht ausführbar. Ihre Verpflichtung, dieſen Eingriff zu geſtatten, iſt 
im § 40 Abſ. 2 feſtgeſtellt. Sie haben aber das Recht, zu dem 
Vermeſſungsgeſchäft zugezogen zu werden, und Anſpruch auf 
Schadenserſatz, der im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen 
iſt. Der Revierbeamte iſt an ſich nicht behindert (ſtreitig), die 
Vermeſſung ohne Rückſicht auf die Leiſtung des Schadenserſatzes 
ausführen zu laſſen und die Duldung des Betretens der Grund— 
ſtücke zu erzwingen (ev. unter Zuziehung von Organen der all⸗ 
gemeinen Polizei). Indeſſen wird er billigerweiſe dem Antrage 
auf Vermeſſung ſo lange nicht ſtattgeben, bis die Erfüllung der 
Schadenserſatzpflicht des Bergwerksbeſitzers hinreichend geſichert 
erſcheint. 


XIV. Bergbau und Grund beſttz. 


A. Vergſchaden ). 
1. Allgemeines. 
Nach den allgemeinen Grundſätzen des bürgerlichen Rechts 
($ 823 BGB.) verpflichtet eine ſchädigende Handlung oder Unter- 
laſſung zum Schadenserſatze nur dann, wenn ſie eine ſchuldhafte 
und widerrechtliche Verletzung eines fremden Rechts darſtellt. 
Von dieſem „Verſchuldungsprinzip“ aus iſt auch der Fall zu 
beurteilen, daß durch eine Handlung des Grundbeſitzers der 
Bergwerksbetrieb geſtört und der Bergwerksbeſitzer geſchädigt wird. 
Dagegen gilt für den umgekehrten Fall der Schädigung eines 
Grundſtücks durch den Bergwerksbetrieb nicht das Verſchuldungs⸗ 
prinzip, vielmehr wird die Haftung des Bergwerksbeſitzers 


1) Hatzfeld, Die Vermeſſung von Längenfeldern in der Z. f. B. 40 
418ff. 

2) 5. Tit. 2. Abſchn. (88 148 bis 152) ABG.; Weſthoff, Bergbau und 
Grundbeſitz, I. Band, 1906; Daubenſpeck, Die Haftpflicht des Bergwerks- 
beſitzers aus der Beſchädigung des Grundeigentums, 1882; Daubenſpeck, 
Beiträge zur Lehre vom Bergſchaden, 1885. 
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für Bergſchaden allein durch die Tatſache der Ver— 
urſachung des Schadens durch den Bergwerksbetrieb be— 
gründet ($ 148). Die Schadenserſatzpflicht iſt nicht eine obligatio 
ex delicto, ſondern ex lege. Die ſcharfe Schadenhaftung des 
Bergwerkseigentümers bildet gewiſſermaßen einen Ausgleich für 
die Einſchränkung des Grundeigentums, die darin liegt, daß 
der Grundeigentümer die ſchädlichen Einwirkungen des Bergwerks— 
betriebes zu dulden hat und gegen die ſchädigende Handlung 
ſelbſt nicht mit Erfolg Widerſpruch erheben kann ). 

Eine derartige Schadenhaftung war dem gemein en deutſchen 
Bergrecht unbekannt. Nach damaliger Auffaſſung waren die 
— früher verhältnismäßig geringfügigen — Bergſchäden als da— 
durch abgegolten anzuſehen, daß dem Grundeigentümer ein Teil 
der Ausbeute des Bergwerks in der Geſtalt der Erbkuxe, der 
Tradde, des Mitbaurechts zur Hälfte eingeräumt wurde. Das 
ALR. ſtellte zwar in § 120 Teil II Tit. 16 den Grundſatz auf, daß 
für „alles, was der Grundeigentümer zum Bau und Betrieb 
des Werkes abgetreten und verloren hat“, vollſtändige Ent- 
ſchädigung zu leiſten ſei, indeſſen fehlte es, wie die Faſſung dieſer 
Vorſchrift zeigt, auch damals noch an einer ſcharfen Scheidung 
zwiſchen dem Falle der Benutzung und dem Falle der bloßen 
Beſchädigung eines Grundſtücks. Die weſentliche Verſchiedenheit 
dieſer beiden Fälle iſt erſt durch die Rechtſprechung des Ober— 
tribunals in ein klares Licht geſetzt worden. 

Das ABG. hat ſich im weſentlichen darauf beſchränkt, die 
von dem Obertribunal entwickelten Rechtsgrundſätze mit Geſetzes⸗ 
kraft auszuſtatten. Das Bergſchadenrecht des ABG. erfuhr 
Anderungen durch die Nov. vom 7. Juli 1902, die Härten, die 
den Grundbeſitzern gegenüber bei möglicher und bei wirklicher 
Beteiligung mehrerer Bergwerke an der Schadenszufügung hervor- 
getreten waren, milderte. 

Der Schadenserſatzanſpruch iſt im ordentlichen Rechts— 
wege geltend zu machen. Die Klage kann auch bei dem Gericht, 
in deſſen Bezirke das beſchädigte Grundſtück liegt, erhoben werden 


1) Negatoriſch kann der Grundbeſitzer nur klagen, wenn die ſchädigende 
Handlung zugleich eine Benutzung des Grundſtücks in ſich ſchließt (ſo bei un⸗ 
zuläſſigen Waſſerzuleitungen). 8 
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($ 26 3PO.). Das Gericht entſcheidet über das Vorhandenſein und die 
Höhe des Schadens unter Würdigung aller Umſtände nach freier Über⸗ 
zeugung ($ 287 BGB.). Eine Vorentſcheidung der Bergbehörde, wie 
3. B. in Sachſen und Anhalt, findet nicht ſtatt. Die Schwierigkeit der 
Beweisführung in Bergſchädenprozeſſen und deren lange Dauer 
haben vielfach zu Klagen geführt. Der in den 70er Jahren ge- 
machte Verſuch der Einführung eines ſchiedsgerichtlichen Ber- 
fahrens im Verwaltungswege hat aber kein Ergebnis gehabt, da 
die für Weſtfalen und Niederſchleſien eingeſetzten „Regulierungs⸗ 
kommiſſionen“ bald mangels Inanſpruchnahme ihre Tätigkeit ein- 
ſtellen mußten. 


2. Der Schaden. 

Zu erſetzen iſt der Schaden, der dem „Grundeigentum oder 
deſſen Zubehörungen“, d. h. der Vermögensſchaden, der einer 
Perſon durch nachteilige Einwirkung auf ein Grundſtück, deſſen 
Beſtandteile ($$ 93 ff. BGB.) oder deſſen Zubehör (§ 97 ff. BGB.) 
zugefügt wird („Grundſtücksſchaden“) ). Unter den Begriff 
der Beſtandteile fallen Gebäude, induſtrielle Anlagen, Dampf⸗ 
keſſel, Maſchinen, Waſſer⸗, Gas⸗- und elektriſche Leitungen uſw., 
unter den Begriff des Zubehörs u. a. Feldfrüchte, landwirtſchaft— 
liche Geräte und Vieh. Außer Betracht bleiben dagegen Schäden, 
die den Menſchen ſelbſt oder nicht im Verhältnis des Zubehörs 
zu einem Grundſtück ſtehende bewegliche Sachen treffen. Ob in 
ſolchen Fällen (wenn z. B. ein Fuhrwerk in einen Tagebau ver- 
ſinkt) Erſatz zu leiſten iſt, beſtimmt ſich hinſichtlich des Perjonen- 
ſchadens nach dem Haftpflichtgeſetz (§ 2), hinſichtlich des Sach⸗ 
ſchadens nach dem allgemeinen Verſchuldungsprinzip ($ 823 BGB.). 

Zum Schaden gehört auch der mittelbare Schaden (z. B. 
die erſchwerte Beleihbarkeit) und der entgangene Gewinn, da— 
gegen nicht ein Schaden, der nur ein Affektionsintereſſe verletzt, 
alſo nicht Vermögensſchaden iſt (88 251 bis 253 BGB.). 

Ob ein Schaden eingetreten iſt, kann nur in Beziehung auf 
die Vermögenslage einer beſtimmten Perſon beurteilt werden. 
Die bloße Tatſache der körperlichen Einwirkung des Bergwerks— 
betriebes auf ein Grundſtück berechtigt alſo noch nicht zur For⸗ 
derung eines Schadenserſatzes. Handelt es ſich z. B. nur um 


) RG. vom 8. Nov. 1911 (3. f. B. 53 236). 


120 Grundzüge des preußiſchen Bergrechts. 


geringfügige Bodenſenkungen oder Riſſe, durch die der Wert, den 
das Grundſtück dem Berechtigten bietet, nicht beeinträchtigt wird, 
ſo liegt ein zu erſetzender Schaden nicht vor. Anderſeits iſt aber 
auch eine körperliche Einwirkung auf das Grundſtück nicht unbedingte 
Vorausſetzung der Entſtehung des Schadenserſatzanſpruchs, vielmehr 
iſt ein ſolcher ſchon dann begründet, wenn durch die gefahr— 
drohende Nähe des Bergbaus die Bebauungsfähigkeit oder Be- 
leihbarkeit eines Grundſtücks beſeitigt oder beeinträchtigt iſt. 

Der Schaden tritt mit dem Zeitpunkt ein, in dem auf das 
Grundſtück ein nachteiliger Einfluß in vermögensrechtlicher Be— 
ziehung ausgeübt wird. 


3. Der Schadenserſatzberechtigte. 

Schadenserſatzberechtigt iſt neben dem Grundeigen— 
tümer auch der, dem ein dingliches Nutzungsrecht Nießbrauch, 
Erbbaurecht, Grunddienſtbarkeit, beſchränkte perſönliche Dienftbarfeit) 
an dem Grundſtücke zuſteht. Die Rechtſprechung des RG.) neigt 
dazu, auch dem Pächter und Mieter (obwohl dieſe nach dem BGB. 
kein dingliches Recht haben) ſowie auch dem, der ein rein perſön⸗ 
liches Recht auf das Grundſtück hat (z. B. dem Käufer) einen 
Schadenserſatzanſpruch einzuräumen. Regelmäßige Vorausſetzung 
des — rein perſönlichen — Schadenserſatzanſpruchs iſt, daß der 
Schaden während der Beſitzzeit (des Beſtehens des Rechts) des⸗ 
jenigen entſtanden iſt, der Erſatz fordert. Bei freiwilliger Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks geht der ſchon entſtandene Erſatzanſpruch 
ohne beſondere Übertragung nicht auf den Erwerber über, wohl 
aber bei der Zwangsverſteigerung ?). 

Ein gegenüber dem Bergwerkseigentümer erklärter Verzicht 
auf den Erſatz künftiger Bergſchäden (Bergſchadenvergleich) 
iſt für die Rechtsnachfolger des Grundeigentümers nicht bindend. 
Die nach früherem Recht gegebene Möglichkeit, den Verzicht durch 
Eintragung in das Grundbuch den Rechtsnachfolgern gegenüber 
wirkſam zu machen, iſt dadurch beſeitigt, daß das BGB. nur 
beſtimmte dingliche und der Eintragung fähige Rechte kennts). 


1) Z. f. B. 26 114, 51 466, 52 517. 

2) RG., Z. f. B. 51 290. 

3) Der Zweck läßt ſich jetzt nur durch Eintragung eines Vorkaufsrechts 
oder einer Sicherungshypothek erreichen. 
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4. Der Schadenserſatzverpflichtete. 


Zum Schadenserſatze verpflichtet iſt nach dem Wortlaute des 
§ 148 der Bergwerksbeſitzer. Das RG. hat indeſſen in ſtändiger 
Rechtſprechung) angenommen, daß an dieſer Stelle unter Berg- 
werksbeſitzer lediglich der Bergwerkseigentümer zu verſtehen ſei, 
alſo z. B. nicht der Bergwerkspächter. Die Anſicht des RG. 
ſtützt ſich in der Hauptſache darauf, daß die Ausübung des Berg- 
werkseigentums als Verpflichtungsgrund aus $ 148 gelte. In 
der Literatur überwiegt mit Recht die entgegengeſetzte Anſicht, die 
eine beſondere Stütze darin findet, daß nach den Ausführungen 
von Brajjert?) ein redaktionelles Verſehen bei der Wahl des Wortes 
„Bergwerksbeſitzer“ im § 148 als ſo gut wie ausgeſchloſſen anzu⸗ 
ſehen iſt. 

Haftbar iſt derjenige Bergwerksbeſitzer, während 
deſſen Beſitzzeit der Schaden eintritt. Es kommt nicht 
darauf an, ob er ſelbſt oder ein Vorbeſitzer den ſchädigenden 
Betrieb geführt hat. Für den widerrechtlich durch einen Dritten 
geführten Raubbau haftet er aber nicht). Sit er einmal haftbar 
geworden, ſo wird er, da die Schadenserſatzpflicht wie in ſubjektiver 
ſo auch in objektiver Beziehung einen rein perſönlichen Charakter 
hat, durch Aufgabe des Bergwerkseigentums oder Bergwerksbeſitzes 
nicht von der Haftung für die eingetretenen Schäden befreit. 
Dagegen haftet er nicht für ſpätere Schäden, auch wenn dieſe 
die ſpätere Wirkung des von ihm geführten Bergwerksbetriebes 
darſtellen. Tritt ein Schaden ein, nachdem das Bergwerkseigentum 
infolge Entziehung oder Verzichts aufgehoben worden iſt, ſo fehlt 
es an einen Schadenserſatzverpflichteten !). 

Die Ermittelung des Schadenserſatzverpflichteten iſt 
oft ſchwierig, weil (namentlich bei Waſſerentziehung) nicht immer 
außer Zweifel ſteht, in welchem von mehreren nahe gelegenen 


1) Zuletzt 12. Mai 1909, 8. f. B. 51 158. 

2) Z. f. B. 34 409. 

3) RG. Z. f. B. 36 354. 

4) Die Berggeſetze einiger anderer Bundesſtaaten laſſen die Haftpflicht 
noch einige Jahre beſtehen. Im Kgr. Sachſen beſteht für den Steinkohlenberg- 
bau eine durch Beiträge der Bergbauberechtigten gebildete „Bergſchädenkaſſe“ die 
eintritt, wenn von anderer Seite Schadenserſatz nicht zu erlangen iſt. 


122 Grundzüge des preußiſchen Bergrechts. 


Bergwerken die Schadensurſache liegt. Dieſe Ermittelung ſoll 
erleichtert werden durch den von der Nov. vom 7. Juli 1902 
dem $ 72 hinzugefügten Abſ. 4, wonach, wer einen Berg- 
ſchadenanſpruch erheben will und dieſen Anſpruch der Berg- 
behörde glaubhaft macht, das bei der Bergbehörde befindliche 
Exemplar des Grubenbildes in Gegenwart des. Bergwerksbeſitzers 
einſehen darf. 

Iſt der Schaden durch den Betrieb zweier oder meh— 
rerer Bergwerke verurſacht, ſo iſt die Ermittelung der an der 
Schadenszufügung beteiligten Bergwerke und des Maßes der Be— 
teiligung des einzelnen Bergwerks beſonders ſchwierig. Der Not— 
wendigkeit der Ermittelung des Anteilverhältniſſes war der Grund— 
beſitzer ſchon nach dem ABG. in deſſen urſpr. Faſſung überhoben, 
da die beteiligten Bergwerksbeſitzer gegenüber dem Grundbeſitzer zu 
gleichen Teilen hafteten. Durch die Nov. vom 7. Juli 1902 iſt 
an Stelle dieſer Haftung im Intereſſe weiterer Erleichterung der 
Rechtsverfolgung die geſamtſchuldneriſche Haftung der Be— 
ſitzer der als Schädiger ermittelten Bergwerke geſetzt worden. Das 
Geſamtſchuldverhältnis regelt ſich nach den 8s 421 bis 432 BGB. 
Der Grundbeſitzer kann danach von jedem der beteiligten Berg⸗ 
werksbeſitzer die volle Entſchädigung oder einen Teil, im ganzen 
aber die Entſchädigung nur einmal fordern. Unter ſich haften 
die beteiligten Bergwerksbeſitzer zu gleichen Teilen, ſofern nicht 
hinſichtlich der Teilnahme an der Schädigung ein anderes Teil- 
nahmeverhältnis nachgewieſen iſt. Die Rechtslage des Grund⸗ 
beſitzers iſt hierdurch inſofern verbeſſert, als einerſeits für ſeinen 
Zweck regelmäßig die Ermittelung eines Schädigers genügt und 
anderſeits der aus der Vermögensloſigkeit eines Schädigers ent- 
ſpringende Nachteil nicht den Grundbeſitzer, ſondern die anderen 
Bergwerksbeſitzer trifft. 

Haftet für den Erſatz eines Schadens neben einem Berg- 
werksbeſitzer ein Nichtbergwerksbeſitzer, weil er ſchuldhaft den 
Schaden mitverurſacht hat, ſo regelt ſich das Verhältnis nach dem 
allgemeinen Recht. Es handelt ſich dann um zwei Verpflichtungen 
aus verſchiedenen Rechtsgründen. Iſt die Verpflichtung beider 
Schädiger inhaltlich gleich, jo haften ſie gemäß $ 431 BGB. als 
Geſamtſchuldner, iſt ſie verſchieden, ſo haftet jeder beſonders. 
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5. Urſache und urſüchlicher Zuſammenhang. 


Die Schadenserſatzpflicht tritt nur ein, wenn der Schaden 
durch „den unterirdiſch oder mittels Tagebaus geführten 
Betrieb des Bergwerks“ verurſacht iſt. Durch dieſe Faſſung 
iſt die Haftung auf die unmittelbar der Gewinnung und Förderung 
des Minerals dienenden Vorrichtungen und Arbeiten, den eigent— 
lichen Bergwerksbetrieb, beſchränkt. Sie erſtreckt ſich nicht auf 
Schäden, die durch den Betrieb der Tagesanlagen, Aufbereitungs- 
anſtalten, zugehörigen Betriebsanſtalten, Grubenbahnen! und der 
dabei benutzten Maſchinen und Dampfkeſſel entſtehen (Zuführung 
von Rauch und Ruß, Exploſion eines Keſſels). Das Niederbringen 
eines Schachtes, das Aufſchütten von Halden, die Ableitung von 
Grubenwäſſern ſind dagegen zum eigentlichen Bergwerksbetriebe 
zu rechnen!). 

Zwiſchen dem Bergwerksbetrieb und dem Schaden muß ein 
urſächlicher Zuſammenhang beſtehen. Ob dies im einzelnen 
Falle zutrifft, iſt eine vom Gerichte zu entſcheidende, oft ſchwierige 
Tatfrage. Der urſächliche Zuſammenhang wird dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daß auch andere Umſtände (z. B. natürliche Schlotten) 
mitgewirkt haben. Nur wenn die Naturkraft auch ohne den 
Bergwerksbetrieb die gleiche Wirkung verurſacht hätte, fehlt ein 
urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen dem Schaden und dem Berg- 
werksbetriebe. 

6. Entſchüdigung !). 

Der Bergwerksbeſitzer iſt verpflichtet „vollſtändige Ent— 
ſchädigung“ zu leiſten. Was hierunter zu verſtehen und in 
welcher Weiſe die Entſchädigung zu leiſten iſt, beſtimmt ſich nach 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen (jetzt $ 249 — 255 BGB.). Der 
Grundbeſitzer kann danach in erſter Linie Herſtellung des früheren Zu⸗ 
ſtandes d. h. des (wirtſchaftlichen) Zuſtandes verlangen, der beſtehen 
würde, wenn die Beſchädigung des Grundſtücks nicht eingetreten 
wäre. Statt der Wiederherſtellung kann der Grundbeſitzer aber 
auch den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen (kacultas 
alternativa). Auf die Forderung einer Geldentſchädigung iſt er 


1) RG. Z. f. B. 52 526. 
2) RG. Z. f. B. 27 369, 43 223. 
3) Holländer, Die Entſchädigung für Bergbauſchäden, 1913. 
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beſchränkt, ſoweit die Herſtellung nicht oder nur mit unverhält⸗ 
nismäßigen Aufwendungen möglich oder zu ſeiner Entſchädigung 
nicht genügend iſt. 

Die Entſchädigung wird regelmäßig durch Zahlung eines 
Kapitals (nicht einer Rente) geleiſtet!). Insbeſondere kann, wenn 
ein Grundſtück wegen der ihm durch den Bergbau drohenden Gefahr 
nicht mehr als Bauſtelle dienen kann, ſofort der Erſatz der durch 
die Entziehung der Bauplatzeigenſchaft eintretenden Wertver— 
minderung verlangt werden. 

Eine Pflicht des Bergwerksbeſitzers zur Sicherſtellung des 
Schadenserſatzes beſteht nicht. 

Die Entſchädigung fällt fort oder mindert ſich, wenn bei der 
Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten 
mitgewirkt hat ($ 254 BGB.). Als ein Verſchulden wäre nicht 
ohne weiteres der Fall anzuſehen, daß der Grundbeſitzer auf 
jeinem durch den Bergbau gefährdeten Grundſtück ein Gebäude auf- 
führt und dadurch den Umfang der Schadenserſatzverbindlichkeit des 
Bergwerksbeſitzers vergrößert. Indeſſen iſt dieſer Fall in $ 150 
Abſ. 1 ABG. dem Falle des Verſchuldens entſprechend behandelt, 
indem beſtimmt iſt, daß ein Anſpruch auf Erſatz des Schadens 
an Gebäuden oder anderen Anlagen (auch Erweiterungsbauten, 
aber nicht Reparaturbauten) nicht beſteht, „wenn ſolche Anlagen 
zu einer Zeit errichtet worden ſind, wo die ihnen durch den 
Bergbau drohende Gefahr dem Grundbeſitzer bei Anwendung 
gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht unbekannt bleiben konnte.“ Der 
Anſpruch des Grundbeſitzers geht in einem ſolchen Falle, ob er 
gebaut oder nicht gebaut hat, nicht über den Erſatz des Minder— 
werts des Grundſtücks hinaus, der durch die Entziehung der Bau— 
platzeigenſchaft eingetreten iſt. Zur Erteilung einer Auskunft über 
die Bauſicherheit eines Grundſtücks iſt der Bergwerksbeſitzer nicht 
verpflichtet. Dagegen bleibt es ihm unbenommen, den Grund— 
beſitzer vor dem Bau zu warnen. Iſt eine „begründete“ d. h. 
objektiv begründete und mit dem Hinweis auf eine beſtimmte 
Gefahr verſehene Warnung?) rechtzeitig, d. h. vor Beginn der 
Bauausführung erfolgt, ſo wird ſie der Grundbeſitzer beachten 
müſſen, wenn er ſich nicht der Außerachtlaſſung der gewöhnlichen 

) RG. 3. f. B. 52 521. 

2) RG. 23. Okt. 1912, 3. f. B. 54 271. 
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Aufmerkſamkeit ſchuldig machen will. Auch andere Tatſachen, wie 
Riſſe und Senkungen des Grundſtücks, ein Bergſchadenprozeß 
des Rechtsvorgängers, Beſchädigungen der Nachbargebäude, müſſen 
den Grundbeſitzer in der Regel beſtimmen, den Bau zu unter⸗ 
laſſen. Hat der Erbauer des Hauſes die erforderliche Aufmerk— 
ſamkeit außer acht gelaſſen, ſo lebt bei einer Veräußerung des 
Grundſtücks der Erſatzanſpruch nicht etwa in der Perſon des neuen 
Eigentümers auf). | 

Selbſtverſtändlich beſteht, wie im § 150 Abſ. 2 ausdrücklich 
hervorgehoben iſt, kein Schadenserſatzanſpruch, wenn die Abſicht, 
Gebäude oder andere Anlagen zu errichten, nur kundgegeben 
wird, um eine Vergütung zu erzielen. 


7. Rechte der Hypotheken-, Grundſchuld. und Nentenſchuldgläubiger. 


Nach § 148 Abſ. 2 ABG. wird den Hypotheken-, Grund— 
ſchuld⸗ und Rentenſchuldgläubigern im Falle des Berg— 
ſchadens eine beſondere Entſchädigung nicht gewährt. 
Durch dieſe durch Art. 37 Z. XI AG. z. BGB. dem ABG. ein- 
gefügte Beſtimmung iſt die frühere Streitfrage, ob die genannten 
Gläubiger ſich unmittelbar an den Bergwerksbeſitzer halten können, 
in verneinendem Sinne entſchieden. Das hat die Wirkung, daß 
die Rechtsſtellung der Realgläubiger eines Grundſtücks ſich nun⸗ 
mehr wie folgt regelt ). 

Tritt ein Bergſchaden an dem Grundſtück ſelbſt ein, ſo kann 
der Bergwerksbeſitzer mit Wirkung gegen die Realgläubiger erſt 
zahlen, wenn er oder der Grundeigentümer den Eintritt des 
Schadens dieſen Gläubigern angezeigt hat und ſeit dem Empfange 
dieſer Anzeige ein Monat verſtrichen iſt. Die Gläubiger können 
bis zum Ablauf dieſer Friſt der Zahlung der Entſchädigung 
an den Grundbeſitzer widerſprechen. Die Anzeige darf unter- 
bleiben, wenn ſie untunlich iſt; in dieſem Falle wird der Monat von 
dem Zeitpunkt an berechnet, in welchem die Entſchädigungsſumme 
fällig wird. Im Falle rechtzeitigen Widerſpruchs hat der Berg— 
werksbeſitzer an Grundeigentümer und Realgläubiger gemeinſam 

1) RG. 22. Dez. 1894, Z. f. B. 36 347. 

2) Art. 67 Abſ. 2, 52, 53 EG. z. BGB. $$ 1128, 1123 Abſ. 2 Satz 1, 
1124 Abſ. 1,3 BGB. 
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zu zahlen oder die Entſchädigungsſumme zu hinterlegen. Auch 
kann in dieſem Falle ein Verteilungsverfahren gemäß §§ 105ff. 
3G. herbeigeführt werden. 

Handelt es ſich nicht um eine Beſchädigung des Grundſtücks 
ſelbſt, ſondern nur um eine Beſchädigung von Früchten oder Zu- 
behör, ſo hat der Realgläubiger nur das Recht der Beſchlag— 
nahme der Schadenserſatzforderung innerhalb eines Jahres nach 
Eintritt der Fälligkeit. Solange die Beſchlagnahme nicht erwirkt 
iſt, kann der Bergwerksbeſitzer mit befreiender Wirkung an den 
Grundeigentümer zahlen. 

Die Verſchiedenheit der beiden Fälle iſt darin begründet, daß 
der Entſchädigungsanſpruch wegen Beſchädigung des hypothekariſch 
belaſteten Grundſtücks bei ſeinem Entſtehen ſofort Gegenſtand des 
Hypothekenrechts wird und kraft der Hypothek dem Hypotheken⸗ 
gläubiger haftet, während in dem zweiten Falle die Haftung erſt mit 
der Beſchlagnahme eintritt. Die im zweiten Falle geltenden Grund— 
ſätze ſind die der Haftung einer gewöhnlichen Verſicherungsforderung, 
die im erſten Falle geltenden die der Haftung einer Gebäudever- 
ſicherungsforderung. 

8. Verjährung. 

Grund und Umfang eines Bergſchadens laſſen ſich längere 
Zeit nach ſeiner Entſtehung in der Regel nur noch ſchwer auf— 
klären. Daher gilt für die Forderung aus Bergſchäden eine nur 
dreijährige Verjährungsfriſt. Ihr Lauf beginnt aber nicht 
mit dem Eintritt des Schadens, ſondern erſt, nachdem das Daſein 
und der Urheber des Schadens zur Wiſſenſchaft, d. h. zur ſicheren 
Kenntnis des Geſchädigten gelangt ſind. Verſchuldete Unkenntnis 
ſteht der Kenntnis nicht gleich. 

Bei fortlaufenden Beſchädigungen begründet jeder neu in die 
Erſcheinung tretende Schaden eine neue Verpflichtung, die für 
ſich verjährt. 

B. Zwangsgrundabtretung (Enteignung) !). 
1. Allgemeines. 


Der Bergwerkseigentümer hat nach § 54 ABG. die Befugnis, 
auch über Tage die zur Aufſuchung und Gewinnung des Minerals 


1) 85 54, 64 und Tit. 5. Abſchn. 1 (88 135147) ABG. 
Weſthoff, Bergbau und Grundbeſitz, 1906, II. Teil. Voelkel, Die 
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erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Hieraus ergibt ſich ein 
Widerſtreit zwiſchen Bergwerkseigentum und Grundeigentum, der 
im $ 64 dadurch gelöſt wird, daß dem Bergwerkseigentümer die 
Befugnis gegeben wird, die Abtretung des zu ſeinen bergbau⸗ 
lichen Zwecken erforderlichen Grund und Bodens zu ver— 
langen. Dieſe Bevorzugung des Bergwerkseigentums entſpricht 
einem von alters her anerkannten Rechtsgrundſatz. Sie rechtfertigt 
ſich einerſeits dadurch, daß dem Bergwerkseigentum ohne dieſe 
Nebenbefugnis in der Regel die Möglichkeit der Ausübung verſagt 
wäre, anderſeits durch die überwiegende wirtſchaftliche Bedeutung 
des Bergbaues. Da das Recht auf Grundabtretung unmittelbar aus 
dem Geſetz entſpringt, liegt es nahe, das Rechtsverhältnis unter 
dem Geſichtspunkte einer geſetzlichen Eigentumsbeſchränkung 
und den Zwangsakt zur Herbeiführung der Grundabtretung nicht 
als einen Fall der Enteignung anzuſehen !), zu deren Weſen ein im 
öffentlichen Intereſſe in die Rechtsordnung eingreifender ſtaatlicher 
Verwaltungsakt gehört. Seinem äußeren Aufbau nach iſt aller⸗ 
dings das Zwangsverfahren dem Enteignungsverfahren verwandt 
und daher die Bezeichnung „bergrechtliches oder berggeſetzliches 
Enteignungsverfahren“ üblich. Jedenfalls aber finden darauf die 
Vorſchriften des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 nach 
deſſen ausdrücklicher Beſtimmung ($ 54) keine Anwendung!). 
Weſentlich iſt, daß das Recht auf Grundabtretung unmittelbar 
aus dem Geſetz entſpringt und die Tätigkeit der Enteignungs⸗ 
behörden lediglich dem Zwecke dient, den (zunächſt abſtrakten) 
Inhalt dieſes Rechts in eine konkrete Form überzuführen und das 
Recht zu verwirklichen. Einer Königlichen Verordnung oder eines 
ſonſtigen Verwaltungsaktes bedarf es zur Schaffung des Ent⸗ 
eignungsrechts des Bergwerksbeſitzers nicht. Daher ſpielt auch 
das öffentliche Wohl, das nach dem Enteignungsgeſetz vom 11. Juni 
1874 die Vorausſetzung der Verleihung des Enteignungsrechts iſt, 
hier nicht die gleiche Rolle. Die bergrechtliche Enteignung iſt 
nicht von der Feſtſtellung eines poſitiven öffentlichen Intereſſes 
im einzelnen Falle abhängig, vielmehr wirkt dieſes nur unter 


bergrechtliche Zwangsgrundabtretung, Z. f. B. 51 45ff., 391 ff. Gottſchalk, 
Die Grundlagen der Enteignung nach dem ABG., Glückauf 1912 und 1913. 
1) Anders die überwiegende Meinung. 
2) Weder unmittelbar noch mittelbar, a. M. Gottſchalk. 
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Umſtänden negativ, inſofern als die Grundabtretung verſagt wird, 
wenn überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes entgegen⸗ 
ſtehen ($ 136 Abſ. 1). Eine weitere Verſchiedenheit gegenüber 
dem allgemeinen Enteignungsverfahren liegt darin, daß der berg- 
rechtliche Enteignungsbeſchluß nur für die Parteien des Verfahrens 
und ihre Rechtsnachfolger Rechtswirkungen äußert und nicht eine 
allgemeine Neuregelung der privatrechtlichen und öffentlich-recht⸗ 
lichen Verhältniſſe des enteigneten Grundſtücks bewirkt. Die auf 
dem Gebiete des allgemeinen Enteignungsrechts ſtreitige Frage, 
ob die Enteignung einen Zwangskauf darſtellt, iſt auch für das 
bergbauliche Enteignungsrecht aufgeworfen worden. Sie iſt zu 
verneinen und anzunehmen, daß die bergbauliche Enteignung weder 
einen Zwangskauf!) noch einen ſonſtigen Vertrag, ſondern einen 
obrigkeitlichen Akt darſtellt, durch den privatrechtliche 
Rechte und Pflichten feſtgeſtellt oder geſchaffen werden. 


2. Gegenſtand und Umfang. 


Gegenſtand der Enteignung iſt regelmäßig ein fremdes Grund— 
ſtück, unter beſonderen Umſtänden aber auch ein fremdes Recht 
an einem eigenen Grundftüd?) oder ein fremdes Recht auf ein 
eigenes Grundſtücks) des Bergwerksbeſitzers. Bergwerkseigentum 
kann nicht enteignet werden. 

Ein auf dem Grundſtück eingetragenes Vorkaufsrecht hindert 
die Enteignung ebenſowenig wie eine Vereinbarung des Grund— 
beſitzers mit einem Dritten, wodurch dieſem ein ausſchließliches 
Nutzungsrecht eingeräumt iſt. Auch Grundſtücke, die einem anderen 
Bergwerksbeſitzer gehören oder als Gegenſtand des Grundeigen— 
tümerbergbaues in Betracht kommen, können enteignet werden, 
vorausgeſetzt daß ſie nicht von dem anderen für Betriebszwecke 
gebraucht werden, für die ihm ſelbſt das Enteignungsrecht zuſtehen 
würde. Offentliche Grundſtücke ſind nur ſoweit der Enteignung 
entzogen, als das öffentliche Intereſſe entgegenſteht. 


1) So Weſthoff. 

2) Wenn z. B. eine auf dieſem ruhende Dienſtbarkeit die Benutzung für 
den Bergbau hindern würde. RekB. 13. Febr. 1906; 3. f. B. 47 285. 

3) Wenn z. B. die Benutzung eines verpachteten Grundſtücks vor Ablauf 
der Pachtzeit notwendig wird (zweifelhaft). 
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Die bergrechtliche Enteignung richtet ſich, abweichend vom 
allgemeinen Enteignungsrecht, in erſter Linie nicht auf den Erwerb 
des Eigentums an dem Grundſtücke, ſondern nur auf den Erwerb 
eines Nutzungsrechts oder Mitnutzungsrechts an dieſem. Steht 
es demnach nicht in der Macht des Bergwerksbeſitzers, wider den 
Willen des Grundeigentümers das Eigentum zu erwerben, ſo gibt 
anderſeits das ABG. nach dem Vorgange des franzöſiſchen Rechts 
dem Grundeigentümer (nicht jedem Grundbeſitzer) in drei 
Fällen das Recht, zu verlangen, daß der Bergwerksbeſitzer 
das Eigentum an dem Grundſtück erwirbt, und zwar: 


a) wenn bei Rückgabe des Grundſtücks nach beendeter Be⸗ 
nutzung deſſen Wert durch die Benutzung vermindert iſt 

($ 137 Abſ. 2); 

b) wenn feſtſteht, daß die Benutzung des Grundſtücks länger 

als drei Jahre dauern wird ($ 138); 

c) wenn die Benutzung nach Ablauf von drei Jahren noch 

fortdauert ($ 138). 

Der praktiſch häufigſte Fall zu b liegt im Rahmen des Ent- 
eignungsverfahrens, deſſen Ziel ſich in dieſem Falle infolge des 
Antrages!) des Grundeigentümers ändert. Die Fälle zu a und c 
können erſt nach Abſchluß des Enteignungsverfahrens eintreten. 
In dieſen Fällen findet ein neues Zwangs verfahren mit 
umgekehrten Parteirollen ſtatt. 


3. Berechtigte und Verpflichtete. 

Berechtigt zu dem Anſpruch auf Grundabtretung iſt nach 
§ 1352) der Bergwerksbeſitzer (z. B. auch der Bergwerkspächter). 
Die Anſicht, daß an dieſer Geſetzesſtelle ebenſo wie im § 148 
unter Bergwerksbeſitzer der Bergwerkseigen tümer zu verſtehen 
ſei, iſt zwar aufgetaucht, hat aber die überwiegende Meinung und 
in dieſem Falle auch das RG.s) gegen ſich. Verpflichtet zur 
Grundabtretung iſt der Grundbeſitzer, er ſei Eigentümer oder 


1) Der Antrag kann in der Rekursinſtanz nur im Einverſtändnis mit dem 
Bergwerksbeſitzer geſtellt werden (RekB., Z. f. B. 47 566). Er iſt unwiderruflich 
(RekB., Z. f. B. 47 466). 

2) Im 8 64 iſt der „Bergwerkseigentümer“ genannt, jedoch iſt $ 135 die 
ausſchlaggebende Beſtimmung. 

3) Z. f. B. 51 160. 
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Nutzungsberechtigter. Wer als nutzungsberechtigter Beſitzer an- 
zuſehen iſt, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts (F 854, 100 BGB.). Zur Abtretung verpflichtet kann 
danach neben dem Eigentümer fein: der Nießbraucher, der Erb- 
bauberechtigte, der zu einer Grunddienſtbarkeit oder beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit Berechtigte, dagegen nicht der Hypotheken-, 
Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldgläubiger, der Reallaſtberechtigte, 
der Vorkaufsberechtigte. Beſtritten iſt die Stellung des Mieters 
und Pächters. Gegen wen im einzelnen Falle der Anſpruch zu 
richten iſt, beſtimmt ſich danach, welches Nutzungsrecht oder welche 
Nutzungsrechte der Nutzung durch den Bergwerksbeſitzer weichen 
ſollen. 


4. Vorausſetzungen. 


Die Grundabtretung kann nur verlangt werden, wenn „für 
den Betrieb des Bergbaues, und zwar zu den Grubenbauen 
ſelbſt, zu Halden-, Ablage- und Niederlageplätzen, Wegen, Eiſen⸗ 
bahnen, Kanälen, Maſchinenanlagen, Waſſerläufen, Teichen, Hilfs— 
bauen, Zechenhäuſern und anderen für Betriebszwecke beſtimmten 
Tagegebäuden, Anlagen und Vorrichtungen, zu Aufbereitungs- 
anſtalten, ſowie zu Solleitungen und Solbehältern die Benutzung 
eines fremden Grundſtücks notwendig“ iſt (§ 135). Unter den 
aufgeführten Anlagen befinden ſich auch ſolche, die den Betriebs 
zwecken des Bergwerks zu dienen beſtimmt ſind, ohne Beſtandteile 
des Bergwerks zu ſein und der bergpolizeilichen Aufſicht zu unter- 
ſtehen (Wege, Kanäle, Waſſerläufe, Teiche). Dieſe Vorausſetzungen 
ſind daher auch bei den „anderen für Betriebszwecke beſtimmten 
Tagegebäuden, Anlagen und Vorrichtungen“ nicht zu fordern. 
Hierunter ſind nicht nur die zum Bergwerke „zugehörigen Betriebs— 
anſtalten“ (Röſtöfen, Brikettfabriken, Grubenbahnen uſw.), ſondern 
auch alle ſonſtigen Anlagen zu verſtehen, die der Bergwerksbeſitzer 
zum Zwecke der Zuführung der Betriebskraft und der Betriebs⸗ 
materialien ſowie des Abſatzes der Bergwerkserzeugniſſe betreibt 
oder betreiben will (z. B. Starkſtromleitungen), dagegen nicht 
Hüttenwerke, Salinen (im eigentlichen Sinne vgl. S. 97), Chlor- 
kaliumfabriken, Paraffinfabriken, in der Regel auch nicht Wohn— 
gebäude für Beamte und Arbeiter. 

Die Grundabtretung kann nur verlangt werden, wenn für 
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den Betrieb des Bergbaues die Benutzung eines fremden Grund— 
ſtückes notwendig iſt. Um eine Benutzung handelt es ſich nicht, 
wenn die Abſicht des Bergwerksbeſitzers darauf gerichtet iſt, 
Beſtandteile eines Grundſtücks (Holz, Steine, Lehm, Sand)!) zu 
gewinnen. Im übrigen kann es ſich ſowohl um eine ausſchließ— 
liche Benutzung als auch, wenn der Betriebszweck eine ſolche nicht 
erfordert, nur um Mitbenutzung handeln. Der letztere Fall bildet 
bei Wegen und Waſſerläufen?) die Regel. 

Wird ein Grundſtück von einer Drahtſeilbahn überſpannt, 
ſo iſt die ganze überſpannte Fläche als benutzt anzuſehen, ſofern 
der Grundeigentümer an der Ausſchließung des Eingriffs in den 
Luftraum ein Intereſſe hat. Der Bergwerksbeſitzer iſt daher auch 
beim Vorliegen der ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen ver⸗ 
pflichtet, die überſpannte Fläche zu Eigentum zu erwerbenz). 

Die Benutzung eines fremden Grundſtücks muß ferner für 
den Betrieb des Bergbaues notwendig ſein. Das iſt nur dann 
der Fall, wenn ſowohl die Anlage ſelbſt, zu der das Grundſtück 
benutzt werden ſoll, als auch die Benutzung gerade des begehrten 
Grundſtücks zu der Anlage notwendig iſt. Über das Vorhanden— 
ſein beider Vorausſetzungen haben die Enteignungsbehörden zu 
entſcheiden. Die Notwendigkeit muß aber keine abſolute ſein, 
vielmehr genügt es nach feſtſtehender Praxis der Enteignungs⸗ 
behörden, „daß die Herſtellung der beabſichtigten Anlagen nach 
den Grundſätzen einer techniſch und wirtſchaftlich regelrechten 
Betriebsführung an dem dazu auserſehenen Platze erfolgen muß 
oder doch dort am zweckmäßigſten erfolgt und an dieſem Platze 
die Verwendung des in Anſpruch genommenen Grund und 
Bodens erheiſcht“)). 

Eine Pflicht zur Grundabtretung beſteht ausnahms— 
weiſe nicht: 

a) Hinſichtlich des mit Wohn-, Wirtſchafts⸗ oder Fabrikgebäuden 
bebauten Grund und Bodens und der damit in Ver— 
bindung ſtehenden eingefriedigten Hofräume (§ 136 Abſ. 2). 
Die Bebauung oder Einfriedigung muß aber ſtattgefunden 


1) RekB. 23. Okt. 1901; 3. f. B. 43 117ff. 
2) Wegen dieſer vgl. des näheren S. 141 ff. 
3) RekB. 20. Mai 1903; Z. f. B. 44 373 (entgegen der früheren Praxis). 
4) RekB., Z. f. B. 37 507, 38 488, 39 245. 
9 * 
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haben, bevor das Verlangen nach Grundabtretung geltend 
gemacht wird. Gärten und Parkanlagen ſind von der Ent⸗ 
eignung nicht ausgeſchloſſen. 

b) Wenn der Grundbeſitzer auf Grund eines beſonderen 
Rechtstitels von der Abtretungspflicht befreit iſt ($ 145 
Abſ. 2). 

Ein ſolcher beſonderer Rechtstitel beſteht z. B., wenn 
zwiſchen den Beteiligten ausdrücklich vereinbart iſt, daß ein 
Grundſtück nicht enteignet werden dürfe. 

c) Wenn überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes 
der Grundabtretung entgegenſtehen. Ob dies der Fall iſt, iſt 
von den Enteignungsbehörden von Amtswegen feſtzuſtellen !). 
Weil öffentliche Intereſſen entgegenſtehen, wird z. B. regel⸗ 
mäßig die Abtretung von Grundſtücken, auf denen öffent⸗ 
liche Gebäude ſtehen, öffentlichen Plätzen und Straßen, 
Eiſenbahnen, Schiffahrtkanälen, Friedhöfen zu verſagen ſein. 
Handelt es ſich um öffentliche Intereſſen, die nicht der 
Grundabtretung als ſolcher entgegenſtehen, ſondern erſt 
durch die beabſichtigte Benutzung des abzutretenden Grund⸗ 
ſtücks berührt werden (Gemeinſchädlichkeit des auf dieſem 
geplanten Betriebes), ſo iſt die Grundabtretung zwar eben— 
falls zu verſagen, oder aus einem anderen Grunde und 
zwar deshalb, weil ein von vornherein als polizeilich unzuläſſig 
anzuſehender Betrieb keine Ausſicht auf Verwirklichung hat 
und daher auch nicht die Notwendigkeit der Grundabtretung 
begründet. 


5. Verfahren. 

Enteignungsbehörden erſter Inſtanz ſind das Ober— 
bergamt und der Bezirksausſchuß ($ 142 ABG., § 150 Abſ. 2 
ZuſtG.). Die Leitung des Verfahrens liegt in der Hand des 
OBBA., jedoch iſt bei allen fachlichen Entſcheidungen, auch bei der 
Zurückweiſung eines unzuläſſigen Enteignungsantrages, die Mit⸗ 
wirkung des Bezirksausſchuſſes erforderlich. Die örtliche Zu— 
ſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes beſtimmt ſich nach der Lage des 


1) Die Enteignungsbehörden haben aber keine ſelbſtändigen polizeilichen 
Befugniſſe. Sie ſind an die Entſcheidungen der zuſtändigen Polizeibehörden, 
die nötigenfalls zu dem Verfahren zuzuziehen find, gebunden (a. M. Weſthoff). 
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abzutretenden Grundſtücks ($$ 57, 58 LVG.), die örtliche Zu- 
ſtändigkeit des OBG., wie angenommen wird, nach der Lage des 
Bergwerks. 

Enteignungsbehörden zweiter Inſtanz ſind nach § 145 
„die betreffenden Reſſortminiſter“, d. h. regelmäßig der Handels- 
miniſter und der Land wirtſchaftsminiſter. 

Das Verfahren wird eingeleitet durch einen von dem Berg⸗ 
werksbeſitzer!) an die Enteignungsbehörden gerichteten Antrag’). 
Bei Stellung des Antrags iſt der Nachweis zu führen, daß der 
Verſuch einer gütlichen Einigung zwiſchen den Beteiligten 
erfolglos geblieben iſt. 

Erſcheint der Antrag ſeinem Inhalte nach unbegründet, ſo 
wird er ohne weiteres durch Beſchluß der Enteignungsbehörden 
zurückgewieſen. Iſt das nicht der Fall, ſo wird, nötigenfalls nach 
Anhörung des Gegners, ein Termin an Ort und Stelle an— 
beraumt, in dem die Verhältniſſe durch Kommiſſare der beiden 
entſcheidenden Behörden unterſucht werden. Der Ortstermin dient 
regelmäßig auch zur Anhörung der Parteien und zur Ermittelung 
der vom Antragſteller zu leiſtenden Entſchädigung und Kaution. 
Bei dieſer Ermittelung wirken Sachverſtändige mit und zwar iſt 
jeder Teil befugt, einen ſolchen zu bezeichnen. Die Kommiſſare 
können, was regelmäßig geſchieht, einen dritten Sachverſtändigen 
zuziehen (§ 143). Eine Vereidigung der Sachverſtändigen findet 
nicht ſtatt. 

Iſt die Sache ſpruchreif und der Enteignungsantrag be— 
gründet, ſo erlaſſen die Enteignungsbehörden gemeinſchaftlich den 
Enteignungsbeſchluß, der, auf Abtretung zur Nutzung oder 
auf Abtretung zu Eigentum gerichtet ſein kann und die Gegen— 
leiſtungen des Antragſtellers ſowie die etwaigen ſonſtigen Be— 
dingungen der Grundabtretung feſtzuſtellen hat (88 142, 144). 


1) Der Antrag hat vom Grundeigentümer auszugehen, wenn dieſer nach 
beendeter Benutzung oder nach dreijähriger Fortdauer der Benutzung des Grund- 
ſtücks den Anſpruch erhebt, daß der Bergwerksbeſitzer das Eigentum an dem 
Grundſtück erwirbt. Im übrigen unterliegt das in ſolchen Fällen anzuwendende 
Verfahren im weſentlichen den gleichen formellen Regeln. 

2) Der Antrag muß nach den Grundſätzen der Praxis beſtimmte An- 
gaben enthalten und mit beſtimmten Anlagen verſehen ſein (vgl. Kloftermann- 
Thielmann S. 390, 391). 
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Rechtsbehelfe gegen den Enteignungsbeſchluß ſind der 
Rekurs an die zuſtändigen Miniſter und die Klage im ordent- 
lichen Rechtswege. Die Erhebung der letzteren iſt an eine be- 
ſtimmte Friſt nicht gebunden. Gewiſſe Beſtimmungen des Be⸗ 
ſchluſſes können nur mit dem Rekurs, andere nur im ordentlichen 
Rechtswege, noch andere mit beiden Rechtsbehelfen angefochten 
werden. Im letzteren Falle kann die Zivilklage ſowohl unmittelbar 
gegen den Enteignungsbeſchluß als auch nach vorheriger Beſchreitung 
des Rekursweges gegen den Rekursbeſcheid gerichtet werden. Nur 
der ordentliche Rechtsweg iſt zugelaſſen gegenüber der Feſtſetzung 
der Entſchädigung und Sicherheitsleiſtung, ſowohl der Rechtsweg 
als auch der Rekurs, ſoweit es ſich um die Befreiung von der 
Verpflichtung zur Grundabtretung aus privaten Gründen (§ 136 
Abſ. 2, 145 Abſ. 2) oder um die Verpflichtung zum Eigentums⸗ 
erwerbe handelt. Im übrigen findet nur der Rekurs ſtatt 
($ 145). 

Verweigert der Grundbeſitzer entgegen dem Enteignungs⸗ 
beſchluß die Abtretung ſeines Grundſtücks, ſo kann nach Annahme 
der Praxis der Bergwerksbeſitzer durch Kommiſſare der Ent— 
eignungsbehörden in den Beſitz des Grundſtücks eingewieſen 
werden, vorausgeſetzt, daß die Entſchädigung gezahlt oder bei ver- 
weigerter Annahme hinterlegt und die Sicherheit geleiſtet iſt 
($ 146). Die Vollſtreckung des Enteignungsbeſchluſſes wird auch 
dadurch nicht gehindert, daß der Grundbeſitzer dagegen wegen 
der Höhe der Entſchädigung und Sicherheitsleiſtung den Rechts⸗ 
weg beſchreitet. 

Die Beſitzeinweiſung kann im Intereſſe der ſchnellen Rechts— 
verwirklichung geboten ſein, obwohl nach der gegenwärtigen Lage 
des Grundbuchrechts anzunehmen iſt, daß der Enteignungsbeſchluß 
nicht nur perſönliche Rechte und Pflichten ſchafft, ſondern auch 
dingliche Wirkungen äußert. Es überwiegt zurzeit die Meinung, 
daß das dingliche Nutzungsrecht ohne weiteres mit dem Eintritt 
der Rechtskraft des Beſchluſſes entſteht, daß dagegen bei Ab- 
tretung zu Eigentum der Eigentumsübergang erſt mit der Ein- 
tragung im Grundbuch eintritt, daß es aber hierzu der Auf— 
laſſung nicht bedarf, vielmehr die Eintragung auf Grund des 
rechtskräftigen Enteignungsbeſchluſſes und des Nachweiſes der 
Zahlung oder Hinterlegung des Entſchädigungsbetrages auf Antrag 
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des Bergwerksbeſitzers ohne weiteres vom Grundbuchamt vor⸗ 
zunehmen iſt!). 

Die Koſten des Verfahrens, zu dem die Koſten etwa zu— 
gezogener Anwälte nicht gehören, hat für die erſte Inſtanz der 
Bergwerksbeſitzer, für die Rekursinſtanz der unterliegende Teil zu 
tragen. 

Ein Wechſel im Beſitze des Bergwerks oder Grundſtücks iſt 
auf den Fortgang des Verfahrens ohne Einfluß (ftreitig). 


6. Das entſtehende Nechts verhältnis. 

Das durch die Enteignung begründete Rechtsverhältnis iſt 
verſchieden je nach dem die Abtretung des Grundſtücks zur 
Nutzung oder zu Eigentum erfolgt. Es regelt ſich in beiden 
Fällen nach den berggeſetzlichen Beſtimmungen. Die Vorſchriften 
des BGB. über Pacht oder Kauf kommen zur ergänzenden An⸗ 
wendung nur, ſoweit dies im Enteignungsbeſchluſſe beſtimmt wird. 

Das im erſteren Falle entſtehende Nutzungsrecht iſt ein 
beſonderes dingliches Recht ſpezifiſch bergrechtlichen Cha— 
rakters ?). Es ſteht dem jeweiligen Beſitzer desjenigen Bergwerks 
zu, zu deſſen Gunſten die Grundabtretung erfolgt iſt. Der Eintragung 
in das Grundbuch bedarf es zur Erhaltung ſeiner Wirkſamkeit 
gegen Dritte nicht (Art. 22 AG. z. BGB.). Auch erliſcht es nicht 
im Falle der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks (Art. 6 Abſ. 1 
AG. z. ZwVG.). Sein Inhalt beſtimmt ſich durch den in dem 
Enteignungsbeſchluſſe feſtgeſtellten Enteignungszweck. Eine Be⸗ 
nutzung zu anderen Zwecken kann der Grundbeſitzer im Wege 
der negatoriſchen Klage unterſagen. 

Während ſeines Beſtehens löſt das Nutzungsrecht die Ver— 
pflichtung des Berechtigten) aus, dem Grundeigentümer und 
den anderen Nutzungsberechtigten, in deren Rechtskreis die Enteignung 
eingreift, für die entzogene Nutzung jährlich im voraus vollſtändige 
Entſchädigung zu leiſten ($ 137 Abſ. 1). Bei Beſtimmung des 


) RG. 30. Dez. 1905; Z. f. B. 47 265; KG. 5. Juli 1906; 3. f. B. 
48 166. In der Literatur wird teils die Auflaſſung für erforderlich, teils 
auch die Eintragung für nicht erforderlich angeſehen. 

2) Weſthoff ſieht es als eine Grunddienſtbarkeit, im Falle der Grund⸗ 
abtretung zu Schürfzwecken als perſönliche Dienſtbarkeit an. 

3) Im Falle eines Beſitzwechſels des jeweiligen Bergwerksbeſitzers (ſtreitig). 
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Umfangs der entzogenen Nutzung ſind außer dem abgetretenen 
Grundſtück ſelbſt auf Verlangen des Grundbeſitzers nach $ 139 
Abſ. 1 auch übrigbleibende Teile in Betracht zu ziehen, die 
nicht mehr zweckmäßig benutzt werden können. Im übrigen iſt, 
wie im Falle des Bergſchadens auch der mittelbar entſtehende 
Schaden und der entgangene Gewinn, aber nicht ein Schaden 
zu erſetzen, der nicht Vermögensſchaden iſt (88 251 bis 253 BGB.). 
Für die Schadensberechnung iſt der Zuſtand und Wert des 
Grundſtücks zur Zeit der Abtretung maßgebend. 

Das Nutzungsrecht des Bergwerksbeſitzers erliſcht, wenn die 
Benutzung für den Zweck, dem die Grundabtretung dienen ſollte, 
endgültig aufhört, z. B. wenn der Bergwerksbetrieb ein geſtellt 
wird. Vorübergehende Unterbrechungen der Benutzung berühren 
den Beſtand des Rechtes nicht, ebenſowenig der Fortfall der 
Notwendigkeit der Benutzung. Das Erlöſchen des Nutzungsrechts 
verpflichtet den Bergwerksbeſitzer zur Rückgabe des Grundſtücks an 
den Grundbeſitzer. Iſt der Wert des Grundſtücks durch die Be— 
nutzung vermindert, ſo hat der Bergwerksbeſitzer den Minder— 
wert zu erſetzen (ſofern nicht der Grundeigentümer das Grund— 
ſtück zu Eigentum abtreten will). Für die Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung (nicht auch für die jährliche Entſchädigungszahlung) kann 
der Grundbeſitzer ſchon bei Abtretung des Grundſtücks oder 
auch nachher Sicherheitsleiſtung (vgl. 8s 232ff. BGB.) ver- 
langen. 

Durch die Abtretung zu Eigentum erlangt der Berg— 
werksbeſitzer das unbeſchränkte Eigentum an dem abgetretenen 
Grundſtück. Insbeſondere hat ſich der Grundeigentümer durch 
Stellung des Antrags auf Eigentumserwerb des Rechtes begeben, 
zu verlangen, daß das Grundſtück nur für den Zweck der Ent- 
eignung Verwendung findet. Der Bergwerksbeſitzer darf das 
abgetretene Grundſtück auch veräußern. Bildete dieſes indeſſen vor 
der Abtretung einen Teil eines anderen Grundſtücks, ſo ſteht dem 
Eigentümer dieſes Grundſtücks das Vorkaufsrecht zu ($ 141). Die 
vom Bergwerksbeſitzer zu leiſtende Entſchädigung beſteht in 
einer einmaligen Zahlung. Die Bemeſſung der Höhe richtet 
ſich auch in dieſem Falle nach den allgemeinen Grundſätzen des 
BGB. über den Schadenserſatz. Zugrundezulegen iſt der Wert 
des Grundſtücks zur Zeit der Abtretung, auch wenn der Abtretung 
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zur Nutzung die Eigentumsübertragung erſt ſpäter nachfolgt 
(ſtreitih)y. Unbenutzbar werdende Grundſtücksteile muß der Berg⸗ 
werksbeſitzer auf Verlangen des Grundeigentümers miterwerben 
($ 139 Abſ. 2). Sind die Reſtparzellen noch zweckmäßig benutzbar, 
ſo iſt nur die Wertverminderung, die ſie durch die Grundabtretung 
erleiden, zu erſetzen. 

Streitig iſt, welche Einwirkung die Enteignung auf die an 
dem Grundſtück beſtehenden dinglichen Rechte ausübt, ſoweit 
dieſe nicht Nutzungsrechte und daher auch nicht Gegenſtand der 
Enteignung ſind. Nach richtiger Anſicht findet eine unmittelbare 
Einwirkung auf dieſe Rechte (Hypotheken uſw.) überhaupt nicht 
ſtatt!). Auch bei Abtretung zu Eigentum gehen ſie nicht etwa 
unter, indeſſen ſind die Enteignungsbehörden in der Lage, unter 
entſprechender Bemeſſung der Entſchädigung dem Grundeigentümer 
die Beſchaffung eines freien Grundbuchblattes zur Pflicht zu 
machen. 

7. Gütliche Einigung. 

Ein Zwangsverfahren tritt nur dann ein, wenn ſich die Be— 
teiligten über die Grundabtretung nicht gütlich einigen können 
($ 142). Die gütliche Einigung iſt alſo der prinzipale Weg zur 
Herſtellung des in den § 135 ff. näher geregelten Rechtsverhält⸗ 
niſſes zwiſchen Bergwerksbeſitzer und Grundbeſitzer. Allerdings 
können die Einigungsverhandlungen auch dazu führen, daß der 
Bergwerksbeſitzer das Grundſtück mietet, pachtet oder kauft. In 
dem typiſchen Falle der gütlichen Einigung entſteht indeſſen nicht 
eines dieſer Rechtsverhältniſſe, vielmehr finden die S$ 135ff. ebenſo 
Anwendung, als wenn ein Zwangsverfahren ſtattgefunden hätte. 
Dies gilt namentlich hinſichtlich des Charakters und der Wirkung 
des Nutzungsrechts (vgl. Art. 22 AG. z. BGB.) ſowie des Rechts 
des Grundeigentümers, unter beſtimmten Vorausſetzungen zu ver⸗ 
langen, daß der Bergwerksbeſitzer das zunächſt nur zur Nutzung 
abgetretene Grundſtück zu Eigentum erwirbt. Die gleichen Rechts- 
wirkungen hat eine im Laufe des Zwangsverfahrens zuſtande— 
gekommene Einigung ). 

1) A. M. Weſthoff, Gottſchalk, KG. 23. April 1909: 3. f. B. 51 173. 

2) Iſt die Einigung auf Abtretung des Grundeigentums gerichtet, ſo iſt 


die Formvorſchrift in $ 313 BGB. zu beachten. Die Beurkundung durch Kom⸗ 
miſſare der Enteignungsbehörden genügt nicht. 
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8. Planmüßiges Zubruchbauen ). 

In der Mitte zwiſchen Benutzung und Beſchädigung der 
Tagesoberfläche liegt der Fall, daß die Gewinnung eines in ge— 
ringer Teufe anſtehenden Minerals (Braunkohle) ohne vollſtändiges 
Zubruchegehen der Tagesoberfläche unausführbar iſt. In dieſem 
Falle ſprechen Billigkeitggründe dafür, den Grundbeſitzer nicht 
lediglich auf die Geltendmachung von Schadenserſatzanſprüchen zu 
verweiſen, ſondern ſeine Verpflichtung zur Duldung des ſehr 
ſtarken Eingriffs in ſeine Rechte nur unter den für die Grund: 
abtretung geltenden Vorausſetzungen (vorherige Entſchädigung uſw.) 
anzuerkennen. Dementſprechend wird ſeit den achtziger Jahren 
in der Verwaltungspraxis?) angenommen, daß beim Braunfohlen- 
bergbau das planmäßige Zubruchebauen (ebenſo wie der Tagebau) 
einen Fall der Benutzung des Grundſtücks „zu den Grubenbauen 
ſelbſt“ darſtellt, und daß daher der Grundbeſitzer zur Abwehr des 
Eingriffs berechtigt iſt, ſofern der Bergwerksbeſitzer nicht das Recht 
dazu im Wege der gütlichen Einigung oder des berggeſetzlichen Ent- 
eignungsverfahrens erworben hat. Das RG.) hat ſich der Ver⸗ 
waltungspraxis für den Fall, daß „das Zubruchegehen der Ober— 
fläche (nicht bloß des Hangenden) als Mittel zum Zweck der 
Kohlengewinnung herbeigeführt wird“, angeſchloſſen. Eine 
feſte Grenze zwiſchen den Fällen, wo das Zubruchegehen der 
Oberfläche als Mittel zum Zwecke des Abbaues gewollt iſt, 
und denen, wo es als nicht gewollte, aber doch ſicher voraus⸗ 
geſehene Folge des Abbaues eintritt, läßt ſich kaum ziehen. Die 
Tatſache, daß die Benutzung des Grundſtücks durch Abſperrung 
im Sicherheitsintereſſe dem Eigentümer entzogen wird, iſt für 
ſich allein nicht ausſchlaggebend. 


Einverſtändnis beſteht darüber, daß, wenn ein Grundſtück 
planmäßig zubruchegebaut wird, ohne daß der Bergwerksbeſitzer 
das Recht zur Benutzung erworben hat, Schadenserſatz nach § 148 
zu leiſten iſt. 


1) Wegen der betriebsplanmäßigen Behandlung des planmäßigen Zubruche- 
bauens vgl. S. 178. 


2) MinErl., Z. f. B. 22 278 f.; RekB., 29 264 u. a. 
5) RG., Z. f. B. 27 215, 28 390, 31 248. 
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9. Grundabtretung zu Schürfzwecken ). 

Auch der Schürfer kann die Abtretung des zur Ausführung 
der von ihm beabſichtigten Schürfarbeiten erforderlichen Grund 
und Bodens verlangen, vorausgeſetzt, daß das Schürfen geſetzlich 
und polizeilich zuläſſig iſt und nicht die Ausnahmebeſtimmung des 
§ 4 Abſ. 3 Platz greift (vgl. S. 63 f.). In dieſem Falle liegt das 
Verfahren, das regelmäßig Gegenſtände von geringerem Wert betrifft 
und einer beſonderen Beſchleunigung bedarf, allein in der Hand der 
Bergbehörden. In erſter Inſtanz entſcheidet das OBA., in zweiter 
Inſtanz der Miniſter für Handel und Gewerbe. Die Abhaltung 
eines Ortstermins unter Anhörung von Sachverſtändigen iſt geſetz⸗ 
lich nicht vorgeſchrieben, jedoch werden regelmäßig nach näherer 
Anordnung der Revierbeamteninſtruktionen die Verhältniſſe an Ort 
und Stelle vom Revierbeamten unter Zuziehung der Beteiligten 
feſtgeſtellt. Abgeſehen hiervon finden im weſentlichen die für die 
Grundabtretung zu Bergwerksbetriebszwecken geltenden Grund— 
ſätze entſprechende Anwendung. Der Beſchluß des OBA. greift 
aber in dieſem Falle auf das ſchürfpolizeiliche Gebiet hinüber, da 
zugleich Entſcheidung darüber zu treffen iſt, ob die Schürfarbeiten 
vom Standpunkte des öffentlichen Intereſſes aus zuläſſig ſind 
(§ 8 Abſ. 1, 2, § 4 Abſ. 1, 2). 


C. Gewinnungsrecht des Grundeigentümers. 

Schädliche Einwirkungen des Bergwerksbetriebes auf die Ge- 
winnung der dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unter⸗ 
liegenden Mineralien (Kalk, Ton, Sandſtein uſw.) verpflichten den 
Bergwerksbeſitzer zum Schadenserſatze nach den Grundſätzen über 
Bergſchaden. Dies gilt auch für den Fall, daß der Grundbeſitzer 
ſeine Gewinnung im Intereſſe der Sicherheit des Bergwerks⸗ 
betriebes unterlaſſen oder einſchränken muß. Zweifelhaft dagegen 
iſt, ob der Grundeigentümerbetrieb dem Bergwerksbetriebe, wenn 
im Sicherheitsintereſſe nur einer von beiden zugelaſſen werden 
kann, zu weichen hat, auch wenn er der ältere iſt. Die Frage 
dürfte zu bejahen ſein, weil das Bergwerkseigentum ſtärker iſt als 
das Grundeigentum. 

Das ABG. ($ 57) beſchränkt ſich auf die Regelung des Mit- 
gewinnungsrechts des Bergwerkseigentümers an den 

1) ABG. Sg 5 bis 9. 
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dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unter- 
liegenden Mineralien. Ein ſolches Recht iſt inſoweit an 
erkannt, als die Gewinnung „durch den Betrieb des Bergwerks“ er- 
folgt. Eine Überſchreitung dieſer Grenze des Mitgewinnungsrechts, 
insbeſondere die Gewinnung durch beſondere Baue, iſt nach § 370 
Nr. 2 RStGB. ſtrafbar. An den mitgewonnenen Mineralien er- 
wirbt der Bergwerkseigentümer nach richtiger Anſicht Eigentum. 
Er darf ſie nach einem alten bergrechtlichen, auch im § 57 anerkannten 
Grundſatz zu Zwecken ſeines Betriebes (insbeſondere als Verſatz⸗ 
material) ohne Entſchädigung des Grundeigentümers verwenden. 
Soweit eine ſolche Verwendung nicht ſtattfindet, muß er ſie aber 
dem Grundeigentümer auf deſſen Verlangen gegen Erſtattung der 
Gewinnungs⸗ und Förderungskoſten herausgeben. Es tritt alsdann 
das gleiche Rechtsverhältnis ein wie bei Mitgewinnung eines ver⸗ 
liehenen Bergwerksminerals durch einen anderen Bergwerkseigen— 
tümer (vgl. S. 114). Als Mineralien, deren Mitgewinnung zuläſſig 
iſt, kommen auch die dem Grundeigentümerbergbau unterliegenden 
ſowie andere Mineralien von Wert (Strontianit) in Betracht. Die 
Verwendung ſolcher Mineralien zu Betriebszwecken iſt nach der 
gegenwärtigen Rechtslage, abgeſehen von dem Falle der Schikane 
($ 226 BGB.), nicht zu hindern). 

Dem Grundeigentümer ſowie auch dem Betreiber des Grund— 
eigentümerbergbaues iſt ein entſprechendes Mitgewinnungsrecht 
an den verliehenen Mineralien ausdrücklich nicht eingeräumt. In⸗ 
deſſen wird ihnen nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen ein ſolches 
vorbehaltlich der Herausgabe der mitgewonnenen Mineralien gegen 
Erſtattung der Gewinnungs⸗ und Förderungskoſten inſoweit nicht 
zu verſagen ſein, als die Ausübung des Gewinnungsrechts ohne 
Eingriff in die Lagerſtätte der verliehenen Mineralien nicht möglich 
iſt (Durchteufen eines Kohlenflözes, um ein Tonlager, eine Waſſer⸗ 
ader uſw. zu erreichen). 


D. Vergbau und Waſſer !). 
Der Bedeutung, die in früherer Zeit das Waſſer als Trieb⸗ 
kraft für den Bergbau hatte, entſprach der Grundſatz des älteren 


1) MinErl., 27. Mai 1882; Z. f. B. 26 16. 
2) Voelkel, Das neue Waſſergeſetz und der Bergbau, Z. f. B. 54 383. 
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Bergrechts, daß Waſſertriebkräfte vom Bergwerksbeſitzer im Wege 
der Mutung und Verleihung erworben werden konnten !). Nach 
dem ABG. iſt dies nicht mehr zuläſſig, und auch im Wege der 
Enteignung kann nach Annahme der Praxis zwar der zur Zu⸗ 
führung einer Waſſerkraft erforderliche Grund und Boden, nicht 
aber ſie ſelbſt erworben werden. Überhaupt ſchweigt das ABG. 
über die Beziehungen des Bergbaues zum Waſſer faſt vollſtändig. 
Indeſſen ſind in der Rechtſprechung und Praxis folgende 
Grundſätze!) allgemein anerkannt: 

1. Nach § 54 in Verbindung mit $ 57 ABG. hat der Berg⸗ 
werkseigentümer das Recht, über die in ſeinem Bergwerks- 
betrieb erſchrotenen Waſſer, ſolange ſie unter Tage ſind, zu 
ſeinen Betriebszwecken frei zu verfügen. 

2. Der Bergwerkseigentümer iſt befugt, fremden Grundſtücken 
Grundwaſſer oder Quellwaſſer durch ſeinen Bergwerksbetrieb 
zu entziehen und auch oberirdiſche Waſſerläufe durch Sen⸗ 
kung des Waſſerſpiegels uſw. zum Nachteil anderer zu be- 
einfluſſen, ohne daß gegen ihn auf Unterlaſſung geklagt oder 
polizeilich eingeſchritten werden kann. Das Korrelat zu 
dieſem Sonderrecht iſt die Verpflichtung des Bergwerks— 
eigentümers, allen durch den Bergwerksbetrieb auch ohne 
vertretbares Verſchulden verurſachten Schaden vollſtändig 
zu erſetzen (§ 148). 

3. Die Einleitung von Grubenwäſſern und ſonſtigen Abwäſſern 
in Waſſerläufe iſt dem Bergwerksbeſitzer bis zu dem allgemein 
zuläſſigen Maße geſtattet. Will er dieſes Maß überſchreiten, 
ſo kann er das Recht dazu im Wege des berggeſetzlichen Ent— 
eignungsverfahrens erwerben. 

4. Gegenüber der Einleitung von Grubenwäſſern in Waſſerläufe 
kann der Uferanlieger von dem Bergwerksbeſitzer nicht Maß⸗ 
regeln verlangen, die zur Einſtellung des Betriebes führen 
müßten, vorausgeſetzt, daß der Bergwerksbeſitzer rechtzeitig 
die Rechtsbehelfe ergriffen hat, die ihm zur Erlangung des 
Einleitungsrechts zu Gebote jtehen?). 


1) So noch jetzt nach Sächſiſchem Recht. 
2) Wegen des Verhältniſſes der Bergpolizei zur Waſſerpolizei vgl. S. 194. 
3) RG., 19. Juni 1897, 8. f. B. 38 467. 
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An dieſen Vorrechten des Bergbaues iſt auch durch das 
neue preußiſche Waſſergeſetz vom 7. April 1913 (GS. 53) 
nichts geändert worden. Nach $ 396 Satz 1 WG. ſind die 
Vorſchriften des ABG. unberührt geblieben. Wenn im zweiten 
Satze des § 396 beſtimmt iſt, daß, ſoweit es ſich um Benutzung 
von Waſſerläufen handelt und keine bergrechtliche Enteignung vor⸗ 
liegt, im Falle eines Widerſpruchs zwiſchen dem Berg- und dem 
Waſſergeſetze nur die Beſtimmungen des Waſſergeſetzes anzuwenden 
ſeien, ſo iſt dies praktiſch bedeutungslos, da ein ſolcher Wider⸗ 
ſpruch kaum feſtzuſtellen ſein wird. Im übrigen gelten aber die 
Vorſchriften des WG. auch für den Bergbau. Insbeſondere ſteht 
dem Bergwerksbeſitzer neben dem berggeſetzlichen Enteignungs⸗ 
verfahren zur Erlangung des Rechtes auf Benutzung eines Waſſer⸗ 
laufes auch das waſſergeſetzliche Verleihungsverfahren (88 46 ff. WG.), 
zur Erlangung des Rechtes auf Anlage eines Ableitungsweges über 
ein fremdes Grundſtück auch das Verfahren zur Begründung von 
Zwangsrechten ($$ 331 ff. WG.) zur Verfügung. 

Mittelbar ſind die Rechtsverhältniſſe bei der Ab— 
leitung von Grubenwäſſern ſtark dadurch beeinflußt, daß 
das allgemein zuläſſige Maß der Einleitung von Abwäſſern 
in Waſſerläufe erheblich herabgeſetzt iſt. Bisher war durch 
die Rechtſprechung des RG. die Grenze ſo gezogen, daß bei der 
Vermehrung des Waſſers und der Beimiſchung fremder Stoffe 
das Maß des gemeinüblichen und regelmäßigen Gebrauchs des 
Privatfluſſes als des natürlichen Rezipienten von Flüſſigkeiten, die 
aus wirtſchaftlichen Gründen fortgeſchafft werden müſſen, nicht 
überſchritten werden durfte. Dieſer Grundſatz iſt verlaſſen. Nach 
dem WG. kann das Recht zur Einleitung von Abwäſſern in Waſſer⸗ 
läufe, ſoweit nicht ein beſonderer Rechtstitel vorhanden iſt, nur 
auf den jedem zuſtehenden Gemeingebrauch oder auf das Nutzungs⸗ 
recht des Eigentümers des Waſſerlaufs geſtützt werden. Der Ge⸗ 
meingebrauch iſt aber beſchränkt auf die Einleitung der im Haus⸗ 
halt, im landwirtſchaftlichen Haus- und Hofbetrieb und in klein⸗ 
gewerblichen Betrieben von geringerem Umfang entſtehenden 
Abwäſſer (§ 25, 26), und auch der Eigentümer darf nicht Ab— 
wäſſer einleiten, wenn dadurch für andere — nicht bloß gering- 
fügige — Nachteile entſtehen ($ 41). Bei dieſer neuen Rechtslage 
wird der Bergwerksbeſitzer regelmäßig genötigt ſein, ein beſonderes 
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Recht zur Ableitung der Grubenwäſſer im Wege des bergrecht⸗ 
lichen Enteignungsverfahrens gegen die beteiligten Uferanlieger 
oder des Verleihungsverfahrens zu erwerben!). 


XV. Sonderrecht der Salze und der Steinkohle. 
1. Salze. 

Das Salz hat von alters her im Bergrecht eine Sonder⸗ 
ſtellung eingenommen. Das „Salzregal“, wie das Bergregal in 
ſeiner Richtung auf das Salz bezeichnet wurde, enthielt nicht nur 
das Recht, zur ausſchließlichen Gewinnung der Salze und Sol— 
quellen, ſondern daneben das Recht des Alleinhandels. Das 
Salzregal iſt ferner von dem allgemeinen Entwickelungsgange des 
Bergregals inſofern abgewichen, als es deſſen Umbildung zur 
Bergbaufreiheit nicht überall mitgemacht hat. Das Salz wurde 
in den meiſten Staatsgebieten nicht für frei erklärt, blieb viel⸗ 
mehr dem Landesherrn vorbehalten, der im einzelnen Falle nach 
freiem Ermeſſen eine „Spezialverleihung“ erteilen konnte. Dies 
war auch der Grundſatz der rev. Bergordnungen Friedrichs d. Gr. 
Mit Rückſicht auf deren prinzipale Geltung im größten Teil des 
preußiſchen Staatsgebietes war es von geringer praktiſcher Be— 
deutung, daß im ALR. unter den bergregalen, d. h. den dem 
Schürfen und Muten freigegebenen Mineralien auch „alle Salz⸗ 
arten mit den Salzquellen vorzüglich Steinſalz“ aufgeführt wurden. 
Überdies beſtand auch wo das ALR. prinzipal galt, ein fiska⸗ 
liſches Salzhandelsmonopol. Die Salzgewinnung war daher von 
einer Erlaubnis der Salzdebitsverwaltung abhängig. 

Das ABG. hat den Grundſatz der Bergbaufreiheit auch 
auf die Salze ausgedehnt). 


1) Wegen Aufrechterhaltung der beſtehenden Rechte vgl. $ 379 WG. und 
Z. f. B. 54 393. 

2) Das ſtaatliche Handelsmonopol wurde durch das ABG. ($ 2 Abſ. 2 
urſpr. F.) nicht berührt und hat noch bis zum 1. Jan. 1868 fortbeſtanden. 
Als Erſatz für die nicht unbeträchtlichen Einnahmen aus dieſem Monopol wurde 
eine Salzſteuer eingeführt, die aber jetzt (vgl. Art. 35 RVerf.) vom Reich 
erhoben wird. Die Steuer ebenſo wie der Eingangszoll beträgt 12 M. 
für 100 kg. Steuerfrei iſt Salz, das zur Ausfuhr, zu landwirtſchaftlichen oder 
zu gewerblichen Zwecken beſtimmt iſt. Die Steinſalzbergwerke und Salzfabriken 
ſtehen unter ſteuerlicher Überwachung. 


144 Grundzüge des preußiſchen Bergrechts. 


Noch bei Erlaß des ABG. war das Intereſſe faſt aus⸗ 
ſchließlich auf das Steinſalz gerichtet. Die dieſem übergelagerten 
Kaliſalze waren zwar ſeit Ende der 50 er Jahre bekannt, aber ihre 
bei weitem überwiegende wirtſchaftliche Bedeutung für landwirt⸗ 
ſchaftliche und induſtrielle Zwecke noch nicht erkannt. Das ABG. 
(urſpr. F.) behandelt ſie als eine Art Zubehör des Steinſalzes 
(„nebſt den mit dieſem auf der nämlichen Lagerſtätte vorkom⸗ 
menden Salzen“). Der hohe wirtſchaftliche Wert der Kaliſalze 
und der Umſtand, daß Deutſchland in ſeinen Kaliſalzen ein natür⸗ 
liches Monopol beſitzt, gaben der weiteren Entwickelung der Ge- 
ſetzgebung die Richtung. 

Eine uneingeſchränkte Vermehrung der Kaliſalzbergwerke 
liegt nicht im allgemeinen Intereſſe. Zunächſt bietet jeder Schacht 
und jedes Bohrloch dem ſchlimmſten Feinde der Salzlagerſtätten, 
dem Waſſer, einen neuen Einfallpunkt. Sodann drohte die unter 
dem Schutze der Bergbaufreiheit einſetzende überaus rege, zum 
Teil einen ſpekulativen Charakter tragende Mutungstätigkeit zu 
dem Ergebniſſe zu führen, daß die Kaliſalze nicht, wie es das Ziel 
der Bergbaufreiheit iſt, der Allgemeinheit zugute kamen ſondern 
eine Quelle unverhältnismäßigen Gewinnes einiger groß- 
kapitaliſtiſcher Unternehmungen wurden, die zuletzt über eine 
jedem Wettbewerb überlegene Bohrtechnik verfügten und daher 
in der Lage waren, das ganze Land ſpyſtematiſch auf Kaliſalze 
abbohren zu laſſen. Dieſe Gefahr überwog den wirtſchaftlichen 
Wert der Bergbaufreiheit. Überdies kam es darauf an, den Ein⸗ 
fluß des Staates auf dem Gebiete des Kaliſalzbergbaues im 
Intereſſe der Erhaltung angemeſſener Preiſe für die inländiſchen 
Verbraucher zu ſtärken. Die Erweiterung des fiskaliſchen Berg⸗ 
werksbeſitzes durch Mutungen und Ankauf von Privatbergwerken 
genügte für dieſen Zweck nicht. 

Schon 1894 legte die Staatsregierung dem Landtage den 
Entwurf eines Geſetzes vor, wodurch die Bergbaufreiheit hinſichtlich 
der Kali⸗ und Magneſiaſalze und in Hannover ohne Entſchädigung 
das Grundeigentümerrecht an dieſen (abgejehen von bereits 
eröffneten Gewinnungen) zugunſten eines ſtaatlichen ausſchließ⸗ 
lichen Aufſuchungs⸗ und Gewinnungsrechts aufgehoben werden 
ſollte. Der Entwurf wurde im Abgeordnetenhauſe, nachdem 
bereits deſſen Kommiſſion die Aufhebung des Hannoverſchen 


XV. Sonderrecht der Salze und. der Steinkohle. 145 


Grundeigentümerrechts als einen unzuläſſigen Eingriff in beſtehende 
Rechte angeſehen und geſtrichen hatte, mit geringer Mehrheit 
abgelehnt. 1 


Nachdem in den folgenden Jahren die vorerwähnten Miß⸗ 
ſtände und Gefahren weiter ſtark gewachſen waren, brachte das 
Gef. vom 5. Juli 1905, nach dem Antragſteller im Abgeordneten⸗ 
hauſe „lex Gamp“ genannt, eine vorläufige Regelung in Form 
einer Mutungsſperre, die vom 8. Juli 1905 bis 7. Juli 1907 
beſtanden hat. Das Geſetz hat beinahe das Gegenteil der beab⸗ 
ſichtigten Wirkung erreicht, weil das Verbot der Annahme von 
Mutungen nicht ausnahmslos war, insbeſondere das Abbohren 
der Schlagkreiſe der ſchwebenden Mutungen! zugelaſſen wurde. 
Dieſe Freigabe weiter Gebiete kurz vor Toresſchluß bewirkte eine 
ungewöhnliche Bohr- und Gründertätigkeit, die auch in Hannover 
einſetzte, wo das Recht zur Aufſuchung der Salze dem Grund⸗ 
eigentümer verblieben war. 


Die in der lex Gamp vorbehaltene endgültige Regelung 
iſt durch die Nov. vom 18. Juni 1907 erfolgt. Seit dem 8. Juli 
1907 ſteht unter Ausſchluß der bis dahin bereits erworbenen 
Bergbaurechte die Aufſuchung und Gewinnung des Steinſalzes 
ſowie der Kali», Magnejia- und Borſalze nebſt den mit dieſen 
Salzen auf der nämlichen Lagerſtätte vorkommenden Salzen und 
Solquellen dem Staate zu. Dieſes Vorbehaltsrecht des 
Staat es ſteht jedoch nicht dem Bergwerkseigentum gleich. Der 
Staat iſt zwar befugt, und zwar, ſofern er nicht einen andern 
dazu ermächtigt, allein befugt, in dem vorbehaltenen Gebiet nach 
den vorbehaltenen Mineralien zu ſchürfen ($ 3). Dagegen folgt 
aus dem Vorbehaltsrecht nicht ohne weiteres das Recht zur Ge⸗ 
winnung dieſer Mineralien. Zur Begründung des Gewinnungs⸗ 
rechtes iſt erforderlich, daß der Staat ſich ſelbſt das Berg— 


1) Im Umkreiſe von 4184,8 m (d. i. der frühere Schlagkreishalbmeſſer) 
um den Fundpunkt einer noch ſchwebenden Mutung (Stammutung), deren 
Fündigkeit vor Verkündung des Geſetzes amtlich nachgewieſen war, konnte weiter 
geſchürft und auf Funde gemutet werden. Die Höchſtentfernung zweier Punkte 
der Begrenzung der Mutungsfelder wurde jedoch von 4184,8 auf 4150 m her- 
abgeſetzt, um einen Teil des Umkreiſes dem Machtbereich des Inhabers der 
Stammutung (vgl. S. 83) zugunſten anderer Muter zu entziehen. 


Voelkel, Grundzüge des Bergrechts. 10 
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werkseigentum verleiht). Das Verleihungsverfahren ift 
aber, da ein Mutungswettbewerb in dieſem Falle ausgeſchloſſen iſt, 
einfacher geſtaltet ($ 38a). Die Verleihung erfolgt durch den 
Miniſter für Handel und Gewerbe von Amts wegen:). Voraus— 
ſetzung iſt, daß das Mineral innerhalb des zu verleihenden Feldes 
auf einer natürlichen Ablagerung in ſolcher Menge und Beſchaffen⸗ 
heit entdeckt worden iſt, daß eine zur wirtſchaftlichen Verwertung. 
führende bergmänniſche Gewinnung des Minerals möglich erſcheint. 
Zum Nachweiſe dieſer Vorausſetzung (der jog. abſoluten Bau⸗ 
würdigkeit) bedarf es aber, wenn er in anderer Weiſe erbracht 
werden kann, nicht der Vorweiſung des Minerals an einem. 
beſtimmten Fundpunkte und einer amtlichen Fundesunterſuchung. 
Im Geſetze nicht beſonders erwähnt aber eine ſelbſtverſtändliche 
weitere Vorausſetzung der Verleihung iſt die Feldesfreiheit. Be⸗ 
ſchränkungen hinſichtlich der Größe und Form des Feldes beſtehen 
nicht. Hinſichtlich des Inhalts und der Form der Verleihungs— 
urkunde und ihrer Verbindung mit dem Situationsriſſe beſtehen 
keine weſentlichen Abweichungen von dem Normalfall der Berg⸗ 
werksverleihung. Die Urkunde wird durch den Reichs- und 
Staatsanzeiger veröffentlicht. Eine Anfechtung der Verleihung iſt 
im Geſetze nicht vorgeſehen, doch beſteht kein Zweifel darüber, daß 
der dadurch in ſeinen Rechten (Bergbaurechten aus früherer Zeit). 
Beeinträchtigte innerhalb der allgemeinen 30 jährigen Verjährungs⸗ 
friſt den ordentlichen Rechtsweg gegen den Fiskus beſchreiten kann. 

Die Salze ſind dem Staate nicht zu dem Zwecke vorbehalten 
worden, Privatunternehmer von der Salzgewinnung völlig auszu⸗ 
ſchließen. Neben einer angemeſſenen Verſtärkung der fiskaliſchen 
Produktion ſoll der Staat auch die Weiterentwicklung des Privat⸗ 
bergbaues durch Einräumung von Salzgewinnungsrechten. 
an Privatunternehmer fördern. Jedoch ſollen dieſe nicht 
mehr, wie früher, ein zeitlich unbeſchränktes, von einer Gegen⸗ 
leiſtung freies Bergwerkseigentum erwerben, vielmehr ſoll die Über⸗ 


1) Der eigenartige Rechtsvorgang erinnert an die „Feldesreſervationen“ 
der Bergregalherren. Im übrigen ſteht aber das Vorbehaltsrecht nicht etwa 
dem Bergregal gleich. 

2) Eine Mutung iſt ausgeſchloſſen. Aber auch ein „Nachſuchen der Ver 
leihung“ durch den Handelsminiſter (oder eine ihm unterſtellte Behörde) bei ihm. 
ſelbſt, wie es in $ 2 Abſ. 3 vorausgeſetzt wird, iſt rechtlich widerſinnig. 
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tragung des Aufſuchungs⸗ und Gewinnungsrechts entſprechend den 
allgemeinen Grundſätzen über die Verwaltung von Staatseigen⸗ 
tum in der Regel gegen Entgelt und auf Zeit erfolgen (§ 2 Abſ. 2 
letzter Satz):z. Im übrigen ſteht die Wahl der Rechtsform den 
Beteiligten frei, jedoch hat die Nov. vom 18. Juni 07 für den vor⸗ 
liegenden Zweck eine neue Bergbauberechtigung beſonderer 
Art eingeführt, die die Ausnutzung des Realkredits der Unter⸗ 
nehmung nnd die Anwendung der Gewerkſchaft als Gejellichaft3- 
form ermöglicht. Das aus dem Vorbehaltsrecht heraus entſtandene 
Bergwerkseigentum des Staates kann nämlich zugunſten eines 
anderen mit einem (dem Erbbaurechte nachgebildeten) ſelbſtändigen 
vererblichen und veräußerlichen Aufſuchungs⸗ und Gewinnungs— 
rechte dinglicher Natur belaſtet werden ($ 386). Auf dieſes 
finden in demſelben Umfange wie auf das Bergwerkseigentum die ſich 
auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des BGB. Anwendung. 
Es erhält ein beſonderes Grundbuchblatt und wird grundbuchlich, bei 
der Zwangsverſteigerung und bei der freiwilligen gerichtlichen Ver⸗ 
ſteigerung ebenſo behandelt wie die ſelbſtändigen Salz- und 
Kohlenabbaugerechtigkeiten (vgl. S. 256 f.). Der GGewinnungsberechtigte 
hat, abgejehen von einigen Ausnahmen !), auch die auf dem ABG. 
beruhenden Rechte und Pflichten des Bergwerkseigentümers (Berg⸗ 
werksbeſitzers). Die Rechtsverhältniſſe zweier oder mehrerer Mit- 
berechtigter regeln ſich nach dem Gewerkſchaftsrecht. Erliſcht das 
Gewinnungsrecht, ſo lebt das Bergwerkseigentum des Staates 
laſtenfrei wieder auf?). 

Die Berggeſetzgebung Preußens und der anderen Bundes— 
ſtaaten“) hat nicht zu verhindern vermocht, daß Kaliſalzbergwerke 
in einer das Abſatzbedürfnis weit überſteigenden Zahl entſtanden 


1) 88 39, 55, 65, 156—162, 164 (Verwaltung, Mutungsvorrecht, Betriebs- 
zwang). Auch konſolidieren kann der Gewinnungsberechtigte nicht, da ſein 
Recht zeitlich begrenzt iſt. 

2) Eine Verleihung des Bergwerkseigentums auf Grund des ſtaatlichen 
Vorbehalts an den Salzen iſt bisher nur vereinzelt, eine Übertragung des Ge⸗ 
winnungsrechts an Private noch nicht erfolgt. 

3) Soweit in den andern Bundesſtaaten zeitweiſe Bergbaufreiheit hin⸗ 
ſichtlich der Salze und Solquellen beſtanden hat, iſt dieſe teils früher teils ſpäter 
als in Preußen zugunſten eines ſtaatlichen Vorbehaltsrechts aufgegeben worden 
(Ausnahmen: Elſaß⸗Lothringen, wo aber neuerdings zum zweiten Mal eine 
Mutungsſperre eingeführt iſt, und Birkenfeld). 

10* 
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ſind. Als die damit verbundene Gefahr der Verſchleuderung der 
Kaliſalze nach dem Auslande durch gegenſeitige Preisunterbietung 
im Jahre 1909 infolge Nichterneuerung des Kaliſyndikats akut 
geworden war, iſt durch das Reichskaligeſetz vom 25. Mai 1910) 
der Abſatz der Kaliſalze auf der Grundlage einer Kontingentierung 
der einzelnen Kaliwerke und unter Feſtſtellung von Höchſtpreiſen 
für das Inland, die zugleich Mindeſtpreiſe für das Ausland ſind, 
auf die Dauer von 15 Jahren geregelt worden. Hierdurch ſind 
Deutſchland die Vorteile ſeiner Monopolſtellung auf dem Kali⸗ 
markte geſichert. Wirkſame Maßnahmen zur Verhütung der unwirt⸗ 
ſchaftlichen Weitervermehrung der Kaliwerke hat aber auch das 
Kaligeſetz nicht getroffen. 


2. Steinkohle. 

Auch auf dem Gebiete der Steinkohle entſtand aus der 
Bergbaufreiheit, nachdem dieſe den preußiſchen Steinkohlenbergbau 
zu hoher Blüte gebracht, die Gefahr der Entſtehung einer Mono- 
polſtellung einzelner beſonders kapitalkräftiger Unternehmungen. 
Es galt, demgegenüber die Intereſſen der Allgemeinheit zu 
ſchützen und insbeſondere auch den Einfluß des Staates auf dem 
Kohlenmarkt in der Richtung einer regelmäßigen und ſtetigen 
Verſorgung des Marktes und der Erhaltung angemeſſener Preiſe 
für die Verbraucher zu verſtärken. Das Mutungsſperrgeſetz (lex 
Gamp) vom 5. Juli 1904 verbot daher auch die Annahme von 
Steinkohlenmutungen. Der Regierungsentwurf zur Novelle vom 
18. Juni 1907 wollte für die Aufſuchung und Gewinnung der 
Steinkohle dieſelbe Regelung eintreten laſſen, die für Salze und 
Solquellen Geſetzeskraft erlangt hat. Im Landtage erfuhr aber 
der Entwurf auf Grund der Erwägung, daß die Kohlenvorräte 
nicht unbegrenzt ſind, und unter dem Eindrucke der damals 
herrſchenden ſog. Kohlennot eine Anderung in der Richtung, 
daß der Ausſchluß von Privatunternehmungen durch ein fis⸗ 
kaliſches Gewinnungsmonopol und eine daraus zu befürchtende 
monopoliſtiſche Preisgeſtaltung verhütet werden ſollte. 

Allerdings iſt auch die Aufſuchung und Gewinnung der 
Steinkohle dem Staate vorbehalten worden ($ 2 Abſ. 1). 


1) Kommentare von Voelkel, Silberberg, Görres⸗Kormann. 
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Die Befugnis des Staates, aus dieſem abſtrakten Vorbehaltsrecht her⸗ 
aus Bergwerkseigentum zu ſchaffen, iſt indeſſen dahin eingeſchränkt, 
daß durch Verleihung von 250 Maximalfeldern innerhalb 31 
Jahren nach dem Inkrafttreten der Nov. dem Bedarf des Berg⸗ 
fiskus abſchließend Rechnung getragen werden ſollte. Die Ver⸗ 
leihung hatte nach Maßgabe der Beſtimmungen über die Ver⸗ 
leihung des Bergwerkseigentums auf Salze zu erfolgen, jedoch 
ohne daß es eines Nachweiſes des Mineralvorkommens bedurfte 
($ 2 Abſ. 3). Die 250 Maximalfelder ſind innerhalb der vor- 
geſchriebenen Friſt dem Staate verliehen worden!“). Im übrigen 
ſoll der Staat das Recht der Aufſuchung und Gewinnung der 
Steinkohle an andere Perſonen übertragen. Die Über- 
tragung ſoll aber nicht, wie bei den Salzen, im freien Ermeſſen 
der Staatsverwaltung liegen, ſondern ſich nach beſtimmten geſetz— 
lichen Regeln richten, deren Aufſtellung einem ſpäteren Geſetze 
vorbehalten worden iſt (§ 2 Abſ. 4). Dieſes Geſetz iſt bisher nicht 
erlaſſen. Bei Feſthaltung der in den Kommiſſionsverhandlungen 
des Abgeordnetenhauſes gegebenen Richtlinien (Übertragung des 
Bergbaurechtes auf Zeit, gegen Entgelt und mit Betriebszwang) 
würde die Übertragung von Kohlenabbaurechten an Privatunter⸗ 
nehmer in abſehbarer Zeit kaum in Frage kommen, da die noch 
zu vergebenden Kohlenlager faſt durchgängig in ſo großer Teufe 
anſtehen, daß ihre Gewinnung bei Hinzutritt der geſetzlichen Auf- 
lagen zu den ohnehin vorhandenen Betriebsſchwierigkeiten nicht 
lohnen würde. Der Exlaß des Geſetzes wird daher zweckmäßig 
auf eine ſpätere Zeit zu verſchieben ſein. Bis dahin iſt auch der 
Erwerb von neuen Kohlenabbauberechtigungen durch den Staat 
ausgeſchloſſen. 

Ausgenommen von dem Vorbehaltsrecht des Staates an der 
Steinkohle ſind die Provinzen Oſtpreußen, Brandenburg, Pommern 
und Schleswig⸗Holſtein ($ 2 Abſ. 1 Satz 2) 2). Die dort — im 
Intereſſe der Bohrinduſtrie und der Aufſchließung geologiſch noch 


1) Durch die Faſſung des $ 2 Abſ. 3 iſt das Recht des Staates an den 

„von ihm zur Zeit betriebenen und den ſonſtigen in ſeinem Beſitz befindlichen“ 

Steinkohlenfeldern — ohne Rückſicht auf die etwaige Unſicherheit des urſprünglichen 

Rechtstitels (Saarbrücken) — geſetzlich anerkannt worden. 5 

2) Außerdem die Bezirke der ſich auf Steinkohlen erſtreckenden Privat- 
bergregale. n a 
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wenig bekannter Landesteile — aufrechterhaltene Bergbaufreiheit 
hat jedoch geringe praktiſche Bedeutung. 


3. Zwiſchenfelder ). 

Wenn zwiſchen Feldern oder Feldesteilen, die zur Gewinnung 
von Salzen, von Solquellen, die mit Salzen auf der nämlichen Lager⸗ 
ſtätte vorkommen, oder von Steinkohle bereits vor dem Inkrafttreten 
der Nov. vom 18. Juni 1907 verliehen?) waren, im Bergfreien 
liegenden Feldesteile ganz (Enklaven) oder zum Teil (Zungen) 
eingeſchloſſen ſind und dieſe Feldesteile ihrer Form und Größe 
nach eine ſelbſtändige Gewinnung des Minerals nicht lohnen, ſo 
kann ein ſolches Zwiſchenfeld von den Eigentümern der benach— 
barten Bergwerke nach Maßgabe der früheren Beſtimmungen 
gemutet werden. Gegen die Entſcheidung des OBA. findet in 
dieſem Falle Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim Berg⸗ 
ausſchuß, gegen deſſen Entſcheidung Reviſion beim OVG. ſtatt. 


XVI. Gewerkſchaft ). 


1. Allgemeines. 

Ein alter Erfahrungsſatz lehrt, daß der Bergbau nicht eines 
Mannes Sache iſt, ſondern vereinte wirtſchaftliche Kräfte erfordert. 
Als eine beſondere Rechtsform für dieſe Vereinigung hat ſich im 
deutſchen Bergrechte die Gewerkſchaft entwickelt, deren Anfänge 
bereits in den Tridentiner Bergwerksgebräuchen (1208) zu er⸗ 
kennen ſind ). 

Das Weſen der Gewerkſchaft liegt darin, daß ihre Geld— 
wirtſchaft nicht auf ein feſtes Grundkapital, ſondern darauf geſtützt 


1) Art. XI, Nov. vom 18. Juni 1907. 

2) Nicht bloß gemutet (RG., Z. f. B. 51 326). 

3) ABG. 8d 94 bis 134 (4. Titel) und $$ 226 bis 240. Weſthoff⸗ 
Bennhold, Das preußiſche Gewerkſchaftsrecht, 2. Aufl., 1912 (und die dort an- 
gegebene reichhaltige Einzelliteratur). 

4) Den Berggeſetzen nichtdeutſchen Urſprungs, insbeſondere auch dem 
franzöſiſchen Bergrecht iſt die Gewerkſchaft fremd. Auf der linken Rheinſeite 
gab es vor dem ABG. keine Gewerkſchaften. Auch das deutſche Kolonial- 
bergrecht kennt die Gewerkſchaft noch nicht. Dagegen iſt ſie in alle Berggeſetze 
der anderen Bundesſtaaten übergegangen. 
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iſt, daß im Bedarfsfalle die Gewerken an die Gewerkſchaft 
Zahlungen in der erforderlichen Höhe (Zubußen) zu leiſten haben. 
Die unbeſchränkte Zubußepflicht wird dadurch gemildert, daß ſich 
der Gewerke durch Preisgabe ſeines Kuxes der Zahlung der Zu⸗ 
buße entziehen kann. Der Zubußepflicht ſteht das Recht auf 
Rückzahlung der Einlagen, ſobald dieſe entbehrlich werden, und 
des Gewinnes gegenüber. Eine ſo geregelte Geſellſchaftsform iſt 
für den Bergbau deshalb beſonders geeignet, weil deſſen Erfolg 
in beſonderem Maße von nicht vorherzuſehenden Ereigniſſen ab⸗ 
hängt und dieſe Unſicherheit einer zuverläſſigen Vorausberechnung 
des Anlage- und Betriebskapitals entgegenſteht. Den beſonderen 
Verhältniſſen des Bergbaus wird die ſonſt auf induſtriellem Ge⸗ 
biete weitverbreitete Form der Aktiengeſellſchaft nicht ganz 
gerecht, da ſich dieſe auf ein beſtimmtes, nicht rückzahlbares 
Grundkapital ſtützen muß und nach Einzahlung der Stammeinlagen 
auf weitere Leiſtungen der Aktionäre grundſätzlich keinen Anſpruch 
hat. Allerdings hat die Aktiengeſellſchaft wegen anderer Vorzüge 
auch in die Bergwerksinduſtrie Eingang gefunden. Sie erleichert 
die finanzielle Heranziehung weiterer Kreiſe zu dem Bergbau⸗ 
unternehmen durch Vermittelung der Börſen und Banken. In⸗ 
deſſen wird für kleinere und mittlere Bergbauunternehmungen 
auch jetzt noch die Gewerkſchaftsform für unentbehrlich gehalten 
und auch für größere Betriebe, namentlich im Kalibergbau, findet 
ſie oft Verwendung). Ein vielfach willkommener Vorteil liegt 
auch darin, daß ſich der Gewerkſchaft gegenüber die geſetzlichen 
Kontrollmaßregeln auf ein Mindeſtmaß beſchränken. Eine dritte 
im Bergbau verbreitete Geſellſchaftsform iſt die Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung, für deren reichsgeſetzliche Aus⸗ 
geſtaltung die Gewerkſchaft Anhaltspunkte geboten hat. Bei 
niedriger Bemeſſung des Stammkapitals und Einführung einer 
Nachſchußpflicht der Geſellſchafter nähern ſich die Rechtsverhältniſſe 
der G. m. b. H. derjenigen der Gewerkſchaft, doch werden gewiſſe 
geſetzliche Zwangsvorſchriften, insbeſondere die geringe Beweglich⸗ 
keit der Geſellſchaftsanteile, als Nachteile empfunden. 


1) Bei ganz großen Unternehmungen ergeben ſich daraus, daß eine höhere 
Kuxzahl als 1000 unzuläſſig iſt, ungewöhnlich hohe Kuxwerte (z. Z. bis zu 50 000 M.), 
die die Verkehrsfähigkeit der Kuxe beeinträchtigen. 
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Das ABG. hat das Gewerkſchaftsrecht durch Schaffung der 
den modernen Wirtſchaftsverhältniſſen entſprechenden „Gewerk—⸗ 
ſchaft neuen Rechts“ neu befeſtigt, im übrigen aber den 
Bergbautreibenden freigeſtellt, auch jede andere Geſellſchaftsform 
oder die Form des Miteigentums zu wählen. Die vorhandenen 
„Gewerkſchaften alten Rechts“ ſind mit der Maßgabe beſtehen 
geblieben, daß ſie ſich in Gewerkſchaften n. R. umwandeln können. 
(Mobiliſierung der Kuxe). 

Die Gewerkſchaft n. R. iſt eine juriſtiſche Perſon ($ 96). 
Nur ihr Vermögen, nicht das der Gewerken haftet für die Ge— 
werkſchaftsſchulden ($ 99). Als juriſtiſche Perſon iſt ſie un⸗ 
beſchränkt rechts⸗ und handlungsfähig und kann ihren Geſchäfts⸗ 
betrieb auf andere Unternehmungen als den Betrieb des Berg⸗ 
werks, das die Grundlage ihrer Entſtehung iſt, ausdehnen. Gegen⸗ 
über der Gewerkſchaft a. R. ergibt ſich aus der juriſtiſchen Per⸗ 
ſönlichkeit der Gewerkſchaft n. R. die Neuerung, daß dieſe ſelbſt 
als Eigentümerin des Bergwerks im Grundbuche eingetragen 
wird ($ 97). Das Bergwerk kann auch nur von der Gewerkſchaft 
und nur als Ganzes mit Hypotheken und dinglichen Laſten be⸗ 
ſchwert werden ($ 98). 

Die Gewerkſchaft führt, wenn ſie ſich nicht durch die Satzung 
einen anderen Namen beilegt, den Namen des Bergwerks (§ 95). 
Sie hat ihren Sitz, wenn nicht die Satzung ein anderes beſtimmt, 
dort, wo die Verwaltung geführt wird!) ($ 24 BGB.), ihren all⸗ 
gemeinen Gerichtsſtand bei dem Gericht, in deſſen Bezirke das 
Bergwerk liegt ($ 17 Abi. 2 ZPO.). 


2. Entſtehung. 

Die Gewerkſchaft entſteht von ſelbſt (ipso jure), ohne daß es 
eines beſonderen Willensaktes der Beteiligten bedarf, wenn die. 
geſetzlichen Vorausſetzungen ihrer Entſtehung gegeben ſind C 94 
Abſ. 1) ). 

Dieſe ſind folgende: 


) A. M. RG. 19. Jan. 1901 Z. f. B. 42 354 (Lage des Bergwerks). 

2) Anders in Oſterreich, Sachſen und einigen kleineren Bundesſtaaten, mo 
zur Entſtehung der 5 ein —— der Beteiligten ae einer, 
Satzung) erforderlich ift. 
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a) Es muß ein verliehenes Bergwerk vorhanden ſein. 
Weder ein Bohr- oder Schürfunternehmen ), noch eine 
Mutung, noch ein aus dem Rechte des Grundeigentümers 
betriebenes Bergwerk kann Grundlage einer Gewerkſchaft 
ſein. Die Gewerlſchaft kann auch nur auf der Grundlage 

eines Bergwerks entſtehen. Werden dem A. und dem B. 
zugleich die Bergwerke X. und V. verliehen, fo entſtehen 
zwei Gewerkſchaften, die mangels anderer Beſtimmung die 
Namen X. und Y. führen. 

b) An dem Bergwerke müſſen zwei oder mehrere — natürliche 
oder juriſtiſche — Perſonen mitbeteiligt fein. Die Mit- 
beteiligung muß in bezug auf das Eigentum beſtehen, 
mehrere Pächter oder Nießbraucher bilden keine Gewerkſchaft. 
Als Mitbeteiligte gelten auch nicht die Teilhaber an einer 
ungeteilten Erbſchaft oder an einer ſonſtigen gemeinjchaft- 
lichen Maſſe (3. B. eheliche Gütergemeinſchaft), zu der das 
Bergwerk gehört ($ 133 Abi. 2). 

c) Die dritte Vorausſetzung iſt negativ. Eine Gewerkſchaft 
entſteht nicht, wenn die Rechtsverhältniſſe der Mit— 
beteiligten durch einen zwiſchen allen Mitbeteiligten ge- 
ſchloſſenen Vertrag oder durch eine ſonſtige für dieſe ver⸗ 
bindliche Willenserklärung (letztwillige Verfügung) ander- 
weit geregelt ſind. Ein ſolches Rechtsgeſchäft bedarf zu 
ſeiner Gültigkeit der notariellen oder gerichtlichen Form. 
Die Urkunde darüber iſt der Bergbehörde einzureichen, die, 
ſo lange dies nicht geſchehen iſt, die Mitbeteiligten als Ge— 
werkſchaft behandeln wird (§ 133 Abſ. 1) ). 

Was den Zeitpunkt der Entſtehung anlangt, ſo entſteht 

im Falle der Bergwerksverleihung an mehrere die Gewerkſchaft 


1) Die Bohrgeſellſchaften unterliegen in der Regel als nicht rechtsfähige 
Vereine dem Geſellſchaftsrecht des BGB. (88 54, 705 ff.). Ihre Mitglieder haften 
perſönlich und können ſich von dieſer Haftung nicht durch Aufgabe ihres An- 
teils befreien. 

2) Auch die nicht eine Gewerkſchaft bildenden Mitbeteiligten haben, wenn 
fie nicht eine Geſellſchaft bilden, deren Vertretung durch die allgemeinen Geſetze 
geordnet iſt (Aktiengeſellſchaft, G. m. b. H. uſw.), einen Repräſentanten zu be⸗ 
ſtellen, der eine ähnliche Rechtsſtellung hat, wie der gewerkſchaftliche Re⸗ 
präſentant. Das gleiche gilt, wenn der Alleineigentümer eines Bergwerks im 
Auslande wohnt ($ 134). 
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zugleich mit dem Bergwerkseigentum, alſo mit der Zuſtellung 
der Verleihungsurkunde, nicht erſt mit der Eintragung des Berg⸗ 
werks in das Grundbuch. Das OBBA. hat, wenn die mehreren 
Muter ihr Verhältnis nicht anders regeln, das Grundbuchamt 
um Eintragung der Gewerkſchaft als Eigentümerin des Berg⸗ 
werks zu erſuchen (nach überwiegender Meinung auch ſchon 
die Verleihungsurkunde auf den Namen der Gewerkſchaft aus⸗ 
zuſtellen). Ebenſo tritt im Falle der Konſolidation und Feldes⸗ 
teilung die Gewerkſchaft ſchon mit der Zuſtellung der Beſtätigungs⸗ 
urkunde ins Leben. Will dagegen der Alleineigentümer eines 
Bergwerks unter Beteiligung eines anderen oder anderer eine 
Gewerkſchaft bilden, ſo enſteht dieſe erſt durch Eintragung in das 
Grundbuch, die auf Grund einer Auflaſſungserklärung des Allein⸗ 
eigentümers und des Eintragungsantrages der neuen Gewerken 
vorgenommen wird. 

Ein öffentliches Gewerkſchaftsregiſter beſteht nicht. Die 
aus handelsrechtlichen Gründen in der Regel erforderliche Ein- 
tragung der Gewerkſchaft in das Handelsregiſter !), iſt nicht Vor⸗ 
ausſetzung ihrer Entſtehung. 


3. Satzung. 

Die Errichtung einer Satzung?) iſt weder zur Entſtehung 
einer Gewerkſchaft noch überhaupt erforderlich. Wird keine 
Satzung errichtet, ſo regeln ſich die Verfaſſung der Gewerkſchaft 
und die Rechtsverhältniſſe der Gewerken lediglich nach den geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, die eine Art Normalſatzung darſtellen. 
Wird eine Satzung errichtet, ſo kann ſich dieſe auf die Regelung 
der geſamten Verfaſſung der Gewerkſchaft erſtrecken aber auch 
auf die Regelung einzelner Punkte (Namen der Gewerkſchaft, 
Kuxzahl uſw.) beſchränken (ſtatutariſche Einzelbeſchlüſſe). Die 
Satzung kann nur in einer nach den Vorſchriften des ABG. be⸗ 
rufenen beſchlußfähigen Gewerkenverſammlung mit einer Mehrheit 
von wenigſtens drei Vierteilen aller Anteile (einjchl. der in der 


1) Vgl. S. 40. 

2) Die erſtmalige Feſtſtellung der Satzung unterliegt einem Stempel von 
500 M., der bei Gew. mit geringem Vermögen bis auf 100 M. ermäßigt 
werden kann. Tarifſt. 250 3. 1 PrStempStGG. Vgl. AusfBeſt. Z. f. B. 
52 161. 
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Gewerkenverſammlung nicht vertretenen) errichtet werden ($ 94 
Abſ. 2). Sie bedarf zu ihrer Gültigkeit der notariellen oder 
gerichtlichen Form und der Beſtätigung durch das OB A.). 
Das Gleiche gilt für Abänderungen der Satzung. Die Be⸗ 
ſtätigung darf aber nur verſagt werden, wenn die Satzung 
entweder gegen geſetzliche Zwangsbeſtimmungen oder gegen das 
öffentliche Intereſſe verſtößt. Als Zwangsbeſtimmungen kommen 
neben den formellen Vorſchriften über die Errichtung der Satzung 
namentlich diejenigen Beſtimmungen des ABG. in Betracht, 
welche, teils weil ſie ſich aus dem Weſen der Gewerkſchaft mit 
zwingender Notwendigkeit ergeben, teils weil ſie öffentlich— 
rechtlichen Charakters ſind, durch § 94 Abſ. 3 ausdrücklich der 
Abänderung entzogen ſind. Das öffentliche Intereſſe führt zur 
Verſagung der Beſtätigung, wenn Satzungsbeſtimmungen auf eine 
Vergewaltigung der Gewerkenminderheit abzielen, oder wenn bei 
nicht ausreichendem Gewerkſchaftsvermögen die Zahl der Kuxe 
nicht auf die Normalzahl 100, ſondern auf 1000 beſtimmt wird. 
Die Geringwertigkeit der Kuxe kann dieſe zu einem Gegenſtand 
ungeſunder Spekulation in den Kreiſen kleiner Leute machen. 
In der Praxis der Bergbehörden wird unter Berückſichtigung 
des im HGB. auf 200 M. feſtgeſtellten Mindeſtbetrages der 
Namensaktie die Kuxzahl 1000 nur zugelaſſen, wenn ein Wert 
des Gemerfichaftspermögens von mindeſtens 200000 M. nach- 
gewieſen ilt?). 
4. Auflöſung. 

Das ABG. regelt weder die Auflöſung noch die Liquidation 
der Gewerkſchaft. Es beſchränkt ſich auf die — aus der juriſtiſchen 
Perſönlichkeit der Gewerkſchaft von ſelbſt folgenden — Beſtim⸗ 
mungen, daß durch das Ausſcheiden einzelner Gewerken die Ge⸗ 
werkſchaft nicht aufgelöſt wird und daß der einzelne Gewerke 
nicht auf Teilung klagen kann ($ 100). 

Die Auflöſung kann unzweifelhaft herbeigeführt werden durch 
einen einſtimmigen “) Beſchluß der Gewerken, der entweder aus— 
drücklich auf Auflöſung der Gewerkſchaft oder auf eine Maßnahme 

1) Rechtsungültige Satzungsbeſtimmungen werden durch die Beſtätigung 
nicht rechtsgültig. 

2) RekB., Z. f. B. 52 449. 

3) Andere halten Dreiviertelmehrheit für ausreichend. 
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gerichtet iſt, die die weitere Verfolgung des Gewerkſchaftszweckes 
ausſchließt (Umwandlung der Gewerkſchaft in eine Aktiengeſellſchaft, 
Veräußerung aller gewerkſchaftlichen Betriebsanlagen). Die 
Veräußerung des gewerkſchaftlichen Bergwerks iſt als eine ſolche 
Maßnahme nicht anzuſehen, wenn der Gewerkſchaftszweck ſich 
ſatzungsmäßig nicht auf den Betrieb dieſes Bergwerks beſchränkt. 
Mit Rückſicht darauf, daß geſetzlich der Rechts- und Handlungs⸗ 
fähigkeit der Gewerkſchaft Grenzen nicht gezogen ſind, iſt an⸗ 
zunehmen, daß ſie auch ohne das Bergwerk, dem ſie ihre Ent⸗ 
ſtehung verdankt, zu anderen Zwecken fortbeſtehen kann. Aus 
dem gleichen Grunde hat auch die Aufhebung des gewerkſchaft— 
lichen Bergwerkseigentums infolge Verzichts oder im Zwangswege 
nicht mit Notwendigkeit die Auflöſung der Gewerkſchaft zur Folge. 

Wird über das Vermögen der Gewerkſchaft der Konkurs er- 
öffnet, jo verliert jie dadurch die Rechtsfähigkeit ($ 42 Abſ. 1 BGB.). 
Dieſer Verluſt iſt mit der Auflöſung nicht gleichbedeutend, ins⸗ 
beſondere lebt bei Aufhebung des Konkurseröffnungsbeſchluſſes die 
Gewerkſchaft ohne weiteres wieder auf. 

Die Vereinigung aller Kuxe in einer Hand hat die 
Auflöſung der Gewerkſchaft nicht zur Folge!), vielmehr bedarf es 
hierzu einer ausdrücklichen Erklärung des Alleingewerken. 

Noch andere Auflöſungsgründe können ſich aus der Satzung 
der Gewerkſchaft ergeben (z. B. Erledigung des ſatzungsmäßigen 
Gewerkſchaftszweckes). 

Mit dem Eintritt des Auflöſungsgrundes geht die Gewerk⸗ 
ſchaft nicht ſofort vollſtändig unter, vielmehr findet eine Liqui⸗ 
dation ihres Vermögens ſtatt, bis zu deren Durchführung ſie 
als Gewerkſchaft in Liquidation für den Zweck der Liquidation 
fortbeſteht. Das Liquidationsverfahren richtet ſich mangels berg⸗ 
geſetzlicher Vorſchriften nach den S 48—53 BGB. 


5. Organe der Gewerkfihaft. 
Die Organe der Gewerkſchaft ſind der Repräſentant oder 
der Grubenvorſtand und die Gewerkenverſammlung')). 
Der Repräſentant ($$ 117ff.) iſt der geſetzliche Vertreter. 
(und Zuſtellungs bevollmächtigte) der Gewerkſchaft. Durch die von 


I) Anders bei der Gew. a. R. (vgl. S. 169). 
2) Ein Aufſichtsrat iſt nicht vorgeſchrieben, kann aber beſtellt werden. 
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ihm im Namen der Gewerkſchaft abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte 
wird dieſe berechtigt und verpflichtet. Seine Vertretungsbefugnis 
iſt indeſſen inſofern eingeſchränkt, als er einer beſonderen Voll⸗ 
macht!) der Gewerkenverſammlung (für den einzelnen Falh bedarf, 
a) wenn es ſich um Gegenſtände handelt, die nur mit Dreiviertel⸗ 
mehrheit oder einſtimmig beſchloſſen werden können (vgl. 
unten), 
b) wenn Zubuße ausgeſchrieben werden ſoll. 

Durch die Satzung kann die Vertretungsbefugnis allgemein 
auch auf dieſe Gegenſtände ausgedehnt, anderſeits aber auch weiter 
eingeſchränkt werden. Die Einſchränkung findet darin eine Grenze, 
daß dem Repräſentanten die Vertretung der Gewerkſchaft bei den 
Verhandlungen mit der Bergbehörde, mit dem Knappſchaftsvereine 
und mit anderen auf den Bergbau bezüglichen Inſtituten ſowie in 
den gegen ſie angeſtellten Prozeſſen und die Eidesleiſtung in 
dieſen nicht entzogen werden dürfen (§ 124 Abſ. 2). 

Der Repräſentant iſt der Bergbehörde namhaft zu machen. 
Zu ſeiner Legitimation dient eine Ausfertigung der notariellen 
oder gerichtlichen Verhandlung über ſeine Wahl, woraus auch 
etwaige Beſchränkungen und Erweiterungen der Vertretungsbefugnis 
zu erſehen ſein müſſen. Beſchränkungen, die nicht in die Wahl⸗ 
verhandlung aufgenommen find, ſind gutgläubigen Dritten gegen- 
über unwirkſam. Iſt die Gewerkſchaft in das Handelsregiſter ein⸗ 
getragen, ſo iſt deſſen Inhalt auch für die Vertretungsbefugnis des 
Repräſentanten maßgebend. 

Dem Repräſentanten liegt ferner die innere Verwaltung 
der Gewerkſchaft ob. Er führt insbeſondere das Gewerkenbuch und 
die ſonſt erforderlichen Bücher?) und fertigt die Kuxſcheine aus. 
Iſt die Gewerkſchaft im Handelsregiſter eingetragen, ſo hat er auch 
Handelsbücher zu führen und jährlich Inventar und Bilanz auf- 
zuſtellen. Er beruft ferner die Gewerkenverſammlung. Er muß 
dieſe, wenn das Bergwerk im Betriebe iſt, alljährlich berufen und 
ihr eine vollſtändig belegte Verwaltungsrechnung vorlegen. Außerdem 


1) Zweifelhaft iſt, ob der Repräſentant bei Ausführung eines ſolchen Auf- 
trages als geſetzlicher Vertreter oder als Bevollmächtigter ($ 128) der Gew. 
anzuſehen iſt. 

2) Der Gewerke hat das Recht, dieſe Bücher — einſchl. des Gewerken⸗ 
buches (2) — einzuſehen (vgl. 8 121 Abſ. 2). 
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iſt er zur Berufung einer Gewerkenverſammlung verpflichtet, wenn 
dies von wenigſtens einem Viertel aller Kuxe verlangt wird. 
Unterläßt er die Berufung, ſo erfolgt ſie auf Antrag durch den 
Bergrevierbeamten. Dieſer kann auf Antrag die Berufung auch 
dann vornehmen, wenn ein Repräſentant oder Grubenvorſtand 
gewählt oder die erfolgte Beſtellung widerrufen werden ſoll. 


An Stelle eines Repräſentanten kann auch ein aus zwei oder 
mehreren Mitgliedern beſtehender Grubenvorſtand ($ 117 Abſ. 2) 
beſtellt werden, auf den alsdann die für den Repräſentanten 
geltenden Regeln entſprechende Anwendung finden. Der Gruben- 
vorſtand kann nach außen hin nur unter Beteiligung aller ſeiner 
Mitglieder rechtswirkſam handeln und verliert die Handlungs⸗ 
fähigkeit beim Ausſcheiden eines Mitglieds, ſofern ſich nicht, was 
die Regel bildet, aus der Satzung ein anderes ergibt). 

Die Wahl des Repräſentanten oder Grubenvorſtandes 
erfolgt durch die Gewerkenverſammlung ?). Nicht wählbar find 
Perſonen, die außerhalb des Deutſchen Reichs wohnen, Geſchäfts⸗ 
unfähige, juriſtiſche Perſonen, wählbar auch Frauen, Perſonen, die 
nicht Gewerken ſind, Ausländer, die im Deutſchen Reiche wohnen. 
Wird ein Repräſentant oder Grubenvorſtand nicht gewählt, ſo kann 
der Bergrevierbeamte die Gewerkſchaft hierzu anhalten. Er wird 
von dieſer Befugnis Gebrauch machen, wenn dies durch das öffent- 
liche Intereſſe oder ein berechtigtes Privatintereſſe (z. B. eines Ge⸗ 
werkſchaftsgläubigers, der Klage erheben will) erfordert wird. Die 
Aufforderung kann nach herrſchender Meinung an jeden beliebigen 
Gewerken gerichtet werden. Wird der Aufforderung des Berg— 
revierbeamten innerhalb dreier Monate nicht Folge geleiſtet, ſo kann 
dieſer, bis es geſchieht, einen interimiſtiſchen Repräſentanten be⸗ 
ſtellen, der für ſeine Mühewaltung auf Koſten der Gewerkſchaft 
entſchädigt wird ($ 127). 

Das innere Rechtsverhältnis zwiſchen der Gewerkſchaft und 
dem Repräſentanten oder Grubenvorſtand unterliegt den allgemeinen 
Vorſchriften über den Auftrag (88 662 ff. BGB.) oder, wenn ein 
Entgelt vereinbart iſt, den Vorſchriften über den Dienſtvertrag 
($ 675 BGB.). 


1) Zuſtellungen vgl. $ 123 Abſ. 2. 
2) Vgl. des näheren $ 118 Abſ. 1, 2. 
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Das oberſte Organ der Gewerkſchaft iſt die Gewerken— 
verſammlung (8 111ff.). Zu deren Beſchlußfähigkeit) iſt er⸗ 
forderlich, daß entweder alle Gewerken anweſend oder alle 
Gewerken unter Angabe des zu verhandelnden Gegenſtands geladen?) 
ſind und die Mehrheit aller Kuxe vertreten iſt. Das Erfordernis 
der Vertretung der Mehrheit aller Kuxe fällt jedoch fort, wenn, 
nachdem die erſte Verſammlung wegen ungenügender Beteiligung 
beſchlußunfähig geweſen iſt, eine zweite Verſammlung berufen 
wird. Dieſe zweite Verſammlung iſt, wenn hierauf in der Ein- 
ladung hingewieſen iſt, ohne Rückſicht auf die Zahl der vertretenen 
Kuxe beſchlußfähig. Bevollmächtigung (ohne beſondere Form) iſt 
in allen Fällen zuläſſig, jedoch kann die Vollmacht nicht nach⸗ 
träglich erteilt werden. 

Jeder vertretene Kux gewährt ein gleiches Stimmrecht. Die 
Beſchlüſſe werden in der Regel mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefaßt. Eine Mehrheit von drei Vierteln aller (alſo auch der nichtver⸗ 
tretenen Kuxe) iſt erforderlich zu Beſchlüſſen, durch die über den 
„Gegenſtand der Verleihung — Subſtanz des Bergwerkes —“ 
verfügt werden ſoll (Verkauf, Tauſch, Konſolidation, Verpfändung, 
dingliche Belaſtung, Verpachtung?) uſw.). Einſtimmigkeit (aller 
Kuxe) iſt erforderlich zu Verfügungen über das verliehene Bergwerks— 
eigentum durch Verzicht oder Schenkung ($ 114). 

Über die Gewerkenverſammlung iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
das nur, ſoweit es ſich um die Faſſung der Satzung oder die Wahl 
des Repräſentanten oder Grubenvorſtandes handelt, der notariellen 
oder gerichtlichen Form bedarf. Über die Leitung der Gewerken— 
verſammlung enthält das ABG. keine Vorſchriften. 

Gewerkſchaftsbeſchlüſſe, die in einer nicht ordnungsmäßig 
berufenen Gewerkenverſammlung oder unter Verletzung einer 


1) Beſchlüſſe können auch außerhalb der Gewerkenverſammlung durch ein- 
ſtimmige ſchriftliche Erklärung der Gewerken gefaßt werden (beſtritten). 

2) Wegen der Ladung vgl. § 112 Abſ. 2, 3, 4. Sie kann, auch wenn ein 
Repräſentant oder Grubenvorſtand fehlt, nicht von einem einzelnen Gewerken 
ausgehen. Der von Weſthoff aufgeſtellte Grundſatz, daß die Gewerkenverſamm⸗ 
lung mangels anderweiter Satzungsbeſtimmung am Sitze der Gewerkſchaft ftatt- 
finden müſſe, wird vom RG. mit Recht abgelehnt (Z. f. B. 53 102). 

3) Dieſe, weil ſie im $ 114 ausdrücklich genannt iſt. Im Hinblick hierauf 
iſt nicht ausſchlaggebend, daß die Pacht nach dem BGB. kein dingliches Recht 
mehr begründet. 
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ſonſtigen formellen Zwangsvorſchrift gefaßt ſind, ſind nichtig und 
können von jedem Gewerken unter Geltendmachung des Form⸗ 
mangels jederzeit im Rechtswege angefochten werden. Abgeſehen 
von dieſem allgemeinen Grundſatz aber iſt die Anfechtung von 
Gewerkſchaftsbeſchlüſſen im ABG. eigenartig und verſchieden 
vom Aktienrecht geregelt. Während der Beſchluß der General⸗ 
verſammlung einer Aktiengeſellſchaft wegen materieller Gejeß- oder 
Satzungswidrigkeit, aber nicht wegen Schädlichkeit für die Inter⸗ 
eſſen der Aktiengeſellſchaft angefochten werden kann, unterliegt der 
Gewerkſchaftsbeſchluß der Nachprüfung des Gerichts, in deſſen Bezirke 
das Bergwerk liegt, daraufhin, ob er zum Beſten der Gewerk— 
ſchaftt gereicht. Die richterliche Entſcheidung hierüber kann von 
jedem Gewerken innerhalb vier Wochen vom Tage des Gewerk— 
ſchaftsbeſchluſſes ab in der Weiſe angerufen werden, daß er gegen 
die Gewerkſchaft auf Aufhebung des Beſchluſſes klagt). Durch 
die Satzung kann nach ausdrücklicher Beſtimmung des ABG. an 
Stelle des ordentlichen Rechtsweges ein ſchiedsgerichtliches Ver— 
fahren vorgeſehen, dagegen wohl nicht das Anfechtungsrecht ganz 
ausgeſchloſſen werden ($ 115). 

Nicht anfechtbar ſind Beſchlüſſe, die als ſtatutariſche Einzel⸗ 
beſchlüſſe (vgl. Ziffer 3) der Beſtätigung des OBA. unterliegen 
und denen gegenüber daher dieſe Behörde die Minderheit vom 
Standpunkte des öffentlichen Intereſſes aus zu ſchützen hat, ſowie 
nach überwiegender Meinung?) Beſchlüſſe, die nur die Erhaltung 
des beſtehenden Zuſtandes bezwecken (3. B. der Beſchluß, das 
Bergwerk weiter ſtilliegen zu laſſen). 

Die Erhebung der Klage hindert regelmäßig nicht die Aus- 
führung des angefochtenen Beſchluſſes. Erſt mit Eintritt 
der Rechtskraft des Gerichtsurteils, das ihn aufhebt, verliert er ſeine 
rechtliche Wirkſamkeit. Handelt es ſich aber um Gegenſtände, die 
Dreiviertelmehrheit oder Einſtimmigkeit der Gewerkenverſammlung 
erfordern, oder um Erhebung von Zubußen, ſo hat die Anfechtungs⸗ 
klage aufſchiebende Wirkung ($ 116). Der Repräſentant wird daher 
zunächſt die Ausführung ſolcher Beſchlüſſe bis zum Ablaufe der 


1) Der Gewerke hat nachzuweiſen, daß der Beſchluß nicht zum Beſten 
der Gewerkſchaft gereicht. Von anderen wird jedoch die Beweislaſt der Ge⸗ 
werken beſtritten. 

2) RG. i. d. Z. f. B. 43 231, 44 245 (ſtark beſtritten). 
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Anfechtungsfriſt auszuſetzen haben. Fraglich iſt allerdings, inwieweit 
Rechtsgeſchäfte, die der Repräſentant in Ausführung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes vor oder nach Erhebung der Klage rechts⸗ 
widrig vorgenommen hat, Dritten gegenüber rechtsunwirkſam ſind. 


6. Rechte und Pflichten der Gewerken. 

Der Anteil des Gewerken an der Gewerkſchaft, d. h. der In⸗ 
begriff der aus der Mitgliedſchaft ſich ergebenden Rechte und 
Pflichten, wird als Kux bezeichnet. Der Kux lautet nicht, wie 
die Aktie, auf einen beſtimmten Betrag. 

Die Zahl der Kuxe beträgt 100. Sie kann durch die 
Satzung unter Beſtätigung des OBA. auf 1000 beſtimmt werden 
($ 101). Ausnahmsweiſe können bei der Umwandlung einer 
Gewerkſchaft alten in eine ſolche neuen Rechts wegen der hierbei 
ſich ergebenden Schwierigkeiten mit Genehmigung des Handels⸗ 
miniſters auch andere Zahlen beſtimmt werden ($ 235a Abſ. 2) ). 

Die Kuxe gehören zum beweglichen Vermögen ($ 101). 
Sie ſind nicht Sachen, ſondern Rechte und unterliegen daher 
nicht dem Sachenrechte des BGB. Sie ſind veräußerlich. Die 
freie Veräußerlichkeit darf auch durch die Satzung nicht aus⸗ 
geſchloſſen oder beſchränkt werden ($$ 104, 94 Abſ. 3). Die 
Kuxe find unteilbar ($ 101), was aber das Beſtehen eines Mit⸗ 
eigentums an dem Kux nicht hindert. In dieſem Falle haben 
die Miteigentümer die Rechte gemeinſchaftlich auszuüben. Für 
die Zubußen haften ſie als Geſamtſchuldner. 

Über die Gewerken und deren Kuxe wird vom Repräſentanten 
oder Grubenvorſtande das Gewerkenbuch geführt, auf Grund 
deſſen den Gewerken auf Verlangen ein Kuxſchein) (über jeden 
einzelnen Kux oder auch über mehrere Kuxe) ausgeſtellt wird. 
Das Gewerkenbuch dient zur Legitimation der Gewerken gegen⸗ 
über der Gewerkſchaft, der Kuxſchein zur Legitimation der Ge⸗ 
werken nach außen hin. Gewerkenbuch und Kunxſcheine ſind 
indeſſen keine Zwangseinrichtungen ($ 103). 


) Die Mansfeldſche kupferſchieferbauende Gew. hat 69 120, einige Stein- 
kohlengewerkſchaften haben 2200 oder 11000 Kuxe. 

2) Der Kuxſchein unterliegt einem Reichsſtempel von 5 M. (Tarifſtelle Id, 
NRStempSt®. v. 15. Juli 1909). 
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Der Kuxſchein muß auf Namen lauten. Er iſt daher kein 
Inhaberpapier, ſondern ein Rektapapier. Im übrigen iſt er nach 
jetzt überwiegender Meinung!) nicht lediglich eine Beweis⸗ oder 
Legitimationsurkunde, ſondern ein Wertpapier. 

Ein verlorener Kuxſchein kann im Wege des Aufgebotsver⸗ 
fahrens ( 946 bis 959, 1003 ff. ZPO. für kraftlos erklärt 
(amortiſiert) und ſodann erneuert werden. 

Die Gewerken nehmen nach dem Verhältnis ihrer Kuxe- 
an dem Gewinn und Verluſte teil und ſind in dieſem 
Verhältniſſe zu den erforderlichen Zubußen verpflichtet— 
($ 102). Ein anderes Verhältnis kann auch durch die Satzung nicht 
beſtimmt, insbeſondere können nicht zubußefreie Kuxe geſchaffen 
werden. Ob Ausbeute zu verteilen oder Zubuße ) zu erheben ift, 
beſtimmt, ſoweit ſich nicht aus der Satzung ein anderes ergibt, die 
Gewerkenverſammlung nach freiem Ermeſſen. Das Vorhandenſein 
für Betriebszwecke entbehrlichen Gewerkſchaftsvermögens berechtigt 
nicht, wie nach früherem Rechts), den Gewerken zu dem Anſpruch 
auf Ausſchüttung. Für die Beitreibung der beſchloſſenen Zubußen. 
ſteht der Gewerkſchaft nur der ordentliche Rechtsweg offen. Früher 
konnte ein Gewerke, der trotz mehrmaliger Aufforderung die Zu⸗ 
buße nicht zahlte, ſeines Anteils zugunſten der übrigen Gewerken, 
die die Zubußen übernahmen, vom Bergamte für verluſtig erklärt 
werden. Dieſes jog. Retardat- oder Kaduzierungsverfahren. 
iſt durch das ABG. beſeitigt. Zunächſt gilt jetzt zugunſten der 
einzelnen Gewerken die Vorſchrift, daß die Klage auf Zubuße 
nicht vor Ablauf der zur Anfechtung des Zubußebeſchluſſes ge- 
gebenen Friſt von vier Wochen und, wenn dagegen friſtzeitig 
Klage erhoben iſt, nicht vor der rechtskräftigen Entſcheidung über 
dieſe Klage ſtattfindet. Sodann ſteht dem Gewerken frei, ob er 
den Kur unter Haftung für die Zubuße behalten oder ſich durch. 
Preisgabe des Kuxes von der Zubußepflicht befreien will 
(Abandonrecht). Entſcheidet er ſich für das zweite, ſo hat er unter 

1) Vgl. den ausführlichen Literaturnachweis bei Kloſtermann⸗Thielmann 
S. 310. Insbeſondere wird im Börſenhandel der Kuxſchein allgemein zu den. 
Wertpapieren gezählt. 

2) Zubußen unterliegen einem Reichsſtempel von 3%, ſoweit fie nicht zur 
Deckung von Betriebsverluſten oder zur Erhaltung des Betriebes in ſeinem bisherigen 


Umfange beſtimmt ſind. Tarifſtelle Id RStempStG. vom 15. Juli 1909. 
3) Vgl. S. 246. 
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Überreichung des Kuxſcheins den Verkauf ſeines Anteils behufs 
Befriedigung der Gewerkſchaft anheimzuſtellen ($ 130). Von dieſem 
Rechte kann er auch noch nach Erhebung der Klage, ſogar noch in 
der Zwangsvollſtreckungsinſtanz Gebrauch machen. Der Verkauf 
des Anteils erfolgt nach den Beſtimmungen der ZPO. ( 808, 
821, 822) über die Zwangsvollſtreckung in körperlichen Sachen. 
Aus dem Erlöſe werden zunächſt die Verkaufskoſten, ſodann die 
fällige Zubuße berichtigt; der etwaige Reſt fällt dem Gewerken 
zu. Beſteht ein Pfandrecht an einem Kux, ſo geht der Anſpruch 
des Pfandgläubigers dem Zubußeanſpruch, wegen deſſen die Ge⸗ 
werkſchaft ein Pfand⸗ oder Vorzugsrecht nicht hat, vor. Iſt der 
Anteil unverkäuflich, jo wird er den anderen Gewerken nach Ber- 
hältnis ihrer Anteile in ganzen Kuxen, ſoweit dies aber nicht 
möglich iſt, der Gewerkſchaft als ſolcher im Gewerkenbuche laſten⸗ 
frei zugeſchrieben ($ 131). Letztere Vorſchrift iſt ſchwer damit in 
Einklang zu bringen, daß nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen die 
Gewerkſchaft nicht ihr eigener Gewerke ſein kann. Man pflegt 
die zugeſchriebenen — ebenſo wie die bei Begründung der Ge⸗ 
werkſchaft noch nicht begebenen — Kuxe als „ruhende Kuxe“ zu 
bezeichnen. Sie beſtehen weiter, doch iſt die Ausübung der daraus 
fließenden Rechte gebunden, insbeſondere kann nicht etwa der 
Repräſentant auf Grund der ruhenden Kuxe ein Stimmrecht in 
der Gewerkenverſammlung ausüben. 

Das Recht, auf ſeinen Anteil unter Befreiung von der Zu⸗ 
bußepflicht zu verzichten, ſteht übrigens dem Gewerken auch dann 
zu, wenn keine Zubuße ausgeſchrieben iſt. In dieſem Falle muß 
aber, wenn der Kur verpfändet iſt, die Einwilligung der Pfand⸗ 
gläubiger beigebracht werden. Der Verkauf erfolgt nicht im 
Zwangswege, ſondern freihändig durch den Repräſentanten. Der 
Gewerke iſt von dem Verkaufserlös ausgeſchloſſen ($ 132). 

Da die Beſtimmungen über das Abandonrecht im § 94 
Abſ. 3 nicht ausdrücklich für unabänderbar erklärt ſind, jo iſt 
zweifelhaft, ob dieſes Recht durch die Satzung ausgeſchloſſen 
werden kann!). Dagegen ſpricht, daß es ſich um ein aus dem 
Weſen der Gewerkſchaft fließendes Recht handelt und daß deſſen 
Ausſchluß zu ſchweren unverſchuldeten wirtſchaftlichen Schädigungen 
führen kann. Jedenfalls wird einer Satzung, die das Abandon— 


1) Bejaht vom RG. 8. Juli 1908; Z. f. B. 50 96. 
11 * 
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recht ausſchließen will, aus Gründen des öffentlichen Intereſſes 
die Genehmigung zu verſagen ſein!). Iſt dies nicht geſchehen, 
ſo kann allerdings die Anfechtung der Satzungsbeſtimmung im 
Rechtswege nach dem gegenwärtigen Stande der Neheim 
nicht auf Erfolg rechnen. 


9 Ubertragung und Verpfündung der Rure. 

Bei der Übertragung und Verpfändung der Kuxe iſt das 
obligatoriſche Kauſalgeſchäft von dem — äußerlich allerdings 
mit dieſem meiſt zuſammenfallenden — dinglichen Rechts- 
begründungsakte zu unterſcheiden. Während das erſtere ledig⸗ 
lich nach dem allgemeinen bürgerlichen Rechte zu beurteilen iſt, 
enthält für den letzteren das ABG. beſondere Vorſchriften. 

Zur Übertragung der Kuxe iſt die ſchriftliche Form erforder⸗ 
lich?) (§ 105 Abſ. 1), d. h. die Abtretung (nicht auch die Annahme) 
muß ſchriftlich erklärt fein?). Von der Aushändigung des Kux⸗ 
ſcheines iſt die Rechtswirkſamkeit der Abtretung nicht abhängig‘), 
jedoch iſt der Abtretende zur Aushändigung verpflichtet (§ 105 
Abſ. 2). Der Erwerber bedarf des Kuxſcheines, wenn er jeine 
Eintragung in das Gewerkenbuch beantragen will, da dieſe nur 
auf Grund der Übertragungsurkunde gegen Vorlegung des Kux⸗ 
ſcheines erfolgt ($ 105 Abſ. 3). Der Erwerber hat ein Intereſſe 
an der Eintragung, weil nur der im Gewerkenbuch eingetragene 
Gewerke die Gewerkenrechte, insbeſondere den Anſpruch auf Aus⸗ 
beute gegenüber der Gewerkſchaft geltend machen kann (§ 106). 
Die Eintragung in das Gewerkenbuch an ſich begründet aber nicht 
die Gewerkeneigenſchaft. Wird ein Kux zweimal, das zweite Mal 
unter Aushändigung des Kuxſcheines abgetreten und läßt ſich der 
zweite Erwerber in das Gewerkenbuch eintragen, ſo bleibt doch 
der erſte Erwerber der rechtmäßige Gewerke, nur muß er etwaige 
Ausbeutezahlungen an den eingetragenen Gewerken gegen ſich 
gelten laſſen. 

Die Geltendmachung der Gewerkſchaftsrechte, insbeſondere 
des Zubußeanſpruchs, gegenüber dem Gewerken ſetzt nicht deſſen 

1) RekB. vom 31. Jan. 1912; 8. f. B. 53 280. 

2) Der Übertragungsakt unterliegt einem Reichsſtempel von 1/0 Tarifſt. 4 a 
Nr. 2 RStempStG. v. 15. Juli 1909. 

3) Zoeifelhaft iſt die Wirkſamkeit der Blankozeſſion. 

4) Wird neuerdings beſtritten. 
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Eintragung im Gewerkenbuche voraus. Für die Zubuße haftet 
in erſter Linie, wer zur Zeit des Zubußebeſchluſſes wirklicher Ge⸗ 
werke iſt. Iſt aber im Falle der freiwilligen Veräußerung eines 
Kuxes zur Zeit des Zubußebeſchluſſes noch der bisherige Gewerke 
eingetragen und iſt ein ordnungsmäßiger Antrag auf Umſchreibung 
noch nicht geſtellt, ſo haftet neben dem wirklichen der bisherige 
Gewerke geſamtſchuldneriſch ($ 107). Dies gilt aber nur hinſichtlich 
der nach der Übertragung des Kuxes beſchloſſenen Zubußen. Für 
Zubußerückſtände aus früherer Zeit haftet allein der bisherige 
Gewerke!). Indeſſen kann die Gewerkſchaft gegenüber der Aus- 
beuteforderung des neuen mit der Zubußeforderung gegen den 
alten Gewerken aufrechnen (§ 406, 413 BGB.). 

Im übrigen gelten für die Übertragung von Kuren die Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. ($ 413, § 398 bis 412) über die Über⸗ 
tragung von Forderungen. Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Abtretenden und dem Erwerber richtet ſich in erſter Linie nach 
dem zwiſchen dieſen abgeſchloſſenen Vertrage. 

Die Form der Verpfändung der Kuxe weicht von der 
Form der Abtretung inſofern ab, als entſprechend dem das Pfand- 
recht beherrſchenden Grundſatz der Publizität außer dem ſchrift⸗ 
lichen Pfandvertrag?) die Übergabe des Kuxſcheins erforderlich iſt 
($ 108). Einer Anzeige an die Gewerkſchaft bedarf es nicht. Iſt 
ein Kuxſchein nicht ausgeſtellt, jo kann auch der Kur nicht ver⸗ 
pfändet werden (ftreitig). Die Übergabe des Kuxſcheines ohne 
ſchriftlichen Pfandvertrag begründet kein Pfandrecht, ſondern nur 
ein — nicht dingliches — Zurückbehaltungsrecht. 

Das Pfandrechtsverhältnis regelt ſich nach den Vorſchriften 
des BGB. über das Pfandrecht an Rechten (§ 1273 ff.). Streitig 
iſt, ob das Pfandrecht zu dem Anſpruch auf die Ausbeute be⸗ 
rechtigt und ob der Gewerke zur Ausübung der Mitgliedſchafts⸗ 
rechte (Stimmrecht uſw.) der Zuſtimmung des Pfandgläubigers 
bedarf. 

Die Pfändung eines Kuxes im Wege der Zwangsvollſtreckung 
richtet ſich nach der ZPO., und zwar kommen, da der Kuxſchein 
als Wertpapier anzuſehen iſt, die Beſtimmungen über die Zwangs⸗ 

1) So die überwiegende Meinung gegen RG., Z. f. B. 43 365; 47 245. 


2) Formloſe Annahme der ſchriftlichen Erklärung genügt (RG. 22. Dez. 
1906, Z. f. B. 48 379 — beſtritten). 
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vollſtreckung in körperliche Sachen (s 808, 821f.) zur Anwendung. 
Das Pfändungspfandrecht an dem Kux entſteht mit der Pfändung 
des Kuxſcheines durch den Gerichtsvollzieher. Iſt ein Kuxſchein 
nicht ausgeſtellt, ſo kommen die Beſtimmungen über die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in Forderungen und andere Vermögensrechte ($$ 857, 
828 ff.) zur Anwendung. 


8. Kaufgewerkſchaften. 

Auf den Grundeigentümerbergbau iſt das Gewerk— 
ſchaftsrecht nicht ausgedehnt. Es fehlt bei dieſem Bergbau eine 
dem verliehenen Bergwerk entſprechende Grundlage, auf der die 
Gewerkſchaft entſtehen könnte. Der rein obligatoriſche Charakter der 
meiſten Abbauverträge und der Mangel einer amtlichen Fundes⸗ 
feſtſtellung ſind Hinderniſſe, die den mannigfachen Beſtrebungen 
des Grundeigentümerbergbaues, insbeſondere des hannoverſchen 
Kalibergbaues, im Wege der Geſetzgebung des Gewerkſchaftsrechts 
teilhaft zu werden, entgegenſtanden ). 

Der Grundeigentümerbergbau hat ſich jedoch ſelbſt geholfen, 
und zwar in der Weiſe, daß die Unternehmer eine auf ein ver⸗ 
liehenes wertloſes oder geringwertiges Bergwerk geſetzmäßig be⸗ 
gründete Gewerkſchaft, ſei es durch Kauf des Bergwerks, ſei es 
durch Erwerb der Kuxe, an ſich brachten und dieſe Gewerkſchaft 
als Betreiberin des Grundeigentümerbergbaues erſcheinen ließen. 
Auch Gewerkſchaften mit der Kuxzahl 1000 bei geringem Werte 
des Bergwerks ſtanden in großer Zahl zur Verfügung, da hin⸗ 
ſichtlich der Zulaſſung dieſer Kuxzahl bei den preußiſchen Berg⸗ 
behörden früher eine milde Praxis beſtanden hatte und eine ſolche 
auch jetzt noch bei Bergbehörden anderer Bundesſtaaten beſteht. 
Die preußiſchen Bergbehörden erblickten zunächſt in dem vor⸗ 
bezeichneten Verfahren eine Umgehung des Geſetzes und ver⸗ 
weigerten den „Kaufgewerkſchaften“ die Anerkennung. Nach⸗ 
dem jedoch das RG.) den Gewerkſchaften unbeſchränkte Rechts⸗ 
und Handlungsfähigkeit zugeſprochen und ausgeführt hatte, daß der 


1) Im Kgr. Sachſen kann eine Gew. zum Betriebe des Grundeigentümer⸗ 
bergbaues auf Stein- und Braunkohle gebildet werden. Jedoch iſt dort die 
Entſtehung jeder Gew. von der miniſteriellen Genehmigung der Satzung ab⸗ 
hängig. 

2) Entſch. vom 28. Sept. 1901 und 23. Nov. 1901; Z. f. B. 43 87, 239. 
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Betrieb des Grundeigentümerbergbaues durch eine Gewerkſchaft 
nicht durch eine poſitive Geſetzesbeſtimmung ausgeſchloſſen, daher 
auch nicht unſtatthaft ſei, haben die Bergbehörden ihre ablehnende 
Haltung aufgegeben. Eine geſetzmäßig entſtandene Gewerkſchaft 
iſt zurzeit nicht gehindert, in ihrer Satzung den Betrieb des Grund 
eigentümerbergbaues oder eines anderen induſtriellen Unternehmens 
als Zweck der Gewerkſchaft zu beſtimmen ). 


Indeſſen hat die Überſchwemmung Preußens mit außerpreußi⸗ 
ſchen, insbeſondere gothaiſchen Gewerkſchaften, zu einer geſetzlichen 
Abwehrmaßregel geführt. Dieſe Gewerkſchaften, deren Rechtsfähigkeit 
auch für das preußiſche Staatsgebiet an ſich außer Zweifelſteht ), unter⸗ 
lagen früher nur der Beſchränkung aus Art. 7 § 2 Abſ. 1 AG. z. BGB., 
wonach ſie zum Erwerbe von Grundſtücken im Werte von mehr 
als 5000 M. der ſtaatlichen Genehmigung bedurften. An Stelle 
dieſer Beſtimmung iſt nach $ 2 Abſ. 1 des Geſ. vom 23. Juni 1909 
(GS. 619) eine erweiterte Genehmigungspflicht getreten, die ſich 
auf den Erwerb von Grundſtücken (ohne Wertgrenze), Bergwerks⸗ 
eigentum, unbeweglichen Bergwerksanteilen und ſelbſtändigen 
Abbaugerechtigkeiten erſtreckt. Die Genehmigung wird auf Grund 
Königlicher Ermächtigung (K. V. vom 11. Dez. 1909, GS. 797) 
von den zuſtändigen Miniſtern erteilt. Sie ſchließt, wenn ſie ſich 
auf den Erwerb von Bergwerkseigentum oder ſelbſtändigen Abbau⸗ 
gerechtigkeiten richtet, die Genehmigung zum Bergwerksbetrieb 
innerhalb des Umfanges der Berechtigung in ſich. Abgeſehen 
hiervon bedarf auch der Betrieb von Bergwerken und ſonſtigen 
bergpolizeilich beaufſichtigten Mineralgewinnungen durch eine außer⸗ 
preußiſche Gewerkſchaft der Genehmigung, die in dieſem Falle 
vom Handelsminiſter allein erteilt wird (§ 3 a. a. O.). 

Die Genehmigung wird regelmäßig verſagt, wenn die Satzung 
der Gewerkſchaft Beſtimmungen enthält, die nach den in Preußen 
geltenden Verwaltungsgrundſätzen die Genehmigung des OBA. 
nicht gefunden haben würden, insbeſondere wenn bei unzureichendem 
Gewerkſchaftsvermögen die Zahl der Kuxe auf 1000 beſtimmt iſt. 


1) RekB. vom 17. Jan. 1908; Z. f. B. 49 334. 
2) Sie verlieren aber die Rechtsfähigkeit, wenn ſie (zur Umgehung der geſetz⸗ 
lichen Beſchränkungen) ihren Sitz nach Preußen verlegen. Min B., Z. f. B. 50 417. 
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9. Die Gewerkſchaft alten Rechts). 

Auf Gewerkſchaften, die bei Erlaß des ABG. bereits beſtanden 
und nicht ihre Kuxe mobiliſiert haben (vgl. unten), findet das 
Gewerkſchaftsrecht im 4. Tit. des ABG. nur zum Teil Anwendung. 
(8 226). Im übrigen gilt für ſie nach wie vor, wenn es an be- 
ſonderen, vor dem Inkrafttreten des ABG. getroffenen Verab⸗ 
redungen fehlt, das frühere Recht, vorzugsweiſe das ALR. 

Die Gewerkſchaft a. R. unterſcheidet ſich von derjenigen neuen 
Rechts namentlich dadurch, daß 

a) ſie keine juriſtiſche Perſon iſt, 
b) ihre Kuxeinteilung eine andere iſt, und 
c) ihre Kuxe nicht zum beweglichen Vermögen gehören. 

Zu a. Die Gewerkſchaft a. R. iſt eine durch bergrechtliche 
Sonderbeſtimmungen eigenartig geſtaltete Geſellſchaft von Mit⸗ 
eigentümern (zur geſamten Hand) im Sinne von I, 17 ALR. ?). 
Die Gewerken ſind Miteigentümer nicht nur des Bergwerks, ſondern 
des geſamten gewerkſchaftlichen Vermögens. Die Eigenart liegt 
beſonders darin, daß die Rechtsverhältniſſe der Gewerkſchaft a. R. 
denjenigen einer juriſtiſchen Perſon ſtark genähert ſind. Auch ſie 
muß einen Repräſentanten oder Grubenvorſtand haben, der ſie 
durch die in ihrem Namen abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfte be⸗ 
rechtigt und verpflichtet. Sie iſt Trägerin eines Vermögens, über 
das durch Mehrheitsbeſchlüſſe der Gewerken verfügt wird. Den 
Gläubigern der Gewerkſchaft dient ſeit dem ABG. als Gegenſtand 
der Befriedigung nur das Gewerkſchaftsvermögen, über das auch 
der Konkurs eröffnet werden kann, nicht auch das Sondervermögen 
der Gewerken. Sie kann Bergwerks- und Grundeigentum er⸗ 
werben!), Wechſelverbindlichkeiten eingehen, verklagt werden ($ 50 
Abi. 2 ZPO.) und (beftritten) auch klagen. 

Dagegen wird die Gew. a. R. im Grundbuche nicht als 
Eigentümerin des ihre Grundlage bildenden Bergwerks, vielmehr 


1) ABG. 88 226 bis 239. 

Den Gew. a. R. ſtehen die zum Salzbergbau und Salinenbetrieb be⸗ 
gründeten „Pfännerſchaften“, deren Geſellſchaftsanteile die Bezeichnung „Pfanne“ 
führen, im weſentlichen gleich. 

2) Von einigen wird ſie als erlaubte Privatgeſellſchaft (II, 6 ALR.) an⸗ 
geſehen. 5 . 

3) A. M. KG. 19. Nov. 1894; Z. f. B. 38 245. 
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werden die Gewerken in Abt. J des Grundbuchblatts als Eigen⸗ 
tümer ihrer Kuxe eingetragen“). Auch kann ſie nicht in das 
Handelsregiſter eingetragen werden und dadurch Kaufmanns⸗ 
eigenſchaft erlangen (Art. 5 EG. z. HGB.). 

Durch Vereinigung aller Kuxe in einer Hand wird das 
Miteigentumsverhältnis beendet und die Gewerkſchaft aufgelöſt 
(ſtreitig). 

Zu b. Die Zahl der „gewerkſchaftlichen“ Kuxe, neben denen 
„Freikuxe“ beſtehen?), beträgt im Bereiche der Schleſ. und der 
Magd.⸗Halberſt. BO. 122, im Bereiche der Cleve-Märk. BO. 128. 
Die frühere Teilbarkeit der Kuxe, die bei einzelnen Gewerkſchaften zu 
einer übermäßigen Zerſplitterung des Kuxbeſitzes geführt hatte, iſt 
durch das ABG. dahin eingeſchränkt, daß ein Kux nur noch in 
Zehnteile geteilt werden darf ($ 228). 

Zu c. Die Kuxe a. R., in der neueren Geſetzgebung „un⸗ 
bewegliche Bergwerksanteile“ genannt, unterliegen in gleichem 
Umfange wie das Bergwerkseigentum den für Grundſtücke geltenden 
Geſetzesbeſtimmungen (§ 231). Das Grundbuch erſetzt das Ge- 
werkenbuch. Kuxſcheine werden nicht ausgeſtellt. 

Mit Hypotheken kann ſowohl das ganze Bergwerk als auch 
der einzelne Kur belaſtet werden!). 

Die Umwandlung einer Gewerkſchaft a. R. in eine 
ſolche n. R. erfolgt durch einen — notariell oder gerichtlich auf⸗ 
zunehmenden und der Beſtätigung des OBA. bedürfenden — 
Beſchluß (Mobiliſierungsbeſchluß) einer Mehrheit von wenigſtens 
drei Vierteilen aller Kuxe ($$ 23Haff.). Sind Kuxe mit Hypo⸗ 
theken belaſtet, ſo wird vor Beſtätigung des Beſchluſſes dieſer den 
Hypothekengläubigern mitgeteilt und im Amtsblatte bekanntgemacht. 
Die Hypothekengläubiger können binnen drei Monaten Befriedi⸗ 
gung ihres Anſpruchs vor der Verfallzeit verlangen. Wenn nicht 
etwas anderes vereinbart iſt, haften den bisherigen Hypotheken⸗ 
gläubigern die an Stelle der alten tretenden neuen Kuxe als 
Pfand. Die Kuxſcheine werden mit dem Vermerke dieſer Be- 


1) $ 229 ABG., Art. 28 AG. z. GBO., § 25 MinVerf. 20. Nov. 1899 
(JMBl. 349). 

2) Vgl. S. 245. 

3) Vgl. jedoch $ 230 Abſ. 2. 
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laſtung verſehen und in der Regel den Hypothekengläubigern Der 
gehändigt. 

Solange ſolche Pfandrechte beſtehen, erfolgt die Führung 
des Gewerkenbuches und die Ausfertigung der Kuxſcheine durch 
das Grundbuchamt. Bleiben bei der neuen Kuxeinteilung über⸗ 
ſchießende Kuxteile zurück, ſo werden dieſe, wenn von den Be⸗ 
teiligten nichts anderes vereinbart iſt, zu ganzen Kuxen zuſammen⸗ 
gelegt und dieſe im Wege der Zwangsverſteigerung veräußert. 
Mit der Verſteigerung erlöſchen die darauf haftenden dinglichen 
Rechte. 

Trotz der unverkennbaren wirtſchaftlichen Vorzüge der Gew. 
n. R. — juriſtiſche Perſönlichkeit, Erleichterung des Geſchäfts⸗ 
verkehrs mit Kuxen, Beſeitigung des Mißverhältniſſes zwiſchen 
der hypothekariſchen Belaſtung des ganzen Bergwerks und des 
einzelnen Kuxes — ſind zahlreiche Gewerkſchaften a. R. beſtehen 
geblieben. 


XVII. Bergpolizei‘). 


1. Begriff und Umfang. 

Die polizeiliche Aufſicht über den Bergbau ſteht den Berg⸗ 
behörden zu. Für die Ausübung dieſer Sonderpolizei (Berg⸗ 
polizei) gelten die Grundſätze des allgemeinen Polizeirechts, ſoweit 
nicht das ABG. ein anderes beſtimmt. 

Als Aufgaben der Bergpolizei, die die Schürfpolizei 
(vgl. S. 61ff.) und die Arbeiterpolizei (vgl. S. 214) mitumfaßt, ſind 
im § 196 Abſ. 2 genannt: 

die Sicherheit der Baue, 

die Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter, 

die Aufrechterhaltung der guten Sitten und des Anſtandes 

durch die Einrichtung des Betriebes“), 

der Schutz der Oberfläche im Intereſſe der perſönlichen Sicher⸗ 

heit und des öffentlichen Verkehrs, 

der Schutz gegen gemeinſchädliche Einwirkungen des Berg- 

baues. 


1) ABG. $$ 196 bis 209 a (9. Tit.), 3a, 66 bis 77. 
2) Dieſe Aufgabe iſt durch die Nov. vom 24. Juni 1892 hinzugefügt. 
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Der Begriff der „gemeinſchädlichen Einwirkung “ ift nicht 
ganz ſicher. Es wird darunter eine Einwirkung zu verſtehen fein, 
durch die nicht nur ein Privatintereſſe (eines Grundbeſitzers, Berg 
werksbeſitzers uſw.), ſondern auch ein öffentliches Intereſſe benach⸗ 
teiligt oder gefährdet wird. Jedenfalls reicht der Schutz gegen ge- 
meinſchädliche Einwirkungen des Bergbaues unter Umſtänden 
über den Kreis der allgemeinen polizeilichen Aufgaben (§ 10 ALR. 
II, 17) hinaus. Z. B. liegt es innerhalb der Zuſtändigkeit der 
Bergpolizei, der Gefährdung gemeinnütziger Heilquellen durch das 
Schürfen und den Bergbau vorzubeugen). Im allgemeinen iſt 
aber auch die Bergpolizei Sicherheits-, nicht Wohlfahrts⸗ oder 
Schönheitspolizei. Zu ihren Aufgaben gehört auch nicht mehr 
die „Wahrung der Nachhaltigkeit des Bergbaues“ (vgl. § 9 Gef. vom 
10. Juni 1861), d. h. die Sorge für einen wirtſchaftlichen Abbau 
der Lagerſtätten (Vermeidung von Raubbau). 

Die Aufzählung der Aufgaben der Bergpolizei im § 196 
Abſ. 2 iſt offenbar als erſchöpfend gedacht. Hinzuzufügen iſt aber 
noch mit Rückſicht auf die allgemeine Pflicht der Staatsbehörden, 
ſtrafbarem Unrecht entgegenzuwirken, die Verhütung einer un⸗ 
befugten Mineralgewinnung im Sinne des Geſ. vom 26. März 1856. 
Ferner hat ſich der Kreis der polizeilichen Tätigkeit der Berg⸗ 
behörden dadurch erweitert, daß ihnen für den Bergbau auch die 
Aufſicht über die Ausführung der Arbeiterſchutzbeſtimmungen der 
GewO. übertragen worden iſt. Eine feſte Grenze zwiſchen dieſer 
den Bergbehörden übertragenen Gewerbepolizei und der eigent- 
lichen Bergpolizei beſteht nicht (vgl. § 189 Abſ. 2 Satz 2). 

Gegenſtand der Bergpolizei iſt der auf Grund eines 
bergrechtlichen Titels geführte Bergbau (§ 196) einſchließlich des 
Schürfens ($ 3a), der Grundeigentümerbergbau nur, ſoweit dies 
beſonders geſetzlich beſtimmt iſt. Der Begriff des Bergbaues im 
polizeilichen Sinne umfaßt auch den Betrieb der zum Bergwerke 
zugehörigen Aufbereitungsanſtalten und ſonſtigen Betriebsanſtalten, 
ſowie der Salinen ?). Aus der Eigenſchaft der Bergpolizei als 


1) Das Quellenſchutzgeſetz vom 14. Mai 1908 (GS. 105 ff.) findet nach 
§ 32 dieſes Gef. gegenüber bergbaulichen Betrieben keine Anwendung. In dieſer 
Richtung bedurfte es keiner Erweiterung der polizeilichen Zuſtändigkeit, wie ſie 
ſonſt durch das Quellenſchutzgeſetz herbeigeführt worden iſt. 

2) Vgl. S. 75 ff., ſowie wegen der Dampfkeſſel S. 185. 
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Betriebspolizei folgt aber eine Einengung des für ſie in Betracht 
kommenden Perſonenkreiſes. Die bergpolizeilichen Beſtimmungen 
können ſich nur an Perſonen richten, die zum Bergwerksbetrieb 
ein tatſächliches Verhältnis einnehmen oder einnehmen wollen, 
alſo vor allem an Bergwerksbeſitzer, Betriebsbeamte und Berg⸗ 
arbeiter. Daneben kommen auch allgemeine Verbotsbeſtimmungen 
über das Betreten von Bergwerksanlagen uſw. in Betracht. Da⸗ 
gegen kann die Bergpolizeibehörde z. B. nicht die Sperrung einer 
durch den Bergbau gefährdeten Stelle eines öffentlichen Weges 
oder die Räumung eines durch den Bergbau gefährdeten Hauſes 
gegenüber dem Grundbeſitzer anordnen. Dies iſt Sache der all⸗ 
gemeinen Polizei, deren Vermittelung die Bergpolizeibehörde in 
einem ſolchen Falle in Anſpruch zu nehmen hat. Aus dem 
Charakter der Bergpolizei als einer Betriebspolizei folgt ferner, 
daß ſie ſich nicht auf die Lebensverhältniſſe der Bergarbeiter 
außerhalb des Betriebes (Wohnungshygiene uſw.) erſtreckt. Auch 
die polizeiliche Mitwirkung bei der Ausſtellung von Abkehrſcheinen, 
Arbeitszeugniſſen uſw. iſt der allgemeinen Polizeiverwaltung über⸗ 
tragen. Nicht Sache der Bergpolizei iſt endlich auch die Aus⸗ 
übung der Kriminalpolizei innerhalb der Bergwerksanlagen (Ver⸗ 
haftung eines Bergmanns in der Grube). 

Soweit die Zuſtändigkeit der Bergpolizei reicht, iſt dieſe 
Zuſtändigkeit eine ausſchließliche, auch im Verhältnis zur all⸗ 
gemeinen Polizeiverwaltung. Indeſſen kann eine Angelegenheit 
von anderen Geſichtspunkten aus zugleich in den Bereich der Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Polizeibehörden fallen. Daraus ergibt ſich auf 
gewiſſen Grenzgebieten ein Nebeneinanderwirken oder Zuſammen⸗ 
wirken der Bergpolizeibehörden mit anderen Polizeibehörden (vgl. 
S. 189 ff.). 


2. Bergpolizeiverordnung und bergpolizeiliche Anordnung. 

Die auf dem Gebiete des allgemeinen Polizeirechts anerkannte 
Weſensverſchiedenheit zwiſchen einer Polizeiverordnung und einer 
polizeilichen Verfügung beſteht auch zwiſchen der Bergpolizeiverord⸗ 
nung und der bergpolizeilichen Anordnung. Bergpolizeiverord⸗ 
nungen ($ 197) ſind Vorſchriften, die, wie ein Geſetz, allgemeine 
Rechtsregeln enthalten und für alle künftigen dem vorausgeſetzten 
Tatbeſtande entſprechenden Fälle gelten. Die bergpolizeiliche 
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Anordnung dagegen ($$ 198, 199) regelt zur Verhütung einer 
Gefahr einen einzelnen Fall und erſchöpft ihre Wirkſamkeit mit 
der Regelung dieſes Falles. 

Für den Erlaß von Berpolizeiverordnungen ) iſt nur das OBA. 
(nicht der Bergrevierbeamte, auch nicht der HM.), für den Erlaß 
von bergpoltzeilichen Anordnungen neben dem OA. bei dringender 
Gefahr auch der Revierbeamte zuſtändig. 

Bergpolizeiverordnungen können für den ganzen Oberberg⸗ 
amtsbezirk, für einen Teil dieſes Bezirkes oder auch für ein einzelnes 
Bergwerk erlaſſen werden. Werden für ein einzelnes Bergwerk 
oder eine einzelne Betriebsanlage Vorſchriften erlaſſen, die nicht 
einen einzelnen Fall regeln, ſondern Geltung für alle zukünftigen 
Fälle haben ſollen, ſo iſt nicht die Form der Anordnung, ſondern 
die der Verordnung und auch die für dieſe vorgeſchriebene Art 
der Bekanntmachung zu wählen). 

Eine Strafandrohung iſt im Gegenſatze zum allgemeinen 
Polizeirecht kein weſentlicher Beſtandteil weder der Bergpolizei⸗ 
verordnung noch der bergpolizeilichen Anordnung. Die Strafbar⸗ 
keit nach § 208 (Geldſtr. bis 300 M., im Unvermögensfelle Haft) 
tritt von ſelbſt ein. In der Praxis iſt es allerdings üblich, am 
Schluſſe der Verordnung oder Anordnung auf dieſen Paragraphen 
zu verweiſen oder ſeinen Inhalt wiederzugeben. 


Bergpolizeiverordnungen müſſen ſich innerhalb des 
Rahmens der bergpolizeilichen Aufgaben halten. Sie dürfen nicht 
mit Geſetzen oder mit Verordnungen höherer Inſtanzen in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. 

Eine Mitwirkung des Bergausſchuſſes beim Erlaſſe von Berg⸗ 
polizeiverordnungen findet nicht ſtatt. Dagegen hat das OBA. 
vor dem Erlaſſe von Polizeiverordnungen, die ſich auf die Sicherheit 
des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter und auf die Aufrecht⸗ 
erhaltung der guten Sitten und des Anſtandes im Betriebe be- 
ziehen, dem Vorſtande der beteiligten Berufsgenoſſenſchaft 
oder Berufsgenoſſenſchaftsſektion Gelegenheit zu einer gutacht⸗ 


1) Verzeichnis der wichtigſten Bergpolizeiverordnungen bei Schlüter⸗Henſe, 
S. 501. 
2) In der Praxis wird bei Seilfahrtordnungen zum Teil anders verfahren. 
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lichen Außerung zu geben!) ($ 197 Abſ. 4). Dieſe Vorſchrift 
bezweckt, Widerſprüchen zwiſchen den bergpolizeilichen Vorſchriften 
und den Unfallverhütungsvorſchriften der Berufsgenoſſenſchaften 
vorzubeugen, und ſteht in innerem Zuſammenhange mit § 192 
Abſ. 2, wonach der Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaft oder Sektion 
gegen Entſcheidungen des Revierbeamten oder des OBA., die den 
Unfallverhütungsvorſchriften?) widerſprechen, der Rekurs zuſteht. 
Wird die Polizeiverordnung erlaſſen, ohne daß die Berufs- 
genoſſenſchaft vorher gehört worden iſt, fo iſt die Polizeiverordnung 
ungültig. Dagegen iſt die Erwähnung der Anhörung in der 
Polizeiverordnung zu deren Rechtsgültigkeit nicht erforderliche). 
Vor dem Erlaß von Polizeiverordnungen, wodurch die Dauer der 
täglichen Arbeitszeit feſtgeſetzt wird (ſanitärer Arbeitstag), iſt auch 
der Geſundheitsbeirat (vgl. S. 45) zu hören. 

Die Verkündung der BPV. erfolgt durch die Amtsblätter 
der Regierungen, auf deren Bezirk ſie ſich erſtrecken ſoll ($ 197 
Abſ. 2). Sie tritt, wenn ſie ihren Geltungsbeginn nicht ſelbſt 
anders feſtſetzt, mit dem achten Tage nach der Ausgabe des Amts⸗ 
blattes in Kraft. . | 

Die Anfechtung einer BPV. im Wege des Rekurſes oder 
des Verwaltungsſtreitverfahrens iſt ausgeſchloſſen. Wenn dieſes 
im $ 192a „gegen Entſcheidungen des OBA. auf Grund des 
$ 197 Abſ. 1“ zugelaſſen iſt, fo find hier unter „Entſcheidungen“ 
nicht die Polizeiverordnungen betr. den ſanitären Arbeitstag 
ſondern Einzelentſcheidungen zu verſtehen, die in der Richtung 
getroffen werden, daß entweder die BPV. auf einen Einzelfall 
angewendet oder ein Antrag auf Gewährung einer Ausnahme 
von den allgemeinen Vorſchriften zurückgewieſen wird). Eine 
Nachprüfung einer BPV. hinſichtlich ihrer Rechtmäßigkeit und 
Zweckmäßigkeit kann nur im Wege der — an keine Friſt ge⸗ 


1) Zur Beratung und zum Beſchluß des Vorſtandes find Vertreter der 
Verſicherten mit vollem Stimmrecht und in gleicher Zahl wie die beteiligten 
Vorſtandsmitglieder zuzuziehen ($ 197 Abſ. 4 ABG., $ 853 RV O.). 

2) Die Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft hat Unfallverhütungsvorſchriften 
für die der Aufſicht der Bergbehörde unterſtehenden Betriebe nicht erlaſſen. 
Die eingehenden Bergpolizeivorſchriften reichen für den Zweck der Unfall- 
verhütung aus. 

3) RG. Z. f. B. 43 480; a. M. KG. Z. f. B. 49 522. 

) Reuß, Z. f. B. 46 518; OVG. 28. Jan. 1909, 3. f. B. 50 389. 
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bundenen — allgemeinen Beſchwerde an den HM. herbeigeführt 
werden. Die Rechtsnachprüfung ſteht auch den Gerichten zu, 
wenn ſie über die Anwendung einer BPV. auf den einzelnen 
Fall zu entſcheiden haben. Jedoch können ſie nur die Folgerungen 
aus der geſetzlichen Ungültigkeit der Polizeiverordnung ziehen (den 
Angeklagten freiſprechen uſw.), nicht dieſe aufheben. 

Der Erlaß einer bergpolizeilichen Anordnung hat zur 
Vorausſetzung, daß auf einem Bergwerk, d. h. einer der Berg— 
polizei unterſtehenden Anlage, eine Gefahr für bergpolizeilich zu 
ſchützende Intereſſen eintritt). Die Zuſtändigkeit und das Ver⸗ 
fahren ſind verſchieden, je nachdem dieſe Gefahr dringend 
($ 199) oder nicht dringend ($ 198) iſt. 

Iſt die Gefahr nicht dringend, ſo iſt die Anordnung der 
Beſchlußfaſſung des OBA. vorbehalten. Eine Vernehmung 
des Bergwerksbeſitzers oder Repräſentanten hat vorauszugehen. 
Iſt die Gefahr dringend, ſo kann auch der Revierbeamte 
die Anordnung treffen und kann von der vorherigen Ver⸗ 
nehmung des Bergwerksvertreters abgeſehen werden. Die Anord- 
nung des Revierbeamten iſt aber ein nur vorläufiger Akt, über 
deſſen Beſtätigung und Aufhebung in allen Fällen, auch wenn der 
Bergwerksvertreter keinen Widerſpruch erhebt, das OBA. zu be- 
ſchließen hat, nachdem die Vernehmung des Bergwerksvertreters 
nachgeholt worden iſt. Der Revierbeamte hat daher bei Erlaß der 
Anordnung gleichzeitig dem OBA. davon Anzeige zu machen. 
Trotzdem iſt aber die Anordnung des Revierbeamten ſchon mit 
ihrem Erlaß rechtswirkſam. Mit ihrer Ausführung muß ſofort 
begonnen werden (§ 201). Das Gleiche gilt, wenn das OBA. im 
Falle einer dringenden Gefahr die Anordnung trifft?). Die Ein- 
legung des Rekurſes gegen den Beſchluß des OBA. hat in dieſem 
Fall ebenſowenig aufſchiebende Wirkung, wie im Falle der Be⸗ 
ſtätigung einer Anordnung des Revierbeamten. 

Die bergpolizeilichen Anordnungen ſind ſchriftlich zu treffen. 
Ihre Bekanntmachung ($ 200) erfolgt durch Zuſtellung an den 
Bergwerksbeſitzer oder den Repräſentanten. Für den Betriebs⸗ 


I) Tritt eine ſolche Gefahr ein, jo hat der Betriebsführer oder deſſen 
Vertreter davon dem Revierbeamten Anzeige zu erſtatten (§ 203). 

2) In dieſem Falle iſt in dem Beſchluſſe zum Ausdruck zu bringen, daß 
die Anordnung wegen dringender Gefahr ($ 199) ergeht. 
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führer und die anderen Grubenbeamten werden ſie aber erſt durch 
leſen oder Aushang auf dem Werke verbindlich. Der Revier⸗ 
beamte hat wegen der Eintragung in das Zechenbuch, wenn er 
dieſe nicht ſelbſt vornimmt, ſowie wegen des Verleſens und des 
Aushanges die erforderlichen Anweiſungen zu geben. 
Verfügungen der Bergbehörden, die in Ausführung einer 
BPV. ergehen, wie die Aufforderung an den Bergwerksbeſitzer, 
einen nach Anſicht der Bergbehörde den Vorſchriften der BPV. 
nicht entſprechenden Zuſtand zu beſeitigen, ſind nicht als „berg- 
polizeiliche Anordnungen“ anzuſehen. Sie unterliegen daher nicht 
den für dieſe geltenden Formvorſchriften. Der gegen ſie eingelegte 
Rekurs hat aufſchiebende Wirkung. 
i Im Wege der Bergpolizeiverordnung oder bergpolizeilichen 
Anordnung kann der Bergwerksbeſitzer nicht angehalten werden, 
durch eigenes poſitives Handeln die Ausübung der polizeilichen 
Kontrolle zu erleichtern). Das ABG. ſelbſt aber gebietet dem 
Bergwerksbeſitzer beſtimmte Handlungen, die die Vorbedingung 
einer wirkſamen Kontrolle durch eine an der Leitung des Berg⸗ 
werksbetriebes nicht beteiligte Bergbehörde bilden. Der Berg⸗ 
werksbeſitzer hat den Beginn und die Einſtellung des Bergwerks⸗ 
betriebes anzuzeigen und ferner anzugeben, in welcher Weiſe und 
unter weſſen Leitung und Aufſicht der Betrieb geführt werden ſoll 
(Betriebsplan, Grubenbild, Namhaftmachung der Aufſichtsperſonen). 


3. Betriebsanzeige). 

Die Anzeige von der Abſicht, ein Bergwerk in Betrieb zu 
ſetzen, iſt dem Revierbeamten vom Bergwerksbeſitzer mindeſtens 
vier Wochen vorher zu erſtatten. 

Eine Anzeigepflicht mit der gleichen Friſt beſteht für den Fall 
der (nicht bloß vorübergehenden) Betriebseinſtellung. Muß 
jedoch der Betrieb infolge unvorhergeſehener Ereigniſſe ſchon mit 
kürzerer Friſt oder ſofort eingeſtellt werden, ſo kann die Anzeige 
h Ein Zechenbuch muß auf jedem Bergwerk vorhanden ſein. Es dient 
auch für andere Eintragungen des Revierbeamten und des Bergwerksbeſitzers 
oder ſeiner Vertreter. Näheres darüber enthalten einzelne BPV. 

2) Grundſatz des Polizeirechts, der vom KG. in ſtändiger Rechtſprechung 
feſtgehalten wird. 

3) ABG. 88 66, 71. 
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binnen 14 Tagen nach Einſtellung des Betriebes nachgeholt werden. 
Dieſe Anzeige ſoll die Bergbehörde inſtand ſetzen, Vorſorge da⸗ 
gegen zu treffen, daß das Bergwerk in einem gemeingefährlichen 
Zuſtande verlaſſen wird. 


4. Betriebsplan ). 

Verſchieden von der Betriebsanzeige iſt der Betriebsplan. 
Die Aufſtellung eines ſolchen, d. h. die Feſtſtellung der inner— 
halb eines beſtimmten Zeitraumes auszuführenden An— 
lagen und Arbeiten iſt regelmäßig ſchon im Intereſſe einer 
techniſch und wirtſchaftlich zweckmäßigen Betriebsführung erforderlich. 
Indem das ABG. die bergpolizeiliche Kontrolle zum großen Teil in 
die Prüfung des vom Bergwerksbeſitzer dem Revierbeamten vor der 
Ausführung vorzulegenden Betriebsplans konzentriert, dient es einer- 
ſeits dem Intereſſe der Bergpolizei, anderſeits aber auch dem Intereſſe 
des Bergwerksbeſitzers. Die Prüfung des Betriebsplans durch den 
Revierbeamten gibt dieſem, ohne daß er ſeine Arbeitskraft durch 
eine übermäßige Zahl von Grubenbefahrungen zu verzetteln braucht, 
ein Bild des Bergwerksbetriebes. Die Übereinſtimmung des Bildes 
mit der Wirklichkeit iſt dadurch geſichert, daß Betriebsmaßnahmen 
außerhalb des Rahmens des Betriebsplans und Abweichungen von 
dieſem mit gerichtlichen Strafen und Betriebseinſtellung bedroht 
find. Dem Bergwerksbeſitzer anderſeits bietet die Nichtbeanſtandung 
des Betriebsplans eine gewiſſe Gewähr dafür, daß er an deſſen 
Ausführung nicht durch ſpätere polizeiliche Eingriffe gehindert werden 
wird. Allerdings erlangt er nicht — wie ein Gewerbeunternehmer 
durch eine gewerbliche Konzeſſion auf Grund der 8$ 16 ff. GewO. — 
ein vollkommen geſichertes Recht auf Ausführung des Betriebs⸗ 
planes, vielmehr iſt in der Praxis der Grundſatz anerkannt, daß 
beim Eintritt einer Gefahr die Bergpolizeibehörden zum Erlaß 
der dadurch gebotenen Anordnungen auf Grund der §§ 198, 199 
auch dann befugt ſind, wenn die Anordnungen in Widerſpruch mit 
dem Inhalte des Betriebsplanes treten). 

Die Streitfrage, ob der Betriebsplanzwang nur für den 
eigentlichen Bergwerksbetrieb oder auch für bergbauliche 
Nebenbetriebe und ob er nicht nur für den Betrieb, ſondern 

1) ABG. $$ 67 bis 70. 

2) RekB. 6. Mai 07 Z. f. B. 48 432. 

Voelkel, Grundzüge des Bergrechts. 12 
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auch für die Ausführung von Tagesanlagen (Schachtgebäuden, 
Grubenbahnen uſw.) gilt, hat die Praxis nicht gehindert, einen 
Betriebsplan für alle der bergpolizeilichen Aufſicht unterliegenden 
Arbeiten und Anlagen zu fordern. Dies kommt beſonders in ein⸗ 
zelnen Bergpolizeiverordnungen zum Ausdruck, die einen Betriebs⸗ 
plan auch bei der Anlage von Brikettfabriken, Grubenbahnen uſw. 
fordern, was nicht zuläſſig wäre, wenn nicht ein ſo weitgehender 
Betriebsplanzwang ſchon kraft Geſetzes beſtände (vgl. S. 176 
Anm. 2). 

Die Prüfung des Betriebsplanes hat ſich auf die bergpolizei— 
lichen Geſichtspunkte zu beſchränken ($$ 167 Abſ. 3, 196). Eine 
Beanſtandung aus wirtſchaftlichen Gründen (wirtſchaftlicher Raub⸗ 
bau) oder aus zivilrechtlichen Gründen (Streit über die Feldes⸗ 
grenzen) iſt unzuläſſig. Die Zulaſſung des Betriebsplans hat daher 
auch keine zivilrechtlichen Wirkungen. Wird dem Bergwerks⸗ 
eigentümer das Recht zur Mineralgewinnung in einem Feldesteil 
im Zivilprozeß aberkannt, ſo kann ihn der Prozeßgegner im Wege 
der Zwangsvollſtreckung an der Gewinnung hindern, auch wenn 
dieſe betriebsplanmäßig zugelaſſen iſt. Dagegen iſt anzunehmen, 
daß eine nach dem Geſ. vom 26. März 1856 ſtrafbare Mineral⸗ 
gewinnung nicht zuzulaſſen iſt. Eine ſcheinbare Ausnahme von 
der Regel bildet ferner der in der Praxis anerkannte Grundſatz, 
daß im Falle des planmäßigen Zubruchebauens der Tagesoberfläche 
die Prüfung des Betriebsplans ſich auch darauf zu erſtrecken hat, 
ob der Bergwerksbeſitzer das Verfügungsrecht über das zubruche⸗ 
zubauende Grundſtück im Wege der gütlichen Einigung mit dem 
Grundbeſitzer oder durch Enteignung erworben hat!). Der Nach- 
weis des Verfügungsrechtes wird indeſſen nicht zur Wahrung der 
Privatintereſſen des Grundbeſitzers, ſondern aus dem Grunde ge⸗ 
fordert, weil das Zubruchebauen einen die Verkehrsſicherheit ge- 
fährdenden Zuſtand der Tagesoberfläche zur Folge haben und von 
der Bergpolizeibehörde ein unmittelbarer Zwang zur Verhütung 
oder Beſeitigung eines ſolchen Zuſtandes nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung ausgeübt werden kann, daß der Bergwerksbeſitzer die Ver⸗ 
fügung über das Grundſtück hat. Das iſt ein bergpolizeilicher 
Geſichtsp unkt. 


1) MinErl. v. 19. 11. 80 u. 22. 1. 81; 3. f. B. 22 278, 279. 
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Will eine ausländiſche juriſtiſche Perſon oder eine außer⸗ 
preußiſche Gewerkſchaft ein Bergwerk betreiben, ſo iſt bei Prüfung 
des Betriebsplanes auch feſtzuſtellen, ob ihr die zum Betrieb er⸗ 
forderliche Genehmigung erteilt iſt !). 

Über den Inhalt und die Geltungsdauer des Betriebs— 
plans beſtehen keine geſetzlichen Vorſchriften. Der Inhalt muß 
jedenfalls ſo vollſtändig ſein, daß eine erſchöpfende bergpolizeiliche 
Prüfung möglich iſt. Auch ein Betriebsplan mit einer unbeſtimmten 
oder übermäßig langen Geltungsdauer wird in der Regel als 
zweckwidrig zu beanſtanden ſein. In der Praxis werden die 
Betriebspläne meiſt für ein Jahr aufgeſtellt. 

Das Betriebsplanverfahren beginnt damit, daß der 
Bergwerksbeſitzer (nicht der Betriebsführer) den Betriebsplan dem 
Revierbeamten vorlegt. Erhebt dieſer nicht binnen 14 Tagen 
Einſpruch, ſo iſt der Bergwerksbeſitzer zur Ausführung des Be⸗ 
triebsplanes befugt. Einer ausdrücklichen Genehmigung bedarf es 
nur in dem Ausnahmefalle, daß von einer ſolchen durch beſondere 
Polizeivorſchrift die Inbetriebnahme beſtimmter Anlagen (Seil⸗ 
fahrt) abhängig gemacht iſt. Erhebt der Revierbeamte Einſpruch, 
ſo hat er gleichzeitig den Bergwerksbeſitzer zur Erörterung der 
beanſtandeten Betriebsbeſtimmungen zu einem Termine vorzuladen. 
Wird auf dieſem Wege keine Verſtändigung erzielt, ſo entſcheidet 
das OBA. darüber, ob und mit welchen Abänderungen der Be— 
triebsplan ausgeführt werden darf. Legt der Bergwerksbeſitzer 
gegen den Beſchluß des OBA. Rekurs ein, jo bleibt die Be— 
anſtandung zunächſt bis zur Rekursentſcheidung in Wirkſamkeit. 

Eine öffentliche Bekanntmachung des Betriebsplanes oder die 
Zuziehung Dritter zu dem Verfahren iſt geſetzlich nicht vor— 
geſehen. In der Praxis wird indeſſen, wenn ein Widerſtreit 
zwiſchen der Ausführung des Betriebsplanes und den Rechten eines 
Dritten (öffentliche Verkehrsanſtalt, Heilquellenbeſitzer uſw.) beſteht, 
regelmäßig von dem Revierbeamten Einſpruch gegen den Betriebsplan 
erhoben und der Dritte zu dem Erörterungstermine hinzugezogen. 
Dem Dritten wird auch das Recht zugebilligt, gegen einen den Betrieb 
zulaſſenden Beſchluß des OB A. Rekurs einzulegen. Der Rekurs 
hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch kann das OBA. die Aus⸗ 


) $ 3 Geſ. vom 23. Juni 1909. 
„ 12* 
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führung des Betriebsplans vorläufig unterſagen, wenn die Wirkungen 
der Ausführung nicht wieder rückgängig zu machen ſein würden. 

Für die Abänderungen der Betriebspläne gelten die 
gleichen Grundſätze. Wird jedoch eine Anderung infolge unvorher⸗ 
geſehener Ereigniſſe ſofort nötig, ſo genügt es, wenn davon vor 
Ablauf von 14 Tagen durch den Betriebsführer dem Revier— 
beamten Anzeige erſtattet wird ($ 71 Abſ. 2). 


5. Grubenbild ). 

Das Grubenbild beſteht aus den rißlichen Darſtellungen, 
die nötig ſind, um ein klares Bild von den jeweiligen 
berg baulichen Verhältniſſen eines Bergwerks unter wie 
über Tage zu geben. „Zuverläſſige und vollſtändige Gruben⸗ 
bilder gehören zu den weſentlichſten Hilfsmitteln des Bergbaues“ 
(Mot.). Sie ſind ebenſo Vorausſetzung einer regelrechten Betriebs⸗ 
führung, wie einer zweckentſprechenden bergpolizeilichen Aufſicht. 

Die Anfertigung und Nachtragung des Grubenbildes hat durch 
einen konz. Markſcheider (nicht durch einen Landmeſſer oder 
Grubenbeamten) unter Beachtung der markſcheideriſchen Vorſchriften 
ſtattzufinden. Die bergpolizeiliche Verantwortung für die Anferti— 
gung und rechtzeitige Nachtragung trifft aber den Bergwerksbeſitzer. 
Inwieweit der Markſcheider dieſem haftbar iſt, beſtimmt ſich nach 
ihrem Vertragsverhältnis. | 

In welchen Zeitabſchnitten die Grubenbilder nachzu— 
tragen ſind, beſtimmt das OBA. Die Friſt iſt je nach der Art 
der Bergwerke verſchieden bemeſſen (auf / Jahr bis 2 Jahre, für 
Steinkohlenbergwerke meiſt auf / Jahr). Gewiſſe Tagesgegen- 
ſtände, die beſonderen Schutz erfordern (Gebäude, Eiſenbahnen 
uſw.) müſſen ohne Rückſicht auf die regelmäßige Nachtragungsfriſt 
unverzüglich aufgetragen werden. Vor Einſtellung des Betriebes 
muß eine vollſtändige Nachtragung ſtattfinden. 

Das Grubenbild iſt in zwei Exemplaren herzuſtellen, von 
denen das eine an den Revierbeamten abzuliefern, das andere 
auf dem Bergwerk oder, wenn dort kein Ort dafür vorhanden iſt, 
bei dem Betriebsführer aufzubewahren iſt. 

Das Grubenbild, das früher nur eine bergpolizeiliche Be⸗ 


1) $ 72 ABG. 
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ſtimmung hatte, iſt durch die Nov. vom 7. Juli 1902, auch der 
Verfolgung von Bergſchadenserſatzanſprüchen dienſtbar gemacht 
(vgl. S. 122). 


6. Aufſichtsperſonen !). 

„Die großen Gefahren, welche faſt mit jedem Bergwerks⸗ 
betriebe für die Arbeiter und das Publikum verknüpft ſind, können 
nur durch eine ſachkundige Betriebsführung, durch Kenntnis und 
Anwendung der Regeln der Bergtechnik und durch pünktliche Be⸗ 
folgung der bergpolizeilichen Vorſchriften vermindert werden.“ 
Mit dieſen Worten rechtfertigen die Mot. z. ABG. die Bei⸗ 
behaltung des — anderen Gewerbebetrieben fremden — Grund⸗ 
ſatzes, daß der Bergwerksbetrieb nur unter der Leitung, Aufſicht 
und Verantwortlichkeit von Perſonen geführt werden 
darf, deren Befähigung hierzu von der Behörde anerkannt 
iſt. Die Vorſchrift ſollte ſich, wenn aus dem Wortlaut der Mot. 
(„Regeln der Bergtechnik“) auf die Abſicht des Geſetzgebers ge- 
ſchloſſen werden darf, wohl nur auf den eigentlichen Bergwerksbetrieb 
erſtrecken, wird aber in der Praxis allgemein auch auf die berg⸗ 
baulichen Nebenbetriebe ausgedehnt. Sie gilt aber nur für die 
„Aufſichtsperſonen“ (8 73, 74), zu denen nach dem Geſetz „Be⸗ 
triebsführer, Steiger, techniſche Aufſeher uſw.“, alſo nicht Bureau⸗ 
beamte, regelmäßig auch nicht Arbeiter in gehobener Stellung 
(Ortsälteſte, Wettermänner, Schießmeiſter) zu rechnen ſind. Eine 
andere Rechtsſtellung als die „Aufſichtsperſonen“ haben (§ 76 
Abſ. 2) der Bergwerksbeſitzer ſelbſt, ſein geſetzlicher Vertreter, die 
von ihm mit der Verwaltung des Bergwerksbeſitzes Beauftragten 
(Generaldirektoren uſw.) und die Vorgeſetzten der Aufſichtsperſonen 
(Bergwerksdirektoren uſw.). 

Die Annahme der Aufſichtsperſonen?) iſt an ſich Sache des 
Bergwerksbeſitzers. Die Leitung und Beaufſichtigung des Be⸗ 
triebes dürfen ſie aber erſt übernehmen, nachdem ihre Befähigung 
hierzu von der Bergbehörde anerkannt worden iſt. Zu dieſem 


1) ABG. 58 73—77, AusfA. v. 28. Juli 1909, Z. f. B. 51 2 Abſchn. I, 
Reuß i. d. Z. f. B. 50 533. 

2) Bei dienſtlichen Grubenbefahrungen haben die Aufſichtsperſonen die 
Bergbeamten zu begleiten und ihnen Auskunft über die Betriebs⸗ und Arbeiter⸗ 
verhältniſſe zu geben ($ 77). 
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Zwecke hat der Bergwerksbeſitzer jede Aufſichtsperſon unter 
Angabe des ihr zu übertragenden Geſchäftskreiſes dem 
Bergrevierbeamten namhaft zu machen. Der Geſchäfts⸗ 
kreis kann ſachlich, aber auch örtlich begrenzt ſein. Die ſachliche 
Abgrenzung, die die Vertretung der einen durch die andere Auf⸗ 
ſichtsperſon ohne neuen Befähigungsnachweis ermöglicht, bildet 
die Regel. Die Aufſichtsperſon hat den Nachweis ihrer Be— 
fähigung nicht nur in techniſcher und geſchäftlicher, ſondern 
auch in moraliſcher Hinſicht zu führen. Eine der erforderlichen 
moraliſchen Eigenſchaften iſt die Zuverläſſigkeit in bezug auf die 
Befolgung der geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften. Durch 
Vorſtrafen wegen Zuwiderhandelns gegen dieſe Vorſchriften wird 
die Zuverläſſigkeit in Frage geſtellt. Die Anerkennung der 
Befähigung erfolgt unter Berückſichtigung der Aufgaben der 
Stelle, die die Aufſichtsperſon einnehmen ſoll, insbeſondere des 
Geſchäftsumfanges, der Zahl der ſonſt vorhandenen Aufſichts⸗ 
perſonen und der größeren oder geringeren Gefährlichkeit des Be⸗ 
triebes. Allgemeine Befähigungsſcheine für Stellen gewiſſer Art 
werden nicht ausgeſtellt, jedoch befreit in der Regel von einer 
beſonderer Prüfung: 

a) das Beſtehen der Prüfung als Bergreferendar oder Berg⸗ 
diplomingenieur, 

b) das Befähigungszeugnis einer vom Handelsminiſter in dieſer 
Hinſicht anerkannten Bergſchule, 

c) die Anerkennung der Befähigung zu einer gleichartigen Tätig⸗ 
keit auf einem gleichartigen Bergwerk, ſofern dieſes An⸗ 
erkenntnis nicht verloren gegangen iſt. 

Liegt keiner dieſer Befreiungsgründe vor, ſo hat der Berg— 
revierbeamte eine Prüfung vorzunehmen, die ſich vorzugsweiſe 
auf die Kenntnis der Bergbaukunde und der bergpolizeilichen 
Vorſchriften zu richten hat. Vor endgültiger Anerkennung der 
Befähigung kann die Ableiſtung einer Probedienſtzeit verlangt 
werden. 

Die Anerkennung der Befähigung ſchafft kein unentziehbares 
Recht, vielmehr kann dieſe aberkannt werden, wenn die Unrichtig⸗ 
keit der Nachweiſe feſtgeſtellt iſt oder wenn beſtimmte Vorkomm⸗ 


1) Vgl. 3. f. B. 52 14, 54 192. 
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niſſe, insbeſondere gröbliche oder wiederholte Verſtöße gegen die 
geſetzlichen oder polizeilichen Vorſchriften, den Mangel der er⸗ 
forderlichen Eigenſchaften dartun. 

Das Verfahren zur Anerkennung und Aberkennung 
der Befähigung war früher an keine feſten Formen gebunden. 
Da unter Umſtänden die wirtſchaftliche Exiſtenz der Aufſichts⸗ 
perſon auf dem Spiele ſteht, erſchien es erforderlich, eine 
ſtärkere Rechtsſicherheit zu ſchaffen. Demgemäß iſt durch die 
Nov. vom 28. Juli 1909 und die dazu erlaſſene Ausf A. das Ver: 
fahren wie folgt geregelt: 

a) Über die Anerkennung der Befähigung iſt dem Bergwerks⸗ 
beſitzer ein ſchriftlicher Beſcheid zu erteilen. Der Berg⸗ 
werksbeſitzer hat die Aufſichtsperſon davon in Kenntnis zu 
ſetzen. 

b) Wird die Befähigung nicht oder nicht in vollem Umfang 
anerkannt oder wird ſie aberkannt, ſo iſt der Beſcheid, der in 
dieſem Falle mit Gründen zu verſehen iſt, dem Bergwerks⸗ 
beſitzer und der Aufſichtsperſon zuzuſtellen. 

c) Vor Aberkennung der Befähigung ſind die Aufſichtsperſon 
und der Bergwerksbeſitzer zu hören. 

d) Gegen die Entſcheidung, durch die die Befähigung nicht 
anerkannt oder aberkannt wird, findet die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren vor dem Bergausſchuſſe ſtatt. Deſſen 
Entſcheidung iſt endgültig. 5 

Wird der Betrieb oder ein Teil des Betriebes von einer 
Perſon geleitet oder beaufſichtigt, deren Befähigung hierzu nicht 
anerkannt iſt oder die die Befähigung verloren hat, ſo kann der 
Bergrevierbeamte nach Anhörung der Beteiligten die ſofortige 
Entfernung der Aufſichtsperſon verlangen und nötigenfalls den 
Betrieb bis zur Annahme einer als befähigt anerkannten Perſon 
einſtellen. Im Falle der Aberkennung der Befähigung kann dies 
jedoch vor Eintritt der Rechtskraft des Beſcheides nur geſchehen, 
wenn ſich aus dem Verbleib der Aufſichtsperſon in ihrer Tätig⸗ 
keit eine dringende Gefahr ergeben würde ($ 199). Abgeſehen 
von dieſem Falle, hat die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
aufſchiebende Wirkung. 

Die Verantwortung für die Innehaltung der Betriebspläne 
ſowie der geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften traf vor der 


7 
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Nov. vom 28. Juli 1909 in erſter Linie und faſt ausſchließlich 
den „verantwortlichen Betriebsführer“. Dieſe Rechtslage entſprach 
den einfachen Verhältniſſen des Bergbaues bei Erlaß des ABG., 
ſie wurde aber unhaltbar, als die Bergwerksbetriebe an Umfang 
und Gefährlichkeit erheblich zunahmen und infolgedeſſen einerſeits 
der Betriebsführer nicht mehr alle Einzelheiten des Betriebes 
ſelbſt überwachen konnte, anderſeits die Anſtellung von Beamten 
notwendig und üblich wurde, die die wirtſchaftliche und techniſche 
Oberleitung über den Betrieb zu führen hatten (Generaldirektoren, 
Bergwerksdirektoren uſw.). Weder die unbedingte, von dem 
Nachweis eines Verſchuldens nicht abhängige!) Verantwortlichkeit 
des Betriebsführers für alle auf dem Bergwerk vorkommenden 
Verſtöße noch auch die Befreiung der höheren Angeſtellten und 
des Bergwerksbeſitzers ſelbſt von jeder Verantwortung (abgeſehen 
von den Fällen der Anſtiftung, Mittäterſchaft und Beihilfe) ent⸗ 
ſprachen unter den veränderten Verhältniſſen dem Rechtsgefühl. 

Die Nov. vom 28. Juli 1909 verteilt die Verantwortung 
für die Innehaltung der Betriebspläne ſowie für die Befolgung 
aller im Geſetz enthaltenen oder auf Grund des Geſetzes ergangenen 
Vorſchriften und Anordnungen derart, daß jede Aufſichtsperſon 
innerhalb des ihr übertragenen Geſchäftskreiſes verant— 
wortlich iſt. Hierdurch gewinnt die Vorſchrift, wonach vom Berg⸗ 
werksbeſitzer bei Namhaftmachung einer Aufſichtsperſon deren Ge- 
ſchäftskreis anzugeben iſt, beſondere Bedeutung. Im übrigen 
folgt aus der Beſchränkung der Verantwortlichkeit auf den Kreis 
der übertragenen Geſchäfte, daß nur ein ſtrafbares Verſchulden 
(Vorſatz oder Fahrläſſigkeit) bei Ausführung der Geſchäfte zur 
Beſtrafung führen kann. 

Neben der Verantwortlichkeit der Aufſichtsperſonen iſt eine 
— im weſentlichen dem $ 151 GewO. nachgebildete?) — Ver⸗ 
antwortlichkeit der obengenannten höheren Beamten und 
des Bergwerksbeſitzers ſelbſt getreten, jedoch nur unter der 
Vorausſetzung, daß dieſe (vgl. § 76 Abſ. 2) 


1) RG. vom 10. Juli 1895, Z. f. B. 29 538, a. A. KG. vom 2. März 1903, 
DIE. 251. 

2) Die Haftung für die Auswahl der Beamten iſt nicht übernommen, 
weil deren Befähigung von der Bergbehörde feſtgeſtellt wird. 
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a) mit Anordnungen in den Betrieb eingegriffen haben, deren 

Rechtswidrigkeit ſie kannten oder kennen mußten, oder 

b) den Aufſichtsperſonen die Möglichkeit der Befolgung der 
geſetzlichen und polizeilichen Vorſchriften genommen haben 
(3. B. durch Verweigerung der erforderlichen Geldmitteh, 
oder a 
c) eine Handlung oder Unterlaſſung der unterſtellten Perſonen 
trotz Kenntnis der Rechtswidrigkeit zugelaſſen haben, oder 
d) bei der nach ihrer tatſächlichen Stellung zum Betrieb ihnen 
obliegenden und nach den Verhältniſſen möglichen eigenen 

Beaufſichtigung der ihnen unterſtellten Aufſichtsperſonen es 

an der erforderlichen Sorgfalt haben fehlen laſſen. 

Eine geſetzliche Pflicht zur Führung einer Oberaufſicht über 
die Aufſichtsperſonen beſteht hiernach für den Bergwerksbeſitzer 
und ſeine Vertreter nicht. Nehmen ſie aber zufolge freier Ent⸗ 
ſchließung zum Betrieb eine Stellung ein, die die Aufſichtspflicht 
in ſich ſchließt, ſo haben ſie bei Wahrnehmung der Oberaufſicht 
ſorgfältig zu verfahren. 

Um ermeſſen zu können, ob und inwieweit die vorbezeich— 
neten Perſonen zu Anordnungen für den Betrieb und zur Be⸗ 
aufſichtigung der Aufſichtsperſonen berechtigt und verpflichtet ſind, 
muß die Bergbehörde die einzelnen in Betracht kommenden Per⸗ 
ſonen und ihre Stellung zum Betriebe kennen. Daher hat ſie 
der Bergwerksbeſitzer unter Angabe des ihnen übertragenen und 
ev. des von ihm ſelbſt übernommenen Geſchäftskreiſes der Berg— 
behörde namhaft zu machen ($ 76 Abſ. 3). Eine Prüfung der 
Befähigung findet aber nicht ſtatt. 


7. Dampfkeſſel und Triebwerke !). 
Die Errichtung und Veränderung von Dampfkeſſeln und 
Triebwerken auf den der Bergpolizei unterſtehenden Anlagen 


1) 88 59, 196 Abſ. 3 AB., 88 16 ff., 24 ff. GewO., Bek. des Reichskanzlers 
betr. allg. poliz. Beſtimmungen über die Anlegung von Dampfkeſſeln, vom 
17. Dez. 1908 (RGBl. 1909 S. 3), Geſ., den Betrieb der Dampfkeſſel betr., 
vom 3. Mai 1872 (GS. 515), Anw., betr. die Genehmigung und Unterſuchung 
der Dampfkeſſel, vom 6. Dez. 1909 (SMBl. 555). 

Ausf. Anw. z. GewO. vom 1. Mai 1904, Nr. 11 ff., MinErl. vom 11. Nov. 
1907 (Z. f. B. 49 333). 5 ; 
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unterliegt den Beſtimmungen der GewO. und den dazu erlaſſenen 
Ausführungsvorſchriften ($ 59 ABG.). Danach bedürfen feſte 
und bewegliche Dampfkeſſel ($ 24 Gew.), Triebwerke, die 
zu den Hammerwerken ($ 16 Gew.) gehören, wie Dampf- 
hämmer und Luftdruckhämmer, und Stauanlagen für Wajjer- 
triebwerke (§ 16, 23 GewO.) !) einer beſonderen gemerbe- 
polizeilichen Genehmigung, die durch das berggeſetzliche Betriebsplan⸗ 
verfahren nicht erſetzt wird. Über die Erteilung der Genehmigung 
entſcheidet aber an Stelle des ſonſt zuſtändigen Kreis⸗ oder Be⸗ 
zirksausſchuſſes das Oberbergamt, bei Stauanlagen für Waſſer⸗ 
triebwerke in Gemeinſchaft mit dem Bezirksausſchuß (§ 59 Abſ. 2, 3 
ABG., 8 109, 110 Abſ. 2 ZuſtG., $ 386 WG.). 

Die fortlaufende Aufſicht über den Betrieb der Dampf- 
keſſel regelt ſich nach dem preuß. Geſ. vom 3. Mai 1872 (GS. 515) 
und den dazu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften. 

Die Prüfung, Druckprobe und Unterſuchung der Dampfkeſſel 
erfolgt jetzt in der Regel durch Ingenieure der Dampfkeſſel⸗ 
überwachungsvereine. Nur ſoweit die Keſſelbeſitzer nicht Mit⸗ 
glieder von Überwachungsvereinen ſind und dieſen auch ein be⸗ 
ſonderer ſtaatlicher Auftrag zur Überwachung nicht erteilt iſt, tritt 
der Bergrevierbeamte ein. 


8. Verfahren bei Unglücksfällen “). 


Tritt auf einer der Bergpolizei unterſtehenden Anlage ein 
Unglücksfall ein, der den Tod oder die ſchwere Verletzung einer 
oder mehrerer Perſonen zur Folge hat, ſo iſt der Betriebsführer 
oder ſein Vertreter zur ſofortigen Anzeige an den Revier⸗ 
beamten verpflichtet. Als ſchwere Verletzung wird in der Praxis 
eine ſolche angeſehen, die vorausſichtlich den Tod oder eine Arbeits⸗ 
unfähigkeit von mehr als 13 Wochen zur Folge haben wird. Die 
Anzeige hat den doppelten Zweck, den Revierbeamten zur Unter⸗ 
ſuchung des Unfalls und, wenn dies nötig iſt, zum Eingreifen 
bei den Rettungsarbeiten zu veranlaſſen. Eine Unterſuchung iſt 


) Die Waſſertriebwerke als ſolche ſind trotz $ 59 Abſ. 3 ABG. nicht ge⸗ 
nehmigungspflichtig. Jedoch rechnet das OVG. auch die Waſſerräder und Tur⸗ 
binen zu den genehmigungspflichtigen Teilen (Entſch. d. OVG. 43 265). 

2) ABG. $$ 204 206. 
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im übrigen auch bei leichteren Unfällen vorzunehmen, wenn eine 
Zuwiderhandlung gegen bergpolizeiliche oder ſtrafgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften in Frage ſteht ). 

Handelt es ſich um die Rettung verunglückter Per— 
ſonen oder um die Abwendung weiterer Gefahr, ſo 
hat der Revierbeamte die erforderlichen Maßnahmen anzuordnen, 
ohne an die ſonſt für bergpolizeiliche Anordnungen vorgeſchriebene 
Form gebunden zu ſein. Der Beſitzer des Bergwerks, auf dem 
ſich der Unglücksfall ereignet hat, hat die erforderlichen Arbeiter 
und Hilfsmittel zur Verfügung zu ſtellen und die entſtehenden 
Koſten zu tragen. Auch die Beſitzer benachbarter Bergwerke ſind 
verpflichtet, einer Aufforderung des Revierbeamten zur Hilfe⸗ 
leiſtung nachzukommen ). 

Außer an den Revierbeamten iſt von ſchweren Unfällen der 
oben bezeichneten Art auch an die Ortspolizeibehörde Anzeige 
zu erſtatten ($ 204). Dieſe hat bei tödlichen Verunglückungen die 
Genehmigung der Staatsanwaltſchaft oder des Amtsrichters zur 
Beerdigung einzuholen (§ 157 StPO.) und den Todesfall dem 
Standesbeamten zur Eintragung in das Sterberegiſter mitzuteilen 
( 58 RG. über die Beurkundung des Perſonenſtandes vom 
6. Febr. 1875). 


9. Strafen). Zwangsmittel. 


Zuwiderhandlungen gegen die geſetzlichen Vorſchriften polizei⸗ 
lichen Charakters (mit wenigen Ausnahmen) ſowie gegen die 
Bergpolizeiverordnungen und bergpolizeilichen Anordnungen ſind 
mit gerichtlichen Strafen (Geldſtrafe, im Unvermögensfalle teils 
Haft, teils Gefängnis) bedroht. Sie ſind, ſoweit die angedrohte 
Geldſtrafe über 150 M. hinausgeht, als „Vergehen“, ſonſt als 
„Übertretungen“ im Sinne des StGB. anzuſehen. 


1) Wegen der Anzeige und Unterſuchung von Betriebsunfällen im Intereſſe 
der Unfallverſicherung vgl. $ 1552 ff. RVO. Im Sinne dieſer Beſtimmungen 
iſt der Bergrevierbeamte für die ſeiner Aufſicht unterſtellten Betriebe „Orts⸗ 
polizeibehörde“. Die bergpolizeiliche Unterſuchung pflegt mit der Unterſuchung 
auf Grund der RVO. verbunden zu werden. 

2) Strafbeſtimmung $ 207 ABG., vgl. auch $ 360 Nr. 10 StGB. 

3) ABG. $$ 207 bis 209 a. 
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Die Strafverfolgung der Übertretungen verjährt nach 
§ 67 Abſ. 3 StGB. in drei Monaten, die Strafverfolgung der im 
§ 207 a ABG. bezeichneten Vergehen — Verſehen der Arbeits- 
zeugniſſe oder der Arbeitsbücher mit unzuläſſigen Merkmalen 
(88 84 Abſ. 4 und 95 Abſ. 3 ABG.) — nach $ 67 Abſ. 2 StGB. 
in drei Jahren, die Strafverfolgung der anderen Vergehen nach 
§ 209 a ABG., abweichend von dem Grundſatz in § 67 Abſ. 2 
StGB., wie die der Übertretungen, in drei Monaten. Die Ver⸗ 
jährung ſtrafbarer Handlungen beginnt mit dem Tage, an dem 
die Handlung begangen iſt, die Verjährung fortgeſetzter ſtrafbarer 
Unterlaſſungen (Omiſſivdauerdelikte) mit dem Tage, an dem der 
zunächſt nicht erfüllten Pflicht genügt wird oder dieſe fortfällt'). 

Eine Ausnahme von einem allgemeinen Grundſatz enthält 
§ 92 ABG., wonach die wegen Zuwiderhandlungen gegen die 
ss 84 Abi. 4, 85, 85k Abſ. 3 ABG. (Verſehen der Arbeits⸗ 
zeugniſſe oder Arbeitsbücher mit unzuläſſigen Merkmalen, Annahme 
eines Arbeiters ohne Abkehrſchein) feſtgeſetzten Geldſtrafen nicht 
in die Staatskaſſe, ſondern zur Knappſchaftskaſſe fließen. 

Zuwiderhandlungen der vorbezeichneten Art hat der Revier⸗ 
beamte durch eine bergpolizeiliche Unterſuchung feſtzuſtellen. 
Er hat die aufgenommenen Protokolle der Staatsanwaltſchaft (deren 
Hilfsbeamter er iſt) zur Strafverfolgung zu überſenden. Zum 
Erlaß polizeilicher Strafverfügungen (§§ 453 ff. StPO.) ſind die 
Bergbehörden nicht befugt. Die Staatsanwaltſchaft (Erſter Staats⸗ 
anwalt, Amtsanwalt) entſcheidet darüber, ob Anklage zu erheben 
iſt. Sie kann auch ohne Anzeige des Revierbeamten das Straf- 
verfahren einleiten ſowie den Revierbeamten zu einer Ergänzung 
der Unterſuchung veranlaſſen oder andere Ermittelungen anſtellen. 
Die Strafentſcheidung ſteht den ordentlichen Gerichten (Schöffen— 
gericht, Strafkammer) zu, die, ſoweit es ſich um Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die von den Bergbehörden erlaſſenen polizeilichen 
Vorſchriften handelt, auch die geſetzliche Gültigkeit, aber nicht die 
Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit dieſer Vorſchriften zu prüfen 
haben?). Die Entſcheidung kann in den geſetzlich zur Zuſtändigkeit 

) Beiſpiele KG. Z. f. B. 39 376, 54 150. 

2) § 209 Abſ. 3 ABG., vgl. $ 17 Geſ. über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (GS. 265). 
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der Schöffengerichte gehörigen Sachen unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen auch durch Erlaß eines amtsrichterlichen Strafbefehls er- 
folgen (§ 447 ff. StPO.). 

Der mittelbare Zwang zur Befolgung der bergpolizeilichen 
Vorſchriften, der durch die Bedrohung von Zuwiderhandlungen 
mit gerichtlichen Strafen ausgeübt wird, reicht nicht immer aus. 
Als weitere Zwangsmittel ſtehen den Bergbehörden die Aus— 
führung nicht friſtzeitig befolgter bergpolizeilicher Anordnungen 
($$ 198, 199) durch den Revierbeamten auf Koſten des Berg- 
werksbeſitzers (§ 202) und die Einſtellung des Betriebes oder 
eines Betriebsteiles zur Verfügung. Die Betriebseinſtellung iſt 
im ABG. ausdrücklich nur für zwei beſtimmte Fälle ($$ 70, 75 — 
Nichtbeobachtung der Vorſchriften über den Betriebsplan, Fehlen 
einer als befähigt anerkannten Aufſichtsperſon) vorgeſehen, in- 
deſſen beſteht Einverſtändnis darüber, daß die Einſtellung des 
Betriebes durch den Revierbeamten oder das Oberbergamt all⸗ 
gemein zuläſſig iſt, wenn andere Mittel nicht ausreichen, um die 
Fortdauer eines mit erheblichen Nachteilen oder Gefahren für 
bergpolizeiliche Intereſſen verbundenen Zuſtandes zu verhindern ). 
Ein drittes Zwangsmittel iſt der Erlaß von Zwangsſtrafbefehlen 
durch das Oberbergamt (vgl. S. 47). Jedoch ſchließt nach einem 
allgemeinen polizeirechtlichen Grundſatz die Bedrohung einer 
Handlung oder Unterlaſſung mit einer gerichtlichen Strafe die 
Anwendung dieſes Zwangsmittels auf den gleichen Fall aus. 


10. Verhältnis zu anderen Polizeibehörden. 

Der vom OVG. aufgeſtellte Grundſatz, daß die Polizeigewalt 
in einem einzelnen Falle nur einheitlich von einer Behörde aus— 
geübt werden könne, iſt auf das Verhältnis der Bergpolizei— 
behörden zu den Behörden der allgemeinen Polizeiverwaltung 
und anderen Sonderpolizeibehörden nicht ohne weiteres anwend— 
bar. Auf den nachſtehend bezeichneten Grenzgebieten iſt kraft 
Geſetzes die Zuſtändigkeit mehrerer Polizeibehörden begründet, die 
zur Erfüllung ihrer mehr oder weniger verſchiedenartigen Auf— 
gaben zu ſelbſtändigen Maßnahmen nebeneinander befugt ſind. 


I) Eine Beſtimmung des Entw. zur Nov. vom 24. Juni 1892, wodurch 
dies ausdrücklich feſtgeſtellt werden ſollte, iſt im Landtag als entbehrlich fallen 
gelaſſen worden. 8 
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Es iſt Sache der oberſten Verwaltungsinſtanz, dieſes Nebenein⸗ 
anderwirken unter Einhaltung der geſetzlichen Schranken derart zu 
regeln, daß Kolliſionen tunlichſt vermieden werden. 

a) Tagesbauten auf Bergwerken (Schachtgerüfte, Brifett- 
fabriken uſw.) ſowie auch Tagesbauten zur Ausführung von 
Schürfarbeiten (Bohrtürme) fallen wegen ihres untrennbaren Zu⸗ 
ſammenhanges mit dem Bergwerks- oder Schürfbetrieb an ſich in 
den Bereich der Bergpolizei. Tagesbauten auf Bergwerken und 
den zugehörigen Betriebsanlagen unterliegen daher auch dem Be- 
triebsplanverfahren. Die bergpolizeiliche Zulaſſung erſetzt aber 
nicht die baupolizeiliche Prüfung, Genehmigung und Abnahme, 
ſoweit eine ſolche für Tagesbauten der in Frage ſtehenden Art 
allgemein vorgeſchrieben iſt, durch die Baupolizeibehörde ). 
Der Bergrevierbeamte hat die Zulaſſung des Betriebsplans regel⸗ 
mäßig von der Vorlegung der baupolizeilichen Genehmigungs— 
urkunde abhängig zu machen. Zur Herbeiführung eines ſach— 
dienlichen Zuſammenwirkens der beteiligten Behörden iſt jedoch 
im Verwaltungswege beſtimmt, daß die Baupolizeibehörden bei 
Prüfung der Entwürfe und bei der Abnahme des Baues die 
Bergrevierbeamten als ſachverſtändige Berater heranzuziehen 
haben ). 

Ausnahmsweiſe iſt eine beſondere baupolizeiliche Genehmigung 
nicht erforderlich für die zu den Dampfkeſſelanlagen gehörigen 
Baulichkeiten (Keſſelhaus, Schornſtein), da die — vom Ober— 
bergamte zu erteilende — gewerbepolizeiliche Genehmigung zur 
Errichtung des Dampfkeſſels die Prüfung der Zuläſſigkeit der 
Anlage nach den bau-, feuer⸗ und geſundheits polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften vorausſetzt. Die baupolizeiliche Prüfung findet aber auch 
in dieſem Falle, wo ſie einen Teil des Genehmigungsverfahrens 
bildet, auf Erſuchen der Genehmigungsbehörde durch die Bau⸗ 
polizeibehörde oder den Bauſachverſtändigen des Dampfkeſſelüber⸗ 
wachungsvereins ſtatt. Dem Bergrevierbeamten ſoll Gelegenheit 
zur Beteiligung gegeben werden!). 


1) Erl. d. HM. vom 27. Sept. 1874, Z. f. B. 16 12, vgl. auch Z. f. B. 27 539. 

2) Erl. d. HM. u. d. Min. d. öff. Arb. vom 10. Auguſt 1906, Z. f. B. 
47 500. N 
3) § 24 Anw. betr. Genehmigung und Unterſuchung der Dampfkeſſel v. 
6. Dezember 1909 HM Bl. 555 ff. 
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b) Grubenbahnen (Bergwerksbahnen, Zechenbahnen) find 
Bahnen (Eiſenbahnen mit Lokomotivbetrieb, Pferdebahnen, Draht- 
ſeilbahnen uſw.), die von einem Bergwerk ausgehen und 
zu Zwecken des Bergwerksbetriebes, in der Regel zur Ab— 
fuhr der Bergwerkserzeugniſſe beſtimmt ſind ). 

Die Grubenbahnen ſind, da ſie nicht dem öffentlichen Ver⸗ 
kehr dienen, weder Eiſenbahnen im Sinne des Eiſenbahngeſetzes 
vom 3. Nov. 1838 noch Kleinbahnen im Sinne des Kleinbahn⸗ 
geſetzes vom 28. Juli 18922). Steht eine Grubenbahn mit einer 
dem öffentlichen Verkehr dienenden Bahn derart in unmittelbarer 
Gleisverbindung, daß ein Übergang der Betriebsmittel ſtattfinden 
kann, und iſt ſie für den Betrieb mit Maſchinen eingerichtet, ſo 
iſt ſie eine Privatanſchlußbahn im Sinne des § 43 Kleinbahngeſetzes 
(Grubenanſchlußbahn), unterliegt jedoch den für Privat- 
anſchlußbahnen geltenden Vorſchriften dieſes Geſetzes nur inſofern, 
als neben die bergpolizeiliche Aufſicht eine eiſenbahntechniſche 
Aufſicht und Überwachung durch die Eiſenbahnbehörde tritt (S 50, 
51 a. a. O.). 

Durch § 51 Abi. 2 a. a. O. hat das bergpolizeiliche Auf— 
ſichtsrecht über die Grubenbahnen, das in der Praxis ſchon 
vorher anerkannt war, geſetzliche Anerkennung gefunden. Es iſt 
hinſichtlich der Grubenanſchlußbahnen eingeſchränkt durch das 
vorbezeichnete eiſenbahntechniſche Aufſichtsrecht der 
Eiſenbahnbehörden, außerdem aber hinſichtlich aller Gruben⸗ 
bahnen durch die Zuſtändigkeit der Behörden der allgemeinen 
Polizeiverwaltung, die namentlich dann in Wirkſamkeit tritt, wenn 
die Grubenbahn Wafferläufe oder öffentliche Wege berührt. Das 
Zuſammenwirken der beteiligten Polizeibehörden iſt hinſichtlich der 
Grubenanſchlußbahnen geregelt durch die zwiſchen dem Handels⸗ 
miniſter und dem Miniſter d. öff. Arb. vereinbarten, durch einen 
gemeinſchaftlichen Erlaß des Handelsminiſters und des Miniſters des 


1) Vgl. Erl. d. HM. u. M. d. J. vom 23. Auguſt 1911, Z. f. B. 52 466. 
Schienenwege innerhalb der Bergwerksanlagen bieten keine Beſonderheiten. 

2) Das RG. (Z. f. B. 45 82) rechnet Grubenbahnen und auch unter- 
irdiſche Schienenwege, wenn der Betrieb an Gefährlichkeit dem Eiſenbahn⸗ 
betriebe gleichſteht, zu den Eiſenbahnen im Sinne des $ 1 Reichshaftpflicht⸗ 
geſetzes (beſtritten). 
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Innern vom 4. Sept. 1898 ergänzten „Grundzüge“. Dieſe 
werden auch auf andere Grubenbahnen mit der Maßgabe an⸗ 
zuwenden ſein, daß die Eiſenbahnbehörde nicht mitwirkt. 

Das Verfahren bei Anlage einer Grubenanſchlußbahn 
geſtaltet ſich danach folgendermaßen. Zunächſt hat der Bergwerks⸗ 
beſitzer die Genehmigung des Anſchluſſes und die eiſenbahntechniſche 
Prüfung des Entwurfs durch die Eiſenbahndirektion herbeizuführen. 
Sodann legt er den Entwurf mit dem Prüfungsvermerk als Teil 
oder Nachtrag des Betriebsplans dem Bergrevierbeamten vor!). 
Dieſer erhebt friſtzeitig Einſpruch?) und überreicht den Entwurf 
dem Oberbergamte, das den Regierungspräſidenten um eine Auße⸗ 
rung erſucht, ob durch die Bahnanlage landespolizeiliche Inter⸗ 
eſſen berührt werden und ob ſolche Intereſſen der Ausführung 
des Entwurfes entgegenſtehen. Beſtehen Zweifel über den Charakter 
der Anlage als einer Grubenbahn, ſo hat das Oberbergamt auch 
hierüber den Regierungspräſidenten und außerdem die Eiſenbahn⸗ 
behörde zu hören“). Wenn nötig, werden die Verhältniſſe an 
Ort und Stelle durch Kommiſſare des Oberbergamts, des Re⸗ 
gierungspräſidenten und der Eiſenbahndirektion unterſucht. Stehen 
weder berg- noch allgemeinpolizeiliche Intereſſen der Ausführung 
des Entwurfs entgegen oder ſind die erhobenen Anſtände erledigt, ſo 
wird der Einſpruch gegen den Betriebsplan zurückgezogen und der mit 
Prüfungsvermerk verſehene Entwurf dem Werksbeſitzer zurückgegeben. 

Die Eröffnung des Betriebes darf aber erſt ſtattfinden, nach— 
dem die fertiggeſtellte Bahnanlage durch Kommiſſare der beteiligten 
Behörden abgenommen worden iſt. 

Die Polizeiverordnungen für Grubenanſchlußbahnen 
erläßt das Oberbergamt nach Einholung des Einverſtändniſſes der 
Eiſenbahndirektion und des Regierungspräſidenten. Hinſichtlich der 
fortlaufenden Beaufſichtigung des Betriebes iſt die der Eiſenbahn— 
behörde zuſtehende eiſenbahntechniſche Aufſicht, die ſich auf die 


1) Mitgeteilt durch Erl. d. HM. v. 30. Aug. 1898, Z. f. B. 40 1 ff. 

2) Sind mit der Grubenbahn Tagebauten verbunden, fo iſt auch die bau- 
polizeiliche Genehmigung nachzuweiſen. 

3) Vgl. § 68 ABG. Die Vorladung des Bergwerksbeſitzers zu einem Er: 
örterungstermine findet in der Regel, weil in dieſem Abſchnitte des Verfahrens 
zwecklos, nicht ſtatt. 

9 Erl. d. HM. u. M. d. J. vom 23. Aug. 1911, 3. f. B. 52 466. 
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betriebsfähige und betriebsſichere Unterhaltung der Bahnanlage 
und der Betriebsmittel ſowie die ſichere und ordnungsmäßige 
Durchführung der Züge erſtreckt, zu trennen von der der Berg⸗ 
behörde zuſtehenden bergpolizeilichen Aufſicht, die die ſonſtigen 
polizeilichen Aufgaben, insbeſondere die Überwachung der Be⸗ 
folgung der Polizeiverordnungen, umfaßt. Der Bergbehörde iſt 
auch die Beaufſichtigung derjenigen Betriebsmaſchinen und Be⸗ 
triebsmittel einſchließlich der Dampfkeſſelpolizei übertragen, die 
nur auf der Anſchlußbahn verkehren. Ferner iſt der Bergbehörde 
der Nachweis der Befähigung der Aufſichtsperſonen zu führen, 
ſofern dieſe Angeſtellte des Bergwerksbeſitzers und nicht Be— 
dienſtete der Eiſenbahnverwaltung ſind. Leiten jedoch die An- 
geſtellten des Bergwerksbeſitzers die Züge bis in die Anlagen 
(Bahnhöfe uſw.) der öffentlichen Bahn hinein, ſo haben ſie ihre 
Befähigung für dieſen Teil des Dienſtes zunächſt der Eijenbahn- 
behörde nachzuweiſen. Die Unterſuchung der auf Grubenanſchluß— 
bahnen vorkommenden Unfälle liegt dem Bergrevierbeamten ob, 
der indeſſen der Eiſenbahnbehörde Gelegenheit zur Beteiligung zu 
geben hat. 


c) Die Genehmigung und Beaufſichtigung von Starkſtrom⸗ 
anlagen und -leitungen, die mit Bergwerken im Zuſammen⸗ 
hang ſtehen, iſt durch die in einem Erl. des Handelsminiſters und des 
Miniſters des Innern vom 11. Jan. 1912 (Z. f. B. 53 329) auf⸗ 
geſtellten „Grundzüge“ wie folgt geregelt. Wird die elektriſche 
Energie auf dem Bergwerk (einjchlieglich der zugehörigen Anlagen) 
erzeugt und verwendet, ſo iſt ausſchließlich die Bergbehörde zu⸗ 
ſtändig. Wird die elektriſche Energie auf dem Bergwerk erzeugt 
und außerhalb verwendet oder außerhalb erzeugt und auf dem 
Bergwerk verwendet, ſo iſt für den innerhalb des Grubengeländes 
belegenen Teil der Anlage die Bergbehörde, ſonſt die allgemeine 
Polizeibehörde ausſchließlich zuſtändig. Eine Abweichung von 
dieſer Regel gilt für den Fall, daß die elektriſche Energie auf 
einem Bergwerk erzeugt und auf einem anderen Bergwerke des- 
ſelben Bergwerksbeſitzers verwendet wird. In dieſem Falle 
beſteht für die außerhalb der beiden Grubengelände belegene 
Strecke eine gemeinſchaftliche Zuſtändigkeit der Bergbehörde und 
der allgemeinen Polizeibehörde. 
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d) Im Verwaltungswege!) iſt auch die Aufſicht über die von 
Bergwerksbeſitzern am Rhein angelegten Privathäfen 
geregelt. Zur Errichtung eines ſolchen iſt zunächſt die Ge⸗ 
nehmigung der Strombauverwaltung erforderlich. Nach Er— 
teilung dieſer Genehmigung iſt der Entwurf auf dem betriebs⸗ 
planmäßigen Wege (§ 67ff. ABG.) dem Bergrevierbeamten vor⸗ 
zulegen, der friſtzeitig dagegen Einſpruch erhebt. Die Prüfung 
des Entwurfs erfolgt ſodann unter Leitung des Oberbergamts und 
unter Mitwirkung der Strombauverwaltung, des Regierungs⸗ 
präſidenten oder der von ihm bezeichneten Polizeibehörden (3. B. 
der Deichpolizei) ſowie, falls auch Anſchlußbahnen in Frage 
kommen, der Eiſenbahnbehörde. Nach Ausführung des Entwurfs 
erfolgt die Abnahme unter Mitwirkung der beteiligten Behörden. 
Die polizeiliche Aufſicht, einſchließlich des Polizeiverordnungsrechts. 
und der Unterſuchung der Unfälle ſteht im allgemeinen hinſichtlich 
der auf dem Lande befindlichen Anlagen der Bergpolizeibehörde, 
hinſichtlich des Betriebes auf der Waſſerfläche der Strompolizei— 
behörde zu. Der Befähigungsnachweis für ſämtliche vom Berg- 
werksbeſitzer angeſtellte Aufſichtsperſonen iſt jedoch der Berg- 
behörde zu führen. 

e) Zu den Aufgaben der Bergpolizei gehört nach $ 196 
ABG. auch der Schutz gegen gemeinſchädliche Einwirkungen des 
Bergbaues (und des Schürfens) auf die Waſſerverhältniſſe. 
Ihre Zuſtändigkeit iſt eine ausſchließliche, ſoweit es ſich um eine 
gemeinſchädliche Waſſerentziehung handelt. Soweit dagegen die 
Einleitung von Grubenwäſſern und ſonſtigen Abwäſſern in Waſſer⸗ 
läufe in Frage kommt, iſt neben der Bergpolizeibehörde auf Grund 
der waſſergeſetzlichen Beſtimmungen auch die Waſſerpolizei— 
behörde zuſtändig. An dieſem Rechtszuſtand iſt durch das Waſſer⸗ 
geſetz vom 7. April 1913 (vgl. $ 396) nichts geändert. Das. 
Nebeneinanderwirken der beiden Polizeibehörden auf dieſem Grenz⸗ 
gebiete ſoll durch die Ausführungsbeſtimmungen zum WG. nach 
dem Muſter der früheren Verwaltungsvorſchriften?) tunlichſt zu 
einem Zuſammenwirken geſtaltet werden. 


1) Erl. d. HM. vom 15. April 1912. 

2) Gem. Verf. d. HM. und LandwM. vom 7. April 1876 (3. f. B. 17 298) 
und Nr. 6 der AllgVerf., betr. Fürſorge für die Reinhaltung der Gewäſſer, 
vom 20. Febr. 1901 (Z. f. B. 42 255 ff.). 
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f) Die Zuftändigfeit der Bergpolizei zur Beaufſichtigung der 
Verwendung von Sprengſtoffen beim Bergbau iſt eingeſchränkt 
durch das RG. gegen den verbrecheriſchen und gemeingefährlichen 
Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (RGBl. 61) und 
die zur Ausführung dieſes Geſetzes erlaſſene PolV. des Min. d. J. 
und des HM. vom 14. Sept. 1905 (3. f. B. 47 100), die den 
Verkehr mit Sprengſtoffen regelt. Nach dieſer Verordnung 
($ 27 Abſ. 1) darf die Verausgabung von Sprengſtoffen (im 
Sinne des Reichsgeſetzes) an die in Bergwerken beſchäftigten 
Arbeiter nur durch Perſonen bewirkt werden, die beſtimmte Voraus⸗ 
ſetzungen erfüllen; auch haben dieſe Perſonen ein Buch über 
die Verausgabung zu führen. Ferner haben die Leiter der Berg— 
werke Maßregeln zu treffen, die eine mißbräuchliche Verwendung 
der verausgabten Sprengſtoffe tunlichſt ausſchließen (§ 27 Abſ. 2). 
Bei Magazinen, die zu einem Bergwerk gehören, erfolgt die 
Prüfung durch die allgemeine Polizeibehörde in Gemeinſchaft 
mit der Bergbehörde ($ 31). Die Aufſicht wird auf Bergwerken 
ausſchließlich von der Bergbehörde wahrgenommen (§ 32). Auch 
können weitergehende bergpolizeiliche Vorſchriften über die Ver⸗ 
wendung von Sprengſtoffen erlaſſen werden ($ 36), was überall 
geſchehen iſt. Soweit die Verwendung von Sprengſtoffen unter 
den Begriff des „Verkehrs mit Sprengſtoffen“ fällt (Verausgabung, 
Behandlung bis zum Gebrauch), tritt bei Zuwiderhandlung gegen 
die Bergpolizeivorſchriften Strafbarkeit nach $ 9 Abſ. 2 Geſ. vom 
9. Juni 1884 ein (3 Monate bis 2 Jahre Gefängnis). 


11. Schadenserſatz bei polizeilichen Eingriffen. 
Verhältnis des Bergbaues zu öffentlichen Verkehrs anſtalten und 
neuen Anſiedelungen. 

Das ABS. enthält keine allgemeine Beſtimmung darüber, 
ob der Schürfer und Bergwerksbeſitzer, dem polizeiliche Be— 
ſchränkungen ſeines Schürfrechtes oder Bergwerkseigentums auf- 
erlegt werden, Erſatz des ihm dadurch entſtandenen Schadens 
beanſpruchen kann. Die Frage iſt daher, ſoweit nicht das ABG. 
Sonderbeſtimmungen enthält ($$ 153 bis 155), nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen zu entſcheiden. 

Zunächſt ſcheiden die Fälle aus, in denen es ſich nicht eigent⸗ 
lich um einen Eingriff in ein beſtehendes Recht, ſondern um 
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Geltendmachung einer dem betroffenen Recht ſchon kraft Geſetzes 
anhaftenden Beſchränkung handelt. Einer ſolchen Beſchränkung 
unterliegt das Schürfrecht, inſofern als nach $ 4 Abſ. 2 das 
Schürfen unſtatthaft iſt, wenn nach der Enſcheidung der Berg⸗ 
behörde überwiegende Gründe des öffentlichen Intereſſes ent⸗ 
gegenſtehen (vgl. auch $ 10 Abſ. 2). Wird daher das Schürfen 
im Intereſſe der Erhaltung einer gemeinnützigen Anlage polizeilich 
unterſagt, ſo hat der Schürfer weder gegen den Staat noch gegen 
den Beſitzer der geſchützten Anlage einen Schadenserſatzanſpruch, 
auch dann nicht, wenn das Verbot erſt nach Beginn der Schürf- 
arbeiten ergeht (vgl. S. 64). 

Ob auch das Bergwerkseigentum geſetzlich mit der Pflicht, 
alle im Sicherheitsintereſſe erforderlichen polizeilichen Eingriffe 
ohne Schadenserſatz zu dulden, belaſtet iſt, iſt zweifelhaft. Eine 
ſolche Beſchränkung wird daraus gefolgert, daß im § 54 ABG. 
dem Bergwerkseigentümer nur die Befugnis gegeben ſei, das ihm 
verliehene Mineral „nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes“ aufzuſuchen und zu gewinnen. In der neueren Literatur 
überwiegt indeſſen die Anſicht, daß den Worten „nach den Be— 
ſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes“ eine ſo weittragende 
Bedeutung nicht beizulegen ſei und die allgemeinen Nechtsgrund- 
ſätze Anwendung zu finden hätten. Auch das RG.) hat ſich 
grundſätzlich auf dieſen Standpunkt geſtellt, jedoch in einem Falle, 
wo es ſich um das Verbot des Ausſolens eines Kaliſalzlagers 
handelte, die Schadenserſatzklage gegen die Beſitzer der durch dieſes 
Verbot geſchützten Nachbarwerke mit der Begründung abgewieſen, 
die polizeiliche Anordnung treffe nur Beſtimmungen über die Art 
und Weiſe, wie das Bergwerkseigentum im Intereſſe der Nachbarn 
und des gemeinen Wohls zu benutzen ſei, und mache demnach 
nur aus allgemeinen Grundſätzen folgende Beſchränkungen geltend ). 

Da dieſe Begründung nicht unbedenklich iſt, jedenfalls nicht 
auf alle Fälle bergpolizeilichen Eingreifens zutrifft — in der Tat 
beurteilt das RG. die Anordnung des Hand- und Spülverſatz⸗ 
verfahrens zur Sicherung eines Waſſerwerks anders?) —, ſo ge— 
winnt auch für den Bergbau die Frage Bedeutung, ob überhaupt 

1) E. v. 20. Juni 1911, 3. f. B. 53 233. 

2) E. v. 20. Okt. 1909, Z. f. B. 51 315. 

3) E. v. 20. Juni 1911, 3. f. B. 53 233. 


XVII. Bergpolizei. 197 


durch einen polizeilichen Eingriff in Privatrechte ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch geſchaffen werden kann. Nach der herrſchenden An⸗ 
ſicht entſteht nach §§ 74 ff. Einl. z. ALR. ein ſolcher Anſpruch 
— nicht gegen den Staat, ſondern gegen den, dem aus dem 
Eingriff ein Vorteil erwächſt —, wenn der Eingriff im Wege 
der Einzelanordnung, dagegen nicht, wenn er im Wege der — in 
dieſer Hinſicht einem Geſetz gleichſtehenden — Polizeiverordnung er⸗ 
folgt!). Aus der Übertragung dieſes Grundſatzes auf das Berg⸗ 
polizeirecht folgt zunächſt, daß eine bergpolizeiliche Anordnung 
zum Schutz eines benachbarten Bergwerks regelmäßig einen 
Schadenserſatzanſpruch gegen den Beſitzer dieſes Bergwerks be— 
gründet. Ebenſo iſt an ſich auch der Fall zu beurteilen, daß ein 
Grundeigentümer aus einer polizeilich angeordneten Beſchränkung 
des Bergwerkseigentums Vorteil zieht. In einem ſolchen Falle 
iſt jedoch bei Feſtſtellung des zu erſetzenden Schadens in Betracht 
zu ziehen, daß im Falle einer Schädigung der geſchützten Tages⸗ 
anlage der Bergwerksbeſitzer gemäß § 148 ABG. ohne Rückſicht 
auf ein Verſchulden zum Schadenserſatz verpflichtet wäre. Der 
Vorteil, den er dadurch hat, daß ein ſolcher Schadenserſatzanſpruch 
gegen ihn nicht entſtehen kann, iſt bei Bemeſſung ſeines eigenen 
Schadens in Rechnung zu ſtellen (compensatio damni cum lucro). 
Ergeht eine bergpolizeiliche Anordnung zum Schutze einer auf 
Grund des Ouellenſchutzgeſetzes vom 14. Mai 1908 für gemeinnützig 
erklärten Heilquelle gegen ſchädigende Einwirkungen des Schürfens 
oder des Bergbaues, jo iſt die Schadenserſatzfrage ebenſo zu be- 
urteilen, als wenn es ſich um den Schutz von Tagesanlagen handelt. 
Die beſonderen Schadenserſatzbeſtimmungen des Quellenſchutzgeſetzes 
kommen nicht zur Anwendung, da es auf das Schürfen und den 
Bergwerksbetrieb keine Anwendung findet ($ 32 a. a. O.). 
Beſondere Beſtimmungen, die die Anwendung der allgemeinen 
Grundſätze ausſchließen, enthält das ABG. (§ 153 bis 155) über 
das Verhältnis des Bergbaues zu den öffentlichen Ver— 
kehrsanſtalten (Chauſſeen, Eiſenbahnen, Kanälen und anderen 
öffentlichen Verkehrsmitteln). Zur Regelung dieſes bejonderen 


1) Dieſe Unterſcheidung führt übrigens in ihrer praktiſchen Anwendung 
zu bedenklichen Ergebniſſen, da wenn auch nicht alles (ſo Arndt S. 231), ſo 
doch manches, was Gegenſtand einer Anordnung iſt, auch Gegenſtand einer 
Verordnung ſein kann. 
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Falles haben die bei Erlaß des ABG. beſonders häufigen Kolliſionen 
zwiſchen Bergwerksbetrieben und neuen Eiſenbahnanlagen und die 
Unſicherheit des Rechtszuſtandes Anlaß gegeben. Der Vermeidung 
ſolcher Kolliſionen dient die Vorſchrift, daß vor Feſtſtellung der 
den Eiſenbahnen uſw. zu gebenden Richtung die davon betroffenen 
Bergwerksbeſitzer darüber gehört werden ſollen, in welcher Weiſe 
unter möglichſt geringer Benachteiligung des Bergwerkseigentums 
die Anlage auszuführen ſei. Ein Widerſpruchsrecht gegen die 
Ausführung haben die Bergbautreibenden nicht, auch nicht bei 
Nichtbeachtung dieſer Sollvorſchrift. Iſt indeſſen das Bergbaurecht 
älter als die Genehmigung zu der Verkehrsanlage, ſo hat der 
Bergbautreibende gegen den Unternehmer der Anlage einen An— 
ſpruch auf Schadenserſatz in beſchränktem Umfange. Der Schaden 
iſt inſoweit zu erſetzen, als entweder die Herſtellung ſonſt nicht 
erforderlicher Anlagen in dem Bergwerk oder die ſonſt nicht er— 
forderliche Beſeitigung oder Veränderung bereits in dem Berg— 
werke vorhandener Anlagen notwendig wird. Erſatz zu leiſten iſt 
alſo (ohne daß, wie nach den allgemeinen Grundſätzen, eine Vor⸗ 
teilsausgleichung ſtattfindet), wenn aus dem bergpolizeilichen 
Schutz, der der Verkehrsanlage zu gewähren iſt, ſich für den 
Bergwerksbeſitzer der Zwang ergibt, mit Bergeverſatz abzubauen, 
Sand einzuſchlämmen, einen Steindamm zu ziehen, einen Stollen 
zu beſeitigen oder zu verlegen uſw., dagegen nicht in dem häufigſten 
Falle, daß zum Schutze der Verkehrsanlage Sicherheitspfeiler 
ſtehen bleiben müſſen!). Im Falle eines Streits über die zu 
leiſtende Entſchädigung erfolgt die Feſtſetzung unter Vorbehalt des 
Rechtsweges durch einen — vorläufig vollſtreckbaren — Beſchluß 
des Oberbergamts. 

Während der Bergwerksbeſitzer die Ausführung von öffent- 
lichen Verkehrsanſtalten, zu deren Schutze das Stehenlaſſen von 
Sicherheitspfeilern erforderlich werden wird, nicht hindern kann, 
ſteht ihm gegen die Erteilung der Genehmigung zur Gründung 
neuer Anſiedelungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und 
Weſtfalen ein Einſpruchsrecht zu ($ 15a des AnſiedelungsG. 
) Die Aufrechterhaltung weitergehender Entſchädigungsanſprüche aus dem 
älteren Recht für die vorhandenen Bergwerke im § 155 iſt bedeutungslos, da 
ſolche weitergehende Anſprüche nicht beſtehen (RG. i. d. Z. f. B. 23 391, 33 232). 
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vom 10. Aug. 1904, GS. 227). Die Genehmigung iſt zu ver⸗ 
ſagen, wenn im Falle der Anſiedelung das Stehenlaſſen von 
Sicherheitspfeilern zu deren Schutz erforderlich werden würde und 
die wirtſchaftliche Bedeutung des uneingeſchränkten Abbaues der 
Mineralien die der Anſiedelung überwiegt. Von Anträgen auf 
Genehmigung von Anſiedelungen in Bergbaugegenden hat die 
Genehmigungsbehörde den Bergrevierbeamten in Kenntnis zu ſetzen, 
der davon den beteiligten Bergwerksbeſitzern unter Hinweis auf ihr 
Einſpruchsrecht Mitteilung zu machen hat (§ 16 a. a. O.). Wird 
die Anſiedelungsgenehmigung im Intereſſe des uneingeſchränkten Ab⸗ 
baues verſagt, ſo iſt der dadurch dem Grundeigentümer entſtehende 
Schaden nach den für den Bergſchaden geltenden Grundſätzen ($ 148 
ABG.) vom Bergwerksbeſitzer zu erſetzen (§ 19 Anſiedelungsgeſ.) y). 
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1. Allgemeines. 

Das Arbeitsverhältnis der Bergarbeiter unterliegt in Preußen 
ſeit dem Gef. vom 21. Mai 1860 grundſätzlich der freien Ver— 
einbarung zwiſchen Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Der Arbeits⸗ 
vertrag iſt entweder ein Dienſtvertrag ($ 611 BGB.) oder ein 
Werkvertrag ($ 631 BGB.). Regelmäßig iſt er ein Dienft- 
vertrag, nicht nur wenn im Schichtlohn, ſondern auch wenn, 
was im Bergbau die Regel bildet, im Gedinge gearbeitet wird. 
Die Beſtimmungen des BGB. über den Dienſtvertrag kommen 
ergänzend zur Anwendung, insbeſondere die — durch die Arbeits- 
ordnung abänderbare — Beſtimmung im $ 616 über die Fort- 
zahlung des Lohnes bei unverſchuldeten kurzen Arbeitsunter⸗ 
brechungen. Die Lohnforderung des Bergarbeiters genießt den⸗ 
ſelben Schutz?) wie andere Lohnforderungen. Im Konkurſe des 
Bergwerksbeſitzers und bei der Zwangsverſteigerung und Zwangs— 


1) Von gleichen Geſichtspunkten aus iſt in dem Erl. d. Min. d. öff. Arb., 
f. Handel u. Gew. u. des Innern vom 11. Dezember 1896 (3. f. B. 38 167) 
beſtimmt, daß in Gegenden mit Kohlenbergbau die Bebauungspläne 
dem Revierbeamten zur Kenntnisnahme und Prüfung vorzulegen ſind. 

2) ABG. 88 80—93e (3. Tit. 3. Abſchn.). Strafbeſtimmungen: § 207 
bis 207g. Verwaltungsſtreitverfahren: $ 192 a. 

3) Lohnbeſchlagnahmegeſetz vom 21. Juni 1869 in der jetzigen Faſſung 
(RGBl. 1898 S. 332). 
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verwaltung des Bergwerkseigentums uſw. gewährt ſie ein Vorzugs⸗ 
recht auf Befriedigung wegen der laufenden und aus dem letzten 
Jahre rückſtändigen Beträge ). 

Im übrigen ſind für das Arbeitsverhältnis des Bergarbeiters 
einerſeits die auch für den Bergbau geltenden Vorſchriften der 
Gewd., anderſeits die — durch die drei Arbeiterſchutznovellen 
(vgl. S. 36) — in vielen Punkten abgeänderten und ergänzten Vor⸗ 
ſchriften des ABG. maßgebend. Nach dem gegenwärtigen Stande 
der Geſetzgebung iſt das Recht des gewerblichen Arbeiters 
im allgemeinen auch das Recht des Bergarbeiters. Nur 
ſoweit die Eigenart und die Gefahren des Bergbaues 
dies erfordern, trifft das Bergrecht beſondere Beſtim— 
mungen. Aus der Gew. gelten für das Arbeitsverhältnis des 
Bergarbeiters die Beſtimmungen über Sonntagsruhe ($$ 105 
bis 105h) ), ferner (vgl. § 154 Abſ. 1) die Beſtimmungen über 
die Lohnzahlung ($$ 115 bis 119a), über die Beſchäftigung von 
jugendlichen Arbeitern und von Arbeiterinnen (8 135 bis 
139 a) und über das Koalitionsrecht (§ 152, 153), ſowie das 
Verbot, Arbeiterinnen unter Tage zu beſchäftigen, das 
ſeit dem 1. April 19123) auf die Beſchäftigung bei der Förderung mit 
Ausnahme der Aufbereitung (Separation, Wäſche), bei dem Trans⸗ 
port und bei der Verladung über Tage ausgedehnt iſt (§ 154 a Abi. 2). 

Faſt alle Zuwiderhandlungen gegen die Arbeiter⸗ 
ſchutzbeſtimmungen des ABG. ſind mit gerichtlichen Strafen 
bedroht (§ 207 bis 207g). Die Geltendmachung der zivil⸗ 
rechtlichen Anſprüche ſowohl des Arbeitnehmers wie auch des 
Arbeitgebers aus dem Arbeitsverhältnis erfolgt vor den Gewerbe— 
gerichten, wo ſolche mit Ausdehnung ihres Geſchäftsbereichs auf den 
Bergbau beſtehen, ſonſt vor den ordentlichen Gerichten. Für den 
Bergbau können auch vom Handelsminiſter als zuſtändiger Landes⸗ 
zentralbehörde beſondere Berggewerbegerichte errichtet werden, 

1) 5 61 Ab. 1 3. 1 KO., Art. 17 AG. z. ZwGG. 

2) Für den Bergbau gelten auch die von den Oberpräſidenten — inner⸗ 
halb des durch § 105 h Abſ. 1 GewO. der Landesgeſetzgebung gewährten Spiel⸗ 
raums — über die äußere Heilighaltung der Sonn⸗ und Feiertage erlaſſenen Polizei⸗ 
verordnungen (Verbot der Störung des Gottesdienſtes durch geräuſchvolle Betriebe). 

3) Die am 1. April 1912 in der angegebenen Weiſe über Tage beſchäftigten 


Arbeiterinnen dürfen bis zum 1. April 1915 weiterbeſchäftigt werden (Art. 5 
der Nov. v. 28. Dezember 08 RGBl. 667). 
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die alsdann die Zuſtändigkeit der allgemeinen Gewerbegerichte 
ausſchließen. Die Berggewerbegerichte!) unterliegen im allgemeinen 
den gleichen Vorſchriften wie die anderen Gewerbegerichte. Gegen 
ihre Entſcheidung iſt die Berufung an das Landgericht zuläſſig, 
jedoch nur in dem nicht häufigen Falle, daß der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes 100 Mark überſteigt ). 

Auf jedem Bergwerk iſt eine Arbeiterliſte mit beſtimmten 
Angaben zu führen, die der Kontrolle durch die Bergbehörde 
dient (§ 93). 

Verdingt der Bergwerksbeſitzer an einen ſelbſtändigen Unter⸗ 
nehmer die Ausführung einer beſtimmten Arbeit (Herſtellung 
eines Schachtes uſw.), ſo liegt ein Werkvertrag vor, der nach den 
allgemeinen Geſetzesvorſchriften zu beurteilen iſt. Die Arbeiter 
des Unternehmers werden, ſoweit dies die Natur der Sache zu— 
läßt, als Bergarbeiter behandelt. 


2. Arbeitsordnung ). 


Im Bergarbeiterrecht des ABG. nehmen die Beſtimmungen 
über die — ſeit der Nov. vom 24. Juni 1892 obligatoriſche — 
Arbeitsordnung einen großen Raum ein. Für jedes Bergwerk 
(einſchl. der zugehörigen unter Aufſicht der Bergbehörde ſtehenden 
Anlagen) iſt vom Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter nach 
Anhörung des Arbeiterausſchuſſes oder, wo ein ſolcher nicht be⸗ 
ſteht, der volljährigen Arbeiter, eine Arbeitsordnung zu er— 
laſſen ($$ 80a, 80g Abi. 1). Es können auch für die einzelnen 
Betriebsabteilungen verſchiedene Arbeitsordnungen erlaſſen werden. 
Bei Betrieben von geringem Umfang oder kurzer Dauer kann die 
Bergbehörde den Bergwerksbeſitzer von dem Erlaß einer Arbeits⸗ 
ordnung oder von der Regelung einzelner Punkte des Arbeits⸗ 
verhältniſſes entbinden ($ 80a Abſ. 5). 


1) Zurzeit beſtehen — für den Steinkohlenbergbau — fünf Berggewerbe⸗ 
gerichte in Beuthen D.-©., Waldenburg N.⸗Schl., Dortmund, Saarbrücken und 
Aachen. Sie ſind zum Teil in zahlreiche Spruchkammern geteilt. 

2) s$ 4, 6, 55, 82 GewGerG. i. d. F. vom 29. Sept. 1901 (RGBl. S. 353). 
Die Gewerbegerichte können auch als Einigungsamt bei Streitigkeiten über die 
Bedingungen der Fortſetzung und Wiederaufnahme des Arbeitsverhältniſſes (8$ 62 bis 
73 a. a. O.) und als Stellen zur Erſtattung von Gutachten tätig werden. 

3) ABG. $$ 80 a bis 80 i. Ausf Anw. z. Nov. vom 24. Juni 1892 unter B 
Z. f. B. 34 52. 
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Die Arbeitsordnung muß gewiſſen Form vorſchriften genügen. 
Sie muß den Namen des Bergwerks oder die Bezeichnung der 
Betriebsanlage und den Tag ihres Inkrafttretens enthalten und 
vom Bergwerksbeſitzer oder deſſen Stellvertreter unter Angabe 
des Datums unterzeichnet ſein ($ 80a Abſ. 2). Die zur Regelung 
gewiſſer Gegenſtände (Arbeiterausſchuß, Sicherheitsmänner uſw.) 
zugelaſſenen „beſonderen Satzungen“ ($ 80 kr) find als Teile der 
Arbeitsordnung anzuſehen. Der Erlaß erfolgt durch Aushang. 
Die Aushändigung an die Arbeiter iſt zwar unter Strafandrohung 
vorgeſchrieben, aber zur Wirkſamkeit der Arbeitsordnung nicht er⸗ 
forderlich ($$ 80 a Abſ. 1, 80g Ab. 3). Zwiſchen dem Erlaß und 
dem Inkrafttreten muß ein Zeitraum von mindeſtens 14 Tagen 
liegen ($ 80g Abſ. 4), damit der mit ihrem Inhalte nicht ein⸗ 
verſtandene Arbeiter ſich ihr durch Kündigung mit der regelmäßigen 
vierzehntägigen Friſt entziehen kann. 

Die Abänderung einer Arbeitsordnung kann durch Erlaß 
einer neuen Arbeitsordnung oder eines Nachtrages erfolgen. Für 
die Nachträge gelten im weſentlichen die gleichen Vorſchriften wie 
für die Arbeitsordnung ſelbſt ($ 80a Abi. 3). 

Der Inhalt der Arbeitsordnung ſetzt ſich zuſammen aus not⸗ 
wendigen, bedingt notwendigen und nicht notwendigen Beſtimmungen 
($$ 80b, Sod Abſ. 2 und 3, 80 fp). Sie muß unbedingt Beſtim⸗ 
mungen enthalten über die Arbeitszeit, über die Feſtſetzung des 
Schichtlohnes und das Gedingeweſen, über die Abrechnung und Lohn⸗ 
zahlung, über die Arbeiterunterſtützungskaſſe, über den Arbeiterausſchuß 
und über die Sicherheitsmänner. Beſtimmungen über Strafen, über 
die Verwendung der verwirkten Lohnbeträge und über die Be⸗ 
rechnung der den Arbeitern verabfolgten Betriebsmaterialien und 
Werkzeuge muß die Arbeitsordnung nur enthalten, wenn der Berg⸗ 
werksbeſitzer für ſich das Recht zur Beſtrafung, zur Einziehung von 
Lohnbeträgen oder zur Anrechnung der Betriebsmaterialien und Werk⸗ 
zeuge begründen will. Beſtimmungen über die Kündigungsfriſten und 
die Entlaſſungs⸗ und Austrittsgründe muß ſie nur dann enthalten, 
wenn eine Abweichung von den geſetzlichen Beſtimmungen eintreten 
ſoll. Im übrigen ſteht es dem Bergwerksbeſitzer frei, in der Arbeits⸗ 
ordnung über deren notwendigen Inhalt hinaus das Arbeitsverhältnis 
näher auszugeſtalten, insbeſondere auch die Anwendbarkeit von Geſetzes⸗ 
beſtimmungen nicht zwingender Natur (z. B. $ 616 BGB.) auszu⸗ 
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ſchließen. Über den Rahmen des Betriebes darf aber die Arbeits- 
ordnung nicht hinausgehen, namentlich nicht in das Privatleben des 
Arbeiters eingreifen. Ausnahmsweiſe kann dies mit Zuſtimmung 
des Arbeiterausſchuſſes geſchehen, ſoweit es ſich um Benutzung der 
Wohlfahrtseinrichtungen des Bergwerks oder um das Verhalten 
der minderjährigen Arbeiter außerhalb des Betriebes handelt. 

Die Arbeitsordnung bedarf grundſätzlich nicht der Ge— 
nehmigung der Bergbehörden. Itt ſie vorſchriftsmäßig er⸗ 
laſſen, ſo tritt ſie, ſoweit ihr Inhalt nicht den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zuwiderläuft, ohne weiteres in Kraft. Indeſſen kann 
der Bergrevierbeamte verlangen, daß Arbeitsordnungen, die nicht 
vorſchriftsmäßig erlaſſen ſind oder einen geſetzwidrigen Inhalt haben, 
durch geſetzmäßige Arbeitsordnungen erſetzt oder den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechend abgeändert werden ($ 80h). Mit Rückſicht hierauf 
iſt die Arbeitsordnung binnen drei Tagen nach dem Erlaß unter 
Mitteilung der dagegen vom Arbeiterausſchuß oder den Arbeitern 
ſchriftlich oder zu Protokoll geäußerten Bedenken dem Bergrevier⸗ 
beamten einzureichen. Eine Abweichung von dieſen Grundſätzen 
iſt durch die Nov. vom 14. Juli 1905 inſofern herbeigeführt, als 
einzelne Beſtimmungen der Arbeitsordnung, nämlich die über die 
Verwendung der Strafgelder, über die Verwaltung der Unter⸗ 
ſtützungskaſſen, über den Arbeiterausſchuß und über die Sicher⸗ 
heitsmänner der Genehmigung des Oberbergamts unterworfen 
worden ſind ($ 80 fr). 

Über die rechtliche Natur der Arbeitsordnung beſteht Streit. 
Nach richtiger Anſicht iſt ſie nicht eine geſetzesähnliche einſeitige 
Anordnung des Arbeitgebers, vielmehr beruht ihre Wirkſamkeit 
auf der Willensübereinſtimmung zwiſchen dem Arbeitgeber und 
dem Arbeitnehmer, der ſich ihr durch Aufnahme oder Fortſetzung 
der Arbeit ſtillſchweigend unterwirft, alſo den in der Bekannt⸗ 
machung liegenden allgemeinen Vertragsantrag des Arbeitgebers 
annimmt. 


3. Geſetzliche Einzelvorſchriften. 

a) In der Eigenart des Gedinges liegt es, daß die der 
Vereinbarung zwiſchen dem Arbeiter und dem Grubenbeamten 
vorbehaltene Feſtſtellung der Lohnhöhe erſt erfolgt, wenn ein Teil 
der Arbeit bereits geleiſtet iſt. Über die Bemeſſung des Lohnes 
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im Falle des Nichtzuſtandekommens einer Vereinbarung iſt in 
der Arbeitsordnung nach freiem Ermeſſen des Bergwerksbeſitzers 
Beſtimmung zu treffen ($ 80b Z. 2). Dies freie Ermeſſen gilt 
jedoch nicht für den Fall, daß es ſich um Fortſetzung der Arbeit 
vor demſelben Arbeitsorte handelt. In dieſem Falle greift die 
unabänderliche Geſetzesvorſchrift (§ 806 Abſ. 1) Platz, daß der 
Arbeiter, wenn das Gedinge nicht bis zu dem in der Arbeits— 
ordnung zu beſtimmenden Zeitpunkt abgeſchloſſen iſt, die Feſt⸗ 
ſtellung ſeines Lohnes nach Maßgabe des in der vorausgegangenen 
Lohnperiode für dieſelbe Arbeitsſtelle gültig geweſenen Gedinges 
verlangen kann. 

b) Das „Wagennullen“, d. h. die Nichtanrechnung ungenügend 
oder vorſchriftswidrig beladener Fördergefäße, hat viel Unmut und 
Mißtrauen unter den Arbeitern erregt. Es iſt bereits durch die 
Nov. vom 24. Juni 1892 beſchränkt, ſodann durch die Nov. vom 
14. Juli 1905 ganz verboten worden. Danach müſſen zurzeit un⸗ 
genügend oder vorſchriftswidrig beladene Fördergefäße inſoweit an- 
gerechnet werden, als ihr Inhalt vorſchriftsmäßig iſt. Die Arbeiter 
dürfen das Verfahren zur Feſtſtellung der ungenügenden oder vor- 
ſchriftswidrigen Beladung und des anzurechnenden Teils der Be— 
ladung (eine bloße Schätzung nach dem Augenmaß genügt nicht) durch 
einen Vertrauensmann überwachen laſſen. Die Koſten der Über⸗ 
wachung, die zu einer Störung des Betriebes nicht führen darf, 
tragen die Arbeiter, doch hat der Bergwerksbeſitzer den Lohn des 
Vertrauensmannes auf Verlangen vorſchußweiſe zu zahlen ($ 80 0 
Abſ. 2). 

Als Mittel zur Abſtellung von Mißbräuchen bei der Beladung 
der Fördergefäße ſtehen dem Bergwerksbeſitzer jetzt nur noch die 
Beſtrafung des Arbeiters — der Geſamtbetrag der in einem 
Monat aus dieſem Grunde verhängten Strafen darf über 5 Mark 
nicht hinausgehen (§ 80d Abſ. 1) — und die Kündigung zu. 

c) Vorausſetzung einer richtigen Berechnung des Gedinge— 
lohnes iſt, daß der der Berechnung zugrunde gelegte Inhalt der 
Fördergefäße mit dem tatſächlichem Inhalt übereinſtimmt. 
Um dieſe Übereinſtimmung zu ſichern, trefft $ 80k Abſ. 1 ABG. 
für den Fall der Lohnberechnung auf Grund abgeſchloſſener Ge— 
dinge Vorſchriften über die Kenntlichmachung des Raum- oder 
Gewichtsinhalts an dem Fördergefäß uſw. 
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Dieſe Vorſchriften haben an Bedeutung dadurch verloren, 
daß nach § 7 der Maß⸗ und Gewichtsordnung f. d. D. Reich vom 
30. Mai 1908 (RGBl. 349) Förderwagen und Fördergefäße, ſoweit 
ſie im Bergwerksbetriebe zur Ermittelung des Arbeitslohnes dienen, 
der Eichung (der Neueichung nicht auch der Nacheichung) bedürfen. 

d) Unzuläſſig iſt, ſofern nicht die Bergbehörde eine Ausnahme 
zuläßt, der ſog. Füllkohlenabzug, der darin beſteht, daß von 
der tatſächlichen Fördermenge Abgänge, die nachher beim Trans⸗ 
port, bei der Verladung in die Eiſenbahnwagen, bei der Lagerung 
auf der Halde, vor allem aber durch die naſſe Aufbereitung der 
Kohle entſtehen, in Abzug gebracht werden und dadurch die Lohn⸗ 
berechnung zuungunſten des Arbeiters verſchoben wird (§ 80k 
Abi. 3). Zuläſſig find dagegen die auf Erzbergwerken vor⸗ 
kommenden Gedinge, bei denen die Löhne nicht auf Grund der 
Fördermenge, ſondern der Menge der aufbereiteten Erze bemeſſen 
werden. 

e) In der Arbeitsordnung kann der Bergwerksbeſttzer ſich die 
Befugnis beilegen, ſelbſt oder durch beſtimmte Vertreter über die 
Arbeiter Strafen zu verhängen. Dieſe müſſen ohne Verzug 
feſtgeſetzt und zur Kenntnis des Arbeiters gebracht, auch, wenn es 
Geldſtrafen ſind, in ein Verzeichnis eingetragen werden, das der 
Revierbeamte jederzeit einſehen darf ($ 80e). Die Strafbeſtim⸗ 
mungen dürfen aber nicht das Ehrgefühl oder die guten Sitten 
verletzen. Höchſtmaß der Geldſtrafe für den einzelnen Straffall 
iſt in der Regel die Hälfte des Tagesarbeitsverdienſtes, gegenüber 
gewiſſen Vergehen ſchwererer Art der ganze Tagesarbeitsverdienſt. 
Für Beſtrafungen wegen mangelhafter Beladung von Förder⸗ 
gefäßen gilt außerdem, wie ſchon oben erwähnt, das Höchſtmaß 
von 5 Mark monatlich. 

Die Strafgelder fließen, wo eine Unterſtützungskaſſe beſteht, 
in dieſe, ſonſt müſſen ſie in anderer Weiſe zum Beſten der Arbeiter 
des Bergwerks verwendet werden. 

f) Die Friſt für die Kündigung des Arbeitsverhält— 
niſſes iſt im Geſetz auf 14 Tage feſtgeſetzt. In der Arbeits⸗ 
ordnung können andere Kündigungsfriſten beſtimmt werden, doch 
müſſen fie für beide Teile gleich ſein ($ 81). Zuläſſig iſt auch 
eine Beſtimmung, wonach beide Teile jederzeit ohne Kündigung 
das Arbeitsverhältnis löſen können. Iſt eine ſolche Beſtimmung 
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nicht getroffen, ſo kann ohne Innehaltung der Kündigungsfriſt 
das Arbeitsverhältnis nur aus den in den § 82, 83 ABG. an⸗ 
gegebenen wichtigen Gründen und nur innerhalb einer Woche, 
nach Bekanntwerden dieſer Gründe gelöſt werden. Iſt eine längere 
als vierzehntägige Kündigungsfriſt vereinbart oder das Arbeits⸗ 
verhältnis auf mindeſtens vier Wochen eingegangen, ſo berechtigen 
auch andere wichtige Gründe zur Löſung des Arbeitsverhältniſſes 
($ 83a). 

g) Verläßt der Arbeiter die Arbeit unter Vertragsbruch, 
ſo kann der Bergwerksbeſitzer die Leiſtung der ihm geſchuldeten 
Dienſte im Rechtswege nicht erzwingen (§ 888 Abſ. 2 ZPO.). 
Dagegen verpflichtet die Nichtinnehaltung der Kündigungsfriſt 
durch einen der beiden Teile zum Schadenserſatz. Auch kann der 
Bergwerksbeſitzer in der Arbeitsordnung für den Fall des Ver⸗ 
tragsbruchs des Arbeiters die Verwirkung des rückſtändigen Lohnes 
bis zum Betrage des durchſchnittlichen Wochenlohnes als Vertrags- 
ſtrafe (8$ 339, 340 BGB.) feſtſetzen ($ 80 Abſ. 2). Über die 
Verwendung der verwirkten Lohnbeträge iſt in der Arbeits⸗ 
ordnung Beſtimmung zu treffen. Der Bergwerksbeſitzer kann ſie 
für ſich behalten, wird ſie aber in der Regel der Arbeiter⸗ 
unterſtützungskaſſe zuweiſen. 

Verſchieden von der Lohnverwirkung iſt die Lohn— 
einbehaltung, d. h. die Zurückbehaltung des fälligen Arbeits- 
lohnes zur Sicherung etwaiger Anſprüche gegen den Arbeiter, 
insbeſondere des Anſpruchs auf Einziehung des verwirkten Lohnes. 
Die Lohneinbehaltung hat eine nur vorläufige, die Lohnverwirkung 
eine endgültige Wirkung. Die Lohneinbehaltung iſt nicht im ABG., 
ſondern in der GewO. geregelt und unterliegt nach § 119 
daſelbſt gewiſſen Einſchränkungen. 

Dem Vertragsbruch wirkt ferner auch § 86 entgegen, wonach 
der Bergwerksbeſitzer, der einen Bergmann zum Vertragsbruch 
verleitet oder ihn mit Kenntnis der Tatſache des Vertragsbruchs 
annimmt oder behält, für den dem früheren Arbeitgeber ent- 
ſtandenen Schaden als Selbſtſchuldner mithaftet. 

h) Auf jedem Bergwerke mit mindeſtens 100 Arbeitern muß 
zugunſten der Arbeiter eine Unterſtützungskaſſe beſtehen, an 
deren Verwaltung der Arbeiterausſchuß in der Weiſe zu beteiligen 
iſt, daß den von den Arbeitern gewählten Mitgliedern mindeſtens 
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die Hälfte der Stimmen zuſteht. Eine Überſicht über die Ein⸗ 
nahmen und Ausgaben und das Vermögen der Kaſſe iſt all⸗ 
jährlich durch vierzehntägigen Aushang zur Kenntnis der Beleg⸗ 
ſchaft zu bringen und alsdann dem OA. einzureichen ($ 80d 
Abſ. 2). 

i) Zu erwähnen iſt noch, daß die Kaliarbeiter durch 88 13 
bis 16, 19 des Neichsfaliß. vom 25. Mai 1910 gegen Lohn⸗ 
herabſetzung und Verlängerung der regelmäßigen Arbeitszeit ſowie 
gegen Lohnausfälle im Falle der Übertragung von Beteiligungs⸗ 
ziffern in gewiſſer Weiſe geſchützt ſind. 


4. Arbeiterausſchuß und Sicherheitsmänner ). 

a) Durch die Nov. vom 14. Juli 1905 find die Arbeiter- 
ausſchüſſe, die bis dahin nur auf einzelnen, namentlich fiskaliſchen 
Bergwerken beſtanden, zu einer ſtändigen Zwangseinrichtung 
für alle Bergwerke?) mit mindeſtens 100 Arbeitern erhoben worden 
(s 80 f, 80fs). Damit iſt im Gegenſatze zu dem früher von den 
Bergwerksbeſitzern vertretenen Standpunkte, daß, weil der Arbeits⸗ 
vertrag mit dem einzelnen Arbeiter abgeſchloſſen werde, auch die 
das Arbeitsverhältnis betreffenden Streitpunkte nur durch Ver⸗ 
handlung mit dem einzelnen Arbeiter zu erledigen ſeien, eine 
Vertretung der Intereſſen der Geſamtbelegſchaft des einzelnen 
Bergwerks geſchaffen, die ſich auf deren wirtſchaftliche Macht 
ſtützt. Der Hauptzweck der — unter dem Eindruck eines großen 
Bergarbeiterausſtandes geſetzlich eingeführten — Arbeiterausſchüſſe 
it, zu verhüten, daß durch Mangel an Fühlung zwiſchen Arbeit⸗ 
geber und Arbeiterſchaft Ausſtände entſtehen, die zu Schädigungen 
öffentlicher Intereſſen führen können. Dem Arbeiterausſchuſſe liegt 
ob, „darauf hinzuwirken, daß das gute Einvernehmen innerhalb 
der Belegſchaft und zwiſchen der Belegſchaft und dem Arbeitgeber er⸗ 
halten bleibt oder wiederhergeſtellt wird“. Zu dieſem Zwecke hat der 
Arbeiterausſchuß Anträge, Wünſche und Beſchwerden, die ſich auf die 
Betriebs⸗ und Arbeitsverhältniſſe (auch Lohnverhältniſſe) und die 
Wohlfahrtseinrichtungen des Bergwerks beziehen, zur Kenntnis des 


1) ABG. $$ 80 f bis 80 fs; AG. z. Nov. vom 13. Okt. 1909, Abſchn. II; 
8. f. B. 51 2. 
2) Den Bergwerken ſtehen „ſelbſtändige Betriebsanlagen“ gleich. 
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Bergwerksbeſitzers zu bringen und ſich darüber zu äußern. Neben 
dieſen allgemeinen hat der Arbeiterausſchuß beſtimmte Sonder⸗ 
aufgaben — Mitwirkung bei der Verwaltung der Unterſtützungs⸗ 
kaſſe, Außerung zu der Arbeitsordnung vor deren Erlaß uſw. 
($ 80fi). Seitdem es Sicherheitsmänner gibt, hat er auch 
eine Einwirkung auf die Vornahme von Befahrungen durch dieſe. 
An der Beſchlußfaſſung über die die Sicherheit der Grube be— 
treffenden Angelegenheiten nehmen auch die dem Arbeiterausſchuſſe 
nicht angehörenden Sicherheitsmänner teil ($ 80 f E). 

Die Stellung des Arbeiterausſchuſſes in der Verwaltung des 
Bergwerks iſt grundſätzlich nicht eine mitentſcheidende, ſondern nur 
eine beratende. Seine Tätigkeit erſtreckt ſich auch nur auf Angelegen⸗ 
heiten, die die Belegſchaft oder eine Gruppe der Belegſchaft des 
eigenen Werks angehen. Er hat ſich daher weder mit Angelegen⸗ 
heiten, die nur einen einzelnen Arbeiter betreffen, zu befaſſen, 
noch darf er ſich mit Arbeiterausſchüſſen anderer Werke zu einem 
gemeinſamen Handeln zuſammenſchließen. 

b) Die Einführung der Sicherheitsmänner iſt durch die 
Nov. vom 28. Juli 1909 unter dem Eindruck eines großen Gruben⸗ 
unglücks (Radbod) erfolgt, weniger in der Vorausſetzung, daß 
dadurch eine Erhöhung der Betriebsſicherheit herbeigeführt werden 
würde, als vielmehr, um eine Verbeſſerung der Beziehungen 
zwiſchen den Werksbeſitzern und den Arbeitern anzubahnen, das 
Vertrauen der Arbeiter zu den Behörden und ihren Vorgeſetzten 
zu ſtärken und einer Beunruhigung der Arbeiter durch unbegrün⸗ 
dete Klagen und Beſchwerden vorzubeugen. Sicherheitsmänner 
müſſen nur auf Steinkohlen⸗, Kaliſalz⸗ ſowie unterirdiſch be⸗ 
triebenen Braunfohlen- und Erzbergwerken!) mit einer Arbeiter⸗ 
zahl von mindeſtens 100 vorhanden ſein. Im allgemeinen wird 
für jede Steigerabteilung aus ihrer Mitte ein Sicherheitsmann 
gewählt ($$ 80 f, 80 fa). 

Der Sicherheitsmann bleibt in ſeinem Arbeitsverhältnis und 
iſt in der Steigerabteilung, in der er gewählt iſt, zu beſchäftigen. 
Bei Befahrungen (mit Ausnahme der außerordentlichen) erhält 
er von der Werksverwaltung eine Entſchädigung in Höhe des 
entgangenen Arbeitsverdienſtes (§ 80 fh). Er hat die Befugnis, 


1) Den Bergwerken ftehen „jelbftändige Betriebsanlagen“ gleich ($ 80 f). 
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die Steigerabteilung zweimal im Monat zu befahren und ſie in 
bezug auf die Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der 
Arbeiter zu unterſuchen. Dies Recht wird zur Pflicht, wenn der 
Arbeiterausſchuß die Befahrungen für notwendig erklärt. Ander⸗ 
ſeits kann der Arbeiterausſchuß mit Vorbehalt der Genehmigung 
des OB A. auch beſchließen, daß die regelmäßigen Befahrungen 
bis auf weiteres wegfallen ( 80 fg, 80km). Die regelmäßigen 
Befahrungen der Steigerabteilung ſollen dem Sicherheitsmann 
Gelegenheit bieten, ſich über Neueinrichtungen auf dem laufenden 
zu erhalten und Mißſtände feſtzuſtellen. Demſelben Zwecke dient 
ſeine Heranziehung zu den Unfallunterſuchungen (§ 204). Im 
übrigen hat er auch bei der täglichen Arbeit ſein Augenmerk auf 
die Betriebsſicherheit zu richten. Erachtet die Mehrheit des 
Arbeiterausſchuſſes oder der Sicherheitsmänner aus beſonderen, 
auf beſtimmte Tatſachen oder Wahrnehmungen geſtützten, der 
Werksverwaltung mitzuteilenden Gründen außerordentliche Be— 
fahrungen für notwendig, ſo hat der Sicherheitsmann das Recht 
und die Pflicht, auch dieſe Befahrungen — auf Koſten der Ar⸗ 
beiter — vorzunehmen, ſofern nicht die Werksverwaltung alsbald 
dagegen Einſpruch erhebt. Geſchieht dies, ſo hat die Werks⸗ 
verwaltung unverzüglich dem Bergrevierbeamten Mitteilung zu 
machen ($ 80 fg). Es iſt deſſen Sache, zu prüfen, ob zu berg- 
polizeilichen Maßregeln Anlaß vorliegt. 

Das Ergebnis der Befahrung hat der Sicherheitsmann ſogleich 
nach deren Beendigung in das Fahrbuch ($ 8okg Abſ. 5—7) 
einzutragen, das für ihn von der Werksverwaltung anzulegen iſt. 
Der Betriebsführer hat das Fahrbuch nach jeder Befahrung ein- 
zuſehen und wenn der Sicherheitsmann die Beſorgnis einer 
dringenden Gefahr ausgeſprochen hat, die Eintragungen un⸗ 
verzüglich unter Angabe der zu deren Beſeitigung getroffenen 
Anordnungen zur Kenntnis des Bergrevierbeamten zu bringen. 
Dieſer darf auch ſonſt die Fahrbücher einſehen, ebenſo der Ar— 
beiterausſchuß. Neben dieſer Eintragungspflicht beſteht die all⸗ 
gemeine Pflicht des Sicherheitsmannes, die zu ſeiner Kenntnis 
gelangenden Zuſtände und Vorgänge, welche geeignet ſind, das 
Leben oder die Geſundheit der Arbeiter zu gefährden, unverzüglich 
einem ſeiner Vorgeſetzten zu melden (§ 80 kg Abſ. 8). 

Der Sicherheitsmann führt ſeine Befahrungen zu der von 

Voelkel, Grundzüge des Bergrechts. 14 
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ihm zu beſtimmenden Zeit aus, aber nicht allein, ſondern in Be⸗ 
gleitung einer Aufſichtsperſon. Dieſe Vorſchrift bezweckt einerſeits 
den Schutz des Sicherheitsmannes ſelbſt gegen Verunglückung, 
anderſeits die Wahrung des Rechtes des Bergwerksbeſitzers, darüber 
zu wachen, daß der Sicherheitsmann ſich bei ſeinen Befahrungen 
innerhalb ſeiner Befugniſſe hält. Der Sicherheitsmann iſt auch 
verpflichtet, auf Erfordern den Revierbeamten und deſſen Hilfs— 
beamte bei Befahrung der Steigerabteilung zu begleiten und ihnen 
über die Sicherheitsverhältniſſe Auskunft zu geben. Er hat ferner 
Befahrungen vorzunehmen, wenn es die Werksverwaltung ver- 
langt & 80fg Abſ. 1, 9, 10). 

c) Die Sicherheitsmänner werden in unmittelbarer und ge— 
heimer Wahl auf mindeſtens ein und auf höchſtens fünf Jahre 
gewählt (§ 80 b). Wahlkörper find die Steigerabteilungen, an deren 
Stelle jedoch, da ihr Umfang mit dem Fortſchreiten des Betriebes 
oft wechſelt, mit Genehmigung des Oberbergamtes beſondere 
Abteilungen zum Zwecke der Wahl (Fahrabteilungen § 80 fn) ge⸗ 
bildet werden können. Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte und 
deutſche Reichsangehörigkeit ſind Vorausſetzungen des Wahlrechts 
und der Wählbarkeit. Ferner müſſen die Wähler volljährig ſein 
und ſeit Eröffnung des Betriebes oder mindeſtens ein Jahr 
ununterbrochen!) auf dem Bergwerke gearbeitet haben. Die 
Sicherheitsmänner müſſen mindeſtens 30 Jahre alt, der deutſchen 
Sprache in Wort und Schrift mächtig, ebenfalls ſeit Eröffnung 
des Betriebes oder mindeſtens ein Jahr ununterbrochen!) auf dem. 
Bergwerke, außerdem aber noch mindeſtens zwei Jahre auf gleich— 
artigen Bergwerken desſelben Bezirks unter Tage gearbeitet haben 
und mindeſtens fünf Jahre als Häuer beſchäftigt geweſen ſein. 
Sie dürfen weder Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft betreiben, noch 
denſelben Hausſtand mit einem Angehörigen teilen, der ein ſolches 
Gewerbe betreibt. Kommt eine Wahl nicht zuſtande, weil die 
Arbeiter nicht wählen oder wahlberechtigte und wählbare Arbeiter 
nicht vorhanden ſind, jo kann das Oberbergamt Sicherheitsmänner 
ernennen ($ 80 fe). 


1) Kehrt der Arbeiter nach einer militärischen Dienſtleiſtung, einem Aus- 
ſtand oder einer Ausſperrung alsbald auf dasſelbe Bergwerk zurück, ſo gilt die 
Arbeit nicht als unterbrochen. 
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Die Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes werden, ſoweit 
die Belegſchaft unter Tage in Betracht kommt und Sicherheitsmänner 
vorhanden ſein müſſen, von dieſen aus ihrer Mitte (ſogleich nach 
ihrer eigenen Wahl, ſpäteſtens innerhalb drei Tagen), im übrigen 
unmittelbar von den Arbeitern gewählt C 80 fe). Die Grund— 
ſätze über die Wahl und Amtsdauer der Sicherheitsmänner finden 
entſprechende Anwendung, jedoch iſt nicht fünfjährige Häuerarbeit 
Vorausſetzung der Wählbarkeit zum Arbeiterausſchuß. Es kann 
auch Verhältniswahl ſtattfinden. In den Arbeiterausſchuß kann 
auch der Bergwerksbeſitzer Vertreter entſenden, doch müſſen dieſe 
in der Minderzahl bleiben. Die Zahl der Arbeitervertreter 
muß mindeſtens drei betragen und iſt ſo zu beſtimmen, daß 
auf mindeſtens je 400 Mann der Geſamtbelegſchaft ein Ver⸗ 
treter entfällt. Erreicht die Belegſchaft über Tage die Zahl von 
100 Arbeitern, ſo hat ſie Anſpruch auf mindeſtens einen Vertreter 
($ 80 fd). 

Über die Gültigkeit der Wahlen der Sicherheitsmänner und 
des Arbeiterausſchuſſes entſcheidet auf Beſchwerde das Oberbergamt 
($ 80 fd). Gegen deſſen Entſcheidung findet Klage im Ver— 
waltungsſtreitverfahren bei dem Bergausſchuß und gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Bergausſchuſſes Reviſion beim Oberverwaltungsgericht 
ſtatt ($ 192 a). 

Das Amt als Sicherheitsmann oder Mitglied des Ar— 
beiterausſchuſſes erliſcht, ſobald der Arbeiter aus dem Arbeits⸗ 
verhältnis ausſcheidet oder eine andere Vorausſetzung ſeiner Wähl⸗ 
barkeit verliert ($ 80 f0 Abſ. 1). Um den Sicherheitsmann mög⸗ 
lichſt unabhängig zu ſtellen, iſt ihm gegenüber das Kündigungsrecht 
der Werksverwaltung auf wichtige Gründe beſchränkt und für den 
Fall, daß ihm gekündigt wird, eine Vermittelung durch den Berg⸗ 
revierbeamten vorgeſehen ($ 80 f Abſ. 2 bis 4). 

Kommt der Sicherheitsmann ſeinen weſentlichen Ver— 
pflichtungen nicht nach, ſo kann er ſeines Amtes enthoben 
werden 6680 fq Abſ. 3). Die Entſcheidung trifft das Oberbergamt 
in öffentlicher Sitzung auf Grund mündlicher Verhandlung durch 
einen mit Gründen zu verſehenden Beſchluß. Das Verfahren 
richtet ſich nach den Vorſchriften des Landesverwaltungsgeſetzes 
(§ 71 bis 73, 75 bis 81). Das Rechtsmittel gegen die Ent- 
ſcheidung iſt der Rekurs an den Handelsminiſter. 
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Das Oberbergamt iſt ferner befugt, einen Arbeiterausſchuß, 
der ſeine Zuſtändigkeit überſchreitet, nach vorausgegangener Ver⸗ 
warnung aufzulöſen ($ 80 f Abſ. 2). Die Anfechtung dieſer 
Entſcheidung erfolgt im Verwaltungsſtreitverfahren (Bergausſchuß, 
Oberverwaltungsgericht § 192 a). 

Beim Ausſcheiden eines Sicherheitsmannes und bei Bildung 
einer neuen Steigerabteilung kann Vertretung durch den Sicherheits⸗ 
mann einer benachbarten Sicherheitsabteilung oder Neuwahl ſtatt⸗ 
finden. Das Oberbergamt kann eine Neuwahl anordnen. Beim 
Ausſcheiden von Mitgliedern des Arbeiterausſchuſſes findet Erjaß- 
wahl ſtatt. 


5. Abkehrſchein!), Arbeitsbuch), Tortbildungsſchulen !). 

a) Ab kehrſchein iſt das Zeugnis, das dem abkehrenden voll- 
jährigen Bergmann über die Art und Dauer ſeiner Beſchäftigung 
auszuſtellen iſt. Ohne Vorlegung des Abkehrſcheins darf der Berg— 
mann an einer anderen Stelle nicht zur Bergarbeit angenommen 
werden. Der Abkehrſchein iſt eine dem Bergbau eigentümliche!) 
Einrichtung, die bei den jetzigen Arbeiterverhältniſſen an praktiſcher 
Bedeutung verloren hat. Der neue Arbeitgeber ſoll daraus er- 
ſehen können, welche Arbeiten dem ſich zur Arbeit Meldenden 
ohne Gefährdung der Betriebsſicherheit übertragen werden können. 
Der Abkehrſchein iſt auszuſtellen, ohne daß es eines Antrags 
bedarf, auch im Falle des Vertragsbruchs und der ſofortigen 
Entlaſſung. 

Außer dem Abkehrſchein kann der volljährige Arbeiter ein 
beſonderes Zeugnis über ſeine Führung und ſeine Leiſtungen 
fordern. 

Minderjährigen Arbeitern wird nur auf Antrag ein Abgangs— 
zeugnis über die Art und Dauer ihrer Beſchäftigung erteilt und 
dies nur auf beſonderes Verlangen auf die Führung und die 
Leiſtungen ausgedehnt. 

1) s$ 84, 85, Strafbeſtimmungen: 88 207 a, 207 e Ziff. 1. 

2) $$ 85a bis 85h, Strafbeſtimmungen: §§ 207 a, 207e, Ausführungs- 
beſtimmungen: Z. f. B. 34 51, 42 252 und 45 163, vgl. auch GewO. §8 107 
bis 114. 

3) $ 87, Strafbeſtimmung $ 207e Ziff. 4, vgl. auch GewO. $ 120. 

4) Nach der GewO. ($ 113) wird nur auf Antrag ein Abgangszeugnis 
ausgeſtellt. . 
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Die Zeugniſſe dürfen nicht mit geheimen Merkmalen ver⸗ 
ſehen ſein, auch keine ungerechtfertigte Beſchuldigungen, die die 
fernere Beſchäftigung des Bergmanns hindern würden, enthalten. 
Die Berechtigung einer Beſchuldigung hat auf Antrag des Berg— 
manns die Ortspolizeibehörde (nicht der Bergrevierbeamte) zu 
unterſuchen. Dieſe vermerkt, wenn die Beſchuldigung als un- 
begründet befunden wird, den Befund auf dem Zeugnis. Sie 
ſtellt das Abgangszeugnis aus, wenn der Verpflichtete die Aus⸗ 
ſtellung verweigert. 


b) Einen ganz anderen Zweck, als der Abkehrſchein und die 
Abgangszeugniſſe, hat das für minderjährige Arbeiter!) durch die 
Nov. vom 24. Juni 1892 nach dem Vorgange der GewO. eingeführte 
Arbeitsbuch. Dadurch, daß Minderjährige ohne Arbeitsbuch nicht 
beſchäftigt werden dürfen, in Verbindung mit den weiteren Vor- 
ſchriften, daß die Ausſtellung durch die Ortspolizeibehörde regel⸗ 
mäßig nur auf Antrag oder mit Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters erfolgen darf und dieſer bei Löſung eines Arbeitsverhält⸗ 
niſſes das Arbeitsbuch ausgehändigt erhält oder wenigſtens die 
Aushändigung an ſich ſelbſt verlangen kann, iſt die Ungebundenheit 
der minderjährigen Arbeiter eingeſchränkt. Zur Eintragung von 
Urteilen über die Führung und Leiſtungen des Arbeiters dienen 
die Arbeitsbücher nicht. Auch ſie dürfen nicht mit geheimen Merk⸗ 
malen verſehen werden. 

c) Die Befugnis der Gemeinden und weiteren Kommunalver⸗ 
bände, für männliche Arbeiter unter 18 Jahren die Pflicht zum Beſuch 
einer Fortbildungsſchule zu begründen, erſtreckt ſich, wenn das 
Oberbergamt zuſtimmt, auch auf Bergarbeiter. Von dem Fort⸗ 
bildungsſchulzwang befreit regelmäßig der Beſuch einer anderen 
Fortbildungs⸗ oder Fachſchule (Steigerſchule, Bergvorſchule, Berg⸗ 
ſchule). Beſteht eine von der Gemeindebehörde oder dem Staate 
als Fortbildungsſchule anerkannte Unterrichtsanſtalt, ſo haben die 
Bergwerksbeſitzer ihren Arbeitern unter 18 Jahren die zum Schul⸗ 
beſuch erforderliche, nötigenfalls vom Bergrevierbeamten feſtzu⸗ 
ſetzende Zeit zu gewähren. Die Pflicht zum Schulbeſuch kann 
mit Zuſtimmung des Arbeiterausſchuſſes auch in der Arbeits— 
ordnung feſtgeſtellt werden ($ 80d Abſ. 3). 


1) Nicht bloß für „jugendliche Arbeiter“ im Sinne der GewO. 
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6. Arbeitszeit“). 

Zu den Aufgaben der Bergpolizei ($ 196) gehört die Wahrung 
der Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter. 
Hieraus folgt ohne weiteres das Recht und die Pflicht der 
Bergpolizeibehörde, in Fällen einzuſchreiten, in denen ſich 
— abgeſehen von der Einſchränkung der Arbeitszeit von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern durch die GewO. — aus einer zu 
langen Arbeitszeit Gefahren für die Geſundheit der 
Arbeiter ergeben. Auf dieſer Rechtsgrundlage ruhen die von 
alters her beſtehenden Bergpolizeivorſchriften über die Höchſtdauer 
der Beſchäftigung an Arbeitsorten mit hohen Temperaturen, 
während die Beſchränkung der Arbeitszeit von Anſchlägern, Ma⸗ 
ſchinen⸗ und Keſſelwärtern vorwiegend auf die Erwägung zurück⸗ 
zuführen iſt, daß die Beſetzung dieſer verantwortungsvollen Stellen 
mit ungeſchwächten Arbeitskräften im Intereſſe der allgemeinen 
Betriebsſicherheit liegt. 

Die Nov. vom 24. Juni 1892 hat das Recht der Berg⸗ 
polizeibehörden ausdrücklich anerkannt durch Aufnahme der Be⸗ 
ſtimmung (in den § 197 Abſ. 1), daß für ſolche Betriebe, in 
denen durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Ge— 
ſundheit der Arbeiter gefährdet wird, die Oberbergämter Dauer, 
Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der zu gewährenden 
Pauſen vorſchreiben können. 

Der Regierungsentwurf zu der Nov. vom 14. Juli 1905 
wollte mit Rückſicht auf das Vordringen des Steinkohlenbergbaues 
in größere Teufen für Steinkohlenbergwerke mit höherer Temperatur 
einen ſogenannten ſanitären?) Maximalarbeitstag einführen. 
Der Entwurf iſt jedoch in dieſer Hinſicht nicht Geſetz geworden. Die 
Nov. vom 14. Juli 1905 hat ſich damit begnügt, dem § 197 Abſ. 1 eine 
Faſſung zu geben, nach der der Erlaß die Arbeitszeit beſchränkender 
Anordnungen bei vorhandener Gefahr als eine Pflicht?) der Ober- 

1) ABG. $$ 197, 93a bis 93e. 

) Die Einführung eines Maximalarbeitstages wird nicht nur aus ſani⸗ 
tären, ſondern auch aus anderen ſozialen Gründen (Förderung des Familien⸗ 
lebens und ſonſtiger kultureller Intereſſen) gefordert. Dieſe Gründe kommen 
für die Bergpolizei nicht in Betracht. 

3) Sachlich war das keine Neuerung, da einer Befugnis einer Polizeibehörde 
grundſätzlich ihre Pflicht entſpricht, von dieſer Befugnis im geeigneten Falle 
Gebrauch zu machen. 
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bergämter erſcheint und ſodann über die Arbeitszeit der Arbeiter 
auf Steinkohlenbergwerken) folgende beſondere Beſtimmungen 
zu treffen. 

Zunächſt iſt zur Beſeitigung eines Streitpunktes des Berg⸗ 
arbeiterausſtandes von 1905 das Verhältnis der Seilfahrt, 
deren Dauer mit dem Tieferwerden der Schächte fortgeſetzt geſtiegen 
war, zu der regelmäßigen, d. h. in der Arbeitsordnung feſtgeſetzten 
Arbeitszeit geregelt. Dieſe darf für den einzelnen Arbeiter durch 
die Ein⸗ und Ausfahrt nicht um mehr als eine halbe Stunde verlängert 
werden. Ein etwaiges Mehr iſt auf die Arbeitszeit anzurechnen (593 b). 

Sodann darf für Arbeiter, die an Betriebspunkten mit einer 
gewöhnlichen Temperatur von mehr als + 28°C nicht bloß 
vorübergehend beſchäftigt werden, die Arbeitszeit ſechs Stunden 
täglich nicht überſchreiten. Über⸗ und Nebenſchichten dürfen 
an ſolchen Betriebspunkten nicht verfahren werden. Als gewöhn⸗ 
liche Temperatur gilt die Temperatur, die der Betriebsort bei 
regelmäßiger Belegung und Bewetterung hat (§ 936, 93d Abſ. 1). 

Endlich muß vor dem Beginn ſowohl einer regelmäßigen 
Schicht als auch einer Nebenſchicht für den einzelnen Arbeiter 
eine mindeſtens achtſtündige Ruhepauſe liegen 6 93d Abſ. 2). 

Über die einzelnen in dieſen Vorſchriften verwendeten arbeits- 
techniſchen Begriffe iſt folgendes zu bemerken: „Arbeitszeit“ iſt 
die Zeit von der Beendigung der Seilfahrt bis zu deren Wieder- 
beginn ($ 93b Abi. 2). Die Dauer der Seilfahrt iſt aber auch 
nicht auf die vorgeſchriebene „Ruhezeit“ anzurechnen, denn deren 
Beginn fällt nicht notwendig mit dem Ende der Arbeitszeit 
zuſammen. „Nebenſchicht“ iſt eine von der regelmäßigen Arbeits⸗ 
ſchicht (Hauptſchicht) durch eine Pauſe — dieſe muß mindeſtens 
achtſtündig ſein — getrennte beſondere Schicht, „Überſchicht“, die 
unmittelbare Verlängerung der regelmäßigen Schicht. Geht die 
Verlängerung über eine gewiſſe Dauer hinaus, ſo kann es zweifel⸗ 
haft werden, ob nicht unzuläſſigerweiſe zwei Hauptſchichten un⸗ 
mittelbar hintereinander verfahren worden ſind. 


1) Infolge eines Redaktionsverſehens — Nichterwähnung des § 93d im 
$ 93a — iſt zweifelhaft, ob nicht $ 93d (Über- und Nebenſchichten, Ruhezeit) 
ſeinem Wortlaut entſprechend für alle Bergwerke gilt. 

2) Im 8 93% Abſ. 1 iſt Arbeitszeit die Zeit der tatſächlichen Beſchäftigung 
an dem heißen Betriebspunkte. 
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Anhang: Betriebsbeamte ). 

Weder die GewO. noch das ABG. enthielten urſprünglich 
beſondere Beſtimmungen über das Dienſtverhältnis der Betriebs⸗ 
beamten. Während ſolche Beſtimmungen für die höheren Betriebs⸗ 
beamten entbehrlich erſcheinen, erwies ſich in der Folgezeit als 
unumgänglich eine nähere geſetzliche Regelung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes der Beamten, die nach ihren wirtſchaftlichen und ſozialen 
Verhältniſſen eine Zwiſchenſtufe zwiſchen den höheren Be— 
triebsbeamten und den Arbeitern bilden. Die Regelung für 
den Bergbau iſt durch die Nov. vom 24. Juni 1892 und 28. Juli 
1909 im engen Anſchluß an die Nov. zur GewO. erfolgt. Eine Ab⸗ 
weichung beſteht inſofern, als die Beſchränkung der ſogenannten 
Konkurrenzklauſel ($ 133k GewO.) für die Bergwerksbetriebs⸗ 
beamten nicht gilt. 

Hervorzuheben iſt, daß die Kündigung des Dienſtverhältniſſes 
regelmäßig nur zum Ablauf des Kalendervierteljahres mit ſechs⸗ 
wöchiger Friſt ſtattfinden kann. Auch die Gründe, die zur ſo⸗ 
fortigen Aufhebung des Dienſtverhältniſſes berechtigen, ſind der 
Natur der Sache nach etwas anders als für das Bergarbeiter- 
verhältnis geregelt ($$ 89, 90). 

Der Perſonenkreis, für den das Beamtenrecht gilt, umfaßt 
die „Aufſichtsperſonen“ (vgl. S. 181ff.) und die dauernd mit höheren 
techniſchen Dienſtleiſtungen betrauten Perſonen (Maſchinen- und 
Bautechniker, Chemiker, Zeichner uſw.), vorausgeſetzt, daß die 
Entlohnung in feſten Bezügen ſtattfindet ($ 88). 


XIX. Anappſchaftsweſen!). 


1. Geſchichtliche Entwickelung. 
Die beſonderen Gefahren des Bergmannsberufes und der enge 
Zuſammenhalt der Bergknappſchaften haben ſchon im Mittelalter 
zur Bildung von Genoſſenſchaften zur gegenſeitigen Unterſtützung 


1) §§ 88 bis 91 AG., vgl. $$ 133 a bis d GewO. 
2) KnG. vom 17. Juni 1912 (GS. S. 137), G. vom 23. Dez. 1912 
(GS. 13 S. 1). Kommentar von Steinbrinck, neubearbeitet von Reuß, 
3. Aufl., Berlin 1912. 
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(Knappſchaftskaſſen, Bruderladen) geführt, zu denen nach 
vielen Bergordnungen auch die Bergwerksbeſitzer Beiträge zu 
leiſten hatten. 


In Preußen waren die Knappſchaftskaſſen zunächſt unter Ver⸗ 
waltung der Bergbehörden ſtehende Inſtitutenkaſſen. Ihre Hauptauf⸗ 
gabe war die Fürſorge für Invalide und Hinterbliebene. Die Kranken⸗ 
fürſorge lag ihnen nur bei längerer Dauer der Krankheit ob, da 
die Bergleute in Krankheitsfällen ihren Lohn vier Wochen lang 
(bei Ausbeutezechen acht Wochen lang) weiter erhielten. Die 
Bergwerksbeſitzer hatten für die Knappſchaftskaſſe zwei Freikuxe zu 
bauen. 

Als um die Mitte des 19. Jahrhunderts das Direktions⸗ 
prinzip aufgegeben wurde, erhielten auch die Knappſchaftsvereine 
eine größere Selbſtändigkeit. Anderſeits mußte geſetzlich für ihr 
Fortbeſtehen und ihre Fortentwickelung Vorſorge getroffen werden. 
Dies iſt durch das KnG. vom 10. April 1854 (GS. S. 139) 
geſchehen, das den geſetzlichen Knappſchaftszwang einführte. 
Die Grundzüge dieſes Geſetzes ſind ohne weſentliche Anderungen!) 
in den ſiebenten Titel des ABG. übernommen worden. 

Auf die weitere Entwickelung des Knappſchaftsweſens war 
von größtem Einfluß die Arbeiterverſicherungsgeſetzgebung des 
Deutſchen Reiches, die, zunächſt nach dem Vorbilde des Knapp⸗ 
ſchaftsrechts geſtaltet, ſpäter dieſem mehrfach weit vorauseilte, und 
auch Beſtimmungen traf, die unmittelbar in das Knappſchaftsrecht 
eingriffen. Um die Übereinſtimmung mit dem Reichsrecht her⸗ 
zuſtellen und zugleich gewiſſe im Laufe der Entwickelung ſtark 
fühlbar gewordene Mängel und Lücken des Knappſchaftsweſens 
zu beſeitigen, erging zunächſt die Knappſchaftsnov. vom 
19. Juni 1906 (GS. 199). Die Hauptzwecke dieſes Geſetzes 
waren die möglichſte Sicherſtellung der den einzelnen Knappſchafts⸗ 
vereinen obliegenden Leiſtungen (Sanierung der Knappſchafts⸗ 
vereine), die Herbeiführung einer Art knappſchaftlicher Freizügig⸗ 
keit durch die Herſtellung eines geſetzlichen Gegenſeitigkeitsverhält⸗ 
niſſes zwiſchen den Knappſchaftsvereinen und eine gerechtere Re⸗ 
gelung der Aufbringung der Mittel, insbeſondere die Beſeitigung 


1) Die wichtigſte Neuerung war die Zulaſſung „beſonderer Kranken- 
kaſſen“. 
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des Mißſtandes, daß auch diejenigen Mitglieder, welche ſatzungsgemäß 
keine Anwartſchaft auf Penſion erlangen konnten (die „unſtändigen“ 
oder „minderberechtigten“ Mitglieder), gleichwohl zu vollen oder 
nahezu vollen Beiträgen herangezogen wurden. Einem ſolchen 
Verfahren ſteht jetzt die rechnungsmäßige Trennung der Krankenkaſſe 
von der Penſionskaſſe entgegen. Ein weiterer Fortſchritt war die 
Einführung eines ſchiedsgerichtlichen Verfahrens für die Geltend⸗ 
machung von Anſprüchen auf Penſionskaſſenleiſtungen. Geringere 
Bedeutung für die Eigenentwickelung des Knappſchaftsweſens hatte 
die zweite Knappſchaftsnov. vom 3. Juni 1912 (GS. 97). 
Sie bezweckte im weſentlichen die Anpaſſung des Knappſchafts— 
rechts an die durch den Erlaß der RVO. vom 19. Juli 1911 
(RGBl. 509) und des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 
20. Dez. 1911 (RGBl. 989) geſchaffene neue Lage des Reichs⸗ 
rechts. Hervorzuheben iſt, daß durch die Nov. entſprechend den 
Grundſätzen der RWO. das ſchiedsgerichtliche Verfahren auf die 
Geltendmachung von Anſprüchen auf Krankenkaſſenleiſtungen aus— 
gedehnt worden iſt. 

Der durch die Nov. von 1906 und 1912 abgeänderte Text 
des ſiebenten Titels des ABG. iſt auf Grund der in der letzten 
Nov. dem Handelsminiſter erteilten Ermächtigung unter ſelb— 
ſtändiger fortlaufender Paragraphenfolge am 17. Juni 1912 
(GS. 137) als „Knappſchaftsgeſetz!)“ bekanntgemacht worden 
und damit formell aus dem ABG. ausgeſchieden. 


2. Knappſchaftspflicht. 

Der Knappſchaftszwang wirkt in doppelter Richtung, erſtens 
dahin, daß die Beſitzer gewiſſer Werke genötigt ſind, ſich an einem 
beſtimmten Knappſchaftsvereine durch Zahlung von Beiträgen und 
in anderer Weiſe zu beteiligen, zweitens dahin, daß gewiſſe auf 
dieſen Werken beſchäftigte Perſonen kraft Geſetzes Mitglieder 
dieſes Knappſchaftsvereins werden?). 

Knappſchaftspflichtige Werke ($ 1 Abi. 1 KnG.) ſind 
die dem ABG. unterworfenen Bergwerke, Aufbereitungs- 


1) Die Berichtigung eines Redaktionsverſehens ($ 70 Abſ. 2) iſt erfolgt 
durch Geſ. vom 23. Dez. 1912 (GS. 1913 S. 1). 

2) Das Knappſchaftsweſen ſteht alſo unter dem Zeichen der „Zwangs- 
kaſſe“, nicht nur des „Kaſſenzwangs“. 
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anſtalten, Salinen und die zugehörigen Betriebsan— 
ſtalten (nicht die Schürfbetriebe). Auch auf einzelne Arten des 
Grundeigentümerbergbaues iſt die Knappſchaftspflicht ausgedehnt 
(vgl. ©. 254). 

Nicht knappſchaftspflichtig aber knappſchaftsfähig ſind die— 
jenigen nicht dem ABG. unterliegenden Gewerbsanlagen, 
welche mit einem knappſchaftspflichtigen Werk verbunden 
ſind (z. B. Chlorkaliumfabriken). Sie können auf den gemeinſchaft⸗ 
lichen Antrag des Werksbeſitzers und der Mehrheit der künftigen bei⸗ 
trittspflichtigen Mitglieder durch den Knappſchaftsvorſtand in den 
Knappſchaftsverein aufgenommen werden ($ 1 Abſ. 3). Andere 
Gewerbsanlagen können weder einem beſtehenden Knappſchafts⸗ 
verein beitreten noch einen beſonderen Knappſchaftsverein für ſich 
gründen. 

Vor Trennung des Hüttenweſens vom Bergbau durch das 
Geſ. vom 10. Juni 1861 erſtreckte ſich die Knappſchaftspflicht 
auch auf die Hütten und die nicht vom Bergwerksbeſitzer ſelbſt 
betriebenen Aufbereitungsanſtalten. Zwang zur Aufhebung des 
knappſchaftlichen Verhältniſſes dieſer Betriebe hat die Geſetzgebung 
nicht ausgeübt (§ 2 Abſ. 11). Dagegen ſteht es ihnen frei, aus 
dem Knappſchaftsverein auszuſcheiden. Vorausſetzungen des Aus⸗ 
ſcheidens ſind ein gemeinſchaftlicher Antrag des Werksbeſitzers, der 
Beamten und Arbeiter und eine vermögensrechtliche Auseinander— 
ſetzung mit dem Knappſchaftsverein. Die gleichen Vorausſetzungen 
gelten für das Ausſcheiden einer Gewerbsanlage der oben 
bezeichneten Art, wenn ihre Verbindung mit dem knappſchafts⸗ 
pflichtigen Werke gelöſt iſt ($ 2 Abſ. 2 bis 4). 

Mitglieder der Krankenkaſſe des Knappſchaftsvereins 
werden, ohne daß es einer Beitrittserklärung bedarf, die auf den 
Knappſchaftswerken gegen Entgelt beſchäftigten Arbeiter und Werks⸗ 
beamten, letztere nur, wenn ihr regelmäßiger Jahresarbeits⸗ 
verdienſt nicht 2500 M. überſteigt, ſowie unter der gleichen Vor⸗ 
ausſetzung die Knappſchaftsbeamten. Ausgenommen ſind unſtändig 
beſchäftigte Arbeiter?) und die in Staatsbetrieben mit Penſions⸗ 


1) Tatſächlich beſtehen noch zahlreiche Hüttenknappſchaftsvereine. 

2) Unſtändig iſt die Beſchäftigung, die auf weniger als eine Woche ent- 
weder nach der Natur der Sache beſchränkt zu ſein pflegt oder aber im voraus 
durch den Arbeitsvertrag beſchränkt iſt. 
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berechtigung angeſtellten Beamten. Nicht kraft Geſetzes Knapp⸗ 
ſchaftsmitglieder, aber zum Beitritt berechtigt ſind Werk- und 
Knappſchaftsbeamte, deren regelmäßiges jährliches Geſamteinkommen 
zwiſchen 2500 und 4000 M. liegt, ſowie die in Staatsbetrieben 
mit Penſionsberechtigung und einem Jahreseinkommen bis 4000 M. 
angeſtellten Beamten, dieſe jedoch nur, wenn die vorgeſetzte Dienſt⸗ 
behörde zuſtimmt ($ 1 Abſ. 1, 2, § 9). Wer auf die Dauer nur 
zu einem geringen Teil arbeitsfähig iſt, kann mit Zuſtimmung des 
Armenverbandes auf Antrag von dem Beitrittszwange befreit 
werden ($ 10). 

Die Zwangsmitglieder der Krankenkaſſe (unter Ausſchluß der 
Beamten mit 2000 bis 2500 Jahresarbeitsverdienſt) gehören ohne 
weiteres auch der Penſionskaſſe des Knappſchaftsvereins 
an, ſofern ſie den in der Satzung hinſichtlich des Lebensalters 
und der Geſundheit aufgeſtellten Erforderniſſen entſprechen. Als 
Erfordernis für die Aufnahme darf das Mindeſtlebensalter nicht über 
18 Jahre, das Höchſtlebensalter nicht unter 40 Jahre feſtgeſetzt 
werden. Arbeiterinnen können durch die Satzung von der Pen— 
ſionskaſſe ausgeſchloſſen werden. Die Beamten mit mehr als 
2000 M. Jahresverdienſt ſind, auch wenn ihr jährliches Geſamt⸗ 
einkommen 4000 M. überſteigt, bei Erfüllung der ſatzungsmäßigen 
Vorausſetzungen hinſichtlich des Lebensalters und der Geſundheit 
berechtigt, den Penſionskaſſen als Mitglieder beizutreten ($ 27). 

Für die Beamten kann eine beſondere rechnungsmäßig ge— 
trennte Abteilung der Penſionskaſſe eingerichtet und, wenn dies ge⸗ 
ſchieht, für die Beamten mit einem Jahresverdienſt von 2000 bis 5000 M. 
durch die Satzung der Beitrittszwang eingeführt werden (§ 28). 


3. Knappſchafts vereine. 

Die Bezirke der beſtehenden Knappſchaftsvereine find ein 
Ergebnis der geſchichtlichen Entwickelung. Neben ſolchen, die große 
Bergbaubezirke umfaſſen, gibt es auch Vereine für einzelne 
Werke. Bei Gründung neuer Knappſchaftsvereine hängt die Be⸗ 
ſtimmung des Bezirks in erſter Linie von der Entſchließung der 
Beteiligten ab ($ 3). 

Die Knappſchaftsvereine ſind Korporationen des öffentlichen 


1) Die geſicherte Staatsbeamtenſtellung macht im a ee eine Be⸗ 
teiligung an der Knappſchaftsverſicherung unnötig. 


« 
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Rechts). Sie haben eine Satzung aufzuſtellen. Mit der Be⸗ 
ſtätigung dieſer durch das Oberbergamt erlangen ſie Rechtsfähig⸗ 
keit ( 6, 8). 

Organe des Knappſchaftsvereins ſind der Knappſchafts⸗ 
vorſtand, die Generalverſammlung und die Knappſchaftsälteſten. 

Der Knappſchaftsvorſtand (8 53ff.) vertritt den Verein 
gerichtlich und außergerichtlich. Zum Nachweiſe ſeiner Vertretungs⸗ 
macht dient eine Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde über die den 
Vorſtand bildenden Perſonen. Er führt auch die Verwaltung, 
ſoweit nicht einzelne Geſchäfte der Generalverſammlung vor⸗ 
behalten ſind. Die laufende Verwaltung kann durch die Satzung 
auch ganz oder zum Teil einem Vorſtandsmitglied oder mehreren 
Vorſtandsmitgliedern (einem Ausſchuß) oder Verwaltungsbeamten des 
Vereins übertragen werden. Die Entſcheidung über Anträge auf 
Invaliditätserklärung ſowie die Feſtſetzung der aus der Penſions⸗ 
kaſſe zu gewährenden Unterſtützungen bleibt indeſſen ſtets dem 
Vorſtand oder dem Ausſchuſſe vorbehalten. Entſcheidungen der 
Knappſchaftsverwaltung in Krankenkaſſenſachen können innerhalb 
eines Monats mit dem Antrag auf Entſcheidung des Vorſtandes 
oder Ausſchuſſes angefochten werden'). 

Der Vorſtand wird von der Generalverſammlung zur einen 
Hälfte aus den Werksbeſitzern oder deren Vertretern, zur anderen 
Hälfte in geheimer Wahl aus den Knappſchaftsälteſten gewählt. 
Der Vorſtand wählt ſeinen Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter 
aus der Zahl ſeiner aus den Werksbeſitzern oder deren Vertretern 
gewählten Mitgliedern. Die Beſchlüſſe des Vorſtandes werden 
regelmäßig ohne itio in partes mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt nicht die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden den Ausſchlag, vielmehr iſt in dieſem Falle der Antrag 
innerhalb eines Monats zur nochmaligen Beſchlußfaſſung zu bringen. 
Iſt dann wieder Stimmengleichheit vorhanden und erſcheinen durch 
Nichtannahme des Antrags erhebliche Intereſſen des Vereins ge- 
fährdet, ſo kann von mindeſtens einem Drittel der Mitgliedervertreter 


1) Aber nicht ſtaatliche oder kommunale Einrichtungen. Die Knappſchafts⸗ 
beamten ſind nicht öffentliche Beamte und die Knappſchaftslazarette nicht öffent- 
liche Krankenanſtalten. 

2) Vgl. auch $ 58 KnG., der vorausſichtlich keine praktiſche Bedeutung 
erlan gen wird. 
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oder der Vertreter der Werksbeſitzer im Vorſtand innerhalb eines 
Monats die Entſcheidung des Oberbergamts beantragt werden. 
Gegen deſſen Beſchluß findet die Beſchwerde an das Oberſchieds⸗ 
gericht ſtatt. 

Die Generalverſammlung ($$ 60, 61) beſchließt über die 
durch die Satzung ihrer Entſcheidung vorbehaltenen Vereins⸗ 
angelegenheiten. Vorbehalten muß ihr bleiben die Abänderung 
der Satzung, die Wahl des Vorſtandes und die Wahl gewiſſer 
Ausſchüſſe. 

Die Generalverſammlung beſteht zum einen Teil aus den 
Werksbeſitzern oder ihren Vertretern, zum anderen Teil aus 
Knappſchaftsälteſten oder Abgeordneten der Knappſchaftsälteſten, 
die aus deren Mitte in geheimer Wahl gewählt werden. Die 
Beſchlußfaſſungen und Wahlen in der Generalverſammlung er- 
folgen für jeden der beiden Teile beſonders. Anträge, welchen 
nicht von beiden Teilen zugeſtimmt wird, gelten als abgelehnt. 

Die Knappſchaftsälteſten ($ 52) find eine dem Knapp⸗ 
ſchaftsweſen eigentümliche, althergebrachte Einrichtung. Sie haben 
das Recht und die Pflicht, einerſeits die Befolgung des Geſetzes 
und der Satzung durch die Mitglieder zu überwachen, anderſeits 
deren Rechte gegenüber dem Vorſtande wahrzunehmen. Ihre 
Stellung ſoll alſo einen zwiſchen den verſchiedenen Intereſſen 
vermittelnden Charakter tragen. Im einzelnen ergeben ſich ihre 
Rechte und Pflichten aus dem Geſetz und der Satzung. Sie 
werden von den wahlberechtigten Vereinsmitgliedern auf Grund 
geheimer und unmittelbarer Abſtimmung aus ihrer Mitte gewählt. 
Die Wählbarkeit iſt an gewiſſe Vorausſetzungen geknüpft. Auch 
Knappſchaftsinvaliden find wählbar, wenn fie zur Krankenkaſſe 
Mitgliederbeiträge leiſten, jedoch iſt die Beteiligung der invaliden 
Knappſchaftsälteſten bei der Wahl zur Generalverſammlung und 
zum Vorſtand eingeſchränkt. 

Jeder Knappſchaftsverein umfaßt eine Krankenkaſſe und 
eine Penſionskaſſe, deren Rechnungsführung, wenn nicht die 
Aufſichtsbehörde wegen geringen Geſchäftsumfanges eine Ausnahme 
geſtattet, getrennt ſein muß ($ 4). Die Krankenkaſſe bildet im 
Regelfalle lediglich einen Geſchäftszweig der Knappſchaftsverwal⸗ 
tung. Es können aber auch für einzelne Werke oder für Gruppen 
von Werken beſondere Krankenkaſſen mit eigener Rechts⸗ 
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fähigkeit und ſelbſtändiger Verwaltung eingerichtet werden, voraus⸗ 
geſetzt, daß Einverſtändnis der Beteiligten beſteht und die dauernde 
Leiſtungsfähigkeit der Krankenkaſſe ſichergeſtellt iſt. Eine ſolche 
beſondere Krankenkaſſe hat ihre eigene Satzung und ihre eigenen 
Organe. Ihre Geſchäftsführung unterliegt indeſſen der Beauf- 
ſichtigung durch den Knappſchaftsvorſtand ($ 5). 

Die Satzung des Knappſchaftsvereins unterliegt der Be— 
ſtätigung des Oberbergamts, die nur verſagt werden darf, wenn 
die Satzung geſetzwidrige oder mit dem Knappſchaftszweck nicht 
im Zuſammenhange ſtehende Beſtimmungen enthält ($$ 6, 7). 
Das Gleiche gilt für Anderungen der Satzung. 

Das Oberbergamt führt auch die fortlaufende ſtaatliche 
Aufſicht über die Verwaltung des Vereins ($$ 65ff.). Es ernennt 
einen Kommiſſar, der an den Sitzungen der beſchließenden Knapp⸗ 
ſchaftsorgane teilzunehmen und deren Beſchlüſſe, vorbehaltlich der Ent⸗ 
ſcheidung des Oberbergamts, zu beanſtanden befugt iſt. Das Ober⸗ 
bergamt kann auch die Berufung der Vorſtände, Ausſchüſſe und 
Generalverſammlungen verlangen und, wenn dem keine Folge 
geleiſtet wird, die Sitzungen ſelbſt anberaumen und die Berhand- 
lungen durch ſeinen Kommiſſar leiten laſſen. 

Die Auffichtstätigfeit erſtreckt ſich auf die Geſetz und Satzungs⸗ 
mäßigkeit (nicht auch auf die Zweckmäßigkeit) der Maßnahmen 
des Knappſchaftsvereins. Das Oberbergamt kann die Befolgung 
des Geſetzes und der Satzung durch Ordnungsſtrafen gegen die 
Vorſtandsmitglieder erzwingen. Insbeſondere überwacht das Dber- 
bergamt die dauernde Leiſtungsfähigkeit des Knappſchaftsvereins 
und die ſatzungsmäßige Verwaltung des Vermögens. 


4. Leiſtungen. 

Die Krankenkaſſenleiſtungen der Knappſchaftsvereine (513) 
müſſen den Regelleiſtungen der Ortskrankenkaſſen (2. Buch d. RVO.) 
mindeſtens gleichkommen. Hiernach iſt mindeſtens zu gewähren: 

a) Krankenhilfe, beſtehend in Krankenpflege und 
Krankengeld), 


1) Die Satzung kann das Krankengeld aus den in der RVO. angegebenen 
Gründen verſagen oder kürzen, insbeſondere wenn ſich das Mitglied die Krank⸗ 
heit vorſätzlich oder durch ſchuldhafte Beteiligung an Schlägereien oder Rauf- 
händeln zugezogen hat ($ 192 RV O.). 
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Krankenpflege wird vom Beginn der Krankheit an 
gewährt. Sie umfaßt ärztliche Behandlung und Verſorgung 
mit Arznei ſowie Brillen, Bruchbändern und anderen kleinen 
Heilmitteln. 

Krankengeld wird in Höhe des halben — in der 
Satzung beſtimmten — Grundlohns für jeden Arbeitstag, 
wenn die Krankheit das Knappſchaftsmitglied arbeitsunfähig 
macht, gezahlt, jedoch erſt vom vierten Krankheitstage an 
(wenn die Arbeitsunfähigkeit erſt ſpäter eintritt, vom Tage 
ihres Eintritts an) !). An Stelle der Krankenpflege und 
des Krankengeldes kann freie Kur und Verpflegung in einem 
Krankenhauſe (Krankenhauspflege) gewährt werden. In⸗ 
deſſen bedarf es dazu (abgeſehen von Ausnahmefällen) der 
Zuſtimmung des Kranken, wenn dieſer einen eigenen Haus⸗ 
halt hat oder Mitglied des Haushalts ſeiner Familie iſt. 
Neben der Krankenhauspflege iſt den Angehörigen des 
Kranken, die er bisher von ſeinem Arbeitsverdienſte ganz 
oder überwiegend unterhalten hat, ein Hausgeld im Be— 
trage des halben Krankengeldes zu zahlen. 

Die Dauer der Krankenhilfe beträgt regelmäßig 
26 Wochen. 

Wochenhilfe. Wöchnerinnen, die im letzten Jahre vor 
der Niederkunft mindeſtens ſechs Monate hindurch auf Grund 
der RVO. oder bei einem Knappſchaftsverein gegen Krank— 
heit verſichert geweſen ſind, erhalten ein Wochengeld in 
Höhe des Krankengeldes für acht Wochen, von denen mindeſtens 
ſechs in die Zeit nach der Niederkunft fallen müſſen. Mit 
Zuſtimmung der Wöchnerin kann entweder an Stelle des 
Wochengeldes Kur und Verpflegung in einem Wöchnerinnen— 
heim oder unter Abzug der Hälfte des Wochengeldes Hilfe 
und Wartung durch Hauspflegerinnen gewährt werden. 

c) Sterbegeld beim Tode des Knappſchaftsmitglieds in Höhe 

des zwanzigfachen Grundlohns. 

Leiſtungen, die über dieſe Regelleiſtungen hinausgehen (Mehr— 

leiſtungen), können durch die Satzung in dem nach der RVO. für 


b 


— 


1) Knappſchaftskaſſen können, abweichend von der RVO., das Kranken- 
geld mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde anders als wöchentlich, längſtens 
jedoch halbmonatlich zahlen ($ 13 Abſ. 1 KnG.). 
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Ortskrankenkaſſen zugelaſſenen Umfange vorgejehen werden (z. B. 
Krankenhilfe bis zu einem Jahre, Krankengeld bis zu drei Viertel 
des Grundlohns, Schwangerengeld, Stillgeld). Außerdem ſind 
Satzungsbeſtimmungen zuläſſig, wonach den Knappſchaftsinvaliden 
und deren Angehörigen gegen Entrichtung von Beiträgen!) freie 
Kur und Arznei in Krankheitsfällen ſowie den Knappſchafts⸗ 
mitgliedern und deren Angehörigen oder Hinterbliebenen in Fällen 
der Notlage nach Ermeſſen des Vorſtandes außerordentliche Unter- 
ſtützungen gewährt werden können. 


Hinſichtlich der Erfüllung einer etwaigen Wartezeit für Mehr⸗ 
leiſtungen, der Beſtimmung des Grundlohns durch die Satzung, 
der Feſtſetzung eines Höchſtbetrages für kleine Heilmittel, der Ge⸗ 
währung eines Zuſchuſſes zu den großen Heilmitteln, des Über⸗ 
gangs eines Erkrankten zu einer anderen Krankenkaſſe, der Ge⸗ 
währung von Krankenhilfe außerhalb des Kaſſenbezirks und im 
Auslande gelten der RVO. entſprechende Beſtimmungen. Ebenſo 
gilt der Grundſatz, daß für bereits eingetretene Verſicherungsfälle 
durch Satzungsänderung die Leiſtungen zwar erhöht, aber nicht 
herabgeſetzt werden dürfen ($ 14 Abſ. 1). 

Der Anſpruch auf die Krankenkaſſenleiſtungen (Regelleiſtungen) 
entſteht für die Beitrittspflichtigen mit ihrer Mitgliedſchaft ($ 13 
Ab. 2). Mit dem Ausſcheiden aus der die Mitgliedſchaft be- 
gründenden Beſchäftigung erlöſchen regelmäßig die Anſprüche auf 
die Kaſſenleiſtungen, ſoweit es ſich nicht um ſchon vorher ein⸗ 
getretene Unterſtützungsfälle handelt ($ 16). Unter beſtimmten 
Vorausſetzungen kann indeſſen ein aus der verſicherungspflichtigen 
Beſchäftigung ausſcheidendes Mitglied ſich die Mitgliedſchaft dadurch 
erhalten, daß es weiter die Mitglieds- und die Werksbeſitzerbeiträge 
aus eigenen Mitteln leiſtet ($ 17). Die Mitgliedſchaft Beitritts⸗ 
berechtigter erliſcht durch Austritt oder Säumigkeit in der Bei⸗ 
tragszahlung (§ 18). Scheiden Kaſſenmitglieder wegen Erwerbs⸗ 
loſigkeit (Fehlen einer Beſchäftigung gegen Entgelt) aus, ſo bleibt 
ihnen, wenn ihr Krankenverſicherungsverhältnis eine beſtimmte 
Zeit beſtanden hat, der Anſpruch auf die Regelleiſtungen, wenn 


1) Entrichten ſie keine Beiträge, ſo können die Leiſtungen nur auf Rech⸗ 
nung der Penſionskaſſe gewährt werden. 
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der Verſicherungsfall während der Erwerbsloſigkeit und binnen 
drei Wochen nach dem Ausſcheiden eintritt. Sterbegeld wird 
auch nach Ablauf der drei Wochen gewährt, wenn die Kranken⸗ 
hilfe bis zum Tode geleiſtet worden iſt ($ 19). 

Das Verhältnis der Knappſchaftskrankenkaſſe zu den Arzten, 
Zahnärzten, Krankenhäuſern und Apothekern iſt entſprechend den 
Vorſchriften der RVO. geregelt ($$ 20 bis 26). 

Die Penſionskaſſenleiſtungen, die die Knappſchaftsvereine 
nach näherer Beſtimmung ihrer Satzung ihren Mitgliedern min⸗ 
deſtens zu gewähren haben, ſind folgende ($ 30): 

a) eine lebenslängliche Invalidenpenſion, die beim Eintritt 
der Unfähigkeit zur Berufsarbeit — Bergfertigkeit — 
zu gewähren, aber zu entziehen iſt, ſobald in den Ver⸗ 
hältniſſen des Empfängers eine Veränderung eintritt, die ihn 
nicht mehr als unfähig zur Berufsarbeit erſcheinen läßt; 

b) eine Penſion für die Witwen auf Lebenszeit oder bis 
zur Wiederverheiratung; : 

e) eine Beihilfe zur Erziehung der Kinder verjtorbener 
Mitglieder und Invaliden bis zur Vollendung des vierzehnten 
Lebensjahres; 

d) ein Beitrag zu den Begräbniskoſten der In validen. 

Die Invalidenpenſion wird nicht gewährt, wenn die Arbeits- 
unfähigkeit von dem Mitgliede vorſätzlich herbeigeführt iſt. Sie 
kann ganz oder teilweiſe verſagt oder der Familie überwiejen. 
werden, wenn das Mitglied die Arbeitsunfähigkeit bei Begehung 
eines durch ſtrafgerichtliches Urteil feſtgeſtellten Verbrechens oder 
vorſätzlichen Vergehens ſich zugezogen hat. 

Die Leiſtungen können durch die Satzung an die Zurück— 
legung einer beſtimmten Wartezeit — höchſtens fünf Jahre — 
gebunden werden. Eine Invalidenpenſion iſt aber bereits vor 
zurückgelegter Wartezeit zu gewähren, wenn die Arbeitsunfähigkeit 
durch Verunglückung bei der Berufsarbeit verurſacht iſt. 

Ausländer, die im Auslande wohnen, können mit dem drei⸗ 
fachen Betrage der Unterſtützung abgefunden werden. 

Invaliden⸗ und Witwenpenſion werden nach alljährlich, all⸗ 
monatlich oder allwöchentlich eintretenden Steigerungsſätzen be- 
meſſen, jo daß der Betrag der Penſion gleich der Summe der von 
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dem Mitglied erdienten!) Steigerungsſätze iſt. Die Steigerungsſätze 
ſind für verſchiedene Mitgliederklaſſen beſonders feſtzuſetzen und 
können auch nach Dienſtalterszeiten verſchieden bemeſſen werden. 
Die Erziehungsbeihilfen werden entweder ebenfalls unter Berück— 
ſichtigung des von dem verſtorbenen Mitglied zurückgelegten 
Dienſtalters oder in feſten Monatsſätzen gewährt (§ 31). 

Die Anſprüche auf die Penſionskaſſenleiſtungen erlöſchen — 
abgeſehen von dem Falle des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit — 
grundſätzlich mit dem Ausſcheiden aus der die Mitgliedſchaft bei 
der Penſionskaſſe begründenden Beſchäftigung ($ 34) ?). Dieſer 
Grundſatz hat, bevor er in der Nov. von 1906 durch Aus- 
nahmen, die praktiſch die Bedeutung des Grundſatzes überwiegen, 
durchbrochen wurde, zu erheblichen Härten geführt. Es wider⸗ 
ſpricht im allgemeinen der Billigkeit, daß die durch Geldleiſtungen 
erworbene Anwartſchaft im Falle des — überdies nicht immer 
freiwilligen — Verlaſſens der Arbeit ohne jedes Entgelt verloren 
geht. Eine Hilfe für den Fall des Arbeitswechſels aus dem Bezirk 
des einen in den Bezirk des anderen Knappſchaftsvereins boten 
die zwiſchen einzelnen Knappſchaftsvereinen abgeſchloſſenen Gegen- 
ſeitigkeitsverträge), wonach unter gewiſſen Bedingungen der Berg- 
mann mit ſeinem bisherigen Dienſtalter in den neuen Knapp⸗ 
ſchaftsverein aufgenommen wurde. 

Die Nov. von 1906 hat zunächſt die knappſchaftliche Frei- 
zügigkeit eingeführt. Mitglieder der Penſionskaſſen werden bei 
Übernahme von Beſchäftigung im Bezirk eines anderen Knapp⸗ 


1) Wie Steigerungsſätze erdient werden, beſtimmt die Satzung. In der 
Regel kommen außer den Beitragszeiten auch die Militärdienſtzeit und die 
Krankheitszeiten in Anrechnung. 

Die Feſtſtellung von „Grundbeträgen“ nach Art der Reichsinvaliden⸗ 
verſicherung iſt unzuläſſig. 

2) Mit dem Aufhören der tatſächlichen Arbeitsausübung muß die Löſung 
des zugrunde liegenden Lohnarbeitsverhältniſſes verbunden ſein. Beurlaubung 
hat Ausſcheiden nicht zur Folge. 

Nichtbeitrittspflichtige Mitglieder verlieren die Anſprüche außerdem durch 
Austritt oder Säumigkeit in der Beitragszahlung ($ 34 Abſ. 2). 

3) Die Gegenſeitigkeitsverträge der preußiſchen Knappſchaftsvereine ſind 
mit der Nov. von 1906 in der Hauptſache gegenſtandslos geworden. Dagegen 
ſind zurzeit von großer Bedeutung die zwiſchen den Knappſchaftsvereinen der 
verſchiedenen Bundesſtaaten beſtehenden Gegenſeitigkeitsverträge, durch die die 
knappſchaftliche Freizügigkeit von 97 v. H. aller deutſcher Bergarbeiter verbürgt iſt. 

15* 
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ſchaftsvereins ohne Rückſicht auf ihr Lebensalter Mitglieder der 
Penſionskaſſe dieſes Vereins mit ihrem bisherigen Dienſtalter, 
ſofern ſie nicht erſt zu einem Zeitpunkte Penſionskaſſenmitglied 
geworden ſind, zu welchem ſie das in der Satzung des neuen 
Vereins als Erfordernis für die Aufnahme aufgeſtellte Lebens⸗ 
alter bereits überſchritten hatten und ſofern fie zur Berufsarbeit 
nicht bereits unfähig ſind. Liegt zwiſchen Ausſcheiden und Ein⸗ 
tritt ein Zeitraum von mehr als drei Monaten, ſo muß das Mit⸗ 
glied den ſatzungsmäßigen Aufnahmeerforderniſſen über Geſundheit 
genügen. An der Aufbringung der Invaliden⸗- und Witwen⸗ 
penſion ſind alle Penſionskaſſen, denen ein Mitglied angehört hat, 
in Höhe der Summe der von dieſem bei ihnen erdienten Gteige- 
rungsſätze beteiligt. Die Berechnung, Feſtſetzung und Auszahlung 
liegt vorbehaltlich des Rückgriffs dem letzten Knappſchaftsverein 
ob. Die Erziehungsbeihilfen und das Sterbegeld hat dieſer allein 
nach Maßgabe feiner Satzung zu tragen ($ 32). 

Durch die Nov. von 1906 iſt ferner die bereits vorher in 
vielen Vereinsſatzungen getroffene Einrichtung der Anerkennungs— 
gebühr zu einer geſetzlichen erhoben. Penſionskaſſenmitglieder 
mit einem Dienſtalter von wenigſtens 5 Jahren können ſich beim 
Ausſcheiden aus der Mitgliedſchaft die bis dahin erworbenen An⸗ 
ſprüche durch Zahlung einer Anerkennungsgebühr, deren Höhe in 
der Satzung zu beſtimmen iſt (nicht über eine Mark monatlich), 
erhalten. Sie dürfen aber zur Vermeidung des Verluſtes ihrer 
Anſprüche mit der Zahlung nicht für ſechs aufeinanderfolgende 
Monate im Rückſtande bleiben. Weitere Steigerungsſätze werden 
durch Zahlung der Anerkennungsgebühr nicht erworben. Eine 
Steigerung der Anſprüche nach dem Ausſcheiden tritt nur ein, 
wenn die Satzung dies beſtimmt, und zwar nur unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die bisherigen Mitglieder die vollen Mitglieder— 
und Werksbeſitzerbeiträge entrichten ($ 33). 

Die Nachteile, die ſich für den Arbeiter daraus ergeben, daß 
er wegen noch nicht fünfjähriger Dienſtzeit zur Zahlung der An- 
erkennungsgebühr nicht zugelaſſen wird oder aus anderen Gründen 
die Zahlung unterläßt, werden durch die weitere Beſtimmung ge— 
mildert, daß beim Wiedereintritt in eine Knappſchaftspenſionskaſſe 
die früheren Penſionskaſſenanſprüche des Mitglieds nach einjähriger 
Mitgliedſchaft wieder aufleben ($ 34 Abi. 3). 
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Die Anſprüche auf Kranken⸗ und Penſionskaſſenleiſtungen 
verjähren in zwei Jahren vom Tage ihrer Entſtehung an. Sie 
unterliegen Beſchränkungen hinſichtlich der Übertragung, Ver⸗ 
pfändung, Pfändung und Aufrechnung ($ 35). 


5. Aufbringung der Mittel. 

Die Koſten der knappſchaftlichen Verſicherung werden durch 
Beiträge der Mitglieder und der Werksbeſitzer (ohne Be— 
teiligung des Staates) gedeckt. Die Beiträge der Werksbeſitzer 
für beitrittspflichtige Mitglieder dürfen nicht geringer als die Bei⸗ 
träge dieſer Mitglieder ſein. Nichtbeitrittspflichtige Mitglieder 
haben auch die Werksbeſitzerbeiträge zu entrichten. Bei Arbeits⸗ 
unfähigkeit werden während der Dauer der Krankenhilfe Beiträge 
zur Krankenkaſſe nicht erhoben, ebenſo nicht während des Be— 
zuges des Wochen- oder Schwangerengeldes ($ 36). Die Beiträge 
werden in einem Bruchteile des Arbeitslohns oder Gehalts der 
Mitglieder oder in einem feſten Satze beſtimmt ($$ 37, 40 Abſ. 1). 
Im übrigen erfolgt die Feſtſtellung der Beiträge zur Kranken⸗ 
kaſſe einerſeits und zur Penſionskaſſe anderſeits geſondert und 
nach verſchiedenen Grundſätzen. 

Die Beiträge zur Krankenkaſſe ſind ſo zu bemeſſen, daß 
ſie ausreichen, um deren geſetzliche und ſatzungsmäßige Ausgaben 
zu decken und außerdem einen Reſervefonds in Höhe der durch— 
ſchnittlichen Jahresausgabe der letzten drei Jahre anzuſammeln 
und zu erhalten ($ 37). Ein Reſervefonds in dieſer Höhe genügt, 
um die zeitlich verhältnismäßig eng begrenzten Krankenkaſſen⸗ 
leiſtungen ſicherzuſtellen. Verringert ſich die Mitgliederzahl und 
demgemäß das Aufkommen an Beiträgen, ſo tritt regelmäßig nach 
kurzer Zeit auch eine entſprechende Verminderung der Ausgaben ein!). 

Höhere Anforderungen ſind gegenüber den Penſionskaſſen 
zu ſtellen. Die „Sanierung“ der früher zum Teil nicht dauernd 
leiſtungsfähigen Knappſchaftsvereine nach der Seite des Penſions⸗ 
kaſſenweſens war eines der Hauptziele der Nov. von 1906. In⸗ 
deſſen iſt von der Einführung eines beſtimmten verſicherungs⸗ 
techniſchen Verfahrens zur Ermittelung der erforderlichen Beitrags 
höhe abgeſehen und im Geſetz ($ 40 Abſ. 2) nur der Grundſatz 

) Bei den beſonderen Krankenkaſſen find die Werksbeſitzer unter Um⸗ 
ſtänden zu Vorſchüſſen und Zuſchüſſen verpflichtet. 
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aufgeſtellt worden, daß die Höhe der Beiträge derart zu bemeſſen 
iſt, daß ſie unter Berückſichtigung aller ſonſt in Betracht kommenden 
Umſtände die dauernde Erfüllbarkeit der Penſionskaſſenleiſtungen 
ermöglichen. Auch in der Verwaltungspraxis wird die Bemeſſung 
der Beiträge nach dem Kapitaldeckungsverfahren oder einem 
anderen Deckungsverfahren nicht für unbedingt erforderlich, viel- 
mehr unter Umſtänden bei genügend breiter Grundlage (Rück⸗ 
verſicherungsverband) das Umlageverfahren mit Anſammlung eines 
hohen Reſervefonds für ausreichend angeſehen. Indeſſen darf ein 
vorhandenes Defizit keinesfalls zunehmen. Vielmehr muß ein 
ſolches verzinſt und in angemeſſener Friſt getilgt ſowie die daneben 
neu entſtehende Laſt mindeſtens auf der Grundlage des Kapital- 
deckungsverfahrens geſichert werden ). 


Das OA. hat die dauernde Erfüllbarkeit der Penſionskaſſen⸗ 
leiſtungen ſowohl bei Beſtätigung der Knappſchaftsſatzung in Be⸗ 
tracht zu ziehen ($ 6), als auch weiter fortgeſetzt zu überwachen 
($ 41). Die ſachverſtändige Prüfung erfolgt durch die „Verſiche— 
rungstechniſche Prüfungsſtelle im Miniſterium für Handel 
und Gewerbe“. Ergibt ſich, daß die Beiträge nicht genügen, ſo 
hat der Knappſchaftsverein eine entſprechende Erhöhung der Bei— 
träge oder eine entſprechende Minderung der Kaſſenleiſtungen 
herbeizuführen. Die Minderung kann ſich auch auf die bereits 
bewilligten oder rechtskräftig feſtgeſtellten Penſionskaſſenleiſtungen!?) 
erſtrecken, ſoweit dieſe nicht bereits fällig geworden ſind. Das 
O BA. kann den Knappſchaftsverein zu einer entſprechenden Be⸗ 
ſchlußfaſſung anhalten, in Fällen der Weigerung oder der Dring— 
lichkeit auch unmittelbare Anordnungen treffen ($ 41). Sit auf 
dieſem Wege eine dauernde Abhilfe nicht mehr zu erwarten, ſo 
kann das OBA. den Knappſchaftsverein auflöſen und die Mit- 
glieder einem anderen Knappſchaftsverein überweiſen ($ 45), auch 
die vollſtändige Vereinigung von Penſionskaſſen oder ihre Ver⸗ 
bindung zu einem Rückverſicherungsverbande anordnen ($ 46). 
Knappſchaftsvereine können ſich auch freiwillig zu einem Rück⸗ 


1) MinErl. v. 17. 1. 07 3. f. B. 48 178. 

2) Für Krankenkaſſenleiſtungen gilt dies nicht. Sonſt finden die Grund- 
ſätze über Erhöhung der Beiträge und Minderung der Leiſtungen auch gegen- 
über den Krankenkaſſen Anwendung, haben jedoch in dieſer Richtung geringe 
praktiſche Bedeutung. 
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verſicherungsverbande vereinigen ($ 48). Ein ſolcher hat ſich 1907 
als „Knappſchaftliche Rückverſicherungsanſtalt a. G.“ in 
Charlottenburg!) gebildet. 1911 gehörten ihm 38 Knappſchafts⸗ 
vereine an. 

Die Mitgliederbeiträge werden nicht unmittelbar durch die 
Knappſchaftsverwaltung von den Mitgliedern erhoben, vielmehr 
find die Wertsbeſitzer verpflichtet, die Mitgliederbeiträge ein⸗ 
zuziehen — ſie dürfen ſie bei der Lohnzahlung einbehalten — und 
zugleich mit ihren eigenen Beiträgen an den Knappſchaftsverein 
abzuführen. Die Werksbeſitzer haften für die Einziehung und 
Abführung wie für eine eigene Schuld (§ 43). Sie ſind außerdem 
zur Vermeidung erheblicher Nachteile gehalten, die von ihnen be⸗ 
ſchäftigten knappſchaftspflichtigen Perſonen dem Vorſtand anzu⸗ 
melden und fie nach Beendigung des Arbeits- oder Dienſtverhältniſſes 
wieder abzumelden ($ 42). Die Beitreibung der Knappſchafts⸗ 
beiträge erfolgt nach Feſtſetzung durch das OBA. im Wege des 
Verwaltungszwangsverfahrens. 

Im Falle der Zwangsverſteigerung des Bergwerks gewähren 
die Knappſchaftsbeiträge als „gemeine Laſten“ (Art. 17 Abſ. 2 AG. 
z. ZWG.), im Falle des Konkurſes des Bergwerksbeſitzers als 
„Forderungen öffentlicher Verbände“ ($ 61 KO.) ein Vorzugsrecht 
auf Befriedigung in der dritten Klaſſe. Eine Zwangsverſteigerung 
des Bergwerks kann aber nur dann in Frage kommen, wenn der 
Betrieb verliehenes Bergwerkseigentum oder eine ſelbſtändige 
Abbaugerechtigkeit zur Grundlage hat, nicht im Falle des Grund⸗ 
eigentümerbergbaus auf Grund bloß obligatoriſcher Verträge. 

Rückſtändige Beiträge verjähren binnen zwei Jahren nach 
der Fälligkeit (§ 44 Abſ. 3). 

Als Einnahmen der Knappſchaftsvereine kommen auch die 
Eintrittsgelder in Betracht, die nach Beſtimmung der Satzung 
von den Mitgliedern (nicht von den Werksbeſitzern) beim Eintritt 
in die Penſionskaſſe und unter gewiſſen Beſchränkungen (§ 12, 13) 
auch beim Eintritt in die Krankenkaſſe erhoben werden können. 
Sie — und auch die Ordnungsſtrafen?) — unterliegen hin⸗ 


1) Satzung vom 28. Juni 1912 bei Steinbrinck⸗Reuß, Anhang K. 

2) Ordnungsſtrafen können den Mitgliedern durch die Satzung angedroht 
werden. Sie dürfen den dreifachen Betrag des täglichen Krankengeldes nicht 
überſteigen ($ 13 Abſ. 7). 
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ſichtlich der Einziehung und Verjährung den gleichen Vorſchriften 
wie die Beiträge. 


6. Nechtsgang bei Streitigkeiten, 

Der ordentliche Rechtsweg iſt auf dem Gebiete des Knapp⸗ 
ſchaftsrechts ausgeſchloſſen. 

Für Streitigkeiten über Kaſſenleiſtungen, über die Invalidität, 
über Eintrittsgelder und Beiträge iſt ein ſchiedsgerichtliches Ver⸗ 
fahren eingeführt (88 71ff.). In erſter Inſtanz entſcheidet das 
Schiedsgericht, ſoweit nicht die Entſcheidung vom Handels— 
miniſter einem beſonderen Oberverſicherungsamt 6 63 RO.) 
übertragen iſt!). Das Schiedsgericht beſteht aus einem von dem 
Handelsminiſter aus den öffentlichen Beamten ernannten Vor⸗ 
ſitzenden und Beiſitzern, die zu gleichen Teilen von den Werks⸗ 
beiſitzern oder deren Vertretern und von den Knappſchaftsälteſten 
aus ihrer Mitte gewählt werden. Das Schiedsgericht entſcheidet 
in der Beſetzung von fünf Mitgliedern, unter denen ſich je zwei 
Vertreter der Werksbeſitzer und der Kappſchaftsmitglieder befinden 
müſſen. In zweiter Inſtanz entſcheidet das Oberſchieds— 
gericht in Knappſchaftsangelegenheiten, das ſeinen Sitz in 
Berlin hat. Es beſteht ebenfalls aus einem vom Handelsminiſter 
aus den öffentlichen Beamten ernannten Vorſitzenden und Ver— 
tretern der Werksbeſitzer und der Knappſchaftsmitglieder zu gleichen 
Teilen. Außerdem gehören ihm richterliche Bamte, Bergbau⸗ 
verſtändige und Verſicherungsverſtändige an. Es entſcheidet in 
Streitigkeiten über die obenbezeichneten Angelegenheiten in der Be⸗ 
ſetzung von fünf Mitgliedern, und zwar des Vorſitzenden, zweier 
richterlicher Beamten und je eines Vertreters der Werksbeſitzer 
und der Knappſchaftsmitglieder ). 

Die Anrufung des Schiedsgerichts erfolgt durch Einlegung der 
Berufung auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung. Die Be— 


1) Zuſtändig find zurzeit die Knappſchaftsoberverſicherungsämter in 
Halle a. S., Clausthal, Dortmund und Bonn (dieſes mit Spruchkammern in 
Bonn und Saarbrücken) und das Knappſchaftsſchiedsgericht in Breslau. 

2) Der Geſchäftsgang und das Verfahren regeln ſich im einzelnen nach der 
Schiedsgerichtsordnung und der Oberſchiedsgerichtsordnung (in der neuen Faſſung 
noch nicht erlaſſen). Ergänzend tritt die VO. über den Geſchäftsgang und das 
Verfahren der Oberverſicherungsämter v. 24. 12. 11 ein (RGBl. 1095). 
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rufungsfriſt beträgt einen Monat. Gegen die Entſcheidungen der 
Schiedsgerichte und der beſonderen Oberverſicherungsämter ſteht 
innerhalb eines Monats nach Zuſtellung der Entſcheidung beiden 
Teilen die Reviſion an das Oberſchiedsgericht zu. Reviſions⸗ 
gründe ſind nur die Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung 
des beſtehenden Rechts, ein Verſtoß wider den klaren Inhalt der 
Akten und ein weſentlicher Mangel des Verfahrens. Außerdem 
iſt die Reviſion ausgeſchloſſen, wenn es ſich um das Mitglieds⸗ 
verhältnis, Eintrittsgelder oder Beiträge zur Krankenkaſſe, ferner 
wenn es ſich bei Anſprüchen auf Krankenkaſſenleiſtungen um die 
Höhe des Kranken-, Haus⸗ oder Sterbegeldes, Unterſtützungsfälle 
mit geringerer als achtwöchiger Arbeitsunfähigkeit, Wochenhilfe, 
Familienhilfe, Abfindung oder die Koſten des Verfahrens handelt. 
Bemerkenswert iſt die Beſtimmung, daß über 16 Jahre alte 
Minderjährige die Rechtsmittel ſelbſtändig einlegen können. 

Das ſchiedsgerichtliche Verfahren iſt für die Knappſchafts⸗ 
mitglieder im allgemeinen koſtenfrei. Die Koſten des Verfahrens 
trägt, ſoweit ſie nicht von dem Mitglied mutwillig herbeigeführt 
find, der beteiligte Knappſchaftsverein. Die Knappſchaftsvereine 
tragen auch die Koſten der für ihre Bezirke gebildeten Schieds⸗ 
gerichte und nehmen an den Koſten der beſonderen Ober⸗ 
verſicherungsämter teil. 

Soweit nicht das ſchiedsgerichtliche Verfahren ſtattfindet, ſteht 
den Knappſchaftsmitgliedern gegen die Verwaltung des Vorſtandes 
und gegen Entſcheidungen der Knappſchaftsorgane die Beſchwerde 
an das OBA. und die weitere Beſchwerde an den Miniſter für 
Handel und Gewerbe zu ($ 70). 

Der Knappſchaftsverein hat gegen Entſcheidungen des OBA. 
im allgemeinen das Rechtsmittel des Rekurſes an den Handels⸗ 
miniſter. In folgenden Fällen tritt jedoch an Stelle dieſes Rechts⸗ 
mittels die — binnen einer Friſt von einem Monat einzulegende — 
Beſchwerde an das Oberſchiedsgericht: 

a) wenn das OBA. auf Anrufen über die Annahme oder Ab⸗ 
lehnung eines im Knappſchaftsvorſtande mit Stimmengleich⸗ 

heit abgelehnten Antrages entſchieden hat ($ 54); 

b) im Falle des Streits über die vermögensrechtliche Aus— 
einanderſetzung zwiſchen dem Knappſchaftsverein und einem 

austretenden Vereinswerk (§ 2 Abſ. 4); 
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e) bei Nichtbeſtätigung der Satzung wegen mangelnder 
Leiſtungsfähigkeit der Penſionskaſſe (§ 6 Abſ. 3); 

d) wenn das OBA. die Beſchlußfaſſung des Knappſchafts⸗ 
vereins über Erhöhung der Beiträge oder Minderung der 
Leiſtungen angeordnet hat ($ 41 Abi. 2); 

e) im Falle der Auflöſung eines Knappſchaftsvereins oder der 
zwangsweiſen Vereinigung von Penſionskaſſen ($ 47). 

Im Falle a entſcheidet das Oberſchiedsgericht in der Beſetzung 
von drei Mitgliedern, und zwar des Vorſitzenden und je eines 
Vertreters der Werksbeſitzer und der Knappſchaftsmitglieder. Im 
Falle b werden außerdem ein richterlicher Beamter und ein Ver- 
ſicherungsverſtändiger, in den Fällen e, d, e ein Verſicherungs— 
verſtändiger und ein Bergbauverſtändiger zugezogen. 


7. Verhältnis zur Neichsverſicherung. 

A. Krankenverſicherung. Die Knappſchaftsmitglieder ge— 
hören zu den nach $ 165 RVO. für den Fall der Krankheit ver⸗ 
ſicherten Perſonen. Der Verſicherungspflicht wird aber durch 
die Mitgliedſchaft bei einer nach landesgeſetzlichen Vorſchriften 
errichteten knappſchaftlichen Krankenkaſſe genügt. Die 
gleichzeitige Mitgliedſchaft bei einer reichsgeſetzlichen Krankenkaſſe 
iſt nicht nur, wie ſchon früher, nicht erforderlich, ſondern nach 
ss 225 Abſ. 2, 312 RVO., $ 11 KnG. unzuläſſig. Die RVO. 
enthält ($$ 495 ff.) Sondervorſchriften für knappſchaftliche Kranken⸗ 
kaſſen, insbeſondere über ihre Mindeſtleiſtungen — dieſe Vor⸗ 
ſchriften ſind in das Knappſchaftsgeſetz übernommen — und regelt 
im fünften Buchauch die Beziehungen der knappſchaftlichen Kranken⸗ 
kaſſen zu anderen Verſicherungsträgern und ſonſt Verpflichteten. 

B. Unfallverſicherung. Nach der RVO. ( 537, 544) find 
auch die auf Bergwerken uſw. beſchäftigten Arbeiter und Betriebs⸗ 
beamten !), deren Jahresarbeitsverdienſt nicht 5000 M. überſteigt, 
gegen Betriebsunfälle verſichert. Durch die Satzung der Genoſſen⸗ 
ſchaft kann die Verſicherungspflicht auf Betriebsbeamte mit höherem 
Jahresarbeitsverdienſt ausgedehnt werden ($ 548 Nr. 3). Gegenſtand 
der Verſicherung iſt der Erſatz des Schadens, der durch Körperver- 
letzung oder Tötung entſteht. Die Entſchädigung umfaßt regelmäßig: 

1) Die Unfallfürſorge für Staatsbeamte iſt durch das Geſ. v. 2. Juni 
1902 (GS. 153) beſonders geregelt. 
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a) bei Verletzung vom Beginn der 14. Woche nach dem 
Unfall: Krankenbehandlung und eine Rente für die Dauer 
der Erwerbsunfähigkeit (Vollrente, Teilrente) oder freie Kur 
und Verpflegung in einer Heilanſtalt (Heilanſtaltspflege) nebſt 
einer Angehörigenrente, 

p) bei Tötung: Sterbegeld und Hinterbliebenenrente. 

Die Mittel werden von den Unternehmern allein aufgebracht. 
Träger der Unfallverſicherung für die lm Bergbau beſchäftigten 
Perſonen iſt die Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft) in Berlin 
(vgl. $ 630 Abſ. 2). Sie erſtreckt ſich über das ganze Reich und 
umfaßt alle Betriebe, die landesgeſetzlich beſtehenden Knappſchafts⸗ 
vereinen oder Knappſchaftskaſſen angehören, mit beſtimmten Aus⸗ 
nahmen (Hütten). Sie zerfällt in acht Sektionen. Für die 
Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft gelten einige Sondervorſchriften 
der RVO. (Knappſchaftsälteſte als Vertreter der Verſicherten, 
Anteil der Sektionen an der Verſicherungslaſt, Zahlung der Ent⸗ 
ſchädigungen durch die Knappſchaftsvereine — $$ 687, 713, 730). 

Beziehungen zur Knappſchaftsberufsgenoſſenſchaft haben die 
Knappſchaftsvereine einerſeits als Krankenkaſſen, anderſeits als 
Penſionskaſſen. 

In erſterer Hinſicht gelten die allgemeinen Grundſätze der 
RVO. über das Verhältnis der Krankenverſicherung zur Unfall- 
verſicherung und der Krankenkaſſen zu den Genoſſenſchaften. 
Folgendes iſt hervorzuheben. Während der erſten 13 Wochen 
nach dem Unfall werden dem Verletzten vom Knappſchaftsverein 
die Krankenkaſſenleiſtungen gewährt:). Vom Beginn der 5. bis zum 
Ablauf der 13. Woche muß jedoch das Krankengeld mindeſtens zwei 
Drittel des für die Knappſchaftskrankenkaſſe maßgebenden Grundlohns 
betragen. Das Mehr trägt die Genoſſenſchaft, ſofern über die 
13. Woche hinaus eine Entſchädigung zu leiſten iſt, ſonſt in der 
Regel der Unternehmer. Im Intereſſe einer einheitlichen und 
zweckmäßigen Heilbehandlung iſt den Genoſſenſchaften freigeſtellt, 


) Satzung vom 26. Sept. 1912. 

2) Fällt die Zahlung des Krankengeldes ſchon vorher wegen Wieder⸗ 
herſtellung des Verletzten fort, ſo iſt die durch die dauernde Beſchränkung der 
Erwerbsfähigkeit bedingte Unfallrente ſchon von dieſem Zeitpunkt ab zu zahlen 
(88 582, 583 RV O.). 
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das Heilverfahren gegen entſprechenden Koſtenerſatz ſchon vor 
Ablauf der 13. Woche zu übernehmen oder nach deren Ablauf 
weiter der Krankenkaſſe zu belaſſen. Mit dem Beginn der 
14. Woche tritt neben die knappſchaftliche die reichsgeſetzliche 
Unfallfürſorge in der Weiſe, daß die auf Geſetz oder Satzung be— 
ruhenden Pflichten des Knappſchaftsvereins grundſätzlich unberührt 
bleiben ($ 1527). Leiſtet indeſſen der Knappſchaftsverein pflicht⸗ 
gemäß für eine Zeit, für die der Berechtigte infolge des Unfalls 
einen Anſpruch auf reichsgeſetzliche Unfallentſchädigung hatte oder 
noch hat, jo kann der Knappſchaftsverein mit gewiſſen Ein⸗ 
ſchränkungen als Erſatz die Unfallentſchädigung beanſpruchen ($ 1528). 
Soweit er einen ſolchen Erſatzanſpruch im Falle eigener Leiſtung 
haben würde, kann er die von dem Träger der Unfallverſicherung 
gewährten Entſchädigungen auf die ihm ſelbſt obliegenden an⸗ 
rechnen ($ 1529). Auch kann die Knappſchaftsſatzung beſtimmen, 
daß bei einer Unfallkrankheit für die Zeit, für die Unfallrente 
oder Heilanſtaltspflege gewährt wird, Krankengeld nur ſoweit zu 
gewähren iſt, als es den Betrag der Unfallrente überſteigt 
( 1529, 1511). 


Als Penſionskaſſe tritt der Knappſchaftsverein mit der 
Unfallverſicherung in Berührung, ſoweit es ſich um die Gewährung 
der Knappſchaftspenſion an bergfertige Unfallrentenempfänger und 
um die Hinterbliebenenfürſorge handelt. Auch die Unterſtützungs⸗ 
pflicht der Knappſchaftspenſionskaſſe bleibt unberührt, jedoch hat 
ſie, wie die Krankenkaſſe, das Recht auf Erſatz oder auf An⸗ 
rechnung ($$ 1527 bis 1530 RVO.). Vorausſetzung der Geltend- 
machung dieſes Rechts iſt, daß die Bewilligung der Knappſchafts⸗ 
leiſtungen und die Bewilligung der berufsgenoſſenſchaftlichen 
Leiſtungen in urſächlichem Zuſammenhange ſtehen Einheit des 
Leiſtungsgrundes). Ein ſolcher iſt aber nach der Rechtſprechung 
des OVG. ſchon dann anzunehmen, wenn die Unfallverletzung 
als eine von mehreren zuſammenwirkenden Urſachen der Berg- 
fertigkeit erheblich ins Gewicht fällt. 


C. Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung. 
Dieſer unterliegen vom vollendeten 16. Lebensjahre auch die auf 
Bergwerken uſw. beſchäftigten Arbeiter und die Betriebsbeamten 
mit nicht mehr als 2000 M. Jahresarbeitsverdienſt ($ 1226). 
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Gegenſtand der Verſicherung ſind Invaliden- und Altersrenten, 
ſowie Renten, Witwengeld und Waiſenausſteuer für Hinterbliebene 
($$ 1250 ff.). Eine weſentliche Verſchiedenheit gegenüber der 
knappſchaftlichen Penſionsverſicherung beſteht inſofern, als In⸗ 
validenrente nicht ſchon bei Eintritt der Unfähigkeit zur Berufs⸗ 
arbeit, ſondern nur bei Eintritt der dauernden Invalidität gewährt 
wird. Als invalide gilt, wer nicht mehr imſtande iſt, durch eine 
Tätigkeit, die ſeinen Kräften und Fähigkeiten entſpricht und ihm 
unter billiger Berückſichtigung ſeiner Ausbildung und ſeines bis⸗ 
herigen Berufes zugemutet werden kann, ein Drittel deſſen zu 
erwerben, was körperlich und geiſtig geſunde Perſonen derſelben 
Art mit ähnlicher Ausbildung in derſelben Gegend durch Arbeit 
zu verdienen pflegen ($ 1255). Die Frage des Eintritts der 
Invalidität iſt alſo mit Rückſicht auf die Lage des allgemeinen 
Arbeitsmarktes zu prüfen. Eine weitere wichtige Abweichung von 
der Knappſchaftsfürſorge liegt darin, daß die erſt durch die RVO. 
eingeführte Witwenrente nur der dauernd invaliden Witwe ge— 
währt wird ($ 1258 Abſ. 1). 


Die Mittel werden von den Arbeitgebern und Verſicherten 
zu gleichen Teilen aufgebracht. Außerdem zahlt das Reich Zu- 
ſchüſſe für die tatſächlich gezahlten Renten uſw. (auch den Sonder⸗ 
anſtalten). 


Verſicherungsträger ſind im allgemeinen die Ver— 
ſicherungsanſtalten, die ſich in Preußen an die Bezirke der 
Provinzen anſchließen. Doch können vom Bundesrat unter beſtimmten 
Vorausſetzungen auch Sonderanſtalten mit der Wirkung zugelaſſen 
werden, daß die Beteiligung an ſolchen der Verſicherung in einer 
Verſicherungsanſtalt gleich gilt (8$ 1360 ff.). Als derartige Sonder- 
anſtalten ſind auf dem Gebiete des preußiſchen Bergbaues an⸗ 
erkannt der Allgemeine Knappſchaftsverein zu Bochum, der Saar- 
brücker Knappſchaftsverein und die Norddeutſche Knappſchafts⸗ 
penſionskaſſe zu Halle a. S., die die meiſten Knappſchaftsvereine 
der Oberbergamtsbezirke Halle und Klausthal ſowie einige außer⸗ 
preußiſche Knappſchaftsvereine umfaßt und für deren Mitglieder 
die Geſchäfte der reichsgeſetzlichen Invaliden- und Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung beſorgt. 

Für das Verhältnis der Knappſchaftskrankenkaſſen zur reichs⸗ 
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geſetzlichen Invaliden⸗ und Hinterbliebenenfürſorge gelten die all- 
gemeinen Grundſätze der RVO. ( 1269, 1518 bis 1521, 
1372 III 20). Insbeſondere kann die Verſicherungsanſtalt oder 
Sonderanſtalt ein Heilverfahren einleiten, um die infolge einer 
Erkrankung drohende Invalidität abzuwenden, und dafür in be- 
ſtimmtem Umfang Erſatz von der Krankenkaſſe fordern. Beſonders 
geregelt iſt das Verhältnis der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung 
zur reichsgeſetzlichen Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung, 
da ſich die Aufgaben dieſer Verſicherungszweige zum Teil decken 
und unter Umſtänden eine Überverſicherung eintreten könnte. Aus 
dieſem Grunde können die Knappſchaftsvereine die Invaliden⸗ und 
Altersunterſtützungen, die ſie ihren reichsgeſetzlich verſicherten Mit⸗ 
gliedern geben, ermäßigen, jedoch höchſtens um den Wert der 
reichsgeſetzlichen Bezüge gleicher Art und nur ſofern gleichzeitig 
die Beiträge entſprechend herabgeſetzt werden!) ($ 1321). Hin⸗ 
ſichtlich der Hinterbliebenenverſicherung iſt geſetzliche Regel, daß 
ſich — bei entſprechender Herabſetzung der Beiträge — die 
knappſchaftlichen Leiſtungen um den halben Wert der reichsgeſetz⸗ 
lichen Bezüge gleicher Art ermäßigen, daß jedoch der Geſamt⸗ 
betrag der Unterſtützungen um den Betrag des Reichszuſchuſſes höher 
ſein muß als die knappſchaftlichen Leiſtungen ohne Ermäßigung. 
Durch die Satzung kann beſtimmt werden, daß die Unterſtützungen 
und die entſprechenden Beiträge um einen geringeren Teil oder 
gar nicht ermäßigt werden ($ 1322). 

Dieſe Grundſätze gelten ſowohl für die Knappſchaftsvereine, 
die neben den reichsgeſetzlichen Verſicherungsanſtalten als ſog. 
Zuſchußkaſſen rein knappſchaftlicher Natur fortbeſtehen, als auch 
für die Sonderanſtalten Für dieſe gilt noch der beſondere 
Grundſatz, daß, wenn ſie beſondere oder erhöhte Beiträge für 
die reichsgeſetzlichen Leiſtungen erheben, dieſe auf die knappſchaft⸗ 
lichen Leiſtungen nur ſoweit angerechnet werden dürfen, daß auf 
jede reichsgeſetzliche Rente mindeſtens der Reichszuſchuß gezahlt 
wird. 

D. Angeſtelltenverſicherung. Nach dem Verſicherungsgeſetz 
für Angeſtellte vom 20. Nov. 1911 (RGBl. 989) ſind Angeſtellte 


1) Tatſächlich wird faſt überall neben der Reichsinvalidenrente die volle 
Knappſchaftspenſion gezahlt. 
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mit einem Jahresarbeitsverdienſte von nicht mehr als 5000 M. 
vom vollendeten 16. Lebensjahr an für den Fall der Berufs⸗ 
unfähigkeit und des Alters ſowie zugunſten der Hinterbliebenen 
verſichert. Für Angeſtellte mit nicht mehr als 2000 M. Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt beſteht die Angeſtelltenverſicherung neben der In⸗ 
validen⸗ und Hinterbliebenenverſicherung. Sie bietet mehr als dieſe, 
inſofern die Gewährung des Ruhegeldes ſchon bei Berufsinvalidität 
und nicht erſt bei einem Lebensalter von 70, ſondern ſchon 
bei einem ſolchen von 65 Jahren eintritt, die Witwenverſorgung 
ſich nicht auf invalide Witwen beſchränkt, die Waiſenverſorgung 
nicht nur bis zum vollendeten 15., ſondern bis zum vollendeten 
18. Lebensjahre reicht uſw. Träger der Verſicherung iſt die 
Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte in Berlin— 
Wilmersdorf. Die Mittel werden durch Beiträge der Arbeitgeber 
und Verſicherten (ohne Reichszuſchuß) aufgebracht. 

Auch die Angeſtelltenverſicherung iſt eine Zwangsverſicherung, 
jedoch können Knappſchaftsvereine auf den Antrag des Vorſtandes 
oder der Mehrheit der verſicherungspflichtigen Beamtenmitglieder 
vom Bundesrat als Erſatzkaſſen zugelaſſen werden und damit 
an Stelle der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte treten. 
Vorausſetzungen der Zulaſſung ſind, daß die Leiſtungen der Erſatz⸗ 
kaſſen denen der Reichsverſicherung mindeſtens gleichwertig und 
in dieſer Höhe gewährleiſtet ſind und daß die Werksbeſitzer— 
beiträge mindeſtens den reichsgeſetzlichen Arbeitgeberbeiträgen oder, 
ſoweit die Beiträge der Verſicherten höher ſind, dieſen gleichkommen 
(88 388, 372ff. AV G.). Ein zweiter Weg ($$ 387, 365ff. AVG. 
it der, daß der Knappſchaftsverein Zuſchußkaſſe wird. Als 
ſolche kann er die reichsgeſetzlichen Leiſtungen ganz oder zum Teil 
auf die Knappſchaftsleiſtungen anrechnen, wofern die dem an- 
gerechneten Betrage entſprechenden Beiträge zur reichsgeſetzlichen 
Verſicherung aus den Mitteln des Knappſchaftsvereins an die 
Reichsverſicherungsanſtalt bezahlt werden und die Arbeitgeber 
mindeſtens die Hälfte der aus den Mitteln des Knappſchafts⸗ 
vereins zu zahlenden reichsgeſetzlichen Beiträge entrichten. Wird 
ein Knappſchaftsverein weder Erſatzkaſſe noch Zuſchußkaſſe, ſo tritt 
für deſſen Beamtenmitglieder neben die knappſchaftliche die Reichs⸗ 
verſicherung (Zulagekaſſen), indeſſen iſt die Aufhebung der 
knappſchaftlichen Verſicherung zuläſſig ($ 29). 
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XX. Uberreſte des älteren Bergrechts. 


1. Tängen⸗ und Geviertfeld. Umwandlungs- und 
Erweiterungsantrag. 

Das Bergwerksfeld des ABG. wird von geraden Linien an 
der Oberfläche und von ſenkrechten Ebenen in die ewige Teufe 
begrenzt ($ 26). Die Feldesbegrenzung ſteht alſo außer Beziehung 
zu dem Verhalten der Lagerſtätte, in der der Fund gemacht iſt. 
Im Gegenſatz hierzu war das ältere preußiſche und deutſche Berg⸗ 
recht von dem Grundgedanken beherrſcht, daß das Bergbaurecht 
nur die Fundlagerſtätte oder einen Teil davon ergreife und dem 
gemäß die natürlichen Grenzen der Fundlagerſtätte, ſoweit möglich, 
für die Grenzen des Bergbaurechts beſtimmend ſein müßten. 
Damit hängt auch zuſammen, daß je nach der geognoſtiſchen Ver⸗ 
ſchiedenheit der Lagerſtätten Bergwerksfelder verſchiedener Art 
verliehen wurden, nämlich Längenfelder oder geſtreckte Felder 
bei Entdeckung von Gängen), Geviertfelder bei Entdeckung 
von Flözen ). 

Ein Gang wird im Fallen durch das Ausgehende und das 
Tiefſte (die ewige Teufe), im Streichen durch die Punkte, wo 
die Fortſetzung des Ganges im Streichen aufhört, in der Mächtig— 
keit (Dicke) durch das Hangende und Liegende begrenzt. Im 
Fallen waren die Grenzen des Ganges auch die Grenzen des 
Längenfeldes. Im Streichen wurde dagegen der Gang nicht 
als Ganzes, ſondern nur unter Beſchränkung auf die „Fundgrube“ 
und die „Maßen“ verliehen. Die Fundgrube und die Maßen 
wurden durch Längenmaße beſtimmt, die in der Streichungslinie 
des Ganges vom Fundpunkt aus teils nach der einen, teils nach 
der anderen oder auch nur nach einer Richtung hin abgemeſſen 
wurden. Die Feldeslänge ſetzte ſich zuſammen aus der Fundgrube 
und den Maßen). Die Unterſcheidung zwiſchen Fundgrube und 
Maßen rührt daher, daß an der Fundgrube der Muter von vorn— 
herein ein andere ausſchließendes Vorrecht hatte. Was drittens 


1) Gänge durchſchneiden quer das fie umgebende Gebirge, während Flöze 
und Lager mit den ſie umgebenden Schichten parallel laufen. — Wegen der 
Diſtriktsfelder vgl. S. 34. 

2) Der Muter erhielt in der Regel eine Fundgrube zu 42 Lachtern und 
2 bis 20 Maße zu je 28 Lachtern. 
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die Mächtigkeit betrifft, ſo wurde von der natürlichen Begrenzung 
des Ganges durch das Hangende und Liegende ausgegangen, dazu 
aber eine künſtliche Erweiterung in Geſtalt der Vierung gewährt. 
Die Vierung wird durch zwei den Grenzflächen des Hangenden 
und Liegenden parallele Ebenen gebildet und durch ein Längen- 
maß, nämlich dem ſenkrechten Abſtand der Vierungsebene vom 
Hangenden und vom Liegenden!) bezeichnet. Die Bedeutung der 
Vierung lag hauptſächlich darin, daß, wenn der Gang verloren 
und innerhalb der Vierung wiedergefunden wurde, der wieder⸗ 
gefundene Gang kraft einer unwiderlegbaren?) Rechtsvermutung als 
Fortſetzung des verlorenen (verdrückten) galt und demgemäß unter 
das an dieſem beſtehende Bergbaurecht fiel. 

Bei der Begrenzung der auf Flöze zu verleihenden Berg— 
werksfelder wurde in der Regel anders verfahren, da die natür- 
lichen Endpunkte eines Ganges in der Fallrichtung, das Aus— 
gehende und das Tiefſte, bei einem Flöz im allgemeinen nicht in 
Betracht kommen. Die Fundgrube und die Maße wurden auf 
den Flözen ins Geviert vermeſſen, d. h. als Flächenmaße, in 
Quadratlachtern ausgedrückt, verliehen). Die Zugabe der Vierung 
war auch bei Geviertfeldern üblich. 

Die Feldesbegrenzung in der Form der Längen⸗ und Geviert⸗ 
felder hat erhebliche Mängel. Die Anlehnung an die natürlichen 
Grenzen der Lagerſtätte hat zur Folge, daß bei der Verleihung 
ein ſicheres Bild über die eigentliche Lage des Feldes nicht zu 
gewinnen iſt. Auch die Vermeſſung iſt ſchwierig und bietet keine 
ſicheren Ergebniſſe (vgl. S. 116f.). Die tatſächlichen Feldesgrenzen 
werden erſt nach und nach durch den fortſchreitenden Abbau außer 
Zweifel geſtellt. Wenn Gänge, an denen verſchiedene Bergbau- 
rechte beſtanden, unterirdiſch zuſammentrafen, ſo gab nach gem. 
deutſchen Bergrecht das „Alter im Felde“ den Vorrang, doch 
konnte dieſer Grundſatz das Entſtehen zahlloſer Rechtsſtreitigkeiten 
nicht hindern. 

Für den Steinkohlenbergbau brachte einen weſentlichen 


1) Meiſt 7 Lachter, und zwar 3½ ins Hangende und 3½ ins Liegende. 
2) So RG. 25. Nov. 1908 Z. f. B. 51 296, in der Literatur beſtritten. 
3) Im Bereiche der Cleve⸗MärkBO. wurden auch auf Steinkohlenflöze 
Längenfelder verliehen, indem als Grenzen an Stelle des Ausgehenden und des 
Tiefſten der Sattel des Flözes und das Muldentiefſte angenommen wurden. 
Voelkel, Grundzüge des Bergrechts. 26 
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Fortſchritt das Geſ. über die Verleihung des Bergeigentums auf 
Flözen vom 1. Juli 1821, wodurch das Höchſtmaß der Vierung 
für die Steinkohlenfelder im Bereiche der Cleve-MärkBO. auf 
500 Lachter erhöht und den Geviertfeldern unter Erhöhung der 
Höchſtzahl der Maßen auf 1200 (etwa die Hälfte eines Maximal⸗ 
feldes des ABG.) die ewige Teufe!) verliehen wurde. Ein dem 
Landtage 1856 vorgelegter Geſetzentwurf über die Bergeigentums⸗ 
verleihung, der die Feldesbegrenzung allgemein unter Feſtſtellung 
eines Minimal- und eines Maximalfeldes für die verſchiedenen 
Mineralien in der Weiſe regeln wollte, daß innerhalb des gegebenen 
Rahmens die Bergbehörde nach Ermeſſen die Feldesgröße zu be⸗ 
ſtimmen haben ſollte, iſt nicht Geſetz geworden. 

Durch das ABG. iſt an der Begrenzung der Bergwerke, die 
bei ſeinem Inkrafttreten beſtanden, nichts geändert, jedoch den. 
Bergwerkseigentümern die Möglichkeit geboten, der Vorteile der 
neuen Beſtimmungen über die Feldesgrenze und die Feldesgröße 
durch Umwandlung ihrer geſtreckten Felder in gevierte und 
Erweiterung ihrer gevierten Felder bis zu der neuen Maximal⸗ 
feldesgröße ?) teilhaft zu werden (8 216 bis 219). Ein Erweiterungs- 
antrag konnte nur innerhalb ſechs Monaten nach dem Inkraft⸗ 
treten des ABG. geſtellt werden. Dagegen iſt die Stellung des 
Umwandlungsantrags an keine Friſt gebunden. Ein folcher 
Antrag gilt in Beziehung auf das begehrte Feld als Mutung und 
unterliegt im allgemeinen auch den formellen Vorſchriften über das 
Mutungsverfahren. Sind mehrere Umwandlungsanträge auf das⸗ 
ſelbe Feld gerichtet, ſo geht aber nicht der ältere Antrag vor, 
vielmehr wird das Feld geteilt ($ 217). Die Umſchließung eines 
anderen Längenfeldes durch das umgewandelte Feld kann für 
den Eigentümer des Längenfeldes Nachteile zur Folge haben. 
Sie iſt daher nur mit ſeiner Einwilligung zuläſſig ($ 216). Hieraus 
erklärt ſich, daß in einzelnen Bergbaugebieten, wo zahlreiche 
Längenfelder nahe beieinander verliehen ſind (Siegerland), von 
dem Umwandlungsrechte wenig Gebrauch gemacht worden iſt. 
Durch die Feldesumwandlung und »erweiterung entſteht kein neues 


1) Vgl. auch $ 220 ABG. (Geviertfelder im Kreiſe Wetzlar). 

2) In der Praxis wurde auch nach dem Inkrafttreten des Geſ. vom 1. Juli 
1821 eine Erweiterung der älteren Steinkohlenfelder bis zu der neueingeführten 
Maximalausdehnung im Wege einer „Zumutung“ für zuläſſig angeſehen. 
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Bergwerkseigentum. Die dinglichen Laſten bleiben auf dem um⸗ 
gewandelten oder erweiterten Bergwerke haften. 


2. Erbſtollengerechtigkeit. 

Ein Stollen oder Stolln (Mehrzahl: Stollen oder Stölln) 
iſt ein Grubenbau, der von einem tief gelegenen Orte aus (z. B. 
einer Talſohle) ſöhlig (horizontal) oder mit geringem Anſteigen 
in das Gebirge getrieben wird. Das Recht, einen Stollen inner⸗ 
halb des Bergwerksfeldes zu treiben, iſt ein natürlicher Ausfluß 
der Bergbauberechtigung. In früherer Zeit konnte aber das 
Recht, einen Stollen von einem beſtimmten Anſatzpunkt aus in 
beliebiger Richtung ſowohl durch freies als auch durch fremdes 
Feld zu treiben, auch als ſelbſtändiges Recht Erbſtollen— 
gerechtigkeit) erworben werden und zwar, wie das Bergwerks— 
eigentum ſelbſt, im Wege der Mutung und Verleihung. Zweck 
des Erbſtollens konnte ſowohl die Waſſer- und Wetterlöſung vor⸗ 
handener und ſpäter anzulegender Grubenbaue, als auch die Auf- 
ſuchung neuer Lagerſtätten ſein. Die Abführung der Waſſer und 
Wetter mehrerer Bergwerke durch eine auf fremde Koſten aus⸗ 
geführte Stollenanlage bot große bergtechniſche und wirtſchaftliche 
Vorteile. Die Erbſtollen ſpielten daher im Mittelalter eine große 
Rolle. Man nannte ſie „das Herz und die Schlüſſel der Gebirge“ 
und das Erbſtollenrecht nimmt ſchon in den älteſten Bergrechts⸗ 
aufzeichnungen, z. B. der Iglauer, einen großen Raum ein. Als 
Entgelt für die fremden Bergwerken geleiſtete Hilfe erhielt der 
Erbſtöllner von dieſen in verſchiedener Weiſe bemeſſene Erbſtollen⸗ 
gebühren, auch durfte er fremde Grubenbaue mitbenutzen und die 
innerhalb des Erbſtollens gewonnenen Mineralien für ſich behalten 
(Stollenhieb). Im freien Felde galt das Gewinnungsrecht des 
Erbſtöllners nicht nur innerhalb des Stollenraumes, ſondern darüber 
hinaus innerhalb der Vierung. Es erſtreckte ſich in jedem Falle 
auf alle regale Mineralien, ging alſo inſofern weiter, als das 
Recht des Bergwerkseigentümers, der auf die ihm verliehenen 
Mineralien beſchränkt war. 

Eine Gefahr für den Beſtand der ſonſt im älteren Bergrecht 
auffallend bevorzugten Erbſtollengerechtigkeit lag darin, daß der 
Erbſtollen enterbt werden konnte. Die Enterbung geſchah dadurch, 


daß in einer beſtimmten Mehrteufe (in der Regel 7 Lachter) ein 
16 
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neuer Erbſtollen angelegt wurde, der den Zweck des oberen eben⸗ 
falls erfüllte, alſo die Bergwerke in einer tieferen Sohle löſte. 
Außerdem konnte unter beſtimmten Vorausſetzungen, namentlich 
bei Unterlaſſung der Forttreibung des Stollens innerhalb der ge⸗ 
ſtellten Friſten, eine Freifahrung des Erbſtollens ſtattfinden. 


Die Erbſtollengerechtigkeit verlor ihre wirtſchaftliche Daſeins⸗ 
berechtigung, die hauptſächlich in der Waſſerlöſung lag, mit der 
allgemeinen Einführung der Waſſerhaltungsmaſchine. Die Berg⸗ 
geſetzgebung einzelner Staaten, ſo auch Preußens, verſuchte zu⸗ 
nächſt eine Anpaſſung des Erbſtollenrechts an die neuen Ver⸗ 
hältniſſe in der Weiſe, daß die Verleihung des Erbſtollenrechts 
für eine Waſſerhaltungsmaſchine und die Enterbung eines Erb— 
ſtollens durch eine ſolche, zugelaſſen wurde, wenn ſie die Waſſer 
7 Lachter tiefer hob und der Grube in dieſer Tiefe Waſſerloſung 
verſchaffte. Trotzdem machten ſich die Erbſtollengebühren, die der 
Bergwerkseigentümer ohne Rückſicht auf ſein Intereſſe an den 
Erbſtollen zu zahlen hatte, vielfach als eine drückende und mirt- 
ſchaftlich ungerechtfertigte Laſt fühlbar. 

Das ABG. ($ 223) hat daher die Verleihung von Erbſtollen⸗ 
rechten für die Zukunft ausgeſchloſſen und dafür den ähnlichen 
Zwecken dienenden, aber weſentlich verſchiedeneu Hilfsbau eingeführt. 
Die beſtehenden Erbſtollenrechte ſind aber nicht beſeitigt worden. 
Sie ſind auch jetzt noch, insbeſondere hinſichtlich der Aufhebungs⸗ 
arten, nach früherem Recht zu beurteilen ($ 223 Abſ. 2). Eine 
Erleichterung der Aufhebung hat das ABG. ($ 223 Abſ. 3) für 
den Geltungsbereich des ALR. durch die Beſtimmung herbei⸗ 
geführt, daß es zur Befreiung eines Bergwerks von den Erb— 
ſtollengebühren durch eine Waſſerhaltungsmaſchine einer beſonderen 
Verleihung der Erbſtollengerechtigkeit für dieſe Maſchine nicht mehr 
bedarf, vielmehr beim Vorhandenſein der ſonſtigen Bedingungen 
der Enterbung dieſe ohne weiteres eintritt. 

Die Eintragung der Erbſtollengerech k igkeit in das Grundbuch 
iſt nicht erforderlich. Iſt aber die Erbſtollengerechtigkeit auf An⸗ 
trag des Berechtigten im Grundbuche eingetragen!), jo unterliegt 
ſie in demſelben Umfange wie das Bergwerkseigentum den ſich 


1) § 7 GBO., Art. 17 Abſ. 2 AG. z. GBO. 
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auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften des BGB.), ſowie auch 
der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen). 


3. Ireikure und ähnliche Vechte ). 

Die Freikuxe bildeten im älteren Recht die Form, in der 
der Eigentümer eines verliehenen Bergwerks zur Schadloshaltung 
des Grundeigentümers (Erb- oder Grundkuxe), zu gewiſſen ſozialen 
Leiſtungen (Knappſchaftskuxe, Kirchen⸗ und Schulkuxe) oder auch 
zu ſtaatlichen Abgaben (landesherrliche Freikuxe der Cleve⸗Märk. 
BO.) herangezogen wurde. 

Der Vorteil, den ſie dem Berechtigten gewährten, lag darin, 
daß dieſer an der Ausbeute des Bergwerks in einem beſtimmten 
Verhältnis teilnahm, dagegen Zubuße nicht zu zahlen hatte. Sie 
waren überhaupt nicht, wie die eigentlichen — „gewerkſchaftlichen“ 
oder „verzubußenden“ — Kuxe, Miteigentumsanteile am Berg⸗ 
werk, ſondern, wie durch § 224 Abſ. 2 ABG. zur Beſeitigung 
einer früheren Streitfrage deklaratoriſch feſtgeſtellt iſt, nur Real⸗ 
berechtigungen auf einen beſtimmten Ausbeuteanteil. Die Frei⸗ 
kuxberechtigten hatten auch kein Stimmrecht in den Gewerken— 
verſammlungen. 

Von den urſprünglich gewährten Freikuxen ſind zuerſt (1851) 
die zwei landesherrlichen der Cleve-MärkBO., ſodann durch das 
KnG. von 1854 bei Einführung der geſetzlichen Pflicht zur Zahlung 
von Knappſchaftsbeiträgen die zwei knappſchaftlichen aufgehoben 
worden. Das ABG. hat die Entſtehung neuer Freikuxberech⸗ 
tigungen ausgeſchloſſen, indeſſen die beſtehenden (zwei Erb- oder 
Grundkuxe, zwei Kirchen⸗ und Schulkuxe) ohne Rückſicht darauf, 
ob fie bereits ausgeübt wurden, aufrechterhalten und nur die Ab- 
lösbarkeit, die früher für die Grundkuxe nicht beſtand, allgemein 
ausdrücklich feſtgeſtellt. Von der Ablösbarkeit iſt bisher wegen der 
Schwierigkeit der Berechnung einer angemeſſenen Ablöſungsſumme 
wenig Gebrauch gemacht worden. 

Das Rechtsverhältnis der Freikuxberechtigten zur Gewerkſchaft 
regelt ſich nach wie vor nach dem ALR. und den revidierten 
Bergordnungen. Der Freikux berechtigt zu dem gleichen Ausbeute⸗ 


1) Art. 40 AG. z. BGB. 
2) $ 870 Abs. 1 ZPO. 
3) ABG. 88 224, 225. 
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anteil wie ein gewerkſchaftlicher Kur a. R.!) und, ebenſo wie 
dieſer nach früherem Recht, zu dem Anſpruch auf Auszahlung des 
Anteils, ſobald die Zeche eine „Ausbeutezeche“ geworden iſt. Das 
ALR. unterſchied „Zubußzechen“, bei denen die Betriebskoſten 
noch durch Zubuße aufgebracht werden müſſen, „Freibauzechen“, 
bei denen die Betriebseinnahmen zur Beſtreitung der Betriebs⸗ 
koſten und zum weiteren Fortbau der Grube ausreichen, „Ver⸗ 
lagszechen“, bei denen die Betriebseinnahmen die Betriebskoſten 
überſteigen aber zur Rückerſtattung der Zubußen und Schulden 
(des „Verlages“ oder „Rezeſſes“) noch nicht ausgereicht haben, 
und „Ausbeutezechen“, die nach wiedererſtattetem Verlage und 
nach Abzug der zum weiteren Betriebe nötigen Koſten einen 
reinen Überſchuß abwerfen (88 296 ff. ALR. II, 16). Der Frei⸗ 
kuxberechtigte kann verlangen, daß ihm unter Anwendung dieſer 
Grundſätze Rechnung gelegt wird. 

Die Freikuxe ſind aus früherer Zeit vielfach noch im Grund— 
buch eingetragen. Nach geltendem Recht ſind ſie als „gemeine 
Laſten“ weder eintragungsbedürftig noch eintragungsfähig. Im 
Falle der Zwangsverſteigerung des Bergwerks gehen ſie unver⸗ 
ändert auf den Erſteher über . 

Der Erb- oder Grundfur ſteht dem Eigentümer des Grund— 
ſtücks zu, auf dem ſich die Fundgrube befindet, und zwar als 
ſubjektiv⸗dingliches, mit dem Eigentum an dem Grundſtück un⸗ 
trennbar verbundenes Recht. Erſtreckt ſich die Fundgrube über 
mehrere Grundſtücke, ſo ſind die mehreren Grundſtückseigentümer 
nach Maßgabe ihres Anteils an der Fundgrube auch an den 
Grundkuxen beteiligt. Dagegen ſtehen die Kirchen- und Schul— 
kuxe der Kirche und Schule zu, „unter deren Sprengel die 
Zeche liegt“ ($ 134 ALR. II, 16). Hier dürfte nicht die Lage 
der Fundgrube oder des Bergwerksfeldes, ſondern der Bergwerks⸗ 
anlage den Ausſchlag geben. Sind die Kirchengemeinde und die 


1) Bei 122 Kuxen und 6 Freikuxen war der Anteil jedes Kuxes und 
Freikuxes 1/128, bei 128 Kuren und 6 Freikuxen 1/134 der Ausbeute. 

Dies Verhältnis iſt etwas verſchoben worden durch den Fortfall der 
Knappſchaftskure. Da hierdurch weder die Quote des Ausbeuteanteils der 
anderen Freikuxberechtigten noch die Zahl der gewerkſchaftlichen Kuxe verändert 
worden iſt ($ 224 Abſ. 3), jo iſt der Ausbeuteanteil der gewerkſchaftlichen Kuxe 
etwas höher geworden. 

2) Art. 1, 2 AG. z. ZVG.; Art. 11 Abſ. 1 AG. z. GewO. 
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Schulgemeinde verſchiedene Rechtsſubjekte, jo entfällt ein Freikux 
auf die Kirche und ein Freikux auf die Schule. 

Eine Vereinigung ſämtlicher Kirchen⸗ und Schulkuxberech⸗ 
tigungen in einer Hand beſteht im Bereiche der rev. SchlefBD. 
(Provinz Schleſien ohne die Lauſitz), wo in Anlehnung 
an einen ſchon ſeit 1778 beſtehenden Zuſtand durch KO. 
vom 9. März 1830 (GS. 48) der „Schleſiſche Freikux— 
felderfonds“ geſchaffen worden iſt. Dieſer Fonds, in den die 
geſamte Ausbeute der Freikuxe für Kirche und Schule fließt, wird 
„nach dem jedesmaligen Stande der Bedürfniſſe für Kirchen- und 
Schulzwecke vorzüglich zum Beſten der Knappſchaftsgenoſſen 
und deren Kinder ohne Unterſchied der Konfeſſion auch an ſolchen 
Orten verwendet, wo der eigentliche Freibau jener Kuxe nicht 
ſtattgefunden hat“. Die Verwaltung wird vom Oberpräſidenten 
der Provinz Schleſien unter Mitwirkung des OBA. in Breslau 
und unter Oberaufſicht des Handelsminiſters und des Kultus⸗ 
miniſters geführt !). Die Beiträge haben die Natur öffentlicher 
Abgaben und werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 
Der Schleſiſche Freikuxfelderfonds hat viel zur Förderung der 
Kirchen⸗ und Schulverhältniſſe in den ſchleſiſchen Bergbaubezirken 
beigetragen. Durch das Volksſchulgeſetz vom 28. Juli 1906 (vgl. 
§ 31 Abſ. 2) iſt er nicht berührt worden. Mehrfache Beſtrebungen 
der Freikuxpflichtigen, eine Beſeitigung der ihrer Form nach ver— 
alteten Abgabe herbeizuführen, ſind fehlgeſchlagen. 

Den Grundkuxen verwandt find folgende Rechte, die eben- 
falls, ſoweit ſie beim Inkrafttreten des ABG. bereits erworben 
waren, beſtehen geblieben ſind, ſeitdem aber nicht mehr entſtehen 
können: 

a) Die Tradde. Sie vertrat bei den Steinkohlenbergwerken 
im Bereiche der Cleve-MärkBO. die Grundkuxe. Der 
Grundeigentümer, auf deſſen Grund und Boden ein Stein⸗ 
kohlenſchacht abgeteuft war, hatte wahlweiſe das Recht, ent⸗ 
weder Vergütung für den Grundſchaden oder von dem 
Förderer der Kohlen eine Bruttoabgabe, beſtehend je nach 
der Beſchaffenheit des Bodens in dem 65. oder 130. Faß 
der geförderten Kohlen (Traddefaß) zu verlangen. Das 
Wahlrecht mußte binnen beſtimmter Friſten ausgeübt werden. 


1) Regulativ vom 24. März 1868 mit Nachtrag vom 31. Juli 1869. 
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b) Das Schleſiſche Mitbaurecht zur Hälfte. In Schleſien 
hat ſich die Bergbaufreiheit erſt ſpät gegenüber dem Wider⸗ 
ſtande der Grundherrn durchzuſetzen vermocht. Noch die 
rev. BO. von 1769 gab dem Grundherrn ein Vorzugs⸗ 
recht zum Muten, wenn auf ſeinem Grundſtück von einem 
anderen ein Fund gemacht worden war. Dieſer Grundſatz 
wurde aber ſehr bald als dem Gedeihen des Bergbaues 
nicht förderlich erkannt und dahin abgeſchwächt, daß der 
Eigentümer des Fundgrubengrundſtücks ſich durch eine inner⸗ 
halb einer beſtimmten Friſt abzugebenden Erklärung zur 
Hälfte an dem Betriebe des gemuteten Bergwerks (unter 
Anteilnahme am Gewinn und Verluſt) beteiligen konnte. 
In dieſer Form ging das Mitbaurecht auch in der Magdeb.- 
Halberit BD. über. Die Einrichtung gehört jetzt der Rechts⸗ 
geſchichte an, doch finden ſich ihre Spuren noch bei einigen 
Gewerkſchaften a. R., die aus zwei zu je 61 Kuxen be⸗ 
rechtigten Gewerken beſtehen, eine Verteilung des Kux⸗ 
beſitzes, die bei Nichtübereinſtimmung der Gewerken die Be⸗ 
triebsentwickelung lähmen kann. 

e) Die linksrheiniſche Grundrente. Dieſe iſt beſtehen 
geblieben, ſoweit ſie in den Konzeſſionsurkunden nach Maß⸗ 
gabe des franzöſiſchen Berggeſetzes von 1810 den Berg⸗ 
werkskonzeſſionären zugunſten der Grundeigentümer auferlegt 
worden iſt. 


4. Bergbauhilfs kaſſen. 

Unter dem Namen Bergbauhilfskaſſen (Berggewerkſchafts⸗ 
kaſſen, Schürfgelderkaſſen) ſind in mehreren Bergbaugebieten aus 
Beiträgen der Bergwerksbeſitzer gemeinnützige Fonds begründet 
worden, die teils die Unterſtützung bedürftiger Berufsgenoſſen durch 
Darlehen, teils die Unterhaltung gemeinnütziger Anlagen (Berg⸗ 
werksſtraßen, Bergſchulen uſw.) bezweckten. Zurzeit beſtehen noch 
fünf ſolcher Bergbauhilfskaſſen ): 

1. die Oberſchleſiſche Steinkohlen⸗Bergbauhilfskaſſe, 
2. die Niederſchleſiſche Steinkohlen⸗Bergbauhilfskaſſe, 


1) Die Clausthaler Bergbaukaſſe iſt keine Bergbauhilfskaſſe, ſondern ein 
ſtaatlicher Inſtitutenfonds. 
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3. die aus der Vereinigung der Märkiſchen und der Eſſen⸗ 

Werdenſchen entſtandene Weſtfäliſche Berggewerkſchaftskaſſe, 

4. die gewerkſchaftliche Bergbauhilfskaſſe für den Niederſächſiſch⸗ 

Thüringiſchen Diſtrikt und 

5. die Kamsdorfer Schürfgelderkaſſe. 

Die Verwaltung dieſer Kaſſen, die früher in der Hand der 
Bergbehörden lag, iſt durch das Geſ. vom 5. Juni 1863 — das 
neben dem ABG. beſtehen geblieben iſt ($ 245 Abſ. 1) — den 
Beſitzern der beteiligten Bergwerke übertragen und näher geregelt 
worden. 

Die Bergbauhilfskaſſen ſind juriſtiſche Perſonen. Ihre Satzungen 
unterliegen der Beſtätigung des Handelsminiſters. Kaſſenorgane 
ſind der Vorſtand und die Generalverſammlung. Die ſtaatliche 
Aufſicht über die Verwaltung wird vom OBA. durch einen Kom⸗ 
miſſar geführt. 

Die Haupttätigkeit der Bergbauhilfskaſſen beſteht zurzeit in 
der Unterhaltung und Unterſtützung von Bergſchulen und 
Bergvorſchulen). Die Ausgaben werden aus den Zinſen der 
angeſammelten Vermögen beſtritten, doch kann durch die Satzung 
mit Genehmigung des Handelsminiſters auch die Erhebung von 
Beiträgen angeordnet werden, eine Befugnis, von der bisher nur 
die Weſtfäliſche Gewerkſchaftskaſſe Gebrauch gemacht hat. 


5. Privatbergregale. 

Da das Bergregal trotz der darin enthaltenen ſtaatshoheit⸗ 
lichen Befugniſſe zu den niederen Regalen gerechnet wurde 
($ 106 ALR. II, 16), jo konnte es vom Landesherrn auch an 
Privatperſonen übertragen werden, ſowohl in der Form 
der Verleihung als auch durch läſtigen Vertrag. Auch ein Erwerb 
durch Erſitzung war nicht ausgeſchloſſen. In gewiſſen Fällen iſt aber 
der Weg der Geſetzgebung gewählt worden. So beruht das den 
vormals unmittelbaren deutſchen Reichsſtänden innerhalb ihres 


1) Bergſchulen werden auch vom Staate und von Bergſchulvereinen unter⸗ 
halten. Die von den Bergbauhilfskaſſen unterhaltenen Bergſchulen ſind meiſt 
Privatanſtalten (abweichend bezügl. der Oberſchleſiſchen Bergſchule OVG. Z. f. B. 53 
241) und die Bergſchullehrer nicht (mittelbare) Staatsbeamte (OVG. Z. f. B. 
44 265, MinErl. Z. f. B. 45 117). Die ſtaatliche Schulaufſicht wird gegen⸗ 
über den Bergſchulen gewohnheitsgemäß von den Bergbehörden ausgeübt. 
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ſtandesherrlichen Gebietes zuſtehende Bergregal auf Art. 14 der 
deutſchen Bundesakte vom 8. Juni 1815 und den Preuß. Geſ. 
vom 21. Juni 1815 und 30. Mai 1820. Auch das Bergregal, das 
die Gutsherren in der Oberlauſitz hinſichtlich der niederen Metalle 
für ſich in Anſpruch nehmen, ſtützt ſich auf Geſetze, nämlich die 
angeblich durch Obſervanz in der Oberlauſitz rezipierten ſogenannten 
Böhmiſchen Bergwerksvergleiche von 1534 und 1575. 


Das ABG. hat durch Aufhebung des Bergregals des Staates 
zwar die Möglichkeit der Entſtehung weiterer Privatbergregale be⸗ 
ſeitigt, aber die in größerer Zahl vorhandenen Privatberg— 
regale beſtehen laſſen. Ihrer Aufhebung ſtand nach den 
Mot. die Erwägung entgegen, daß es ſich um wohlerworbene, 
auf anerkannten Rechtstiteln beruhende Rechte handele, die nur 
gegen Entſchädigung entzogen werden könnten. Dies trifft aber 
jedenfalls inſoweit nicht zu, als die in den Privatregalen ent⸗ 
haltenen ſtaatshoheitlichen Befugniſſe in Frage kommen. Aufrecht⸗ 
erhalten find durch $ 250 ABG. (vgl. auch Art. VIII Abſ. 3 der 
Nov. vom 18. Juni 1907) die Regalrechte der früher reichs⸗ 
unmittelbaren Standesherren und derjenigen, welche auf Grund 
beſonderer Rechtstitel das Bergregal in gewiſſen Bezirken all⸗ 
gemein oder für einzelne Mineralien zuſteht!). Der Fortbeſtand 
des oben erwähnten Rechts der Oberlauſitzer Gutsherren, das ſich 
nicht auf einen beſonderen Rechtstitel, ſondern auf eine Rechts⸗ 
norm ſtützt, iſt demnach zweifelhaft. 


Der Inhalt der Privatbergregale iſt nicht überall gleich. 
Grundſätzlich deckt er ſich mit dem Inhalte des früheren landes⸗ 
herrlichen oder ſtaatlichen Regals, ſchließt alſo namentlich das Recht 
der Bergwerksverleihung, der Zehnterhebung und der Bergpolizei 
in ſich, indeſſen iſt durch beſondere Verträge, Rezeſſe und Re⸗ 
gulative vielfach der urſprüngliche Inhalt abgeändert, eingeſchränkt, 
zum Teil auch erweitert. Wenn dem Fürſten Pleß durch Rezeß 
vom 4./ 26. März 1824 das Recht eingeräumt worden iſt, „inner⸗ 
halb des eigentlichen ſtandesherrlichen Gebietes nach Gutdünken 


1) Vgl. das Verzeichnis der Privatbergregale in der Anl. zur Druckſ. 
Nr. 126 d. Hauſes d. Abg. 1892/93, S. 55 ff. 

Das bedeutendſte Privatbergregal iſt das des Herzogs von Arenberg in 
der Grafſchaft Recklinghauſen (1911: 1½ Mill. M. Regalabgaben). 
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Gruben aufzunehmen, ohne daß es einer Mutung, Belehnung und 
Vermeſſung bedarf“, ſo liegt darin eine Erweiterung des Regalrechts, 
da die Eröffnung von Bergwerksbetrieben ohne vorherige Begründung 
eines beſtimmten Bergbaurechts (Feldesreſervation) auch dem 
Landesherrn als Regalherrn regelmäßig nicht geſtattet war. Ander⸗ 
ſeits ſind manche Privatregale auf ein beſtimmtes Mineral, andere 
auf ein bloßes Zehntrecht !), noch andere auf ein Vorrecht zum 
Muten (ius excludendi alios)?) eingeſchränkt. Das jus excludendi 
alios kann ſeiner Natur nach nur unter der Vorausſetzung aus⸗ 
geübt werden, daß zunächſt ein anderer Mutung einlegt. Hin— 
ſichtlich der durch die Nov. vom 18. Juni 1907 der Bergbau- 
freiheit entzogenen Steinkohlen und Salze würde es alſo gegen— 
ſtandslos geworden ſein, wenn es nicht durch Art. VIII Abſ. 4 
der Nov. in Beziehung auf dieſe Mineralien in ein das Bor- 
behaltsrecht des Staates ausſchließendes ſelbſtändiges Mutungsrecht 
umgewandelt worden wäre. 

Zweifelhaft iſt, ob das Privatbergregal grundſätzlich das Recht 
der Feldesreſervation in ſich ſchließt. Da in dem ſtaatlichen 
Bergregal dieſe Befugnis enthalten war und deſſen Inhalt 
mangels beſonderer Feſtſetzungen auch der Inhalt des Privat- 
bergregals iſt, ſo wäre die Frage zu bejahen, wenn nicht etwa 
aus § 250 Abſ. 2 („unbeſchadet dieſer Rechte unterliegt jedoch 
auch der Bergbau in jenen Bezirken den Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Geſetzes“) zu folgern iſt, daß der Erwerb des Berg— 
werkseigentums in den Regalbezirken nur auf dem durch das 
ABG. vorgezeichneten Wege, nämlich durch Mutung und Ver— 
leihung, erfolgen kanns). Dieſe Folgerung iſt aber bedenklich, da 
im § 250 Abſ. 2 unter „Bergbau“ wohl nicht auch der Erwerb 
des Bergwerkseigentums zu verſtehen iſt. 


Das Zehntrecht der Regalherrn wurde durch die all— 
mähliche Herabſetzung der ſtaatlichen Bergwerksabgaben nur inſo— 


1) Der Kohlenzehnte in der Herrſchaft Broich, das Bleierzzehnte in der 
Standesherrſchaft Beuthen (Oberſchl.). 

2) Kurheſſiſche Standesherrſchaften, Standesherrſchaft Beuthen (Oberſchl.), 
Rittergüter im Kreiſe Waldenburg i. Schl., Vaſallengüter des Fürſtentums 
Pleß. 

3) RekB. vom 17. April 1900, Z. f. B. 41 505. 
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weit berührt, als die vom Staate mit einzelnen (weſtfäliſchen) 
Regalherren geſchloſſenen Rezeſſe die Beſtimmung enthalten, daß 
die Regalabgaben den Betrag der geſetzlich beſtimmten landes⸗ 
herrlichen Abgaben nicht überſteigen dürfen. Um das Abgaben⸗ 
recht der Privatregalherren in dem beſtehenden Umfange zu wahren, 
iſt in dem Geſ. wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern vom 
14. Juli 1893 (GS. 119) die Beſtimmung des Regierungs⸗ 
entwurfs, wonach die ſtaatlichen Bergwerksabgaben „aufgehoben“ 
werden ſollten, im Landtage dahin geändert worden, daß ſie „außer 
Hebung geſetzt werden“. Die ſtaatlichen Bergwerksſteuern ſind 
demnach als — trotz zeitweiliger Nichterhebung — geſetzlich fort— 
beſtehend anzuſehen!) und dienen weiter als Norm für die Ab- 
gabenerhebung der Privatregalberechtigten. 


Auch das Recht zur Ausübung der Bergpolizei ſteht 
den Privatregalherren zu. Die Erwägung, daß die Ausübung 
eines Staatshoheitsrechts durch Privatperſonen den Grund— 
anſchauungen der modernen Staatsrechtswiſſenſchaft widerſpricht, 
befreit nicht von der Anerkennung der durch poſitive Geſetzes⸗ 
beſtimmungen geſchaffenen Rechtslage. Die dagegen beſtehenden 
praktiſchen Bedenken ſind zurzeit im weſentlichen dadurch behoben, 
daß die Privatregalherren teils auf die Ausübung der Bergpolize⸗ 
überhaupt verzichtet, teils dieſe den Bergrevierbeamten der an- 
grenzenden Reviere übertragen haben. 


Die zur Ausübung des Bergregals erforderlichen 
Organe zu ſchaffen, iſt Sache der Regalherrn. Das ABG. ($ 250 
Abſ. 3) läßt die von ihnen beſtellten „Bergbehörden“ in Wirki 
ſamkeit. Dieſe haben bei ihrer Tätigkeit, insbeſondere bei der 
Verleihung des Bergwerkseigentums, die berggeſetzlichen Be— 
ſtimmungen zu beobachten und ſtehen nach $ 108 ALR. II, 16 
unter der Oberaufſicht des Staates, die regelmäßig durch das 
O BA. ausgeübt wird. Nach $ 28 ALR. II, 14 find die Staats⸗ 
behörden als verpflichtet anzuſehen, die Regalabgaben auf Er⸗ 
ſuchen der Regalbehörden im Verwaltungszwangsverfahren bei⸗ 
treiben zu laſſen. 


i) RG, vom 31. Mai 1899, Z. f. B. 40 470. 
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Von den im $ 1 aufgeführten bergfreien Mineralien ſind 
einige für beſtimmte Landesteile dem Verfügungsrechte des Grund- 
eigentümers überlaſſen (vgl. S. 57). Wo eine ſolche Ausnahme 
beſteht, unterliegt die Aufſuchung und Gewinnung des Minerals 
grundſätzlich nicht dem Bergrecht, ſondern den allgemeinen Geſetzen. 
Auf beſtimmte Mineralgewinnungen, die in der Regel bergmänniſch 
betrieben werden, ſind indeſſen die — jeweils geltenden — Bor- 
ſchriften des ABG. in größerem oder geringerem Umfange für 
anwendbar erklärt, teils ſchon im 10. Titel des ABG., teils durch 
ſpätere Sondergeſetze. Dieſe Mineralgewinnungen, bei denen im 
Intereſſe der Betriebsſicherheit eine bergpolizeiliche Beaufſichtigung 
unentbehrlich war und auch nach anderen Richtungen die recht— 
liche Gleichſtellung mit dem Betrieb verliehener Bergwerke der 
Natur der Sache entſprach, ſind folgende: 

1. der weſtpreußiſche Braunkohlenbergbau ($ 210); 
2. der ſchleſiſche Eiſenerzbergbau ($$ 211 bis 211 in der 

Faſſung der Nov. vom 8. April 1894, GS. 41); 

3. der Kohlenbergbau im ſog. Mandatsgebiet?) (Geſ. v. 22. Febr. 

1869, GS. 401, in der Faſſung des AG. z. BGB. Art. 38, 

GS. 117); 

4. der Kohlenbergbau im Fürſtentum Calenberg einſchl. der 

Grafſchaft Spiegelberg (Art. XII, XIII der EV. für Hannover 

vom 8. Mai 1867, GS. 601); 

5. der Stein⸗ und Kaliſalzbergbau in Hannover (Geſ. vom 

14. Juli 1895, GS. 295, Geſ. vom 26. Juni 1904, GS. 135, 

Gef. vom 4. Aug. 1904, GS. 235). 


1) 10. Titel ABG. (8$ 210 bis 214d) und die im Text erwähnten 
Geſetze. Sehling, Die Rechtsverhältniſſe an den der Verfügung des Grund- 
eigentümers nicht entzogenen Mineralien uſw. Leipzig 1904. 

2) Das „Mandatsgebiet“ umfaßt die im § 1 Geſ. vom 22. Febr. 1869 
bezeichneten Landesteile (Teile der Prov. Sachſen und Brandenburg, die vor⸗ 
mals zum Kgr. Sachſen gehörten, Niederlauſitz, Oberlauſitz). Dort galt früher 
das Kurfürftl. Sächſiſche Mandat vom 19. Aug. 1743, wonach die Stein⸗ und 
Braunkohlen dem Grundeigentümer gehörten. Vor dem Geſ. vom 22. Febr. 
1869 konnte der Staat Konzeſſionen zum Bergwerksbetriebe erteilen, wenn der 
Grundeigentümer ſelbſt nicht abbauen wollte. Die erteilten Konzeſſionen ſind 
beſtehen geblieben. 
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Aus den gleichen Geſichtspunkten ſind Teile des ABG. auch 
auf die Gewinnung einzelner Mineralien für anwendbar erklärt 
worden, die nicht zu den im § 1 aufgeführten gehören, und 
zwar auf 

6. die linksrheiniſchen Dachſchiefer⸗, Traß⸗ und Baſaltlavabrüche 

(§ 214 bis 214d in der Faſſung der Nov. vom 7. Juli 

1902, Art. II, GS. 255); 

7. die Aufſuchung und Gewinnung von Erdöl im ganzen 

Staatsgebiete (Geſ. vom 6. Juni 1904, GS. 105). 

Für alle dieſe Mineralgewinnungen gelten die Beſtimmungen 
über die Bergbehörden und die Bergpolizei (8. und 9. Titel), für 
alle mit Ausnahme der oberirdiſch betriebenen linksrheiniſchen 
Dachſchiefer⸗, Traß⸗ und Baſaltlavabrüche auch das Bergarbeiter⸗ 
recht einſchließlich der Beſtimmungen über die Betriebsbeamten 
(3. Abſchn. des 3. Titels), für alle mit Ausnahme des ſchleſiſchen 
Eiſenerzbergbaues und der Erdölbetriebe auch das Knappſchafts⸗ 
recht, für alle mit Ausnahme des weſtpreußiſchen Braunkohlen⸗ 
bergbaues auch die Beſtimmungen über die Aufbereitungsanſtalten, 
Dampfkeſſel und Triebwerke, endlich für alle mit Ausnahme des 
weſtpreußiſchen Braunkohlenbergbaues, der linksrheiniſchen Traß⸗ 
und Baſaltlavabrüche und der oberirdiſchen Dachſchieferbrüche auf 
die Beſtimmungen über Betriebsanzeige, Betriebsplan, Grubenbild 
und Aufſichtsperſonen (88 66 bis 79). Außerdem gelten für den 
Kohlenbergbau im Mandatsbezirk und im Fürſtentum Calenberg, 
für den Stein⸗ und Kaliſalzbergbau in Hannover und für die 
unterirdiſchen linksrheiniſchen Dachſchieferbrüche noch das Hilfs⸗ 
baurecht ( 60 bis 63), mit gewiſſen Einſchränkungen das Ent- 
eignungsrecht (5. Titel Abſchn. 1) und das Bergſchadenrecht!) 
(5. Titel Abſchn. 2), endlich für den Kohlenbergbau im Mandats- 
gebiet und den Salzbergbau in Hannover auch die Beſtimmungen 
über das Verhältnis des Bergbaues zu den öffentlichen Verkehrs⸗ 
anſtalten (5. Titel Abſchn. 3). 

Von der Anwendung auf den Grundeigentümerbergbau ſind 
der Natur der Sache nach ausgeſchloſſen die Beſtimmungen 
über das Schürfen, Muten und Verleihen. Das Aufſuchen 
der dem Verfügungsrechte des Grundeigentümers unterliegenden 


1) Dies gilt aber nicht im Verhältnis der Abbauberechtigten zueinander. 
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Mineralien iſt nicht Schürfen im bergrechtlichen Sinne. Unter 
der bergpolizeilichen Aufſicht ſtehen ſolche Aufſuchungsarbeiten nur, 
ſoweit dies im Geſetz beſonders beſtimmt iſt. Das iſt der Fall 
in dem Erdölgeſetz, das nicht nur die Gewinnung, ſondern auch 
die Aufſuchung von Erdöl regelt. Das Geſetz über die Aus⸗ 
dehnung von Beſtimmungen des ABG. auf den hannoverſchen 
Stein⸗ und Kaliſalzbergbau vom 14. Juli 1895 begründete ebenſo⸗ 
wenig wie die anderen Ausdehnungsgeſetze eine Zuſtändigkeit der 
Bergpolizei gegenüber den Aufſuchungsarbeiten. Mit Rückſicht 
auf die Gefährdung der volkswirtſchaftlich wertvollen hannoverſchen 
Kaliſalzlagerſtätten durch unſachgemäße Bohrungen erſchien dies 
als ein Mangel. Daher erging das ergänzende Geſ. vom 26. Juni 
1904 über die Ausdehnung berggeſetzlicher Beſtimmungen auf die 
Aufſuchung von Stein- und Kaliſalz und von Solquellen in der 
Provinz Hannover, wodurch die bergpolizeiliche Zuſtändigkeit gegen⸗ 
über dieſen Aufſuchungsarbeiten geſchaffen wurde. Der gegen- 
wärtige Rechtszuſtand in Hannover iſt inſofern eigenartig, als die 
Aufſuchung von Solquellen nach dem Geſ. vom 26. Juni 1904 
der Bergpolizei, dagegen die Gewinnung der Solquellen und der 
Salinenbetrieb der Aufſicht der allgemeinen Polizei unterliegen. 

Die aus dem Bergwerkseigentum entſpringenden 
Befugniſſe ſtehen dem Betreiber des Grundeigentümerbergbaues 
nur inſoweit zu, als ſie ihm ausdrücklich geſetzlich übertragen ſind. 
Er hat z. B. nicht das Mutungsvorrecht aus § 55. 

Nicht auf den Grundeigentümerbergbau übertragen iſt ferner 
das Gewerkſchaftsrecht!). Mehrere Mitbeteiligte an einem 
Grundeigentümerbergwerk werden rechtlich jo behandelt wie Mit- 
beteiligte an einem verliehenen Bergwerk, die die Gewerkſchafts— 
form ausgeſchloſſen haben. Insbeſondere haben ſie, wenn ſie 
nicht eine Geſellſchaftsform des Handelsrechts oder des allgemeinen 
bürgerlichen Rechts wählen, in gleicher Weiſe einen Repräſentanten 
zu beſtellen. 

Die oben erwähnte Einſchränkung des berggeſetzlichen 
Enteignungsrechts geht dahin, daß die Grundabtretung nur inſo— 
weit gefordert werden kann, als die Benutzung eines fremden Grund⸗ 
ſtücks zur Anlage von „Wegen, Eiſenbahnen, Kanälen, Waſſerläufen 


1) Über die „Kaufgewerkſchaften“ vgl. S. 166f. 


256 Grundzüge des preußiſchen Bergrechts. 


und Hilfsbauen zum Zwecke des Grubenbetriebs und des Abſatzes 
der Bergwerkserzeugniſſe“ notwendig iſt. Den für Schachtanlagen, 
Aufbereitungsanſtalten uſw. erforderlichen Grund und Boden kann 
der Bergbauunternehmer nicht im Enteignungswege erwerben. Es 
iſt ſeine Sache, ſich ſchon bei Abſchluß des Abbauvertrages mit 
dem Grundeigentümer das Recht zur Benutzung der Tagesober⸗ 
fläche in dem erforderlichen Umfange zu ſichern!). Aus dieſem 
Grund entſpricht es auch nicht der Abſicht des Geſetzes, wenn 
dem Unternehmer gegenüber der Grundeigentümer, von dem er 
ſein Abbaurecht herleitet, ein Enteignungsrecht zum Zwecke der 
Anlage von Wegen, Eiſenbahnen uſw. zugebilligt wird?). Der 
Umſtand, daß der Grundeigentümer, von dem Grundabtretung 
verlangt wird, regelmäßig auf ſeinem Grund und Boden ſelbſt 
abbauberechtigt iſt, hindert die Enteignung nur dann, wenn dieſer 
Abbau in greifbare Nähe gerückt iſt. 

Eine dem Grundeigentümerbergbau eigentümliche, zurzeit auf 
den Kohlenbergbau im Mandatsgebiet und den Salzbergbau in 
Hannover beſchränkte Rechtseinrichtung iſt die ſelbſtändige Ab- 
baugerechtigkeit (Kohlenabbaugerechtigkeit, Salzabbaugerechtig⸗ 
keit) s). Die Beſtellung einer ſolchen kann für den Grundeigentümer 
ſelbſt oder für einen Dritten erfolgen. Zu ihrer Entſtehung iſt 
im erſten Falle die Erklärung des Grundeigentümers gegenüber 
dem Grundbuchamt, im zweiten Falle die Einigung des Grund— 
eigentümers und des Erwerbers, die bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Teile vor dem Grundbuchamt zu erklären iſt, in beiden 
Fällen außerdem die Eintragung im Grundbuch erforderlich. Die 
Eintragung ſoll von der Vorlegung eines vorſchriftsmäßigen 
Situationsriſſes abhängig gemacht werden. Sie darf ferner nicht 
ohne Einwilligung der an dem Grundſtücke dinglich Berechtigten 
ſtattfinden, da deren Rechte durch die Veränderung des Inhalts 
des Grundeigentums beeinträchtigt werden können. Jedoch iſt die 
Beſtellung der Abbaugerechtigkeiten dadurch erleichtert, daß die 
agrarrechtlichen Beſtimmungen über die Erteilung von Unſchädlich— 


1) In Zweifelsfällen wird ſich der Unternehmer auf $ 157 BGB. berufen 
können. 

2) In der Praxis und Literatur überwiegt die entgegengeſetzte Anſicht. 

3) 88 2ff. Gef. vom 22. Febr. 1869, Gef. vom 4. Aug. 1904. Die 
chleſiſchen Eiſenerzförderungsrechte ſind nicht ſelbſtändige Abbaugerechtigkeiten. 
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keitszeugniſſen (mit gewiſſen weiteren Erleichterungen) für an⸗ 
wendbar erklärt ſind. 

Die ſelbſtändige Abbaugerechtigkeit erhält ein beſonderes 
Grundbuchblatt. Sie ſteht hinſichtlich der Anwendung der ſich auf 
Grundſtücke beziehenden Vorſchriften, der grundbuchlichen Behand⸗ 
lung, der Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung, der frei— 
willigen Verſteigerung ſowie der Erwerbsbeſchränkungen aus⸗ 
ländiſcher juriſtiſcher Perſonen und außerpreußiſcher Gewerkſchaften 
dem Bergwerkseigentum gleich (ſ. S. 88, 92f.). Die Vereinigung 
mehrerer Abbaugerechtigkeiten iſt unter ähnlichen Vorausſetzungen 
zuläſſig wie die Konſolidation verliehener Bergwerke. 

Die Abbaugerechtigkeit geht unter durch Löſchung im Grund— 
buche. Dieſe hat zu erfolgen, wenn der Abbauberechtigte gegen- 
über dem Grundbuchamt erklärt, daß er ſein Recht aufgebe. Iſt 
das Feld vollſtändig abgebaut, ſo kann ſie aber auch ohne Zu— 
ſtimmung des Abbauberechtigten auf Antrag des Grundeigentümers 
oder eines an dem Grundſtück dinglich Berechtigten vorgenommen 
werden. Der Nachweis des vollſtändigen Abbaues iſt durch ein 
Zeugnis der Bergbehörde zu führen. 

Der wirtſchaftliche Wert der Abbaugerechtigkeit als Rechts⸗ 
einrichtung liegt darin, daß neben das durch den Abbauvertrag 
(Pachtvertrag) begründete obligatoriſche ein dingliches Rechtsver⸗ 
hältnis tritt, das eine Grundlage für den Realkredit bildet. Ihre 
Bedeutung iſt dadurch noch geſtiegen, daß durch das BGB. die 
Möglichkeit, jedem obligatoriſchen Rechtsverhältnis durch Eintragung 
in das Grundbuch Wirkſamkeit gegen Dritte zu verſchaffen, be⸗ 
ſeitigt iſt. Seitdem käme, wenn nicht die ſelbſtändige Abbau⸗ 
gerechtigkeit eingeführt wäre, für den vorliegenden Zweck nur die 
— nicht übertragbare und darum meiſt ungeeignete — beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit (8 1090 ff. BGB.) in Betracht. 
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